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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vor s i t zen cl e: Präsident Dr. Fischer, 
Zweiter Präsident Dr. Lichal, Dritte Präsidentin 
Dr. Heide Schmidt. 

*"'*** 

Präsident: Ich darf alle Damen und Herren 
herzlich begrüßen und die heutige 55. Sitzung 
des Nationalrates dieser Gesetzgebungsperiode 
er ö f f n e n. 

Das Amtliche Protokoll der 53. Sitzung vom 
16. Dezember 1991 ist in der Parlamentsdirektion 
aufgelegen, unbeanstandet geblieben und gilt da­
her als genehmigt. 

Für die heutige Sitzung wurden als ver hin -
der t gemeldet die Abgeordneten Ing. Karl Dit­
trich, Dr. Schwimmer, Dr. IIse Mertel. Helene 
Pecker, Kerschbaum und Matzenauer. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Ich darf bekanntgeben, daß die An­
fragebeantwortungen 17321 AB und 1733/ AB ein­
gelangt sind. 

Gemäß § 80 Abs. 1 der Geschäftsordnung wur­
de das eingelangte Ansuchen des Landesgerichtes 
Innsbruck um Zustimmung zur behördlichen 
Verfolgung des Abgeordneten zum Nationalrat 
Robert Strobl wegen Verdachtes nach § 153 
Abs. 1 und 2 Zweiter Fall Strafgesetzbuch 

dem Immunitätsausschuß 

zugewiesen. 

Dem Ausschuß für Petitionen und Bürgerin­
itiativen wurden folgende Petitionen zugewiesen: 

Pet i t ion Nummer 36 betreffend Anerken­
nung der Gebärdensprache Gehörloser in Öster­
reich, überreicht von den Abgeordneten Dr. 
Feurstein, Mag. Guggenberger, Dr. Helene Par­
tik-Pable und Srb, sowie 

Pet i t ion Nummer 37 betreffend die Aus­
bildung der Physikotherapeuten, überreicht vom 
Abgeordneten Helmuth Stocker. 

Auf Ersuchen des Ausschusses für Petitionen 
und Bürgerinitiativen sind folgende Zuweisungen 
an andere Ausschüsse erfolgt: 

dem Ausschuß für Arbeit und Soziales: 

Petition Nummer 30: 

dem Bautenausschuß: 

Bürgerinitiative Nummer 16, 

Bürgerinitiative Nummer 23; 

dem Verkehrsausschuß: 

Bürgerinitiative Nummer 14. 

Weiters teile ich mit, daß die Regierungsvorla­
gen 

Bundesverfassungsgesetz, mit dem das Bundes­
Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 geän­
dert wird (372 der Beilagen), 

Konsulargebührengesetz (373 der Beilagen) so­
wie 

Sicherheitskontrollgesetz (374 der Beilagen) 

eingelangt sind. 

Ankündigung einer dringlichen Anfrage 

Präsident: Bevor wir in die Tagesordnung ein­
gehen, möchte ich bekanntgeben, daß die Abge­
ordneten Mag. Terezija Stoisits und Genossen das 
Verlangen gestellt haben, die soeben eingebrachte 
schriftliche Anfrage 2163/J an den Herrn Bundes­
minister für Justiz betreffend Reformen im Ju­
stizbereich dringlich zu behandeln. 

Da dieses Verlangen darauf gerichtet ist, die 
dringliche Behandlung noch vor Eingang in die 
Tagesordnung durchzuführen, mache ich von 
dem Recht nach § 93 Abs. 4 der Geschäftsord­
nung Gebrauch, die Verhandlung dieser dringli­
chen Anfrage an den Schluß der Sitzung. nicht 
aber über die vierte Stunde des Nachmittags hin­
aus zu verlegen. - Bitte um Kenntnisnahme. 

1. Punkt: Bericht des Budgetausschusses über die 
Regierungsvorlage (250 und Zu 250 der Beila­
gen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1992 samt 
Anlagen (300 der Beilagen) 

Spezialdebatte 

Beratungsgruppe IX 

Kapitel 63: Handel, Gewerbe, Industrie, Frem­
denverkehr 

Kapitel 64: Bauten und Technik (einschließ­
lich Konjunkturausgleich-Voranschlag) 

Präsident: Wir können nun in die Tagesord­
nung eingehen und den 1. Punkt in Behandlung 
nehmen, nämlich den Bericht des Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (250 und 
Zu 250 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das 
Jahr 1992 samt Anlagen (300 der Beilagen). 
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Präsident 

Redezeitbeschränkung 

Präsident: Bevor wir in die Verhandlungen ein­
treten und der Herr Berichterstatter das Wort er­
hält, gebe ich bekannt, daß in der Präsidialsitzung 
der Vorschlag einer Gesamtredezeit für die ein­
zelnen Fraktionen beraten wurde. Ich lege dem­
nach folgende Gesamtredezeiten vor: für den 
Klub der SPÖ 240 Minuten. für den Klub der 
ÖVP 220 Minuten, für den Klub der FPÖ 
190 Minuten und für den Grünen Klub 120 Mi­
nuten. 

Ich bitte nunmehr den Herrn Spezialberichter­
statter, Abgeordneten Franz Stocker, im Zuge der 
Verhandlungen über die Beratungsgruppe IX: 
wirtschaftliche Angelegenheiten um seine Be­
richterstattung. 

Spezialberichterstatter Franz Stocker: Herr 
Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Im 
Grundbudget für das Jahr 1992 sind im Kapi­
tel 63 3 252 765 000 S und im Kapitel 64 
27 188 511 000 S vorgesehen. Hievon beträgt der 
Personalaufwand bei Kapitel 63 578 048 000 S. 
bei Kapitel 64 1 781 506 000 S. 

Auf den Sachaufwand entfallen bei Kapitel 63 
2 674 717 000 S und bei Kapitel 64 
25 407 005 000 S. 

Die Einnahmen sind bei Kapitel 63 mit 
896 353 000 S und bei Kapitel 64 mit 
5 464 241 000 S vorgeschätzt und somit gegen­
über 1991 bei Kapitel 63 um 328 985 000 S ge­
ringer und bei Kapitel 64 um 256 799 000 S hö­
her veranschlagt. 

Dem Personalaufwand, der bei Kapitel 63 
17,7 Prozent und bei Kapitel 64 6,5 Prozent des 
Grundbudgets in Anspruch nimmt, sind im 
Jahr 1992 beim Kapitel 63 insgesamt 1 405 und 
beim Kapitel 64 insgesamt 5 606 Planstellen zu­
grunde gelegt. das sind - beide Kapitel zusam­
men - um 296 Planstellen weniger als im Vor­
jahr. 

Die Verminderung des Sachaufwandes bei 
Kapitel 63 ergibt sich durch die Ausgliederung 
der Stärkeförderung. Die Erhöhung bei Kapi­
tel 64 betrifft die Errichtung und Erhaltung von 
Schulen und sonstigen Bundesgebäuden sowie 
ASFINAG-Zahlungen. 

Der Konjunkturausgleich-Voranschlag 1992 
enthält für das Kapitel 64 darüber hinaus in der 
Stabilisierungsquote Anlagenkredite in Höhe von 
420 Millionen Schilling und Aufwandkredite von 
380 Millionen Schilling für den Bundeshochball. 

Die Konjunkturbelebungsquote sieht Anlagen­
kredite in Höhe von 356 Millionen Schilling und 
Aufwandkredite von 244 Millionen Schilling vor, 

die ausschließlich für den Bundeshochbau be­
stimmt sind. 

Die Veränderung der Einnahmen des Kapi­
tels 63 begründet sich im Wegfall der Verkaufser­
löse für das Österreichische Verkehrsbüro und 
der zweckgebundenen Einnahmen der Stärkeför­
derung. bei gleichzeitiger Anhebung der Einnah­
men für Flächen-, Schürf- und Förderzinse. Die 
Erhöhung der Einnahmen bei Kapitel 64 ergibt 
sich im wesentlichen durch eine höhere Veran­
schlagung bei den Strafgeldern und höhere Dotie­
rung der Katastrophenfondsmittel. 

Bei der Abstimmung am 29. November 1991 
hat der Budgetausschuß die finanzgesetzlichen 
Ansätze der zur Beratungsgruppe IX zusammen­
gefaßten Kapitel 63 "HandeL Gewerbe, Industrie, 
Fremdenverkehr" und 64 "Bauten und Technik" 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1992 in der 
Fassung des Abänderungsantrages der Abgeord­
neten Mag. Brigitte Ederer und Bayr einstimmig 
angenommen. 

Dieser Abänderungsantrag sieht vor, daß im 
Voranschlagsansatz 1/63136 bei der Bergbau­
und Grundstoffe-Förderung der Ansatz um 
30 Millionen Schilling auf 170,24 Millionen redu­
ziert wird. Das begründet sich aus dem Vorziehen 
von Förderungen auf das Jahr 1991. 

Der Budgetausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 63: Handel, Gewerbe, Industrie, 
Fremdenverkehr und dem Kapitel 64: Bauten 
und Technik - samt dem zum Kapitel 64 gehö­
renden Teil des Konjunkturausgleich-Voranschla­
ges - des Bundesvoranschlages für das Jahr 1992 
(250 der Beilagen) mit der dem schriftlichen Aus­
schußbericht angeschlossenen Abänderung wird 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichterstat­
ter sehr herzlich, begrüße den Herrn Bundesmi­
nister Wolfgang Schüssel und erteile dem ersten 
Redner, Abgeordneten Mautner Markhof. das 
Wort. 

9.W 

Abgeordneter Okfm. Mautner Markhof 
(FPÖ): Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Hohes Haus! Ich möchte - wie bereits bei der 
letzten Budgetdebatte - an den Beginn meiner 
Ausführungen das stellen, was mir an diesem 
Budgetkapitel gefällt. 

Herr Bundesminister! Ich freue mich, daß Sie 
und mit Ihnen die gesamte Bundesregierung ei­
nen eindeutigen Kurs zur EG eingeschlagen ha­
ben und daß Sie sich endlich - nach vielen Jah­
ren - entschlossen haben, den Weg, den die Frei­
heitliche Partei bereits vor langem vorgegeben 
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hat. auch zu gehen. (Beifall bei der FPÖ. - Zu/[­
sehen rufe bei der ÖVP.) 

Wir werden Sie auf diesem Weg unterstützen, 
und Sie werden uns brauchen. (Neuerliche Z~1/i­

sehen rufe bei der ÖVP.) Herr Kollege! Was wür­
den Sie eigentlich im Parlament reden, wenn es 
keinen Haider gäbe, Ihnen würde ja g~.r kein Zwi­
schenruf einfallen. (Beifall bei der FPO.) 

Herr Bundesminister! Die zweite Anerkennung 
ist - ich bin sehr froh darüber, daß ich das sagen 
kann -, daß Sie ganz offensichtlich - als einzi­
ges Ministerium - auf zahlreichen Gebieten ei­
nen Teil Ihrer Beamtenschaft eingespart haben. 
Ich weiß, daß im Hinblick auf die EG-Verhand­
lungen und auf alt das, was damit zusammen­
hängt, ein ungeheures Arbeitspensum auf Ihr Mi­
nisterium zugekommen ist. Diese Ihre Verdienste 
möchte ich wirklich anerkennend unterstreichen. 
(Beifall bei FPÖ und Ö VP.) 

So viel Lob haben Sie von der Opposition noch 
nie bekommen. (Unruhe und Heiterkeit im Saal.) 
Ich habe aber noch einen Punkt: Ihr Bemühen 
um eine Liberalisierung der Wirtschaft, was Ih­
nen jedoch nicht immer gelungen ist. Wir konn­
ten auch nicht alles durchsetzen, was Sie wollten. 
Denken Sie nur an die Ladenöffnungszeiten. 
Aber es gab doch Schritte in die richtige Rich­
tung! Damit bin ich mit meinem Lob am Ende. 
(Abg. Dipl.-Ing. R i e g I er: Scholl? Viel zu früh.') 

Herr Minister! Jetzt komme ich zu dem, was 
Sie vergessen haben. Sie haben vergessen, daß es 
in Österreich auch eine wirtschaftliche Landes­
verteidigung und einen Zivilschutz gibt. Fragen 
Sie einen Fachmann auf dem militärischen Ge­
biet! Eine militärische Landesverteidigung ist 
sinnlos ohne eine entsprechende wirtschaftliche 
Landesverteidigung. Wir müssen nicht gleich an 
Krieg denken, auch Krisenfälle können zu kriegs­
ähnlichen Situationen führen. Man kann nicht 
auf der einen Seite sagen: Ich bin für die Landes­
verteidigung! und auf der anderen Seite die wirt­
schaftliche Landesverteidigung vergessen. 

Sie geben für den Zivilschutz und für die wirt­
schaftliche Landesverteidigung, die Ihnen unter­
stehen, rund 1 Million Schilling aus. Das ist, ge­
linge gesagt, ein Witz! Allein für die wirtschaftli­
che Landesverteidigung werden in der Schweiz 
umgerechnet 136 Millionen Schilling ausgegeben, 
und für die gesamte zivile Landesverteidigung ist 
in der Schweiz ein Betrag von 2 Milliarden Schil­
ling vorgesehen. Angesichts dessen ist Ihre Mil­
lion, die Sie dafür ausgeben, wirklich ein Witz. 

Herr Bundesminister! Mein Lob für Ihr Eintre­
ten für unseren Beitritt zur EG ist - das scheint 
mir ein sehr ernstes Kapitel zu sein, und wir ha­
ben es hier schon x-mal besprochen - mit einem 
völligen Unverständnis für Ihren EWR-Weg ver-

bunden. Jetzt plötzlich wird offensichtlich, daß 
der EWR gar nicht so sicher ist. wie man es uns 
gesagt hat. Er wurde ja bereits als großer Erfolg 
gefeiert! Momentan ist er unsicher, weil sich der 
entsprechende Gerichtshof damit beschäftigt. Es 
ist auch unsicher, ob alle Staaten dem EWR zu­
stimmen werden. Ich denke vor allem an Norwe­
gen und an die Schweiz, die am 6. Dezember 
1992 eine Volksabstimmung darüber abhalten 
wird. Nun, in dieser Situation heißt es plötzlich: 
Na ja, das ist gar nicht so arg, wir werden trotz­
dem in die EG hineinkommen! Ja zum Teufel 
noch einmal, vorher haben Sie uns eingeredet, 
daß der EWR notwendig ist, um in die EG hin­
einzukommen. Jetzt ist er plötzlich nicht mehr 
notwendig, jetzt können wir es auc~ ohne EWR 
machen. (Beifall bei der FPO. Abg. 
5 c h war zen be r ger: Das liegt nicht aflilns al­
Lein.') 

Herr Bundesminister! Wir alle - ich schließe 
davon die Grünen aus, denn die sind anderer Mei­
nung und verfolgen andere Ziele -, die Österrei­
chische Volkspartei, die Sozialdemokraten und 
die Freiheitlichen wollen, daß wir in die EG hin­
einkommen. Wir müssen somit alles vermeiden, 
was diesen Weg in den Augen unserer Bevölke­
rung verwirrt. Und der EWR verwirrt, dies nicht 
nur deshalb, weil Sie zuwenig informieren, son­
dern auch deshalb, weil Sie falsch informieren. 
(Neuerlicher Beifall bei der FPÖ.) 

Ich möchte Ihnen ein wörtliches Zitat aus einer 
Aussendung des Steiermärkischen Wirtschafts­
bundes bringen. Ich bitte die Damen und Herren 
der Volkspartei zuzuhören. Ich zitiere wörtlich 
einen Satz: "Wir haben in den Verhandlungen" 
- gemeint sind die Verhandlungen um den EWR 
- "verschiedene Ziele erreicht, darunter die Ver-
wirklichung der vier Grundfreiheiten." - Ende 
des Zitats. 

Das ist falsch! Das sagen wir immer wieder, was 
Sie aber nicht hindert. immer aufs neue derartige 
Aussendungen hinauszugeben. Wir würden die 
vier Grundfreiheiten mit dem EWR nicht bekom­
men. Von einem freien Warenverkehr beispiels­
weise kann keine Rede sein, denn es bleibt die 
Grenzkontrolle. Wir werden weiterhin Drittlän­
derstatus haben. Wir werden weiterhin Ur­
sprungszeugnisse brauchen. Wir werden weiter­
hin nicht beliebige Waren im Reiseverkehr nach 
Österreich einführen können. Es wird unzählige 
Einschränkungen geben. 

Zweiter Punkt: freier Kapitalverkehr. Diesen 
werden wir durch den EWR nicht bekommen, 
weil wir ihn ohnehin seit 4. November dieses Jah­
res schon haben. Sie können doch nicht behaup­
ten, daß wir mit dem EWR eine Grundfreiheit 
erhalten, die wir bereits besitzen. Den freien Per­
sonenverkehr wird es zwar zu einem Großteil ge­
ben, aber mit sehr vielen Einschränkungen. 
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Wenn Sie aber nicht die Wahrheit sagen, nicht 
sagen, wie es wirklich ist, dann werden Sie, meine 
Damen und Herren, die Bevölkerung nur verwir­
ren. (Beifall bei der FPÖ.) 

Noch etwas, Herr Minister. Als Praktiker der 
Wirtschaft warne ich vor einer Vorstellung, die 
schlicht und einfach falsch ist: daß der Beitritt 
zum Europäischen Wirtschaftsraum für die Wirt­
schaft eine Vorbereitung zur EG ist. Das bringt 
eine doppelte Umstellung! Das bringt mehr Ar­
beit und mehr Belastung! Sie hätten recht, wenn 
die EG erst im Jahr 2000 kommen würde, denn 
dann könnte man sagen: Begnügen wir uns mit 
diesem Zwischenschritt. Aber wenn es ohnehin 
heißt, daß wir 1995, 1994 oder vielleicht sogar 
schon 1993 in die EG kommen, dann frage ich Sie 
wirklich: Wozu brauchen wir diesen Umweg? 
(Neuerlicher Beifall bei der FPÖ.) 

Herr Minister! Meine nächsten Vorhalte sind 
- ich wiederhole das, was ich bereits im Jänner 
dieses Jahres gesagt habe - ungerecht, und zwar 
insofern, als sie nicht in Ihre Kompetenz fallen. 
Aber ich erwarte von Ihnen als dem Wirtschafts­
minister - ich gebrauche jetzt absichtlich diesen 
populären, aber falschen Ausdruck" Wirtschafts­
minister" , weil Sie aufgerufen sind, für die Belan­
ge der Wirtschaft, des Handels, des Gewerbes und 
der Industrie einzutreten - die Erfüllung gewis­
ser Grundforderungen der Wirtschaft, die bisher 
nicht erfüllt wurden. Wir haben vergeblich erwar­
tet, daß Sie in aller Öffentlichkeit unsere diesbe­
züglichen Bemühungen unterstützen. 

Da gibt es zunächst einmal die Forderung nach 
einer Reduktion der Vermögensteuer und eine 
Änderung des Aktienrechts, um der österreichi­
schen Wirtschaft die Kapitalbeschaffung zu er­
möglichen. Das, meine Damen und Herren, was 
sich gegenwärtig an der Wiener Börse abspielt, ist 
nicht nur ein Trauerspiel für einige Kapitalisten, 
die dort spekulieren, das ist auch ein Trauerspiel 
für unsere Wirtschaft. Denn ein Unternehmen, 
das sich auf den großen Markt vorbereiten will, 
braucht Kapital. Ich warne jedes Unternehmen 
davor - traurige Beispiele kennen Sie genug -, 
das Kapital, das es dafür benötigt, auf dem Anlei­
hemarkt aufzunehmen. Das sollte Eigenkapital 
sein! Für Eigenkapital benötigen wir jedoch eine 
gut funktionierende Börse. Eine gut funktionie­
rende Börse werden wir aber nicht haben, solange 
es die gegenwärtige Besteuerung von Aktienge­
sellschaften et cetera et cetera und die bürokrati­
schen Hemnisse gibt. Wie ich sehe, Herr Minister, 
sind Sie ohnehin meiner Meinung. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Ich bitte Sie, Herr Minister - obwohl das nicht 
in die Angelegenheit des Parlaments fällt -, da­
für einzutreten, daß keine weiteren Arbeitszeit­
verkürzungen durchgeführt werden, denn Ar­
beitszeitverkürzungen bringen uns nichts. Sie 

bringen auch den Arbeitern und Angestellten 
nichts, die lieber mehr verdienen möchten. (Abg. 
K 0 pp I e r: Das ist Ihre Meinung.') Fragen Sie 
doch Ihre Leute! Wann waren Sie denn das letzte 
Mal arbeitend in Ihrem Betrieb? Fragen Sie doch 
einmal die Leute, ob sie das wollen! (Beifall bei 
der FPÖ. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Und, gerichtet an die Adresse der Österreichi­
schen Volkspartei: Setzen Sie sich doch end1ich 
dafür ein, daß die Überstunden steuerlich bevor­
zugt werden, nicht aber, daß der bestraft wird, der 
fleißig und tüchtig ist! Sie haben doch verspro­
chen, daß Sie sich für die Fleißigen und Tüchti­
gen einsetzen werden; lassen Sie diese Menschen 
jetzt nicht im Stich! 

Eine weitere und letzte Bemerkung unter vie­
len, die ich dazu machen könnte: Entlasten Sie 
doch endlich die Wirtschaft von den unglaublich 
hohen Lohnnebenkosten - wobei ich jetzt nicht 
den 13. und 14. Monatsbezug meine; es wäre 
nicht fair, diesen Brocken in die Lohnnebenko­
sten einzugliedern, der eigentlich normaler Lohn­
bestandteil ist. 

Meine Damen und Herren! Ich habe mir ge­
stern aus der Praxis ein Beispiel herausgefischt: 
Da gibt es einen Mitarbeiter, der 35 000 S brutto 
im Monat verdient. Er hat einige Überstunden in 
diesem Monat gemacht, und zwar mit 50prozenti­
gern und mit 100prozentigem Zuschlag. Die Aus­
zahlung dieses Gehaltes kostet die Firma 
50 035 S; der Mitarbeiter bekommt 27 059 S. Al­
les, was dazwischen liegt - das ist ungefähr die 
Hälfte von dem, was die Firma zahlen muß -, 
frißt der Staat. So können Sie doch keine Wirt­
schaftspolitik betreiben! (Beifall bei der FPÖ. -
Abg. Sc h m i d t m eie r: Herr Kollege! Diese 
WorlHJahl ist Ihrer nicht würdig: Das "frißt der 
Staat".' Sie wissen genau, daß es Aufgaben gibt und 
daß das genall Ihre Fraktion immer mehr 10 rden' ) 
Unsere Forderungen bringen Sie da jetzt bitte 
nicht hinein, denn diese werden alle von Ihnen 
abgeschmettert! Also vergessen Sie das bitte! 
Nehmen Sie nur das, für das Sie verantwortlich 
sind! 

Für den Mitarbeiter ist es völlig egal, wofür Ab­
gaben sind: Er bekommt von den 50 000 S, die 
die Firma zu zahlen hat, lediglich die Hälfte. 
(Abg. Par ni gon i.· Wenn er dann eine Pension 
haben will. kann es ihm auch nicht egaL sein. Ivofür 
diese Abgaben sind.') Es ist ihm dann nicht egal, 
wenn durch die Verschwendungssucht des Staates 
die Pensionsabgaben so hoch sind, daß er von sei­
nem Einkommen fast nichts mehr hat. (Beifall bei 
der FPÖ. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Damit bin ich bei­
nahe am Ende meiner Ausführungen. - Sie ha­
ben - und das wissen die meisten meiner verehr­
ten Kollegen genauso wie ich - mit dem Ihnen 
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anvertrauten Geld in den letzten Jahren sehr 
oberflächlich und leichtfertig gehandelt: Sie ha­
ben 200 Milliarden Schilling und mehr den Kom­
munisten in den Rachen geworfen! Sie haben 
Geldverschwendung gigantischen Ausmaßes be­
trieben! Sie haben notwendige Reformen nicht 
durchgeführt! Und heute wundert es daher nie­
manden, daß nicht genügend Geld da ist. um der 
Wirtschaft, die Sie als Melkkuh für alle Ihre For­
derungen, Wünsche und sozialen Leistungen be­
trachten, die richtigen Startbedingungen geben zu 
können. (Beifall bei der FPÖ. - Abg. Par fl i -
go Tl i: Ich hoffe. daß Ihre Fraktion in Hinkunft 
bei jeder Forderung auch eitlen Bedeckutlgsvor­
schlag dazu einbringt.' - Weitere Zwischenrufe 
bei der SPÖ.) Ich bin gerne bereit, Ihnen im An­
schluß an meine Rede genau zu erklären. wie ich 
das gemeint habe. 

Herr Minister, aus diesem Grund - trotz guter 
Ansätze. die ich anfangs fairerweise erwähnt habe 
- werden wir Freiheitlichen dieses Wirtschafts­
budget ablehnen, weil es für die Wirtschaft keine 
Hilfe, sondern eine Belastung darstellt. - leh 
danke vielmals. (Beifall bei der FPÖ.) 9.~4 

Präsident: Als nächstem erteile ich Herrn Ab­
geordneten Dr. Kurt Heindl das Wort. - Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

9.25 
Abgeordneter Dr. Heindl (SPÖ): Herr Präsi­

dent! Herr Bundesminister! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Mautner. offenkundig ha­
ben Sie zunächst versucht, damit Sie Ihre Glaub­
würdigkeit nicht total verlieren, einige positive 
Dinge zu sagen. und Sie sind dann auf andere 
Dinge gekommen, um sich ein Sprungbrett zu be­
schaffen, damit Sie dieses Kapitel ablehnen kön­
nen. Ich werde dann noch auf ein paar Dinge ein­
gehen, aber die Zeitbeschränkung, die ich mir 
auferlegt habe, zwingt mich, zunächst kurz fol­
gendes zu sagen: Sie haben die EG und den soge­
nannten Umweg angesprochen. 

Wir sind der festen Überzeugung - und dar­
über müssen wir einmal länger diskutieren -, 
daß das keinesfalls ein Umweg ist, denn wir sehen 
das eher als Hineingleiten. 

Ich hoffe, Herr Abgeordneter Mautner Mark­
hof. daß Sie es mir wenigstens als Unternehmer 
glauben, daß es für die österreichischen Unter­
nehmungen notwendig ist, noch einen Zeitraum 
dafür zu haben. sosehr sie die letzte Zeit genützt 
haben, um sich diesen noch härteren Wettbe­
werbsbedingungen, die ohne Zweifel auf unsere 
Unternehmungen zukommen werden, anzupas­
sen. 

Aber das liegt doch nicht nur an uns in Öster­
reich, sondern auch an anderen. Wir sehen ganz 
genau: Selbst wenn politische Instanzen Entschei-

dungen treffen. kann der Europäische Gerichts­
hof dann noch gewisse Bremsmanöver durchfüh­
ren. 

Unser Ziel ist es - darin sind wir uns hoffent­
lich einig -, daß wir in Richtung EG gehen. 

Herr Kollege Mautner. in diesem Zusammen­
hang irritierten mich schon Ihre Schlußdarstel­
lungen hier. Sie meinten, wir hätten eine wahn­
sinnig schlechte Ausgangsposition, unsere 
Wirtschaft sei belastet, die Regierung tue zu we­
nig. 

Ich zitiere hier aus einem Schriftstück - ei­
gentlich lese ich da nicht sehr gerne etwas vor, 
aber ich muß das jetzt tun, denn sonst würden Sie 
sagen, das ist alles Propaganda -, ich zitiere also, 
und ich würde Ihnen empfehlen. sich das genau 
anzuschauen: 

Die österreichische Wirtschaft floriert und ex­
pandiert. Die gesamtwirtschaftliche Lage ist aus­
gewogen. Die Inflationsrate verläuft seit Jahren 
ähnlich wie die günstigsten Inflationsraten in der 
Gemeinschaft und ist weiterhin niedrig. Die staat­
lichen Defizite sind relativ niedrig. Die öffentli­
che Verschuldung im Verhältnis zum Bruttoin­
landsprodukt lag durchgängig unter dem Ge­
meinschafts-Durchschnitt. Die Zahlungsbilanz ist 
beinahe ausgeglichen. - Und so geht das weiter: 
Der durchschnittliche Lebensstandard der Öster­
reicher liegt über dem Gemeinschafts-Durch­
schnitt. 

Und wissen Sie, wer das sagt? - Jene Kommis­
sion, die Österreich einlädt. der EG endlich bei­
zutreten. So sieht uns Brüssel! - Aber wie Sie 
von der FPÖ das sehen. das haben wir jetzt ge­
hört! Und das ist eben der Unterschied. Bleiben 
Sie von der FPÖ doch endlich bei den Fakten! 
Versuchen Sie doch nicht, dem österreichischen 
Volk einzureden, bei uns sei alles schlecht. Natür­
lich: Vieles ist verbesserungsfähig, vieles ist re­
formbedürftig, aber die Gesamtsituation ist doch 
gut! (Beifall bei SPÖ und ÖVP.J 

Ich kann Ihnen noch eine Zahl nennen - und 
ich nehme an, daß es in Ihrem Unternehmen ähn­
lich sein wird, Sie sind ja Industrieller, Herr Kol­
lege Mautner -: Die Stundenproduktivität hat 
sich in Österreich in den letzten zehn Jahren we­
sentlich verbessert, und zwar zwischen 1980 und 
1990 jährlich um 4.8 Prozent, in den letzten drei 
Jahren sogar um 7 Prozent. Für den gesamten 
EG-Raum lauten diese Zahlen 3 Prozent. 
3,2 Prozent. Das heißt, auch da konnten wir un­
sere Wettbewerbssituation wesentlich verbessern. 

Sie wissen genau, daß das kein Zufall ist. Sie 
wissen doch genau, daß ein Unternehmer, daß ein 
Manager dann erfolgreich ist, wenn auch die Rah­
menbedingungen stimmen, und diese stimmen 
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eben. Österreich hat - gerade aufgrund dieser 
Entwicklung - einen beachtenswerten Interna­
tionalisierungsschub gemacht! (Abg. Dkfm. 
Mall I n e r M ar k hof: Herr Kollege. Ivir reden 
so oft vom "Bauernslerben ".' Reden Sie doch ein­
mal auch vom .. Umernehmerscerben",') Verzeihen 
Sie, wenn ich nicht antworte, sagen Sie, ich wei­
che Ihnen aus. Jetzt antworte ich, und Sie wollen 
über die Bauern sprechen. Ich komme aber auch 
darauf zurück. Machen Sie sich da keine Sorgen! 
Ich will Ihnen jetzt nur zeigen, wie schief Sie in 
Ihrer Argumentation liegen und wie sehr Sie der 
österreichischen Bevölkerung Ungutes tun, wenn 
Sie hier solche Ausführungen machen. (Beifall 
bei SPÖ und ÖVP.) 

In diesem Zusammenhang, Herr Kollege Maut­
ner, ein paar Worte zum Budget. Im Zusammen­
hang mit der EG-Debatte muß man auch das 
heurige Budget sehen. Ich weiß, Sie von der FPÖ 
lehnen es ab; ich will aber auf die einzelnen Argu­
mente gar nicht eingehen, sondern nur sagen: 
Dieses Budget ist deswegen so wichtig, weil es -
nachweislich - einen weiteren Schritt in Rich­
tung Konsolidierung bedeutet. 

Vielleicht haben Sie im Zusammenhang mit 
dem Ergebnis von Maastricht gelesen, wie viele 
Staaten die derzeitigen Kriterien bei der Dreistu­
fenlösung der Währungs- und Wirtschaftsunion 
erfüllen: Es sind das drei Länder, und Österreich 
würde diese Kriterien auch erfüllen. 

Auch deshalb halte ich das Budget in dieser 
Form für so wichtig, ebenso alle notwendigen Be­
gleitgesetze und Novellierungen. 

Wer sich davon distanziert, meine Herren von 
der Freiheitlichen Partei, lehnt die Verantwor­
tung für die zukünftige Politik in Richtung Brüs­
sei ab! Und das ist die Wahrheit! (Abg. Dkfm. 
Mall t n e r M a r k hof: Lesen Sie doch die War­
nungen der Frau Präsidentin Schalllnayer!) Ich 
kenne die Ansicht der Frau Präsidentin Schau­
mayer. Nur: Da müßte man einmal über das Gan­
ze diskutieren, nicht aber nur jenen Teil heraus­
nehmen, der Ihnen gerade angenehm ist. 

Herr Kollege Mautner Markhof. Sie meinten, 
ich solle etwas zu den Bauern sagen. Jawohl, ma­
che ich gerne! Denn bitte um nichts weniger 
wichtig als die Diskussion über die EG ist die in 
Österreich - leider! - vernachlässigte Debatte 
über das GATT. Die Verhandlungen bezüglich 
GATT befinden sich in einer sehr schwierigen 
Phase. Und in diesem Zusammenhang spielt na­
türlich die Landwirtschaftsfrage eine entscheiden­
de Rolle, weil bitte das gesamte GATT nicht re­
gelbar ist ohne Regelung für die Bauern. 

Ich bin der festen Überzeugung, daß unsere 
Politik auch da richtig ist. Das hat gar nichts mit 
Jubel für den Landwirtschaftsminister oder für 

die Regierung zu tun. Wie sonst soll ein Land, in 
dem die Bauern nach wie vor eine nicht unwe­
sentliche Aufgabe haben, das alles schaffen -
nicht nur bezüglich Versorgung mit Gütern? Sei­
en wir doch froh. daß wir in Österreich damit 
überversorgt und nicht unterversorgt sind! 

Entscheidend ist das, wovon gestern auch Kol­
lege Schwarzenberger gesprochen hat: In zuneh­
mendem Maße sind die Wasserqualität, gesunde 
Wiesen, gesunde Wälder. eine gesunde Umwelt 
wichtig, aber nicht nur, weil das Problembewußt­
sein der Bevölkerung da ist, sondern weil das 
eben wirklich enorm wichtig ist. 

Wer sich diesbezüglich umsieht - um uns, ne­
ben uns, nur 100 Kilometer weiterfährt -, wird 
merken, was sich da abspielt. Daran kann man 
auch ermessen, welch enorme Aufgabe die öster­
reichischen Bauern die Umwelt betreffend haben. 

Ich stimme da vollkommen mit dem Landwirt­
schaftsminister überein, daß ökologische Kompo­
nenten eine ganz wesentliche Rolle spielen, und 
daß das alles natürlich einzubringen sein wird in 
die Verhandlungen. Das - und nur das! - ist der 
Weg! (Beifall bei SPÖ und ÖVP.J 

Ich weiß schon, Herr Kollege Mautner Mark­
hof, daß das fast die Ouadratur des Kreises be­
deutet. Aber ebenso müssen wir zur Kenntnis 
nehmen: Wir brauchen diese internationale Han­
delsorganisation GATT, und wenn es zu Multina­
tionalisierung kommt - wovon wir auch in den 
letzten Tagen gehört haben -, so ist das für uns 
wesentlich. Sagen ~ir doch den Bürgern, warum 
das so wichtig ist: Osterreich liegt von allen Staa­
ten. was den Welthandel anlangt, an 22. Stelle. 
Dieses kleine Land mit rund 7,6 Millionen Ein­
wohnern an 22. Stelle! Bezüglich Dienstleistungs­
bereich liegen wir international gesehen an 
10. Stelle. 

Für uns und für unsere Wirtschaft, für die Be­
schäftigung, für unseren Lebensstandard hat diese 
positive Entwicklung im Zuge der GATT-Ver­
handlungen ganz elementare Bedeutung, und 
zwar um nichts weniger, meine Damen und Her­
ren, als ein vernünftiger und rascher Weg nach 
Brüssel! 

Wir brauchen das also, und daher bin ich sehr 
froh darüber, daß hier mit so viel Intensität und 
mit so viel Engagement über Fragen des GATT 
gesprochen wird. Aber wir dürfen da die Bauern 
natürlich nicht vergessen! Denn das ist ein we­
sentlicher Punkt der GATT -Regelung. Natürlich 
muß das Endziel eine Gesamtregelung sein. Es 
gibt aber da leider nur eine Paketlösung, und man 
kann nicht sagen: Das geht mit, oder das geht 
ohne Bauern. Es gibt nur eine Gesamtlösung! 
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Sie sehen also. Herr Kollege Mautner Markhof, 
ich weiche Ihren Fragen auch die Bauern betref­
fend nicht aus! 

Ich möchte hier jetzt noch ein paar Dinge an­
merken, die mir sehr wichtig zu sein scheinen, 
und zwar im Zusammenhang mit der EG. Gerade 
da sind wir ja, Herr Kollege Mautner Markhof. 
nicht immer einer Meinung: Sie meinen nämlich. 
unsere Außenhandelspolitik sollte mehr Richtung 
West~n orientiert sein. Ich hingegen bin der fe­
sten Uberzeugung: Wir müssen uns auch - nicht 
nur, weil wir Nachbarn haben im Osten, nicht nur 
den historischen Entwicklungen wegen - in Zu­
kunft mit dem Außenhandel Richtung Osten be­
schäftigen. Diesem kommt besondere Bedeutung 
zu. 

Ich habe erst gestern das Ergebnis einer Unter­
suchung über die Außenhandelspolitik Öster­
reichs in den letzten 60 bis 70 Jahren bekommen. 
Wer weiß bitte, daß noch 1937, 1938 ungefähr 35 
bis 38 Prozent unseres Außenhandels mit der 
Tschechoslowakei, Ungarn und Polen abgewik­
kelt wurden? 

Wer weiß, wie sehr diese Länder jetzt auf uns 
fixiert sind, kann ermessen, wie notwendig eine 
besondere Politik mit Blick auf diese Länder ist. 
Bedenken wir doch. daß Gorbatschow mit Jahres­
ende abtreten wird, daß es nächstes Jahr den Ru­
bel als Zahlungsmittel nicht mehr geben wird in 
jenen Ländern, die der einstigen Sowjetunion an­
gehörten! 

Herr Bundesminister, da sind wir gefordert. 
Wir müssen, und zwar raschest, der österreichi­
schen Wirtschaft jene Basis und die entsprechen­
den Rahmenbedingungen dafür geben, damit sie 
mit all den Problemen fertigwerden kann. Ich bin 
zutiefst davon überzeugt, daß sich da große 
Chancen fi.lr uns auftun - und das trotz der vor­
handenen Schuldensituation. die es in diesen Län­
dern gibt. 

In diesen Ländern - das wollen zwar viele 
nicht hören, aber dem ist so - gibt es einen 
enorm hohen Bildungsstandard der Menschen. 
Was diese Menschen allerdings nicht gelernt ha­
ben, ist organisiertes Arbeiten nach westlichem 
Vorbild. 

Da sind wir eben doppelt gefordert, meine Da­
men und Herren, und zwar auch deshalb, weil wir 
vieles dazu beitragen können, daß es in diesen 
Ländern wieder einigermaßen zufriedenstellende 
Verhältnisse gibt. 

In diesem Zusammenhang fällt mir ein - ich 
will da gar nicht sonstige kritische Äußerungen 
wiedergeben -, was Väclav Havel vor einiger 
Zeit zur herrschenden Situation in seinem Land 
gesagt hat: Als der Umbruch da war, so Havel, 

glaubten wir, wir hätten ein vernachlässigtes Haus 
übernommen, aber in Wirklichkeit haben wir 
Ruinen übernommen. Jawohl, es sind das Ruinen: 
ökologische Ruinen, wirtschaftliche Ruinen, wäh­
rungspolitische Ruinen. 

Wir müssen diesen Menschen nicht nur aus 
Nächstenliebe helfen. Das ist auch eine morali­
sche Frage, ja, aber wir müssen aus Eigeninteres­
sen heraus raschest ein Konzept entwickeln, eine 
neue Ost-Außenhandels politik. Da geht es mei­
ner Auffassung nach um mehr als um einen 
"Marshall-Plan", denn Geld allein ist da zu we­
nig! Was diese Menschen brauchen, ist unsere 
Partnerschaft, ist die Zusammenarbeit zur Hilfe 
ihres Aufarbeitens. Das liegt in unserem Interes­
se, das liegt im Interesse der Menschen dieser 
Länder, und das wird letztlich auch im Interesse 
Europas liegen. 

Ich stimme mit Helmut Kohl vollkommen 
überein über das, was er gestern am CDU-Partei­
tag in Dresden gesagt hat: ., West- und Ostmen­
schen müssen zueinanderfinden!" - Jawohl. nur 
so wird es gehen, sonst wird es mehrere . .Jugosla­
wiens" geben, und das wird doch wohl niemand 
wollen. 

Meine Damen und Herren! Es liegen arbeitsin­
tensive Monate vor uns. Ich bin auch sehr froh 
darüber, Herr Bundesminister, daß Sie den Ent­
wurf bezüglich Gewerberechts-Novelle zur Be­
gutachtung verschickt haben. Ich bin auch froh 
darüber, daß sich die Sozialpartner über Wettbe­
werbsderegulierungsgesetze geeinigt haben. Wir 
werden das in Bälde im Haus haben, und ich hof­
fe, daß es uns gelingt, mit der Gewerbeordnung 
jenes Signal zu setzen, auf das die Wirtschaft war­
tet. 

Es soll das unternehmerische Denken, das un­
ternehmerische Handeln gefördert werden. Wenn 
wir mit einem guten Entwurf dazu beitragen, set­
zen wir einen weiteren wichtigen Schritt Richtung 
Wettbewerbs verbesserung. 

Ebenso erwarte ich, daß der Entwurf betref­
fend Kartellgesetz in Bälde ins Parlament kommt. 
denn dieses stellt ebenfalls ein weiteren Schritt in 
Richtung Verbesserung der Wettbewerbssituation 
dar. Es muß diesbezüglich Verbesserungen ge­
ben! Wir dürfen nicht stillstehen, und dann wer­
den wir mit ruhigem Gewissen sagen können, daß 
unser Weg nach Brüssel vielleicht da oder dort 
steinig sein wird. aber mit gesundem Optimismus 
geg~ngen .~erden kann. - Danke. (Beifall bei 
SPO und OVP.) 9.37 

Präsident: Nächste Rednerin ist Frau Abgeord­
nete Dr. Petrovic. Sie hat das Wort. 

9.38 
Abgeordnete Dr. Madeleine Petrovic (Grüne): 

Herr Präsident! Frau Staatssekretärin! Herr Bun-
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desminister! Meine Damen und Herren! Ich kann 
mich dem Abgeordneten Mautner Markhof nicht 
anschließen, der mit einem Lob hier begonnen 
hat. denn ich finde nichts Lobenswertes an der 
Politik von Bundesminister Schüssel (Abg. 
Kr af t: Das haben \-vir auch nicht anders erwartet 
von Ihllen!), und ich will das näher begründen. 

Wir sind vom Wirtschaftsminister fast schon 
gewohnt, daß er als Umweltzerstörungs-Minister, 
als Widerpart zu Frau Bundesministerin Feldgrill 
agiert. Bislang hat er das noch ein wenig camou­
fliert, indem er gelegentlich radfahrenderweise 
aufgetreten ist. Mittlerweile versucht er nicht ein­
mal mehr, sich dieses Mäntelchen des radfahren­
den Umweltschützers umzuhängen (Ruf bei der 
SPÖ: Er wird auch älter.'i, sondern mittlerweile 
erklärt er klar, die zentralen umweltpolitischen 
Anliegen Österreichs sind für ihn kein Thema, 
sind für ihn unrealistisch. 

Herr Bundesminister Schüssel, Sie haben ganz 
offen- zugegeben: Schadstoffreduktion, COz-Ein­
sparung ist für Sie nicht machbar; Sie gehen da 
nicht mit. Da Sie die maßgeblichen Kompetenzen 
haben, heißt das: In Österreich ist die Umweltpo­
litik gestorben. Sie sind ein U mweltzerstörungs­
Minister, denn Sie haben sich klar dazu geäußert! 
(Beifall bei den Grünen.) 

Herr Bundesminister Schüssel, wir wissen auch, 
daß Sie seit langem eine aktive Gesundheitspoli­
tik in diesem Lande untergraben, weil Sie eben 
sozusagen an der "Front" der Schadstoffreduzie­
rung nicht bereit sind, Ihre - sehr weitreichen­
den - Kompetenzen wahrzunehmen. 

Der Gesundheitsminister hat uns sehr offen in 
einer Anfragebeantwortung gesagt, was man tun 
könne gegen die Belastung der Milch, gegen die 
Belastung auch der Muttermilch in diesem Lande: 
Er hat gesagt, man muß bei den Primärquellen 
der Schadstoffe ansetzen, und er hat gleichzeitig 
hervorgehoben, er habe in diesem Zusammen­
hang keinerlei Kompetenzen. So sieht es aus! Sie 
sind der Umweltzerstörungs-Minister und Sie 
sind der Krankheits-Minister dieses Landes, Herr 
Bundesminister Schüssel! (Rufe bei der ÖVP: 
Und Sie sind die Krankjammerin.') 

Herr Bundesminister! Schauen Sie sich einmal 
die Entwicklung des KRAZAF an, schauen Sie 
sich dort die Kostenexplosion an, dann können 
Sie sehen. wo die Einflüsse liegen und wer dafür 
verantwortlich ist. (Abg. Ve t te r: Haben Sie 
Sparvorschläge gemacht?) Das ist nicht der Mini­
ster Ettl, sondern das ist dieser Bundesminister -
ein Wirtschaftsminister, der das langfristige Ge­
sundheitsziel nicht sieht. Aber - und das ist der 
eigentliche Gegenstand meiner heutigen Ausfüh­
rungen - Sie sind auch kein Wirtschaftsminister, 
Sie sind ein Pseudowirtschaftsminister, und das in 
vielen Bereichen. Zum einen Ihre zahllosen 

glücklosen Anläufe zu Privatisierungsvorhaben: 
Verkehrsbüro, Schönbrunn. Diese Fälle sind ja 
nicht zufällig passiert, sondern sie sind deswegen 
passiert. weil Sie keine wirtschaftliche Fundie­
rung Ihrer Vorhaben vorlegen konnten. 

Wo war denn auch nur irgendeine Kosten-Nut­
zen-Rechnung für Ihre Projekte? Sie sind nach 
dem Haushaltsrecht dazu verpflichtet, derartige 
Kosten-Nutzen-Rechnungen vorzulegen, Sie aber 
haben uns eine Privatisierungsideologie präsen­
tiert und haben aus einem Gefühl heraus, aus 
dem Bauch heraus - ohne betriebswirtschaftli­
che Fundierung - diese Vorhaben begonnen. 
Und deswegen sind Sie gescheitert, nämlich weil 
Sie unwirtschaftlich agiert haben. (Beifall bei den 
Grünen.) 

Und auch was das Hauptthema dieser Budget­
debatte, den EWR, betrifft, werden Sie noch ei­
nen großen Erklärungsbedarf haben, inwiefern 
Ihre Vorgangsweise wirtschaftlich ist. (Abg. 
K r a f t: Bei Ihnen zwecklos.') Auch die Herrschaf­
ten von der ÖVP werden genug Gelegenheit dazu 
haben, ihre wirtschaftlichen Uberlegungen hier 
darzulegen, nicht ihren ideologischen Ballast, den 
sie uns bei diesen Gelegenheiten immer wieder 
präsentieren. 

Es ist unbestritten. Herr Kollege Mautner 
Markhof. daß es im EWR, in der EG Gewinner 
geben wird - keine Frage. Es ist unbestritten, 
daß die Großindustrie dazugehören wird, und es 
ist auch unbestritten, daß die Großbetriebe der 
Bauwirtschaft dazugehören werden. Es ist für 
mich daher kein Zufall, daß gerade bei der sozial­
demokratischen Fraktion seit Beginn dieser Bud­
getverhandlungen eine Rednerrochade stattge­
funden hat. Während noch zu Beginn dieser Ver­
handlungen zum Thema Wirtschaft - zu meiner 
positiven Überraschung - Herr Abgeordneter 
Verzetnitsch gesprochen hat, haben jetzt Mautner 
Markhof und Maculan das Wort geführt. - So 
sieht es aus. (Beifall bei den Grünen. - Abg. 
Dkfm. Mau t n e r M a r k hof: Frau Kollegin.' 
Ist Ihnen schon einmal aufgefallen, daß die Klein­
und Mille/betriebe auch von den Großunterneh­
men leben?) 

Auf die Klein- und Mittelbetriebe komme ich 
noch zu sprechen. Aber ich glaube, sie werden 
weit weniger davon profitieren, als Sie ihnen das 
weismachen wollen. 

Gerade was die Klein- und Mittelbetriebe be­
trifft: Der Herr Bundesminister präsentierte uns 
ja ein Konzept einer Gewerbeordnung. Und dazu, 
Herr Kollege Mautner Markhof, brauchte Mini­
ster Schüssel den EWR, um genau diesen Perso­
nengruppen, die zu den langfristigen Verlierern 
dieses Konzeptes gehören werden, weiszuma­
chen, daß er sie vor negativen Wirkungen schüt­
zen kann. (Beifall bei den Grünen.) Das wollte 
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uns der Herr Bundesminister weismachen. Nun 
scheint dieses Konzept nicht mehr aufzugehen, 
denn dieses Konzept einer Gewerbeordnung mag 
zwar EWR-kompatibel sein, es ist aber mit Si­
cherheit nicht EG-kompatibel. (Abg. /ngrid Ti­
eh y - Sc h red er: Woher wissen Sie denn das? 
Das slimml ja überhaupt nichl.') Und hier wird der 
Herr Bundesminister sehr bald Farbe bekennen 
müssen. Und das können Sie dann noch näher 
ausführen, Frau Abgeordnete Tichy-Schreder. 
Ich behaupte, daß dieses Konzept hinsichtlich des 
Systems der Gewerbe, hinsichtlich der Zulas­
sungsvoraussetzungen de facto nicht EG-kon­
form ist. (Abg. [ngrid Ti c h Y - Sc h red er: 
Selbstverständlich! ) 

Herr Bundesminister! Sie sind uns eine Kosten­
rechnung schuldig geblieben. nicht für den Kern­
bereich des EG-Raumes, sondern für die Randla­
ge, in der sich Österreich befindet. Und auch die 
Arbeitsgruppe der Bundesregierung, die einzelne 
Bereiche untersucht hat, hat ihre Hauptarbeit zu 
einer Zeit geleistet, als die Ostöffnung noch nicht 
begonnen hatte, als sich die Auswirkungen nicht 
voll gezeigt haben. Ich fordere daher eine Revi­
sion dieser Rechnungen für den Bereich der 
Randlage, in den Sie Osterreich hineinmanövrie­
ren. 

Herr Bundesminister! Ich fordere auch eine 
~pezifische Kostenrechnung für das Agrarland 
Osterreich, denn Ihre Verheißungen vom Fein­
kostladen Europas gehen so nicht auf. Und auch 
da benützen Sie ja schon jetzt - hier und heute 
- den EWR als EG-Verschleierungsinstrument. 

Herr Bundesminister! Wir haben vor wenigen 
Tagen hier in diesem Hause ein Bundesgesetz 
verabschiedet - die Grünen haben nicht mitge­
stimmt -, in dem eine Ausgleichsabgabe auf Bil­
ligmargarine verhängt wird. Sie wissen genau, daß 
diese Maßnahmen nur im EWR möglich sind, 
aber keinesfalls in der EG. Sagen Sie doch, wie 
dieser Feinkostladen Österreichs - konkurren­
ziert von den miesesten Billigprodukten - ent­
stehen soll! Das wird nicht möglich sein, und das 
wissen Sie doch genau. (Beifall bei den Grünen. -
Abg. Sc h war z el! b erg e r: Billigmargarine 
gehört nicht zu den Delikatessen!) 

Herr Bundesminister! Sie werden auch eine ge­
sonderte Kostenrechnung vorzulegen haben -
für ein Land mit einer immer noch zwar absolut 
zu hohen, aber für Europa relativ geringen Ar­
beitslosenra.~e. Herr Bundesministe.r! Sagen Sie 
doch den Osterreicherinnen und Osterreichern 
ganz offen, daß wir keine Zahlungen aus den 
Strukturfonds der EG zu erwarten haben, daß wir 
Nettozahler sein werden, weil sich die Kriterien 
für EG-Förderungen auf den Durchschnitt bezie­
hen, auf den Durchschnitt der Arbeitslosenrate 
und der Langzeitarbeitslosenrate. Und, was das 
betrifft, sind wir, Gott sei Dank, noch besser als 

der Durchschnitt. Ich frage mich aber: Wie lange 
noch? 

Und, Herr Bundesminister, wo sind die Kalku­
lationen'? Sie wissen - und das hat auch die von 
der Bundesregierung eingesetzte Arbeitsgruppe 
festgestellt -, daß das EG-Konzept tendenziell 
polarisiert, daß die reichen Regionen, die Bal­
lungsräume die Gewinner sein werden, daß aber 
die strukturschwachen Regionen, die heute schon 
problematischen Regionen verlieren werden -
und damit die Menschen, die dort wohnen. Herr 
Bundesminister! Es ist zuwenig, wenn das Pend­
lerpauschale angehoben wird und die Leute auf 
immer weitere Expeditionen zu ihrem Arbeits­
platz geschickt werden. 

Und noch eines, Herr Bundesminister: Sie wer­
den derzeit mit Ihrem Koalitionspartner noch in 
vollem Einklang agieren können. Aber ich sage 
den Abgeordneten von der sozialdemokratischen 
Fraktion sehr klar: Diese Debatte, die wir jetzt 
erlebt haben - Mautner Markhof und Maculan 
-, diese Debatte, das Klagen über die viel zu ho­
hen Lohnnebenkosten, wird uns begleiten. Und 
die Tendenz wird hingehen zu einem Ausgleich 
auf ein geringeres Niveau, keinesfalls aber zu ei­
ner Anhebung. 

Und Sie wissen, daß heute der Kampf gegen das 
weitere Fortschreiten der Zweidrittelgesellschaft 
angesagt wäre. Man müßte gerade heute auch aus 
wirtschaftlichen Gründen. Herr Mautner Mark­
hof, bei den sozial Schwächsten ansetzen, denn 
Risse im sozialen Gefüge schaden langfristig ganz 
besonders und vor allem der Wirtschaft. (Beifall 
bei den Grünen. - Abg. Par n i gon i: Aber 
\t'enn die Wirtschaft flicht Entsprechendes erbrin­
gen kanll. dann kann sie auch nichts für das soziale 
Gefüge lUn.') 

Herr Abgeordneter Parnigoni! Ich frag~ Sie 
noch einmal: Welche kostenrechnerischen Uber­
legungen, nicht welcher ideologischer Schmus 
veranlaßt Sie zu diesen Stellungnahmen? (Beifall 
bei den Grünen.) Ich verlange fundierte ökonomi­
sche Kalkulationen, und zwar für die Defizitbe­
reiche, nicht für die Mautner Markhofs und die 
Maculans. Das wissen wir, daß die gewinnen wer­
den, aber uns interessieren die Menschen, dieses 
Drittel, das heute schon ausgegrenzt ist. (Abg. 
Par n i gon i: Aber das stimmt doch nicht. I-vas 
Sie da sagen.') Und dieser Prozeß, behaupte ich, 
ist in einem schrankenlosen Wettbewerb viel 
schwerer aufzuhalten, weil in diesem - genau in 
diesem Sinne - soziale Kosten als Wettbewerbs­
nachteile verstanden werden. 

In einem System, das Menschen auf Marktteil­
nehmer reduziert, das eine Konzeption von 
Märkten und von Handels- und Warenbeziehun­
gen ist, werden soziale Kosten als unternehmeri­
scher Ballast empfunden, und dem kann ich nicht 
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meine Zustimmung geben. (Beifall bei den Grü­
nen. - Abg. Dkfm. Mau t f1 e r M ar k hof: Stu­
dieren Sie einmal die EntwickLung in Portugal! Da 
bekommen Sie einige Antworten!) 

Herr Kollege Mautner Markhof! Wenn wir jetzt 
soweit sind. daß wir Österreich mit Portugal ver­
gleichen müssen, um Vorteile für die EG argu­
mentativ abzuhandeln, dann frage ich mich wirk­
lich: Was ist aus der Wirtschaftspolitik dieses 
Landes geworden? Sind wir wirklich nur mehr 
Befehlsempfänger von Brüssel? (Beifall bei den 
Grünen.) Und vor allem, ich frage noch einmal: 
Wo sind die Kostenrechnungen? Ich verlange das. 
Sie sind uns das schuldig, Herr Bundesminister, 
nach dem Bundeshaushaltsrecht. 

Herr Kollege Mautner Markhof! Wenn Sie 
schon sagen, wir haben so hohe Lohnnebenko­
sten, dann stellen Sie bitte aber auch das System 
der Abgaben insgesamt in seinem Kontext dar, 
und dann sagen Sie auch, daß wir eine Unterneh­
mensbesteuerung haben, die in Europa nicht 
mehr auch nur im Mittelfeld liegt, daß wir in al­
len Bereichen, was die Besteuerung von Kapital­
erträgen betrifft, was die U nternehmensbesteue­
rung betrifft, das Schlußlicht darstellen. Sie müs­
sen ja die Abgaben in einem Gesamtkontext dar­
stellen. (Beifall bei den Grünen. - Abg. Dkfm. 
Mall ( ne r M a r k hof: Was heißt Schlußlicht? 
Daß wir die wenigsten Steuern zahLen oder die 
meisten? - Abg. Ve t [e r: Sie meint. die wenig­
sten?) 

Herr Bundesminister! Zu einem weiteren 
Punkt, auf den dann auch mein Kollege An­
schober näher eingehen wir. Sie werden auch eine 
Kostenrechnung spezifisch für ein Fremdenver­
kehrsland vorzulegen haben, ein Fremdenver­
kehrsland, dessen Zielsetzungen nicht im Ein­
klang stehen mit dem Transitland, das uns die EG 
in verstärktem Ausmaß bescheren wird. Auch 
das, Herr Bundesminister, ist ein weiterer Aspekt. 

Sie werden in all diesen ökologischen und so­
zialen Bereichen auf die harten wirtschaftlichen 
Fakten noch zu sprechen kommen müssen, denn, 
Herr Bundesminister. eines kann ich Ihnen ver­
sprechen, eines wird nicht angehen: daß Sie sich, 
sich auf Demner LInd Merlicek verlassend, zu­
rückziehen und hier der Überzeugung huldigen, 
ein PR-Büro werde die in dieser Frage hellwa­
chen Österreicherinnen und Österreicher schon 
irgendwie überlisten. Und die Herren von der 
PR-Agentur sprechen ja eine deutliche Sprache. 
Die sagen, sie werden nicht an den Kopf appellie­
ren, sondern sie werden an den Bauch appellieren 
(Abg. Dkfm. Mautner Markho.f: Was die 
Grünen nie tun.'), an den Bauch der Osterreiche­
rinnen und Österreicher. 

Wenn diese Argumente zu entkräften sein wer­
den, dann gehe ich davon aus, daß der Herr Bun-

desminister in der Lage dazu sein wird. Bis jetzt 
ist er uns diese Zahlen und Fakten schuldig ge­
blieben. (Abg. Hai ger mo s e r: Ich habe fast 
den Verdacht, Sie gLauben das, was Sie UIlS hier 
sagen.') 

Und eines werden wir ganz sicher nicht dulden, 
und da werden Sie eine breite Front der Opposi­
tion haben, die weit über die Grünen hinausgeht: 
Das Büro Demner und Merlicek kündigt jetzt 
schon an, man werde Kinder dazu mißbrauchen, 
den Österreicherinnen und Österreichern die EG 
schmackhaft zu machen, man werde Kinder vor 
die Werbemaschinerie spannen. Und dagegen, 
Herr Bundesminister, wird sich ein breiter Wider­
stand in diesem Lande regen! (Beifall bei den 
Grünen.) 9.54 

Präsident: Als nächstem darf ich Herrn Abge­
ordneten Ing. Maderthaner das Wort erteilen. 
Bitte sehr. 

9.54 

Abgeordneter Ing. Maderthaner (ÖVP): Herr 
Präsident! Herr Bundesminister! Frau Staatsse­
kretärin! Hohes Haus! Traditionell wird am letz­
ten Tag der Budgetdebatte das Kapitel Wirtschaft 
behandelt. 

Frau Kollegin Petrovic! Ich möchte zu Ihren 
teilweise sehr unqualifizierten Ausführungen 
doch nur ein paar Anmerkungen machen. (Abg. 
W abi: Sie werden das qualifizieren! - Abg. 
V 0 g gen hub e r: Wenn Sie einmal so eine Rede 
halten \-1/iirden! Nur einmal!) Wenn Sie glauben, 
daß Sie die strukturschwachen Regionen damit 
stärker machen, daß Sie die starken Regionen 
schwächen, dann sind Sie sicherlich auf dem fal­
schen Weg. (Beifall bei der ÖVP.) Wir können 
und müssen alles tun, um die Stärken zu nützen 
und dann auch die Schwächen auszugleichen. Das 
allein kann der erfolgreiche Weg sein. 

Meine Damen und Herren! Bei den Budgetbe­
ratungen hat sich der Nationalrat mit \, ielen Fra­
gen und wirtschaftspolitischen Themen auseinan­
derzusetzen, und die heutige Sitzung bietet jeden­
falls die Gelegenheit, sich auch im Hohen Haus 
mit der Wirtschaftspolitik der Bundesregierung 
auseinanderzusetzen. 

Und dazu muß man vorweg doch eines klar 
feststellen: Die österreichische Wirtschaft hat an 
Wettbewerbskraft und Dynamik in den letzten 
Jahren wesentlich gewonnen. Das ist in erster li­
nie darauf zurückzuführen, daß alle Österreicher, 
meine Damen und Herren, sich besonders an­
strengen, es ist aber auch darauf zurückzuführen, 
daß die Rahmenbedingungen, die die Regierung 
in den letzten Jahren gesetzt hat, sicherlich ver­
bessert wurden. Und daß eine starke Wirtschaft 
zur Nettoeinkommensverbesserung aller Öster-
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reicher führt. ist sicherlich auch gerade in den 
letzten Jahren besonders deutlich geworden. 

Bedauerlicherweise sind auch einige renom­
mierte österreichische Industriebetriebe in wirt­
schaftliche Turbulenzen geraten. Das wird eben 
immer der Fall sein in Zeiten der Entwicklung. 
Aber insgesamt ist die österreich ische Wirtschaft 
durchaus von Leistungskraft gekennzeichnet. Die 
Schwierigkeiten, die es in manchen Strukturbe­
reichen gibt, sind auch nicht wegzudiskutieren, 
aber jedenfalls glaube ich, daß über weite Teile 
die österreichische Wirtschaft durchaus mit Eu­
ropa und mit der Konkurrenz in der Welt mithal­
ten kann. 

Meine Damen und Herren! Insgesamt hat die 
österreichische Wirtschaft - das darf man ja 
auch sagen - die weltweite Konjunkturabschwä­
chung, die natürlich auch zu sehen ist, erstaunlich 
gut gemeistert. Sie hat an internationaler Wettbe­
werbsfähigkeit zugenommen, sie hat ihre Interna­
tionalisierung insgesamt vorangetrieben und hat 
ihre ausländische Marktposition, glaube ich, her­
vorragend gut behauptet. 

Der österreichischen Wirtschaft ist es jedenfalls 
gelungen, in den Jahren 1990 und 1991 jeweils 
um 1 bis 2 Prozent stärker zu wachsen, als dies im 
europäischen Durchschnitt der Fall ist. Dabei ist 
auch besonders erfreulich. daß Exportzuwächse 
zu verzeichnen sind, und zwar gerade auch bei 
Klein- und Mittelbetrieben. und das ist, glaube 
ich, der richtige Weg. 

Die Konjunkturgespräche 1991 der Bundes­
wirtschaftskammer haben eindeutig ergeben, daß 
wir zwar für die nächste Zukunft mit einer deutli­
chen Abschwächung der Auftriebskräfte zu rech­
nen haben, daß aber die Konjunkturaussichten 
für Österreich durchaus günstig liegen und wie­
der besser liegen werden, als dies im europäischen 
Durchschnitt der Fall sein wird. 

Die heimischen Konjunktur- und Wirtschafts­
impulse sind jedenfalls noch immer stark genug, 
um bis Mitte nächsten Jahres zufriedenstellende 
Auslastungen in unseren Unternehmen zu ge­
währleisten. Und wir hoffen - und wir werden 
natürlich auch alles dazu tun -, die bis dahin zu 
verzeichnende internationale Konjunktur soweit 
wie möglich zu beeinflussen. und wir hoffen 
auch. daß sie sich insgesamt erholen wird, um 
vielleicht auch Schwierigkeiten auf der internatio­
nalen Wirtschaftsebene zu meistern. 

Meine Damen und Herren! Ein besonders gu­
tes Zeugnis hat uns vor wenigen Tagen, und zwar 
am 8. Dezember dieses Jahres. die "Neue Zür­
cher Zeitung" in einem Kommentar ausgestellt, 
in dem es wörtlich heißt - und ich darf hier 
wörtlich zitieren -: 

"Die österreichische Wirtschaft braucht das 
Licht nicht unter den Scheffel zu stellen. Ein gün­
stiges äußeres Umfeld und vor allem auch die ei­
genen Leistungen haben eine florierende Wirt­
schaft entstehen lassen, die in den letzten Jahren 
in überdurchschnittlich hohen Wachstumsraten 
und in einem durchaus auch greifbaren, relativ 
breiten Wohlstand ihren Ausdruck gefunden hat. 
Die Stabilität des Schillings und die niedrige In­
flationsrate spiegeln eine recht gesunde Wirt­
schaft, die auch das Lob der Experten in Brüssel 
findet, wider." 

Weiter meint der Kommentator: "Aber zum er­
sten Mal vielleicht und wohl mit Recht blicken die 
Österreicher nun mit Stolz und Genugtuung auch 
auf ihre Wirtschaft. Der verstohlene Blick nach 
Deutschland und in die Schweiz, in die beiden 
Nachbarländer, deren industrielle Leistungen 
man oft bewundert hat, erzeugt keine Minderwer­
tigkeitskomplexe mehr." - Ich glaube, meine 
Damen und Herren, das ist eine durchaus erfreu­
liche Feststellung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Als 
Präsident der Bundeswirtschaftskammer freue ich 
mich natürlich über eine solch leistungsfähige 
Wirtschaft. aber natürlich auch über diesen Kom­
mentar aus der Schweiz. Sicherlich sind die Erfol­
ge - ich sagte das eingangs - der österreichi­
schen Wirtschaft in erster Linie auf das Ergebnis 
der Tüchtigkeit unserer Unternehmerinnen und 
Unternehmer mit ihren Mitarbeitern zurückzu­
führen. Aber niemand kann wirklich in Abrede 
stellen, daß auch Maßnahmen der Regierung zur 
Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedin­
gungen und zur Verbesserung des Wirtschaftskli­
mas zu diesem Erfolg beigetragen haben. 

Neben Privatisierung und steuerlichen Maß­
nahmen war es vor allem auch die klare Haltung 
zur EG und zu Europa, die das Vertrauen zu 
Österreich und in die österreichische Wirtschaft 
hat wachsen lassen. Meine Damen und Herren! 
Damit ist die österreichische Wirtschaft insgesamt 
stärker geworden, was auch dadurch bewiesen 
wird, daß Österreich im Ausland mehr investie­
ren konnte, als dies bisher der Fall war. 

Meine Damen und Herren! Um den Beitritt zur 
EG zu erreichen, müssen und müßten natürlich 
einige Maßnahmen gesetzt werden. Zuallererst 
muß Außenminister Mock mit seiner konsequen­
ten Forderung nach Erstellung eines Beitrittsge­
suches ganz lobend herausgestrichen werden. Es 
ist aber vor allem auch unserem Wirtschaftsmini­
ster Wolfgang Schüssel zu danken, daß unsere 
Bemühungen in der Integrationspolitik bisher so 
erfolgreich waren. (Beifall bei der Ö VP. - Zwi­
schenruf des Abg. A f1 sc hob e r.) 

Meine Damen und Herren! In manchen Details 
wird es sicherlich noch heiße Diskussionen geben. 
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Das ist immer der Fall, wenn es um große Ereig­
nisse geht. und die Integration Österreichs in Eu­
ropa ist sicherlich ein solches Ereignis. Aber daß 
wir überhaupt schon so weit gekommen sind, ist 
gerade dem massiven Einsatz des Wirtschaftsmi­
nisters. vor allem damals in seiner Funktion als 
EFTA-Vorsitzender. entscheidend zu danken. 

Ich möchte an dieser Stelle auch nicht uner­
wähnt lassen, daß die Bundeswirtschaftskammer 
bereits im Jahre 1988 die Regierung aufgefordert 
hat, ein Beitrittsansuchen zu stellen, was dann 
auch geschehen ist. 

Meine Damen und Herren! Erst vor kurzem 
hat der EG-Kommissionspräsident Jacques De­
lors dem Bundeskanzler mi~geteilt. daß das Man­
dat für Verhandlungen mit Osterreich Mitte 1992 
erstellt wird. 

Erst vor wenigen Tagen hat sich auch der deut­
sche Bundespräsident Richard von Weizsäcker in 
einem Radio-Interview für eine raschestmögliche 
EG-Aufnahme Österreichs ausgesprochen. Er 
meinte dazu wörtlich: Österreich sei in seiner 
ganzen Struktur und Leistungskraft schon heute 
in mancher Hinsicht besser für eine Mitglied­
schaft ausgerüstet als manches EG-Mitglied. 

Am vergangenen Wochenende setzte auch der 
französische Staatspräsident Mitterrand ein deut­
liches Signal für einen baldigen EG- Beitritt 
Österreichs. Dazu kommen täglich ähnliche Äu­
ßerungen aus EG-Staaten. 

Wenn wir früher als ursprünglich angenommen 
Vollmitglied bei der EG sein werden. dann ist es 
auch darauf zurückzuführen, daß wir eine konse­
quente Haltung in bezug auf EWR deutlich haben 
erkennen lassen und uns hier nicht herumge­
drückt haben mit irgendwelchen Erklärungen. 
Diese klare Haltung zum EWR kann durchaus 
dazu führen, daß der Vollbeitritt zur EG früher 
vor sich geht, als wir das vielleicht angenommen 
haben. 

Meine Damen und Herren! Wenn auch die In­
tegrationspolitik in Richtung Westeuropa lind die 
Vorbereitung unserer Wirtschaft auf diesen gro­
ßen Binnenmarkt Schwerpunkte unserer Außen­
wirtschaftspolitik bleiben müssen, so dürfen wir 
und wollen wir keineswegs den Osten Europas 
vernachlässigen. Die derzeitige durchwegs triste 
Situation und triste wirtschaftliche Lage in den 
osteuropäischen Staaten läßt natürlich Erfolge 
auf diesem Gebiet nur schwer und mühsam erzie­
len. Aber schon aufgrund unserer geopolitischen 
Lage und unserer langjährigen wirtschaftlichen 
Beziehungen sind die östlichen Nachbarländer so­
zusagen natürliche Handelspartner und in Zu­
kunft sicherlich auch, wie ich meine, gute und 
große Hoffnungsmärkte. 

In der schwierigen Umstellungsphase ist es na­
türlich wichtig, daß Österreich durch Ausbil­
dungs- und Beratungsinitiativen diesen Ländern 
beim Aufbau der Marktwirtschaften behilflich ist. 
Das Handelsressort hat für solche Aktivitäten 
15 Millionen Schilling vorgesehen und setzt da­
mit doch eine gemeinsame Initiative mit der Han­
deiskammerorganisation fort. mit deren Hilfe in 
den letzten drei Jahren mehr als 10 000 Personen 
ausgebildet werden konnten. Meine Damen und 
Herren! Das ist Hilfe in dieser schwierigen Um­
stellungsphase! (Beifall bei der ÖVP.) 

Das zeigt auch, daß wir hier versuchen, die Ba­
sis zu bilden, die notwendig ist. um die Wirtschaft 
dort aufzubauen, und das heißt auch, daß wir 
nicht nur reden, sondern auch Taten setzen. 

Meine Damen und Herren! Der Konsolidie­
rungskurs der Bundesregierung zwingt auch den 
Wirtschaftsminister zum Sparen. Das ist klar. Es 
ist in diesem Zusammenhang sicher erwähnens­
wert, daß das Wirtschaftsministerium seit Beginn 
der großen Koalition die vorgesehenen Einspa­
rungen im Personalbereich als einziges Ressort -
das möchte ich hier ganz besonders herausstrei­
chen - immer erfüllt hat. 

1987 waren laut Stellenplan des Gesamtressorts 
Handel und Bauten 7 478 Bedienstete beschäf­
tigt. Nicht eingerechnet sind dabei über 200 Plan­
stellen des Arsenals und des Wasserwirtschafts­
fonds, die 1988 in andere Ressorts verlagert wur­
den. Im Jahre 1992 werden im Bereich des Wirt­
schaftsministeriums erstmals weniger als 7 000 
Bedienstete beschäftigt sein. Das freut mich, und 
das möchte ich auch hier festhalten, weil das ge­
nau der richtige Weg ist. zu rationalisieren, zu 
sparen, wo man einsparen kann. (Beifall bei der 
OVP.) 

Meine Damen und Herren! Trotz etlicher Ein­
sparungen auch im Förderungsbereich im Laufe 
der letzten Jahre ist es auch gelungen. eine gewis­
se Umstrukturierung der Ausgaben zu erreichen 
und neue Akzente zu setzen. Verstärkt hat das 
Ministerium die Aktivitäten insbesondere in den 
Bereichen Umweltschutz und Energiesparen. So 
wird zum Beispiel die Fernwärmeförderung von 
35 Millionen Schilling auf 172 Millionen Schil­
ling steigen. und ein Energie-Solarprogramm des 
Wirtschaftsministers wird mit 2 Millionen Schil­
ling gestartet. Das ist echte Hilfe in bezug auf 
Umweltschutz beziehungsweise Förderung des 
Umweltschutzes. 

Meine Damen und Herren! Wie im Jahre 1991 
werden auch 1992 mindestens 600 Millionen 
Schilling für Umweltschutzmaßnahmen auf 
Österreichs Bundesstraßen investiert werden. Da­
von werden etwa 300 Millionen Schilling aus der 
Öko-Maut aufgebracht. Die Mittel werden bun­
desweit zur Eindämmung des Straßenlärms ein-
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gesetzt. Auch dazu ein Wort. meine Damen und 
Herren: Mit gezielten technischen Maßnahmen 
werden wir die Belastungen, die sicherlich ein so 
ausgeprägter Güterverkehr mit sich bringen wird. 
entsprechend korrigieren können und müssen 
nicht Verbote oder Gebote erstellen. Auch das 
möchte ich hier klar und deutlich sagen. 

Meine Damen und Herren! Meinen sicherlich 
vorwiegend positiven Ausführungen zur Wirt­
schaftspolitik der Bundesregierung und des Wirt­
schaftsministers - diese sind durchaus an erster 
Stelle anzuführen -, möchte ich natürlich auch 
zum Schluß einige kritische Anmerkungen sei­
tens der Bundeswirtschaftskammer folgen lassen. 

Eine Einigung über die Maßnahmen, dieses 
Budget 1992 in allerletzter Minute vertretbar zu 
machen, ist nicht gerade ein Ausweis besonders 
konstruktiver Zusammenarbeit. Ich glaube, man 
sollte früher mit den konstruktiven Gesprächen 
beginnen. 

Eine ökologische Orientierung des Steuer- und 
Abgabensystems kommt dann in Mißkredit, wenn 
sie unter Umständen als letzte Möglichkeit für die 
Finanzierung des Budgets herhalten muß. 

Ich möchte von hier aus den dringenden Appell 
an die Regierung richten, die großen Reformvor­
haben, die Reform der Sozialversicherung, insbe­
sondere des Spitalswesens, die überfällige Reform 
des Pensionsbereiches und die Sanierung der 
Bundesbahnen, endlich auch in Angriff zu neh­
men. Ich sehe sonst die große Gefahr, daß viel­
leicht die hart erarbeiteten Erfolge in der Wirt­
schaftspolitik darunter Schaden leiden und dahin­
schmelzen könnten. Das wäre sicherlich nicht das 
Ziel, das wir verfolgen, und das wäre auch nicht 
vertretbar. 

Es muß auch klare Entscheidungen in Rich­
tung Forschung und Entwicklung geben, meine 
Damen und Herren. Hier müssen auch neue 
Maßstäbe gesetzt werden, und es muß konse­
quent am Bürokratieabbau weitergearbeitet wer­
den. (Beifall bei der ÖVP.) Also: Mehr Mittel und 
Menschen für Forschung und Entwicklung und 
weniger für die staatliche Verwaltung. 

Meine Damen und Herren! Sorgen machen mir 
auch - ich möchte das nicht unerwähnt lassen, 
weil es sehr aktuell ist - die Vorschläge im Be­
reich des Güterverkehrs. Es darf zu keiner Dis­
kriminierung und damit zur Existenzgefährdung 
österreichischer Frächter gegenüber den auslän­
dischen kommen. Die Maßnahmen, die hier ins 
Auge gefaßt werden, könnten aber dazu führen. 

Meine Damen und Herren! Die Bundeswirt­
schaftskammer erwartet sich weiterhin Maßnah­
men zur Stärkung der Wirtschaft und damit auch 
zur Sicherung des Sozialnetzes und des Wohlstan-

des in Österreich. (Beifall bei der ÖVP.) Wenn 
diese Zielsetzung konsequent verfolgt wird, mei­
ne Damen und Herren. dann ist mir um die gute 
Position der österreich ischen Wirtschaft auch in 
Zukunft nicht bange. - Danke. (Beifall bei ÖVP 
lind SPÖ.) lll.I::' 

Präsident: Als nächstem erteile ich Herrn Bun­
desminister Dr. Schüssel das Wort, der sich zu 
Wort gemeldet hat. 

W.1 ::. 

Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen­
heiten Dr. Schüssel: Hohes Haus! Meine Damen 
und Herren! Zunächst einmal möchte ich nur ei­
nen Satz zur Frau Abgeordneten Petrovic sagen. 
Zum Unterschied von Ihnen freue ich mich noch, 
daß es Vertreter hier im Hohen Haus gibt, die in 
lebenden Betrieben arbeiten. Wenn ein Abgeord­
neter Mautner Markhof oder ein Abgeordneter 
Heindl, der zugegebenerweise in der Firma Hof­
mann & Maculan arbeitet, hier spricht, dann ist 
das eine Bereicherung der parlamentarischen De­
batte und kein Anlaß, dies als Denunziation zu 
verwenden. (Beifall bei ÖVP, SPÖ lind FPÖ.) 

Ich glaube ganz einfach, daß das Parlament und 
daß auch eine wirtschaftspolitische Debatte da­
durch gewinnt, daß nicht nur Sekretäre und An­
gehörige des öffentlichen Dienstes hier das Wort 
ergreifen. sondern auch Angehörige von leben­
den Berufen, ein Betriebsrat genauso wie ein Un­
ternehmer, ein Freiberufler genauso wie etwa ein 
Vertreter von Ihrer Seite. (Beifall bei Ö VP, SPÖ 
und FPÖ.) 

Nun aber zu meinem eigentlichen Thema, denn 
auch ich möchte meine Redezeit nicht überstra­
pazieren. Es werden ja auch noch einige Argu­
mente kommen, auf die ich vielleicht eingehen 
muß. (Abg. Hai ger mo se r: Mit Sicherheil!) 

Das Wirtschaftsministerium hat sich in diesem 
Jahr und auch für die nächsten Monate fünf 
Schwerpunkte gesetzt. Der erste große Bereich ist 
sicherlich die internationale Wirtschaftspolitik. 
Sie selbst haben das Stichwort gegeben. Europa 
ist derzeit das Thema. Die erste Stufe ist der 
Europäische Wirtschaftsraum, die nächste soll -
möglichst bald, wie ich hoffe. ebenso wie viele 
von Ihnen, wie ich annehmen darf - der VolIbei­
tritt Österreichs zur Europäischen Gemeinschaft 
sein. Dabei ist ein Satz aus diesem Avis, aus die­
sem Antwortbrief der EG-Kommission an die 
österreichische Bundesregierung ganz wichtig, 
und der sollte, glaube ich, auch für die Debatte 
hier beim Wirtschaftskapitel prägend sein. 

In diesem Avis steht wörtlich geschrieben: 
"Österreich ist eine Wirtschaftsrnacht mittlerer 
Größe." Das heißt, wir haben überhaupt keinen 
Grund, unser Licht unter den Scheffel zu stellen, 
wir haben überhaupt keinen Grund, uns vor den 
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Folgen des Europäischen Wirtschaftsraumes oder 
eines EG-Beitritts zu fürchten. Wir sind hinsicht­
lich der Wirtschaft, der Klein- und Mittelbetriebe, 
genauso wie der großen Betriebe stolz darauf. daß 
wir alle Voraussetzungen erbringen, um heute 
schon in diesem Konzert mitzuwirken. 

Wenn Kurt Heindl zu Recht erwähnt hat - das 
spricht für seine Fachkompetenz -, daß heute 
von den zwölf EG-Mitgliedsländern nur drei den 
sogenannten Konvergenzkriterien entsprechen, 
die überhaupt erst für das Zustandekommen der 
Wirtschafts- und Währungsunion entscheidend 
sind - das ist Frankreich, Luxemburg und Däne­
mark; die Deutschen haben sicherlich durch das 
Budgetdefizit und durch die neuen Länder ein 
Sonderproblem, aber man wird sie sicher dazu­
rechnen müssen -, und Österreich ebenfalls voll­
inhaltlich diese Kriterien erfüllt, dann frage ich 
mich, warum Sie und manche Kritiker der Eu­
ropäischen Gemeinschaft gegenüber unserer li­
nie zur EG immer wieder mit Angst, Furcht und 
Schrecken operieren. 

Wir sind stark genug, um uns in Europa heute 
und auc~ morge~ als Mitg!.ied zu bewähren. (Bei­
fall bei OVP, SPO und FPO.) 

Ich möchte aber auf Georg Mautner Markhof 
eingehen und zu seinen kritischen Sätzen zum 
Europäischen Wirtschaftsraum etwas sagen. Na­
türlich kann man verschiedener Meinung sein, 
das ist gar keine Frage. Aber ich bitte Sie, bewer­
ten Sie einmal das, was ich jetzt zu argumentieren 
versuche! 

Der Europäische Wirtschaftsraum macht Sinn 
aus vier Gründen: 

1. Er beschleunigt unsere Beitrittsverhandlun­
gen, weil all das, was wir bei den EWR-Verhand­
lungen schon akzeptiert haben und jetzt schon 
implementieren, sogar die von Ihnen genannte 
und zitierte Kapitalfreiheit, brauchen wir dann im 
Falle eines Beitritts gar nicht mehr tun. Das heißt, 
es ist eine echte Beschleunigung. 

2. Er überbrückt die Lücke für unsere Wirt­
schaft vom Beginn des Binnenmarktes 1993 bis 
zum Datum des Vollbeitritts. Ich bin, ehrlich ge­
sagt, vorsichtig, denn ich glaube nicht recht, daß 
wir 1993 schon Mitglied sein werden, ich rechne 
eher mit Anfang 1995. 

Das heißt, diese Überbrückung leistet nur der 
Europäische Wirtschaftsraum, und das ist doch 
an sich für die Wirtschaft von Interesse. 

3. Auch wenn Österreich in der EG sein wird, 
wird auch dann für uns ein Europäischer Wirt­
schaftsraum mit unserem stärksten Außenwirt­
schaftspartner, nämlich mit den EFTA-Ländern, 
von großer Bedeutung sein. Es muß doch wieder­
um unsere Forderung sein, daß wir undiskrimi-

niert unsere Produkte und unsere Möglichkeiten 
dort einsetzen können. Die EFTA ist auch dann 
ein sehr wichtiger Handelspartner für uns, wenn 
wir in der EG drinnen sind. 

Der letzte und nicht ganz unwesentliche Punkt 
ist das Thema der Ostöffnung. Man darf nicht 
vergessen, daß der Europäische Wirtschaftsraum 
- das ist ein neues Element in der Diskussion -
möglicherweise jenes Element sein wird, das man 
der erstarkenden und erwachenden Marktwirt­
schaft in Mittel- und Osteuropa anbieten kann, 
damit sie sich in Europa wirtschaftlich integrieren 
kann, ohne gleichzeitig eine politische oder eine 
volle Wirtschafts- und Währungsunion, zu der 
sie, auf kurze oder mittlere Sicht gesehen, sicher­
lich nicht in der Lage sein werden, zu bilden. 

Das sind, glaube ich, vier Gründe, die in jeder 
Weise Sinn machen, auch wenn wir jetzt - zuge­
geben - diesen einen Punkt, nämlich das System 
juridictionnel, die Gerichtsbarkeit, neu verhan­
deln müssen. Es gibt 25 verschiedene Varianten, 
welche genommen wird, weiß ich noch nicht. 
Wichtig ist jedoch nur, daß wir sehr schnell vor­
gehen, damit es zu keiner zeitlichen Verzögerung 
kommt. 

Zweiter Punkt: Für uns von großem Interesse 
ist die gesamte Liberalisierung und Deregulierung 
im Wirtschaftsrecht. Wir haben vieles erreicht, es 
wurde auch schon darauf hingewiesen. Wir haben 
heute immerhin das liberalste Öffnungszeitenge­
setz in ganz Europa, abgesehen von Schweden. 

Wir haben jetzt eine Gewerbeordnung in Be­
gutachtung geschickt, die eine ganz erhebliche 
Deregulierung bringt, nämlich eine Reduzierung 
von 226 auf 140 Gewerbe und die Abschaffung 
der konzessionierten Gewerbe. 

Wir haben ein Preisrecht geschaffen, das sich in 
Hinkunft nur mehr auf den Krisenfall beschrän­
ken wird, und wir haben auch ein Deregulie­
rungsgesetz, das den Wegfall von Rabattverboten, 
Zugabenverboten und gesetzlichen Ausverkaufs­
regelungen bringen wird. Diese Dinge werden in 
absehbarer Zeit - hoffentlich bald - vom Parla­
ment verabschiedet werden. 

Wir haben immerhin mit dem 1. Jänner 1992 
- ich möchte schon darauf hinweisen - erstmals 
das Vermittlungsmonopol der staatlichen Ar­
beitsmarktverwaltung durchbrachen. Ich war mit 
Freund Stummvoll gemeinsam als Verhandler ein 
bißehen daran beteiligt. Das ist ein Schritt in 
Richtung Öffnung von zusätzlichen verbesserten 
Möglichkeiten auch im Interesse unserer Arbeit­
nehmer. 

Ich sage auch ganz offen und scheue mich vor 
keiner Diskussion, zu allen Dingen, die wir im 
Privatisierungs- und Ausgliederungsbereich ange-
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gangen sind, stehe ich. Das Österreichische Ver­
kehrsbüro, zu 100 Prozent privatisiert. ist heute 
eine höchst erfolgreiche, international operieren­
de Firma. Das hat sowohl dem Bund gutgetan. 
weil er sehr viel Geld bekommen hat, als auch der 
Firma. denn es ist ein ungeheurer Impuls davon 
ausgegangen. 

Wir haben jetzt die Donau-Betriebs-Aktien­
Gesellschaft gegründet, praktisch die gesamte 
Wasserstraßendirektion ausgegliedert. 

Wir haben den Tiergarten Schönbrunn in der 
vorigen Woche ausgegliedert, wir verhandeln 
noch bezüglich Schönbrunn, das ist richtig, denn 
es ist ein sehr schwieriger Punkt, genauso wie in 
Frankreich. wie in England. Es ist ein sehr emo­
tionaler Punkt. 

Es werden im Moment einige Varianten ge­
prüft, so wie es jetzt ist, kann es auf gar keinen 
Fall bleiben. 

Wir verhandeln, daß wir die Straßengesell­
schaften straffer, schlanker, effizienter und besser 
kontrolliert gestalten, und wir verhandeln, daß 
wir eine Bundesimmobiliengesellschaft gründen, 
die uns gerade bei neuen Projekten einen Spiel­
raum geben soll. 

Das heißt. ich bin überhaupt nicht scheu. über 
diese Dinge zu diskutieren. Wir haben gerade im 
Wirtschaftsministerium auf Punkt und Beistrich 
alle Vorgaben im Koalitionspakt hier erfüllt (Bei­
fall bei der ÖVP), und ich bin stolz auf meine 
Beamten, die trotz einer Reduktion der Dienstpo­
sten seit 1987 eine Fülle von ungeheuren neuen 
Aufgaben bewältigen können und dies auch in ei­
ner sehr kompetenten und professionellen Art 
und Weise tun. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dritter Schwerpunkt: der Tourismus. Das ist 
für uns die wichtigste Wirtschaftsbranche. weil 
immerhin in diesem Bereich im heurigen Jahr 
160 Milliarden Schilling an Deviseneinnahmen 
erwirtschaftet worden sind. Ich langweile Sie 
nicht mit Nächtigungsziffern, weil die auch lange 
nicht so interessant sind, aber wir haben immer­
hin ein Rekordjahr bei Einnahmen. aber auch bei 
den Übernachtungen zu verzeichnen. 

Das ist ein Verdienst einer sehr professionell 
geführten Marketingstruktur, die sich in Öster­
reich von den Gemeinden bis hinein in die Ver­
bände, auf die Länder und auf die Österreichwer­
bung niederschlägt. wo immerhin zirka 500 Mil­
lionen Schilling an Werbebudget und Infrastruk­
tur zur Verfügung stehen. Wir haben für die ge­
samte Legislaturperiode auch die Finanzmittel 
außer Streit stellen können. 

Ein wichtiger Punkt - nicht in mein Ressort 
fallend, aber ich war immerhin einer der Haupt­
verhandler - war gerade im Tourismus die end-

lich erfolgte Reform der Getränkebesteuerung. 
Es ist, bitte. eine 30 Jahre alte Geschichte, und 
ich möchte wirklich allen Parlamentariern dan­
ken, die in diesem Bereich einen historischen 
Durchbruch geschafft haben, der ja immerhin für 
den Tourismus 800 bis 900 Millionen Schilling an 
Entlastung bedeutet. Das ist, bitte, in der Situa­
ton, in der sich der Tourismus befindet, absolut 
notwendig und wünschenswert, und ich freue 
mich, daß dies endlich erreicht werden konnte. 
f Beifall bei der Ö V P.) 

Wir verhandeln derzeit sehr intensiv mit dem 
Sozialminister über flexiblere Arbeitsmarktbedin­
gungen. Das ist ein wichtiger Punkt, denn der 
Tourismus ist wie keine andere Branche von flexi­
blen Arbeitsbestimmungen abhängig und braucht 
sie. Immerhin müssen in zwölf Wochen des Jah­
res 50 Prozent des Umsatzes erzeugt werden, und 
daher versuchen wir, so eine Art Zeitbeschäfti­
gungsmodell sehr flexibel nach den Bedürfnissen 
der Branche, aber sicherlich auch unter voller 
Wahrung sozialer Gesichtspunkte zu erarbeiten. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Der Förderungsbereich im Tourismus ist um 
30 Millionen Schilling angehoben worden - kei­
ne Kleinigkeit bitte in Zeiten der Budgetkonsoli­
dierung. Ich habe auch sicherlich die Kritik, die 
im vergangenen Jahr hier geübt wurde, ernst ge­
nommen und möchte auch dem Finanzminister 
für sein Verständnis hier danken. 

Wir haben auch einige neue Bereiche, ver­
kehrsfreie Dörfer, Hüttensanierungsprogramm 
- ich erwähne es nur. Die Insider wissen, wovon 
ich spreche. 

Vierter und sehr wichtiger Bereich: der U m­
weltschutz. Der Frau Abgeordneten hat es be­
liebt. mich mit einigen schmückenden Beiworten 
zu versehen, die ich jetzt nicht weiter qualifizie­
ren möchte, Sie werden sich schon selber ein Bild 
daraus machen. Nur, wenn Sie sagen, Sie stimmen 
mit all diesen Dingen nicht mit, gut, dann möchte 
ich Ihnen aber auch sagen, was Sie damit alles 
ablehnen: 

Wir haben im Zusammenwirken mit der Part­
nerin im Umweltressort sehr, sehr viel erreicht, 
etwa im Bereich Recycling. Wir haben etwa im 
ganzen Sektor Bauschuttrecycling zur Generalsa­
nierung der West Autobahn durchgesetzt, daß al­
les auf Punkt und Beistrich wiederverwendet wer­
den muß, was weggegraben wird. Das sind Millio­
nen Tonnen, die insgesamt das Deponievolumen 
entlasten. Wir haben fertiggebracht, daß wir im­
merhin ein Modell für das Recycling von Geträn­
keverpackungen auf die Reise gebracht haben. 
Wir haben - Sie haben falsch zitiert - nicht ge­
sagt, daß das leider nicht erreichte Ziel im 
COrBereich unseren Wunschvorstellungen ent­
spricht. Bitte, das werden Sie von mir nie gehört 
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haben! Ich würde Sie bitten, mir dieses Zitat zu 
zeigen! Ich habe gesagt, daß die seinerzeitigen, 
sehr ehrgeizigen Vorhaben praktisch nicht er­
reicht werden können, und zwar nicht nur in 
Österreich nicht, sondern auch auf der ganzen 
Welt nicht (Abg. Ans eh 0 be r: Warwn fliehl?), 
und ich kann Ihnen auch genau sagen, warum: 
Weil anders als bei uns ja nicht einmal noch die 
Maßnahmen gesetzt oder diskutiert werden -
auf der ganzen Welt oder in Europa -, wo es 
hingehen soll. Wir haben etwa im Bereich CO 2 

schon sehr vieles gemacht. Ich erwähne etwa die 
vom Parlament vor dem Sommer auch beschlos­
sene Erhöhung der Fernwärmeförderung von 11 
auf 15 Milliarden. Wenn Sie das alles nicht wol­
len, dann sagen Sie es als grüne Fraktion, aber es 
ist jedenfalls das Gegenteil von Umweltpolitik, 
was Sie hier tun. (Beifall bei der ÖVP. - Abg. 
A lZ S e hob e r: Wo ist das Resultat, Herr Mini­
ster?) 

Bei der Fernwärme wird der Biomasse ein 
deutlich höherer Stellenwert eingeräumt. Wir ha­
ben jetzt mit dem Steuerpaket immerhin durch 
eine Anhebung der Mineralölsteuer, durch eine 
leichte Erhöhung der Besteuerung auf Heizöle in 
Elementen so etwas wie eine CO2- oder Energie­
abgabe durchgesetzt. Sie wird natürlich weiterge­
hen. Im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft 
gibt es ja bereits sehr ehrgeizige Diskussionen. 
Mitte des Jahres 1992 wird sich die EG - ich 
weiß nicht, warum Sie darüber schmunzeln, Herr 
Abgeordneter, vielleicht wissen Sie es nicht - im­
merhin zu einer solchen Energieabgabe durchrin­
g.en, und das ist dann auch der Moment, wo 
Osterreich mitkann, weil wir dann im Wettbe­
werb nicht benachteiligt sein werden. - Immer­
hin alles Dinge, die wichtig sind. 

Die Autozulassungsabgabe enthält ebenfalls 
Elemente, die sehr wohl auf Verbrauch, auf Lei­
stung und damit auf COz-Belastung abstellen. 
Wir haben die Tarifreform im Bereich der Ener­
giewirtschaft, der Stromwirtschaft, jetzt begon­
nen, die deutliche Anreize auf Energiesparen ent­
hält und den, der Energie verschwendet, auch 
deutlich höher belastet. 

Wir haben einen eigenen Forschungspool mit 
über 100 Millionen Schilling eingerichtet, wir ha­
ben ein eigenes Photovoltaik- und Elektroauto­
programm. Wenn Sie dies alles nicht als Umwelt­
politik betrachten, ist das Ihre Sache, ich persön­
lich glaube, daß gerade in diesem Jahr ungeheuer 
viel auf die Reise gebracht wurde, und ich stehe 
zu dieser Partnerschaft im ökosozialen markt­
wirtschaftlichen Sinn mit Frau Minister Feldgrill. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Fünfter und letzter Bereich: die Bauwirtschaft. 
Ein sehr, sehr wichtiger Bereich, eine Schlüssel­
zone der österreichischen Wirtschaftspolitik. Wir 
haben einen ganz besonderen Schwerpunkt im 

Hochbau gesetzt. Zusätzlich 1,3 Milliarden Schil­
ling für Erhaltung und für Neubau, besonders im 
Bereich von Schulen und Wissenschaft. Es wer­
den also für Schulen und Wissenschaft im näch­
sten Jahr 1,3 Milliarden Schilling jeweils zur Ver­
fügung stehen. Wir haben aber auch im Straßen­
bau immerhin 15,6 Milliarden Schilling, was zwar 
den Neubaubereich sehr stark einschränkt, weil 
wir damit real praktisch gleichgeblieben sind, 
aber immerhin können wir durch die vom Parla­
ment genehmigten ASFINAG-Mittel im Ausmaß 
von 12 Milliarden Schilling die Schließung der 
überregionalen Autowege im Bereich der Ost Au­
tobahn, der Süd Autobahn und der Phyrnstrecke 
fortführen. 

Wir haben aber immerhin auch zusätzlich -
weil Sie, Frau Abgeordnete, dankenswerterweise 
das Thema Rad erwähnt haben - im nächsten 
Jahr über 100 Millionen Schilling für den Ausbau 
von bundesweiten Radwegen und zur Beseitigung 
der Unfallschwerpunkte über 50 Millionen Schil­
ling im Budget vorgesehen. 

Insgesamt ein Budget, das sehr wohl wirtschaft­
liche Incentives gibt, wirtschaftliche Impulse -
gerade zum jetzigen konjunkturellen Zeitpunkt 
ist das vielleicht gar nicht unzweckmäßig -, vor 
allem aber eine Fülle von Reformen im Bereich 
der Legislative anbietet, damit wir uns für die eu­
ropäische Herausforderung in West und Ost bes­
ser gerüstet sehen. (Beifall bei der Ö VP.) j().28 

Präsident: Zu einer tatsächlichen Berichtigung 
hat sich die Frau Abgeordnete Dr. Petrovic ge­
meldet. Sie kennen die einschlägigen Bestimmun­
gen. 

10.28 

Abgeordnete Dr. Madeleine Petrovic (Grüne): 
Der Herr Bundesminister hat behauptet, ich hätte 
in meinen Ausführungen mit Angst argumentiert. 
Dies, Herr Bundesminister, ist unrichtig. (Abg. 
Ve t t e r: Machen Sie immer.') Offensichtlich ha­
ben Sie da zu intensiv mit der Frau Staatssekretä­
rin geplaudert. (Abg. Dipl.-lng. R i e g l er: Sie 
merken es gar nicht.') 

Ich habe Kostenrechnungen verlangt, und zwar 
für die potentiellen Verliererbereiche. Wenn Sie 
nicht in der Lage sind, diese Kostenrechnungen 
vorzulegen, oder sie nicht vorlegen wollen, dann 
wird das wohl seine Gründe haben. 

Herr Bundesminister! Ich habe auch nicht, in 
keiner Weise, Ihre möglichen Wunschvorstellun­
gen hinsichtlich einer Umweltpolitik hinterfragt. 
Ihre geheimen Wunschvorstellungen mögen den 
Psychoanalytikern oder ähnlichen Berufsgruppen 
überlassen werden. Ich habe festgestellt, daß Sie 
gesagt haben, das COrZiel sei unrealistisch, und 
das ist eine Bankrotterklärung der österreichi-
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schen Umweltpolitik. (Beifall bei den Grünen. J 

[0.29 

Präsident: Ich habe für die heutige Präsidialsit­
zung ein Papier zum Problem tatsächlicher Be­
richtigungen vorbereitet, weil mir auch gestern 
einiges in diesem Zusammenhang aufgefallen ist. 
I Beifall bei SPÖ und Ö VP.) 

Der nächste Redner ist Herr Abgeordneter Hai­
germoser. Er hat das Wort. 

[O.3IJ 

Abgeordneter Haigermoser (FPÖ): Herr Bun­
desminister! Frau Staatssekretärin! Herr Präsi­
dent! Nach dieser sogenannten tatsächlichen Be­
richtigung der Frau Kollegin Petrovic wäre ich 
fast versucht, den Herrn Bundesminister Schüssel 
zu verteidigen. Die Äußerung, was den Psycho­
analytiker anbelangt, glaube ich, ist dieses Hauses 
nicht ganz würdig. Vielleicht sollte sich Frau Kol­
legin Petrovic einmal auf die Couch legen, um zu 
hinterfragen, was mit ihr los ist. (Heiterkeit. -
Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! In Rede und Ge­
genrede zu den Ausführungen des Herrn Bundes­
ministers und zu einigen Anmerkungen der Vor­
redner erlaube ich mir, Ihre vier Punkte, Herr 
Bundesminister, die Sie für EWR ins Treffen ge­
führt haben, kurz zu analysieren. 

Sie haben gemeint, EWR würde den Weg in die 
EG, nach Europa beschleunigen. Ich sage Ihnen, 
das stimmt nicht, denn: Da Sie für EWR jetzt be­
reits jahrelang - kann man sagen -, zumindest 
monatelang, Verhandlungskapazitäten blockie­
ren, war es nicht möglich. zielführenele Verhand­
lungen mit der EG zu beschleunigen. Das zum 
einen. 

Sie haben des weiteren gesagt, Herr Dr. Schüs­
sel, es würde mit EWR die Angelegenheit auf 
dem Weg in elie EG "überbrückt". Ich sage Ihnen 
aus den Gesprächen mit zahlreichen Parlamenta­
riern aus dem EFTA-Bereich (Zwischenruf des 
Abg. 5 eh m i d t m eie r) - und da wirst du die­
se meine Erfahrung bestätigen müssen, Kollege 
Schmidtmeier - folgendes: daß elie Schweiz, die, 
wie wir heute schon gehört haben. Ende 1992 
eine Volksabstimmung programmiert hat, auf­
grund des Rückschlages durch den EG-Gerichts­
hof diesen Termin mit Sicherheit nicht mehr ein­
halten wird können, sodaß eine Parallelität des 
Beitrittes oder des Abschlusses EWR selbst im be­
sten Falle nicht mehr haltbar ist und wir früher in 
die EG kommen können, als dieser EWR-Vertrag 
überhaupt zum Abschluß kommen kann. Es 
heißt also, diese These, die Sie aufgestellt haben, 
Herr Kollege Dr. Schüssel, Herr Bundesminister, 
ist in sich zusammengefallen. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Die zwei letzten Punkte, die Sie angeführt ha­
ben, Herr Bundesminister, darf ich zusammenfas­
sen. Wir wären, sagten Sie, mit EWR bereits mit 
einem Bein, um nicht zu sagen, mit eineinhalb 
Beinen, in der Europäischen Gemeinschaft. Dann 
haben Sie ausgeführt: In dieser Ostöffnung hätten 
wir die verdammte Pflicht und Schuldigkeit, mit 
EWR im Huckepack quasi auch noch ehemalige 
osteuropäische Länder mitzunehmen. Ich sage Ih­
nen aber, Herr Bundesminister, daß bereits -
und das wissen Sie auch - ehemalige Ostblock­
länder direkt mit der EG über einen allfälligen 
Assoziierungsvertrag verhandeln. Das heißt also, 
daß sie bei der EFTA, beim EWR nur Zaungäste 
sind, daß sie nur mithorchen, vielleicht nur Er­
fahrungen sammeln wollen, aber nie und nimmer 
über das Vehikel EFTA - ist gleich EWR im 
weitesten Sinn - in diese EG hineinwollen. 

Das heißt, Herr Bundesminister Dr. Schüssel, 
daß Ihre vier Thesen in sich zusammengebrochen 
sind. Ich verstehe natürlich, daß Sie Ihren ge­
scheiterten EWR-Kurs irgendwo kaschieren müs­
sen, daß Sie nicht zugeben wollen, daß dieser 
Weg falsch war. 

Nun zur Stimmung in Österreich, der österrei­
chischen Bürger, der Wirtschaft, der Gewerbe­
treibenden schlechthin, was die Europäische Ge­
meinschaft anlangt. Herr Bundesminister! Mein 
Kollege Mautner Markhof hat Ihnen schon vorge­
worfen, daß Sie meinen, mit einer Werbefirma 
jetzt eine besonders positive EG-Stimmung in 
Österreich erzeugen zu können. Sie machen den 
gewaltigen Fehler, Herr Bundesminister, zu mei­
nen, daß das gelingen kann. Wir sagen Ihnen, 
man hat zu überzeugen. Und Sie können mit Si­
cherheit nicht überzeugen, Herr Bundesminister 
Dr. Schüssel. wenn Sie stets die Begriffe EWR 
und EG in einem Atemzug nennen und miteinan­
der vermengen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Mit dieser Diktion, Herr Bundesminister, scha­
den Sie den österreichischen EG-Bemühungen, 
denn die Angelegenheit ist ungeheuer kompli­
ziert, das wissen wir alle, und daher ist es für je­
den Staatsbürger äußerst schwierig, diese Begriffe 
überhaupt inhaltlich auseinanderzuhalten. Es 
sind zwei ungleiche Paar Stiefel, welche in keiner 
Weise miteinander vermengt werden dürfen, und 
ich ersuche Sie eindringlich, im Sinne einer fort­
schrittlichen, für uns alle notwendigen EG-Politik 
diese Dinge zu trennen und nicht mehr auf dieser 
Schiene zu fahren, wie Sie es heute wieder getan 
haben. 

Meine Damen und Herren! Kurz zu Madertha­
ner. Ich glaube, daß, Herr Präsident Madertha­
ner, Ihre Behauptung, es würde durch Schüssel 
ein Erfolg in der Integrationspolitik eingeleitet 
oder vorangetrieben, aufgrund dieser meiner vor­
her genannten Thesen eigentlich nicht stimmen 
kann. Ich unterstelle, daß Bundesminister Schüs-
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sei ein starkes europapolitisches Anliegen hat. 
Selbstverständlich. Aber ich sage ihm auch ein­
deutig. daß der Weg dieser europapolitischen An­
sage. den er beschritten hat. nicht genügt. Und ich 
bin nicht allein mit dieser Meinung. Wenn Sie, 
Herr Präsident Maderthaner, sich in Ihren Rei­
hen, in Ihrer Partei umhören, wissen Sie ganz ge­
nau, daß viele Abgeordnete meiner Meinung sind 
lind nicht der Meinung, die Dr. Schüssel vertritt. 

Meine Damen und Herren! Einige kurze An­
merkungen zu den "wirtschaftspolitischen" -
unter Anführungszeichen - Ausführungen der 
Kollegin Petrovic, die hier gemeint hat, eine Lan­
ze für die klein- lind mittelständischen Betriebe 
in einer Art EG-Feindlichkeit brechen zu müs­
sen. 

Frau Kollegin Petrovic! Ich sage Ihnen, als ein 
Vertreter aus diesem Bereich - der praktizieren­
der Mittelstandsunternehmer. Kleinunternehmer 
ist - weiß ich sehr wohl. wovon ich spreche. Ich 
sage Ihnen eindeutig, daß diese klein- und mittel­
ständische Wirtschaft, die so viel zu diesem Wohl­
stand in Österreich beiträgt, natürlich mit ihren 
Mitarbeitern, dieses Europa nötiger denn je 
braucht. Lieber heute als morgen. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Natürlich, meine Damen und Herren, gehört 
dazu - da treffen wir uns jetzt mit Ihnen -, daß 
die österreich ische Bundesregierung die Hausauf­
gaben macht, daß dieses Parlament die Hausauf­
gaben macht, die es uns ermöglichen, in diesem 
Gemeinsamen Markt bestehen zu können. Das 
gilt für die Landwirtschaft, das gilt für die Mittel­
ständler, das gilt für den gesamten Bereich der 
Wirtschaft und unseres gesellschaftlichen Lebens. 

Ich bin sehr froh, meine Damen und Herren, 
daß Sie als Alternative hier in diesem Hause bei 
diesem Weg eigentlich nicht mitbestimmen kön­
nen. denn diese Ihre Mitbestimmung wäre für 
Österreich ein großer Schaden, meine Damen 
und Herren. 

Ich sage Ihnen als Oppositionssprecher eindeu­
tig, daß es fahrlässig wäre, die österreichische 
Wirtschaft krankzujammern. Es ist aber genauso 
fahrlässig, diese österreichische Wirtschaft hoch­
zujubeln, meine Damen und Herren. Es ist nüch­
terne Analyse angesagt am Vorabend des Eintrit­
tes in die Europäische Gemeinschaft, wie es ei­
nem ordentlichen Kaufmann eben zusteht, meine 
Damen und Herren. Und das wollen wir tun. das 
wollen gerade wir Freiheitlichen als objektive, 
sachbezogene Opposition tun. 

Herr Bundesminister! Ob gerade Sie, Herr Dr. 
Schüssel, immer diesen objektiven Blick haben, 
mag zumindest in Ansätzen bezweifelt werden. 
Wenn man Ihre Tätigkeit oder die Tätigkeit die­
ser sozialistischen Koalition betrachtet, wird ei-

nem klar, daß die marktwirtschaftliehe Kompo­
nente in weiten Bereichen zu kurz kommt. 

"Marx, schau oba!", könnte man in vielen Be­
reichen sagen. leh werde den Beweis dafür noch 
erbringen. 

Herr Bundesminister! Sie machen sich in Ihrer 
Partei - es sei gestattet. diesen kleinen Schlenker 
zu machen - viele Gedanken, warum Ihnen die 
Wirtschaftskompetenz in weiten Bereichen ab­
handen gekommen ist. Diese Wirtschaftskompe­
tenz ist Ihnen abhanden gekommen, und zwar 
nicht nur was die Vertretung in diesem Parlament 
anbelangt - in weiten Bereichen, nicht in allen 
-, sondern auch beim Stimmbürger in diesem 
Lande. auch beim Wähler in diesem Lande. Wenn 
man die Ereignisse bei der Landtagswahl in Wien 
noch einmal analysiert. wird einem klar - die 
Wählerstromanalyse hat das bewiesen -, daß Sie 
bei den Wirtschaftstreibenden die erste Position 
im Stimmverhalten an die Freiheitliche Partei ab­
treten mußten. Das muß Ihnen doch zu denken 
geben, meine Damen und Herren! Dafür ist na­
türlich unter anderem verantwortlich, daß in der 
freiheitlichen Riege zahlreiche erfolgreiche Wirt­
schaftstreibende tätig sind: Mautner Markhof, 
Rosenstingi, Helmut Peter, sonder Zahl haben 
wir hier vorzügliche Wirtschaftsvertreter. 

Dazu kommt, Herr Bundesminister, daß Sie in 
Ihrem politischen Handeln diese Wirtschaftskom­
petenz nicht täglich aufs neue beweisen und im­
mer mehr in den Sog des Sozialismus geraten. 
fBeifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich möchte Ihnen 
keinen Ratschlag geben, Herr Bundesminister, 
aber ich habe mir - hin und wieder versuche ich 
das - den Kopf für die ÖVP zerbrochen. Sie hät­
ten sich diese 5 Millionen Schilling eigentlich spa­
ren können, die Sie für eine Studie nach St. Gal­
len geschickt haben. Da ich als Kaufmann sehr 
sparfreudig bin und jeden Schilling ein-, zweimal 
umdrehe, bevor ich ihn ausgebe, habe ich mir ge­
dacht: Warum gibt denn die ÖVP hier 5 Mil­
lionen Schilling nach St. Gallen, um eine Experti­
se darüber ausarbeiten zu lassen, warum es dieser 
ÖVP so schlecht geht? 

Die Gründe dafür, daß es dieser ÖVP so 
schlecht geht, sind relativ einfach zu finden. Soll 
und Haben, Herr Exbundesminister Riegler, hät­
ten eigentlich hier Platz greifen müssen, wie es 
einem ordentlichen Kaufmann gebührt. 

Sie müßten nur folgende Dinge - jetzt setze 
ich Ihnen fünf Thesen gegenüber, Herr Bundes­
minister - einhalten. (Abg. Dipl.-Ing. R i e g l e r: 
Wenn ich das gewußt häue. hätte ich Sie bestellt!) 
Vielleicht können wir ja noch einmal zusammen­
arbeiten. Herr Riegler? (Abg. DipL.-Ing. 
R i e g l e r: Wunderbar!) Wir werden uns einmal 
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anschauen, wie bereit Sie sind, für Veränderun­
gen in diesem Land zu sorgen. (Abg. Dr. Ne i S -

se r: Hast du das auch allS Si. Gallen? I 

Herr Bundesminister! Sie müßten nur eine or­
dentliche Budgetpolitik betreiben, eine ordentli­
che Förderungspolitik, eine ordentliche Privati­
sierungspolitik, eine Deregulierungspolitik, die 
diesen Namen verdient, und eine Steuerpolitik, 
die es ermöglicht, daß die Betriebe llberleben und 
den Weg nach Europa beschreiten können. (Bei­
fall bei der FPÖ.) 

Ich sage Ihnen, Herr Dr. Schüssel, Sie haben 
leider Gottes - das sage ich nicht für Ihre Partei, 
das sage ich für dieses Österreich - viele, wenn 
nicht die meisten dieser Grundsätze über Bord 
gehen lassen in Ihrer Regierungstätigkeit, in den 
Jahren, seit Sie auf der Regierungsbank sitzen. 
Und Sie haben unter anderem einen massiven 
Vertrauensverlust erfahren müssen, weil Sie eben 
zwischen Worten und Taten keinen Zusammen­
schluß mehr finden konnten. Das ist die eigentli­
che Ursache für Ihre starken Wählerverluste. 

Darüber habe ich mir also für Sie den Kopf 
zerbrochen. Ich versuche nun, einige Dinge her­
auszuarbeiten, die es ermöglichen, in der Gesamt­
wirtschaft doch vielleicht zu einem Konnex zu 
kommen, um Wirtschaftsdaten zu erarbeiten, die 
es ermöglichen, zu neuen Ufern zu kommen, und 
auch die soziale Herausforderung anzunehmen. 

Meine Damen und Herren! Wir wissen ganz ge­
nau - das auch an die Adresse der Alternativen 
-, daß die sozialen Probleme in diesem Lande 
nur dann positiv gelöst werden können, wenn es 
uns gelingt, in diesem Lande entsprechende 
Wachstumsraten zu erreichen. Das ist eine unum­
gängliche Notwendigkeit. (Beifall bei der FPÖ.) 

Herr Bundesminister! Wir werden Sie also 
nicht kleinkariert hier geißeln, daß die eine oder 
andere Budgetpost noch besser hätte aussehen 
können, wiewohl Mautner Markhof schon ange­
merkt hat, daß es Ihnen zumindest gelungen ist, 
auf dem Personalsektor Einsparungen auszuver­
handeln beziehungsweise zu erreichen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang aber 
auch vor einem Satz oder vor einer Bundesmini­
sterin warnen, für die Sie, Herr Bundesminister 
01'. Schüssel, wahrlich nicht verantwortlich sind; 
aber die Sozialdemokraten, glaube ich, sind sehr 
wohl verantwortlich. Die sozialistische Bundesmi­
nisterin Dohnal hat sinngemäß gemeint, die Men­
schen müßten vor der Marktwirtschaft geschützt 
werden. Diesen Satz muß man sich auf der Zunge 
zergehen lassen. Hat diese Frau Bundesminister 
Dohnal ihre Scheuklappen noch immer nicht ab­
gelegt? Ein Blick über die Grenzen in die ehema­
ligen Ostblockländer müßte ihr doch die Augen 
geöffnet haben! Es müßte ihr klargeworden sein, 

daß die Marktwirtschaft das einzige Instrumenta­
rium ist, um in einem Land zufriedene Menschen 
zu schaffen, daß sie das einzige Instrumentarium 
ist, um Arbeitsplätze zu sichern, Wohlstand zu 
erreichen und Menschen vor Hunger zu schützen. 
Wenn eine Bundesministerin Dohnal meint, man 
müßte die Bürger vor diesen Fortschritten schüt­
zen, dann ist sie, glaube ich, fehl am Platz und reif 
für den Rücktritt, meine Damen und Herren! 
I Beifall bei der FPÖ.) Derartige Äußerungen ha­
ben ja nicht einmal auf der Müllhalde der Ge­
schichte Platz. 

Meine Damen und Herren! Was wollen diese 
Wirtschaft, diese Volkswirtschaft insgesamt, die 
Wirtschaftstreibenden für sich? - Wir wollen, 
Herr Bundesminister 01'. Schüssel, Frau Staatsse­
kretärin, vernünftige Rahmenbedingungen; keine 
Geschenke, sondern Rahmenbedingungen, die es 
ermöglichen, in der Marktwirtschaft möglichst 
frei zu agieren und Einschränkungen vom Staat 
einzuschalten, die die soziale Gerechtigkeit trans­
parent und umsetzbar machen. Drangsalierereien 
durch Gesetze sind allemal abzulehnen, weil sie 
insgesamt nur neue Bürokratien erzeugen, die auf 
der anderen Seite wieder zu Lohnnebenkosten 
führen. 

Ich würde Frau Kollegin Petrovic einmal emp­
fehlen, Unterricht bei einem Kleingewerbetrei­
benden zu nehmen - sie hat das hier so oft im 
Munde geführt, zumindest verbal -. daß sie 
Lohnnebenkosten und Lohnkosten auseinander­
halten kann. Diese Begriffe müßten Sie einmal 
auseinanderhalten können, um überhaupt über 
kalkulatorische Grundsätze reden zu können. 
Denn es ist noch nicht Wirtschaftsverständnis, 
wenn man meint, einmal oder mehrmals in einem 
Supermarkt gewesen zu sein und dann von Wirt­
schaft etwas zu verstehen. 

Meine Damen und Herren! Gerade bei den 
klein- und mittelständischen Betrieben - jetzt 
komme ich zur Eigenkapitalposition in Öster­
reich - liegt es eben in diesem Bereich im argen. 
Es liegt im argen, weil bei diesen österreichischen 
Betrieben die Eigenkapitalquote zuletzt ganze 
2,25 Prozent betrug, Herr Bundesminister. Aus 
diesem Grunde sind die Bankverbindlichkeiten 
ständig im Steigen begriffen, steigt die Verschul­
dung dieser Betriebe, steigen dann wieder die 
Zinsendienste, und damit ist neuerdings die Ei­
genkapitaldecke stark im Schwinden begriffen. 

Diese Politik, meine Damen und Herren, trägt 
die Handschrift der sozialistischen Koalition mit 
Beteiligung der Österreichischen Volkspartei. 
Und daher haben Sie, Herr Bundesminister, auch 
die Verantwortung für diesen Kurs, für diesen so­
zialistischen Kurs, der sich immer stärker durch­
setzt. 
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In diesem Zusammenhang sind auch über die 
Kammern zwei Sätze zu verlieren. Wir wissen, 
daß Ihre Kammerreform - Maderthaner hat sie 
so gelobt - eigentlich eine gescheiterte Reform 
ist. Es ist das Wort nicht wert, das hier gebraucht 
wurde: "Kammerreform" , es ist nicht einmal ein 
Reförmchen. (Beifall bei der FPÖ. - Zwischen­
ruf des Abg. Sc h m i ci t m eie r.) 

Natürlich verstehe ich, Kollege Schmidtmeier, 
warum du diese Burgen verteidigst, ich verstehe 
es. Aber ich darf dir vielleicht ein Wort eines pro­
minenten Sozialdemokraten entgegenhalten. Und 
zwar hat ein prominenter Sozialdemokrat aus der 
Bundesrepublik, Walter Springer beziehungswei­
se Oberlechner, gemeint, daß die Sozialdemokra­
tie und die Konservativen diese Zwingburgen des­
wegen verteidigen, weil sie dort noch immer ihre 
Pfründe haben. Und das ist Faktum, Kollege Ma­
derthaner, und das wirst du auch in deinen Ge­
sprächen mit deinen Mitgliedern jeden Tag erfah­
ren müssen. 

Meine Damen und Herren! Nach diesem 
Schwenk zurück zur Eigenkapitalquote. Beim 
Alpbacher Forum wurde festgestellt, daß eine 
große Bremse österreichsseits festzustellen ist 
und daß damit die Wirtschaftsentwicklung für 
Österreich gebremst würde und somit auch der 
wirtschaftliche Fortschritt. 

Herr Bundesminister! Wo bleiben eigentlich 
Ihre legislativen Maßnahmen? Weit und breit ist 
gähnende Leere. Das einzige, das Ihnen im Ver­
ein mit Finanzminister Lacina eingefallen ist, sind 
Steuererhöhungen. Sie haben heute die Steuerer­
höhungen wieder belobigt, Sie haben heute ge­
sagt: Wir haben "eh" Steuern erhöht, jetzt wäre 
eigentlich die Umwelt in Ordnung zu bringen. 
Das ist etwas dürftig, Herr Bundesminister Dr. 
Schüssel, für eine sogenannte ökosoziale Markt­
wirtschaft. (Zwischenbemerkung von Bundesmini­
ster Dr. Sc h ü s s e l.) 

Zum Thema Getränkesteuer wird mein Kollege 
und Freund Helmut Peter noch einiges zu sagen 
haben, da werden Sie auch noch sehr schnell von 
der Meinung der Wirtschaftstreibenden eingeholt 
werden, wenn es um die Umsetzung dieser Ihrer 
"Getränkesteuerreform" - unter Anführungs­
zeichen - geht. 

Aber noch ein anderes Thema, Herr Bundesmi­
nister, da Sie sosehr gemeinsam mit Ihrer Partei 
die Leistungsbereiten und die Leistungswilligen 
belobigen und auch fördern wollen. Ich sage Ih­
nen: Weg mit der unsozialen Überstundenbe­
steuerung, her mit dem halben Steuersatz für 
nichtentnommene Gewinne! Mit diesen zwei 
Maßnahmen würden Sie das Wirtschaftsklima in 
Österreich derart positiv gestalten, daß wir wieder 
einen großen Schritt nach vorne kommen wür-

den. Tun Sie das, Herr Bundesminister, uns allen 
wäre geholfen. 

Positiv: auch ein neues Gewerberecht, eine Ge­
werbeordnung. Es ist interessant, dazu zu sagen, 
daß Sie 1988 als damaliger Abgeordneter nicht 
bereit waren, den freiheitlichen Vorstellungen 
nachzukommen, die bereits eine starke liberali­
sierung beinhaltet haben. Nun sollen wir 1991/92 
in die Diskussion eintreten, und ich hoffe sehr -
nachdem ich nur quergelesen habe, was Sie jetzt 
zum UWG vorgelegt haben -, daß einige Passa­
gen herauskommen, denn das ist alles andere als 
fortschrittlich. Aber zu diesem Thema werden wir 
uns noch an anderer Stelle und zu anderer Stunde 
zu unterhalten haben. 

Meine Damen und Herren! Abschließend: Es 
ist auch interessant zum Kammerthema, das ich 
angetönt habe, noch etwas zu zitieren: "Die Pri­
vatbeamten des sozialen Verbändesystems zeigen 
im Zustand der Verpöbelung das aus der Ge­
schichte der militärischen Verbände wohlbekann­
te Landsknecht-Syndrom. Man hat keine Lust 
mehr, sich mit den Kameraden von der Gegensei­
te zu schlagen, und plündert lieber Wehrlose und 
Unbeteiligte." Und das sind die Wehrlosen in den 
Kammern, und da sind Sie dabei bei diesen Plün­
derungsorgien, meine Damen und Herren. -
Ende des Zitats, ausgesprochen von einem, wie 
gesagt, prominenten Sozialdemokraten. (Beifall 
bei der FPÖ.) 

Die Themen EG, EWR wurden schon ausdis­
kutiert, nicht bis zum Ende, aber zumindest in 
Ansätzen. 

Ich habe auch von den "österreichischen Haus­
aufgaben" gesprochen, Herr Bundesminister, und 
dazu darf ich Ihnen Ihre Schriften, Ihre eigenen 
Schriften vorstellen, die Sie immer großtönend 
der Öffentlichkeit möglichst mit dem Republik­
adler im Hintergrund vorstellen, um dann nach 
dem ersten Hahnenschrei diese Versprechungen 
bereits wieder zu verraten. 

Was haben Sie unter anderem in Ihrem Wirt­
schaftskonzept vorgestellt, philosophisch gut dar­
gestellt? - "Wir wollen daher in der Förderungs­
politik in erster Linie für faire Wettbewerbsbe­
dingungen und eine Gleichbehandlung aller Be­
triebe sorgen. Österreich braucht kein selektives, 
sondern ein faires, für den einzelnen Betrieb 
durchschaubares und daher auch benützbares 
Förderungssystem." - Ende des Zitats aus Ihrem 
Winschaftsprogramm. 

Herr Bundesminister! Ich frage Sie: Was haben 
denn die 1 200 Millionen an Förderung für die 
Chrysler-Werke in Graz mit dieser Ihrer These zu 
tun? - Nichts haben sie damit zu tun! Sie haben 
Ihre Thesen spätestens bei Chrysler zu Grabe ge­
tragen, Herr Bundesminister. 
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Ich komme nach diesem Rückblick in die Ver­
gangenheit auch zu heutigen oder vielleicht zu 
zukünftigen Förderungen. Und da sind Sie gefor­
dert, Herr Bundesminister. denn Ihre Unter­
schrift wird es ermöglichen oder nicht ermögli­
chen, daß einem geldverdienenden - nicht nega­
tiv gesagt - Konzern eine Förderung in den Ra­
chen geworfen wird. Dazu die "Presse" vom 
17. 12.1991: "Umstrittene Förderung", "Druk­
kerinnung: Rücktritt aus Protest in Salzburg" . Ich 
weiß, daß Sie das nicht gerne hören, Herr Bun­
desminister, aber Sie werden auch hier von den 
Ereignissen eingeholt werden. 

Wie der Innungsmeister des Druckergewerbes 
Ludwig Valenta - übrigens ein Parteifreund von 
Ihnen, Herr Bundesminister - erklärte, sei es un­
verantwortlich, das Druckzentrum mit Mitteln 
der Arbeitsmarktförderung zu subventionieren. 
75 Millionen Schilling sollen hier aus dem Steuer­
topf in Österreich zugeschossen werden. 

Da gab es dann ein Schreiben der Landesin­
nung an Dr. Arno Gasteiger beziehungsweise zu­
rück an Gasteiger. den Wirtschaftslandesrat und 
prominenten ÖVP-Vertreter. Dazu sagt der Herr 
Landeshauptmannstellvertreter Dr. Arno Gastei­
ger aus Salzburg wörtlich - ein Schreiben vom 
11. 10. 1991 -: "Es ist richtig, daß ich am 
31. Mai in einem Gespräch mit Vertretern der 
Landesinnung die Einführung der Druckzentren­
förderung in Österreich als groben Fehler be­
zeichnete. " 

Unter Punkt 2 sagte er: "Aus den unter 1) ge­
nannten Gründen trete ich für die Gewährung 
der Förderung an das Druckzentrum der ,Salz­
burger Nachrichten' ein." 

In einem Atemzug, im seI ben Brief bejammert 
er die Förderung, tritt dann aber dafür ein. Und 
das alles unter dem Titel: .,Man kann ja nicht da­
gegen sein" - wie Rabl-Stadler gesagt hat -, 
"denn sonst hat ja der Herr Landeshauptmann 
eine schlechte Presse". 

Meine Damen und Herren! Das sind Dinge, die 
ich nicht mittrage, auch auf die Gefahr hin, daß 
ich in der nächsten Zeit in den "Salzburger Nach­
richten" überhaupt keine Presse haben werde. 
Aber ich bin vom Volk, vom stimmberechtigten 
Bürger entsandt und nicht von einer Zeitung in 
diesem Lande, meine Damen und Herren. (Beifall 
bei der FPÖ.) 

Ich sage Ihnen noch etwas. (Abg. Res c h: Hot­
fentlich hört das der Haider nicht.') Wenn Sie, 
Herr Bundesminister, diesen verlorenen Millio­
nenzuschuß unterschreiben werden, unter weI­
chem Titel er auch immer gewährt werden wird, 
dann werden Sie sich schlußendlich bei den näch­
sten Wahlen dafür verantworten müssen. 

Ich darf Ihnen noch aus einem Brief zitieren, 
Herr Bundesminister, vielleicht regt Sie das zum 
Nachdenken an. 

Dieser von mir genannte Ludwig Valenta. ein 
prominentes Wirtschaftsbundmitglied, Vorsitzen­
der der Druckerinnung - Sie wissen ja, daß Mit­
glieder dieser Druckerinnung aus Protest quer 
durch die Parteien zurückgetreten sind; auch die 
sozialdemokratischen Mitglieder, Herr Präsident 
Schmidtmeier, haben dort aus Protest das Hand­
tuch geworfen; auch Sie werden sich damit aus­
einanderzusetzen haben. für wen Sie dann eigent­
lich noch wirtschaftspolitisch eintreten werden in 
diesem Land -, sagt: "Die Zusammenarbeit mit 
allen Fraktionen war positiv." Und dann: .,Dar­
über hinaus haben wir den gerade vom Wirt­
schaftsbund hochgehaltenen Leitsatz von der 
Wettbewerbs- und Chancengleichheit im Bereich 
der sogenannten ach so freien Marktwirtschaft 
immer als vorbildlich empfunden und auch, wo 
immer sich die Gelegenheit dazu bot, gepredigt." 
- Das zum einen. 

Und dann sagt er weiter. dieser prominente 
Vertreter der ÖVP: "Interessenvertretung kann 
und soll sich ja schlußendlich nicht nur auf Bana­
les beziehen." 

Und er meint des übrigen: "Weil das solcherart 
Erwähnte eben nicht so ist. umgekehrt aber auch 
in Hinkunft Wirtschaftsförderungen dieser Mach­
art, solange diese für unseren Wirtschaftsbund, 
aber auch die ÖVP unselige Koalition noch exi­
stiert, fröhliche Urständ feiern werden, ich jedoch 
andererseits nicht zum Steigbügelhalter solcher 
derart peinlicher großkoalitionärer Packeleien 
werden will. habe ich mich dazu entschlossen, alle 
von mir zurzeit getragenen Funktionen mit heuti­
gem Tage zurückzulegen." - Soweit dieser pro­
minente Vertreter. Er hat das nicht aus Eigennutz 
getan, weil er geglaubt hat. selber etwas bekom­
men zu müssen. sondern er hat es deswegen ge­
tan, weil er sich ungerecht behandelt gefühlt hat, 
Herr Bundesminister. 

Herr Bundesminister! Handeln Sie bitte einmal 
praxisnah, handeln Sie bitte im Sinne der klein­
und mittelständischen Wirtschaft, geben Sie es 
auf, immer jenem Wind Ihr Ohr zu leihen, der 
gerade aus irgendeiner Richtung herbeikommt! 

Ich sage Ihnen, Herr Bundesminister: Aus die­
sen Gründen, die ich angeführt habe, und zahlrei­
chen anderen sind wir gehalten, diesem Budget 
nicht zuzustimmen. Und im übrigen bin ich der 
Meinung - im Gegensatz zu Voggenhuber -, 
daß dieses Land sehr wohl schützenswert ist. (Bei­
faLL bei der FPÖ.) lU.57 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abgeord­
neter Eder. 
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Nächster Vorsitzender: Herr Dr. Lichal. (Hei­
terkeit. - Präsident Dr. L i c Il a l übernimml den 
Vorsitz.) 

jU.57 

Abgeordneter Eder (SPÖ): Herr Präsident! 
Herr Staatssekretär! Herr Bundesminister! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Wenn man auch hier 
am Rednerpult besonders laut spricht. so wie das 
Herr Haigermoser immer zu tun pflegt, so muß 
man nicht unbedingt damit recht behalten. (Bei­
faLL bei der SPÖ und Beifall des Abg. Dipl.-Ing. 
Riegler.) 

Meine Damen und Herren! Wenn man un­
schlüssige Behauptungen. und seien es auch im­
mer wiederholte unschlüssige Behauptungen, hier 
am Rednerpult aufstellt. dann, Kollege Haiger­
moser, bleiben das auch unschlüssige Behauptun­
gen. Es war keine einzige schlüssige Behauptung 
in Ihrer Rede. 

Und wenn Sie, Herr Kollege Haigermoser, hier 
die Frau Bundesminister Dohnal zitieren, die -
frei nach Ihnen - gesagt haben soll: "Die Men­
schen müssen vor der Marktwirtschaft geschützt 
werden!" - ich weiß schon, daß die Freiheitliche 
Partei kaum eine soziale Komponente hat (Abg. 
Mag. Pet er: Was haben Sie gesagt?) -, und 
wenn Sie in diesem Zusammenhang von der 
Müllhalde der Geschichte sprechen, Herr Kollege 
Haigermoser, dann empfehle ich Ihnen. einmal 
diese "Müllhalde der Geschichte" zu besuchen. 
denn Sie werden dort sehr viele alte Bekannte 
wiederfinden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Eines sei Ihnen auch ins Stammbuch geschrie­
ben: EG hin oder her. wir Sozialdemokraten wer­
den in der EG. in der freien Marktwirtschaft so 
wie bisher auch in Zukunft die arbeitenden Men­
schen immer weiter vertreten, das sei Ihnen auch 
einmal klar gesagt. (BeifaLL bei der SPÖ.) 

Sie haben zitiert. Herr Kollege Haigermoser, 
daß die vier Thesen des Herrn Bundesministers 
Schüssel zusammengebrochen seien. - Zusam­
mengebrochen ist eigentlich nur die Freiheitliche 
Partei in der Haltung zur Frage der EG! Sie hat 
nämlich nicht einmal, sondern x-mal ihre Haltung 
in dieser Frage geändert. Besonders aufgefallen 
ist mir, daß Ihr großer Vorsitzender - in Ihren 
Augen natürlich IAbg. Sc h m i d t m eie r: Füh­
rer.') - je nach Publikum die Haltung zur EG 
ändert. Das ist eine Verunsicherung der Bevölke­
rung Österreichs, die unverantwortlich ist, auc~ 
das sei Ihnen einmal klar gesagt. (Beifall bei SPO 
und ÖVP.) 

Und ein Letztes, Herr Kollege Haigermoser: 
Wenn Sie hier zitiert haben, daß der Österreichi­
schen Volkspartei die Wirtschaftskompetenz ab­
handen gekommen ist. dann ist das ihre Sache, 
dann mag das sein. Der FPÖ kann das gar nicht 

passieren, denn sie hat noch !:lie ein~ gehabt. So 
einfach ist das. (Beifall bei SPO und OVP.) 

Meine sehr verehrten Damen Lind Herren! Ich 
möchte mich aber mit den Ausführungen des 
Kollegen Haigermoser nicht weiter auseinander­
setzen, weil ich keine weiteren Inhalte in diesen 
seinen Ausführungen gefunden habe. 

Ich möchte mich nun mit dem Budgetkapitel 
Bauten und Technik beschäftigen. Wenn wir da­
von sprechen. muß uns bewußt sein, daß die Bau­
wirtschaft 1992 und auch in den Folgejahren ei­
ner der wichtigsten Wirtschaftszweige unserer 
Volkswirtschaft bleibt. Keine Frage, sie hat nicht 
mehr die Bedeutung, die sie während der Zeit des 
Wiederaufbaus nach dem Zweiten Weltkrieg ge­
habt hat. Das spiegelt sich auch in den zunehmen­
den Protesten gegen einzelne Bauprojekte wider. 
Trotzdem bleibt die Bauwirtschaft ein geeignetes 
Instrument zur Konjunktursteuerung. 

Meine Damen und Herren! Auch in Österreich 
müssen wir zur Kenntnis nehmen, daß die von 
den USA ausgehende Rezession auch auf Öster­
reich letztendlich ihre Auswirkungen hat. Die 
Probleme bei der Restrukturierung der Volks­
wirtschaft in den zentral- und osteuropäischen 
Reformländern werden diese Tendenz natürlich 
nicht aufhalten, sondern eher noch verstärken. 
Wir müssen laut Wifo in Österreich in den näch­
sten Jahren mit einer Verringerung der Industrie­
produktion von etwa bis zu 6 Prozent im Jah­
re 1990 auf bis 2,5 Prozent im Jahre 1992 rech­
nen. Mit viel Optimismus können wir für die Jah­
re danach wieder mit einer leichten Belebung 
rechnen. 

Einer der wichtigsten Faktoren zur Stabilisie­
rung der Konjunktur wird natürlich die inländi­
sche Nachfrage bleiben, und dort auch die Nach­
frage nach Bauleistungen. In den vergangenen 
Jahrzehnten wurde - vor allem auf Initiative der 
Sozialdemokraten - öfters versucht, die Bauwirt­
schaft als Motor der wirtschaftlichen Belebung 
antizyklisch einzusetzen; manchmal mit weniger, 
oftmals aber mit hervorragendem Erfolg. 

Ich muß kritisch anmerken, daß infolge der 
Budgetkonsolidierung für 1992 im Kapitel Bau­
ten und Technik kein sichtbarer Ansatz einer an­
tizyklischen Steuerung der wirtschaftlichen Ent­
wicklung zu erkennen ist. Das muß sich aber 
nicht nur in Zahlen ausdrücken. Ich behaupte, 
daß eine Nachfragebelebung durch die öffentli­
che Hand nicht nur eine Frage der Bereitstellung 
ausreichender finanzieller Mittel ist. sondern 
auch vom Optimum des wirtschaftlichen Manage­
ments des Staates und damit von der öffentlichen 
Verwaltung insgesamt abhängt. 

Wir haben heuer im Parlament schon mehrere 
Anläufe genommen und auch konkrete gesetzli-
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che Richtlinien erreicht. um Verwaltungsrefor­
men auf die Sprünge zu helfen. Ich möchte in 
diesem Zusammenhang nur den Tierg:lrten 
Schönbrunn oder die Wasserstraßendirektion er­
wähnen, wobei ich der grünen Fraktion schon sa­
gen möchte, daß weder Frau Staatssekretärin 
Fekter noch Herr Bundesminister Dr. Schüssel 
noch die sozialdemokratische Fraktion darauf 
vergessen haben, betriebs wirtschaftliche Überle­
gungen bei diesen Privatisierungsschritten anzu­
stellen. Wir haben da sehr wohl überlegt, zu­
nächst einmal dem Management rechtlich die 
Chance zu geben, sich bis zum Juni des nächsten 
Jahres betriebswirtschaftlich entsprechend darzu­
stellen. das so auszurichten, daß es sich da um 
eine zukunftsorientierte. möglichst auch im pri­
vatwirtschaftlichen Bereich engagierte Unterneh­
mung handeln wird. 

Ich darf zur Bundesimmobiliengesellschaft und 
zur Bundesstraßenbaugesellschaft heute nur so­
weit einige Bemerkungen machen, als ich bei der 
Bundesimmobiliengesellschaft der Meinung bin 
und auch die Hoffnung habe. daß wir da sehr 
rasch zu einem Wirtschaftswachstum und Wirt­
schaftskörper kommen können. in dem auch 
Budgetmittel erwirtschaftbar sind, und daß wir 
bei der Bundesstraßenbaugesellschaft, die wir in 
Diskussion, in Arbeit haben, Anfang nächsten 
Jahres bereits klare neue Richtlinien geben kön­
nen. Wenn diese Verwaltungskörper unter privat­
wirtschaftlichen Bedingungen in Zukunft effi­
zient arbeiten, so ist unabhängig von der Eigentü­
merfrage damit zu rechnen, daß diese in der Lage 
sind, entsprechende Bauaufträge zu vergeben und 
damit der Bauwirtschaft und in der Folge der Ge­
samtwirtschaft zu einem entsprechenden Wachs­
tum zu verhelfen. 

Die öffentlichen Aufträge an die Bauwirtschaft 
haben jedoch einen wesentlichen anderen Cha­
rakter als in der Vergangenheit, als die öffentliche 
Hand sehr stark selbst als Bauträger und nachfol­
gender Nutzer auftrat. In der Zukunft werden aus 
wirtschaftspolitischer Notwendigkeit folgende 
neue Schwerpunkte zum Zuge kommen müssen: 

erstens: Investitionen in die qualitative Erneue­
rung und Sanierung der bestehenden Einrichtun­
gen und in den privaten Wirtschaftsneubau; 

.. zweitens: Verbesserung der Infrastruktur, um 
Osterreich sowohl wirtschaftlich leistungsfähig 
als auch qualitativ lebenswert weiter zu erhalten 
und zu gestalten; 

letztlich eine Offensive im Wohnbau. Wir wol­
len einen verstärkten Neubau. nachdem im 
Jahr 1990 ein absoluter Tiefpunkt an fertigge­
stellten Wohnungen erreicht wurde. Zur Abwen­
dung der Wohnungsnot, vor allen in den Bal­
lungszentren, muß neben der optimalen Bewirt­
schaftung des Bestandes auch die Neubautätigkeit 

wieder jenes Niveau erreichen, das wir in den 
achtziger Jahren gehabt haben, als noch zirka 
50 000 Wohnungen fertiggestellt wurden. (Beifall 
bei der SPÖ und bei Abgeordneten der ÖVP.) 
1990 waren es leider nur noch 36 000. Damit ist 
der zunehmende Wohnungsbedarf nicht zu dek­
ken. Aber erlauben Sie mir bei dieser Gelegenheit 
auch eine kleine Bemerkung zum Wohnbestand, 
auf gut deutsch gesagt, zum Mietrecht zu machen. 
Ich darf auch da sagen, daß es notwendig werden 
wird. durch ein modernes, sozial und wirtschaft­
lich neu ausgewogenes Mietrecht zu wohnwertbe­
zogegenen Mietzinsen zu kommen, die auf der 
einen Seite gewährleisten, daß der Altbestand er­
halten werden kann. und die auf der anderen Sei­
te gewährleisten, daß nach oben eine sozial und 
wirtschaftlich ausgewogene Begrenzung wird 
kommen müssen. Ich bin optimistisch und der 
Meinung, daß wir Anfang nächsten Jahres mit ei­
nem guten neuen Gesetz zum Thema Mietrecht 
ins Hohe Haus kommen können. 

Die Infrastrukturinvestitionen werden vorwie­
gend in die Modernisierung der Verkehrs infra­
struktur gehen. dort insbesondere mit der Ab­
sicht, den öffentlichen Personennahverkehr zu 
verbessern und die Verlagerung des Güterver­
kehrs von der Straße auf die Schiene zu errei­
chen. 

Ein weiterer wichtiger Verkehrsträger soll in 
Zukunft auch die Schiffahrt sein, wofür insbeson­
dere entlang der Donau erst entsprechende Ein­
richtungen geschaffen werden müssen, um gegen­
über dem LKW-Verkehr im Wettbewerb beste­
hen zu können. 

Durch die positive Einstellung der Bevölke­
rung zum Ausbau der Wasserkraft, die sich an der 
Zustimmung bei der Wiener Volksbefragung 
deutlich gezeigt hat, wird nunmehr auch mit dem 
Neubau des Kraftwerks Freudenau auch der 
Kraftwerksbau wieder zum Zug kommen. Gerade 
an einem so sensiblen Projekt wie dem Kraftwerk 
Freudenau kann bewiesen werden, daß Bauen in 
den neunziger Jahren nicht die Errichtung von 
Fremdkörpern auf der grünen Wiese bedeutet. 
sondern der Notwendigkeit, daß Neubauten für 
Umwelt und Menschen optimal in die Landschaft 
und Infrastruktur eingepaßt werden. Rechnung 
trägt. Dabei sollte nicht gespart werden, nicht bei 
der Frage der Erhaltung des Donauraums als 
Naherholungsgebiet für alle Wienerinnen und 
Wiener und auch nicht bei der Adaptierung der 
vorhandenen Infrastruktur. 

Wenn etwa im Zuge des Kraftwerkneubaues 
die Ostbahnbrücke gehoben werden muß, so fra­
ge ich mich, ob es nicht sinnvoller wäre, diese 
gleich viergleisig neu zu gestalten und zu erwei­
tern, um damit gleich den öffentlichen Personen­
nahverkehr im Raum Wien und im Raum 
Wienl Aspern weiterzuentwickeln. 
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Meine Damen und Herren! Die öffentliche 
Hand wird sich im Sektor Bauen und Technik 
nicht nur mit anderen Schwerpunkten befassen 
müssen, sondern sie wird als Auftraggeber gegen­
über der Bauwirtschaft ein neues Verhältnis auf­
bauen müssen. Wenn früher der Beitrag zur Ar­
beitsplatzsicherung damit erfüllt wurde, einfach 
bestimmte Bauvolumina zu beauftragen, so muß 
in der Zukunft eine andere Strategie verfolgt wer­
den. 

Wir müssen uns zum Ziel setzen, daß gut aus­
gebildete Mitarbeiter mit qualitativ hochwertiger 
Arbeit langfristig ihren Arbeitsplatz und den 
wirtschaftlichen Ertrag sichern. Die Erreichung 
einer internationalen Wettbewerbsfähigkeit ist 
vor allem im Hinblick auf die Europäische Inte­
gration unbedingt notwendig. Dazu muß jedoch 
der Staat seine entsprechenden Beiträge leisten, 
damit innerhalb der internationalen Arbeitstei­
lung die österreichische Wirtschaft und damit 
auch die österreichische Bauwirtschaft den jeweils 
qualitativ anspruchsvollsten Teil übernehmen 
kann. Wir stimmen daher in diesem Zusammen­
hang dem Budget für Bauten und Technik gerne 
zu. - Danke schön. (Belfall bei der SPÖ und bei 
Abgeordneten. der ÖVP.) I f.()9 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort gemeldet ist 
Herr Abgeordneter Anschober. Ich erteile es ihm. 

I J .09 

Abgeordneter Anschober (Grüne): Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Hohes Haus! Herr 
vorsitzender Präsident! Frau Staatssekretär! Herr 
Minister! Budgetdebaue zum Kapitel Wirtschaft 
- wieder einmal eine Situation, in welcher wir 
fünf neue Schwerpunkte des Wirtschaftsministers 
vorfinden. Es ist fast bei jeder Debatte so: Fünf 
Schwerpunkte liefert uns Schüssel, und er skiz­
ziert damit die großen Visionen für die Zukunft. 

Er ist ein Politiker, der Visionen hat, ein Politi­
ker, der Visionen auch bei seinem Amtsantritt -
Herr Minister, helfen Sie mir, vor zirka zweiein­
halb Jahren, wenn ich richtig nachrechne - ge­
habt hat. Er hat damals völlig neue Schwerpunkte 
gesetzt, vielgelobte innovative Ideen gehabt. Ich 
glaube, es hat in der Zweiten Republik bislang 
keinen Politiker gegeben, der mit seinen Visio­
nen, mit der Realisierung seiner Ankündigungen 
bisher so gescheitert ist wie Minister Schüssel! 

Die kritische Öffentlichkeit in diesem Land 
sollte sich endlich einmal die Mühe machen, 
Punkt für Punkt dessen anzusehen, was Schüssel 
damals bei seinem Amtsantritt angekündigt hat. 
Ich kann mich noch sehr genau an seine erste 
"Pressestunde" erinnern, die breit durch die Me­
dien gegangen ist, in der von der Neuorientierung 
der Aufgabenbereiche der E-Wirtschaft bis zur 
Neuorientierung der Wasserversorgung gespro­
chen wurde. Wir kommen auf die Punkte noch zu 

sprechen, Herr Minister. (Bundesminister Dr. 
5 c h Ü s s e L: Alles gemacht worden.') Sie sagen: 
Alles gemacht worden. Ich behaupte hier: We­
sentliche Details, wesentliche Fragen konnten 
nicht gelöst beziehungsweise nicht realisiert wer­
den. 

Es gibt keinen Minister der Zweiten Republik, 
der ein derartiger Ankündigungsminister gewesen 
ist und es bis zum heutigen Tage ist, dessen An­
kündigungen so wenig politische Realität gewor­
den sind. (Beifall bei den Grünen. - Abg. lngrid 
Tichy-Schreder schüttelt den. Kopf.) Schauen wir 
uns das Punkt für Punkt an, Frau Kollegin! Wir 
werden das Punkt für Punkt durchgehen, Sie kön­
nen dann Ihre Meinung sagen. 

Minister Schüssel ist mit vier ganz großen 
Schwerpunkten angetreten. Ein Bereich, den er 
mit Vehemenz, ich würde fast sagen mit Akribie 
verfolgte, war der Schwerpunkt EG-Integration. 

Der zweite Schwerpunkt: Novellen, Reformen 
im Bereich der Fremdenverkehrswirtschaft. Diese 
ist heute interessanterweise noch immer ein 
Schwerpunkt. Es hat sich aber in der Zwischen­
zeit sehr, sehr wenig getan. Es ist richtig, daß das 
ein notwendiger, ein fast überlebensnotwendiger 
Reformbereich ist, weil viele Wirtschaftszweige 
davon abhängig sind. 

Der dritte Schwerpunkt, den Schüssel angekün­
digt hat: Reformen im Bereich der Energiewirt­
schaft, ein drastisches Umdenken in Richtung 
Energiesparen et cetera. Das waren noch ökoso­
ziale Töne, denen wir in diesem Bereich lauschen 
konnten. 

Herr Exminister Riegler, ich würde mir dann 
nachher von Ihnen - ich glaube, Sie sind der 
nächste in der Rednerliste - erwarten, daß Sie 
heute einmal Bilanz ziehen und uns sagen, was 
von diesen ökosozialen Versprechungen übrigge­
blieben und was realisiert worden ist. Ich wünsche 
mir nur eine ökosoziale Bilanz im kleinen. Ich 
glaube, diese wird ohnehin kurz sein, da in diesem 
Bereich nicht sehr viel realisiert worden ist. Drei, 
vier Sätze, und wir werden in diesem Bereich zu 
Ende sein. 

Und dann ein ganz zentraler Reformbereich 
neben dem energiepolitischen Schwerpunkt, den 
Schüssel angekündigt hat: Systemkorrekturen, 
Organisationsreform, Privatisierungsmaßnah­
men. 

Schüssel wurde damals als eine neue Qualität 
im Hinblick auf Wirtschaftsministeriumstätigkeit 
gefeiert, eine neue Qualität, die eher im Nichts 
verpufft ist. Schauen wir uns das Punkt für Punkt 
an, Herr Minister. 

Da wäre zunächst einmal die Frage der EG­
Integration. Ich bin wirklich fassungslos darüber, 
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wie die heutige Debatte von den drei alten Partei­
en geführt wird, und zwar mit einer Arroganz, die 
fast unfaßbar ist in der Frage EWR und EG, wie 
darüber gesprochen wird, Herr Parnigoni! IAbg. 
Par ni gon i: Nur einen Satz.') Zuhören, Herr 
Parnigoni! Bitte. IAbg. Par n i gon i: Die Dik­
tion "alte Parteien" aus deinem Mund! Daß dei dir 
dieses Vokabular aneignest. verstehe ich gar 
nicht!) Von der Geburtsstunde her gibt es, glaube 
ich, eine junge Partei und drei alte Parteien. Das 
ist auch in gewissem Sinn eine Korrektur der Dik­
tion der FPÖ, Herr Kollege Parnigoni. Darum 
geht es da herinnen! 

Bleiben wir bei der EWR-EG-Frage. Mit einer 
Arroganz, die hier heute von allen drei Parteien 
durchgezogen wurde, fährt man jetzt völlig über 
das Volk drüber und gebraucht schon Wendun­
gen wie: Wenn wir bei der EG sind, daß wir bei 
der EG sind, die wenigen Monate bis dorthin, die 
kurzfristige Überbrückung. (Abg. M a r i z z i: Ist 
ja gut 50.') 

Meine Damen und Herren! Sie werden sehen: 
Wenn Sie schlußendlich bereit sind, das Volk re­
den zu lassen, mitreden zu lassen, dann werden 
Sie eine ganz große Überraschung erleben. Dann 
werden Sie einen neuerlichen Schock wie im Falle 
EXPO haben. 

Es ist wirklich eine Groteske, daß in diesem 
Budget wiederum an keine konkrete Informa­
tionspolitik gedacht ist, die wir uns wünschen 
würden, die sich aber auch - ich sage das aus­
drücklich - viele Vertreter von SPÖ, ÖVP und 
FPÖ wünschen würden, damit es in der Öffent­
lichkeit zu einer profunderen, sachlichen Ausein­
andersetzung kommen kann. Eine solche Infor­
mationstätigkeit würde auch den EG-Befürwor­
tern und den EG-Gegnern eine gewisse Chancen­
gleichheit einräumen. 

Was haben wir stattdessen? - Eine mustergül­
tige PR-Werbemasche statt einer Informations­
kampagne, eine PR-Werbemasche, mittels der die 
EG wie ein Waschmittel an den Mann und an die 
Frau, an den Konsumenten gebracht werden soll. 
Für wie dumm halten Sie die Bürger in diesem 
Land eigentlich? (Beifall bei den Grünen.) Glau­
ben Sie wirklich, daß Sie die Bürger in diesem 
Land mit einer derartigen PR-Masche manipulie­
ren können? Sie werden das Ergebnis sicher se­
hen. Ich glaube, es ist einer Ihrer größten Fehler, 
die Sie in dieser Frage begehen. (Abg. Dr. Lu -
k es c h: Aber Ihre eigene Anti-EWR-Kampagne 
war auch nicht besonders erfolgreich!) 

Herr Kollege! Darüber können wir uns unter 
vier Augen unterhalten. Es ist auf jeden Fall ein 
Argument, das viel Lacherfolg in diesem Haus er­
zielt, aber, ich würde sagen, kein seriöses .. 

Der zweite Punkt der Schüsselschen Ankündi­
gungen war der Bereich der Energiepolitik. (Abg. 
Mag. K II k ac k a: Wie ist Ihr Volksbegehren zum 
Thema EWR ausgegangen?) Herr Kollege Ku­
kacka! Im Bereich der Energiepolitik sind wir in 
der neuralgischen, zentralen umweltpolitischen 
Entscheidungsphase. (Abg. Mag. Ku k ac k a: Wie 
viele Stimmen hat das EWR- Volksbegehren ge­
habe?) 

Wir haben einerseits eine ständige Zunahme 
des Energieverbrauchs in unserem Land und an­
dererseits eine energiepolitische Bedrohung an 
unseren Grenzen, die wir raschest - raschest! -
beseitigen müßten, um die bereits tickenden Zeit­
bomben für uns und für zukünftige Generationen 
zu entschärfen! 

Herr Minister Schüssel! Ich möchte nachher 
wirklich eine Antwort von Ihnen. Darum bitte ich 
Sie, doch ganz kurz aufzupassen. (Bundesminister 
Dr. Schüssel spricht mit Abg. Wolf.) Frau Staatsse­
kretärin, Sie werden das dann besorgen. 

Ich habe mir gestern die Mühe gemacht und 
habe mir die APA-Meldungen dahin gehend 
durchgesehen, wie oft Minister Schüssel seit Juni 
1990, seit dem Tag, an dem der große Bohunice­
Alarm in der Öffentlichkeit war, bis heute ange­
kündigt hat, daß Bohunice, ermöglicht durch eine 
konsequente und großzügige österreichische Un­
terstützungsmaßnahme, geschlossen werde, daß 
es Milliarden-Investitionen von österr·eichischer 
Seite geben werde, daß es alle Anstrengungen ge­
ben werde, daß Bohunice geschlossen wird, und 
daß die österreichische Bundesregierung alles da­
für tun werde. 

Herr Minister Schüssel! Wollen Sie wissen, wie 
oft Sie das in den vergangenen 20 Monaten ange­
kündigt haben? - Sie haben das 146mal ange­
kündigt! 146mal haben Sie verkündet: Bohunice 
muß geschlossen werden! Österreich muß inve­
stieren! 

Herr Minister Schüssel! Am Anfang war bei Ih­
nen die Rede von 10 Milliarden Schilling Gesamt­
volumen. 10 Milliarden Schilling! - Ich kann Ih­
nen die diesbezügliche APA-Aussendung zeigen. 
10 Milliarden Schilling Gesamtvolumen werden 
von österreichischer Seite notwendig sein. damit 
eine Energiewende in der Tschechoslowakei er­
möglicht wird. Später wurde von der Summe her 
immer wieder reduziert. 

Sie haben im Juni 1990 auch davon gespro­
chen, daß es bereits Dutzende Energiewende­
Projekte in Zusammenarbeit zwischen Osterreich 
und der Tschechoslowakei gäbe. Herr Minister! 
Sagen Sie mir bitte jetzt ganz konkret: Wie viele 
und welche dieser "Dutzenden Energiewende­
Projekte" wurden realisiert? Und welche Summe 
wurde von Ihrem Ministerium für diesen Bereich 
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aufgewendet? Was hat der Wirtschaftsminister 
Schüssel zur Entschärfung dieser tickenden Zeit­
bomben bis zum heutigen Tag beigetragen? Eine 
ganz klare, konkrete Rechnung müßte nach 
146 Ankündigungen möglich sein. 

Zweiter Bereich: Energiepolitik im Inland. 
Herr Minister! Wir haben seit 1988 ein ganz kla­
res Energiesparkonzept auf dem Tisch, das ganz 
konkrete Maßnahmen vorsieht. Wir haben seit 
rund zwei Monaten ein Energiesparszenario. vom 
Umweltministerium in Auftrag gegeben, auf dem 
Tisch, das auch riesige Dimensionen an Energie­
sparmöglichkeiten in dieser Republik aufzeigt. 

Sie haben gleichzeitig Prognosen des Wirt­
schaftsforschungsinstitutes vorliegen, die besa­
gen, daß der Energieverbrauch in diesem Land 
bis zum Jahr 2000 um weitere 14 Prozent steigen 
wird. Und Sie sagen dazu: Diese Prognosen sind 
noch untertrieben. Wir werden wahrscheinlich 
größere Steigerungsraten haben. Auch das ist ein 
Zeitungszitat. (Bundesminister Dr. Sc h ü s se l: 
Von wo ist das Zitat?) Aus dem "Standard". 
Wenn es nicht stimmt. dann distanzieren Sie sich 
davon, Herr Minister! (Bundesminister Dr. 
Sc h Li. s sei: Lesen Sie es vor.') 14 Prozent An­
stieg des Energieverbrauchs werden vom Wirt­
schaftsforschungsinstitut bis zum Jahr 2000 pro­
gnostiziert. 

Sie kennen sicherlich, so hoffe ich. die Deklara­
tion von Toronto sehr gut im Detail. Damals lau­
tete die Forderung: von 1988 bis zum Jahr 2005 
minus 20 Prozent CO~-Emission. Sie wissen so 
gut wie ich, so hoffe ich,,, daß der Bereich 
Cü,!-Emission eine absolute Uberlebensfrage ist. 
worin alle Experten übereinstimmen, daß es sich 
dabei um den absoluten Kernbereich der U m­
weltpolitik handelt. 

Und was sagen Sie dazu, nachdem im letzten 
Jahr die COrEmissionen dieses Landes um 
7 Prozent, in der ersten Hälfte des heurigen Jah­
res um 8 Prozent gestiegen sind? Die Erfüllung 
dieser Deklaration, die Österreich unterstützt hat, 
ist unrealistisch. (Bundesminister Dr. Sc h ü s -
sei: Ist sie Ihrer Meinung nach realistisch?) 

Herr Minister! Sie ist nicht realistisch mit dieser 
Energiepolitik! Wenn Sie diese derzeitige Ener­
giepolitik in diesem Land fortsetzen, dann ist die 
Erfüllung dieser Deklaration nicht realistisch. 
Aber darum geht es ja. daß diese Deklaration 
dazu verabschiedet worden ist, daß es endlich 
eine Energiewende in Richtung Energiesparen, in 
Richtung sanfter alternativer Energietechnolo­
gien gibt. (BeifaLL bei den Grünen.) 

Herr Minister! Sie gehen davon aus, daß dieser 
Weg der Megainvestitionen in Großkraftwerke 
fortgesetzt wird. Die Investitionen in Energie-

spartechnologien stehen dazu in keinerlei Rela­
tion, diese sind doch marginal im Vergleich dazu. 

Im Bereich der Energiepolitik wurden die An­
kündigungen nicht realisiert. 

Nächster Punkt: Bereich des Fremdenverkehrs. 
Ihre Diagnose ist völlig richtig, da stimme ich völ­
lig mit Ihnen überein: Dies ist der größte Wirt­
schaftskomplex dieses Landes, ein Wirtschafts­
komplex, den wir wie einen Augapfel hüten müs­
sen. Überhaupt keine Frage, völlig richtig, völlig 
d'accord. 

Sie nennen uns hier die Steigerungen der Näch­
tigungszahlen. die Auslastungssteigerungen, auch 
unwiderlegbare Statistiken. Nur, Herr Minister, 
wir sind in vielen hochbelasteten Regionen am 
Rande beziehungsweise bereits über unseren öko­
logischen Kapazitäten. Ich erwarte mir hier von 
Ihrem Ministerium jetzt endlich Reformen. die 
ganz klare Obergrenzen festlegen, die eine Korre­
lation zwischen Bettenkapazität und Bevölke­
rungsquote festlegen, die ganz klare Verkehrsbe­
ruhigungskonzepte bis hin zu autofreien Tälern 
et cetera vorlegen. 

Wir haben internationale Vorbilder, wir haben 
Einzelaktionen, die höchst unterstützenswert 
sind, von Einzelregionen, von Einzelgemeinden 
in Österreich. Aber es gibt kein integriertes frem­
denverkehrspolitisches, ökologisch verträgliches 
Gesamtrahmenkonzept. Das ist der Problembe­
reich, Herr Minister. Dazu hätten Sie bis jetzt 
sehr lange Zeit gehabt. Es ist aber dieses Gesamt­
rahmenkonzept mit dieser ökologischen Kompo­
nente, mit den Kontingentierungsmaßnahmen. 
mit den Plafonierungsmaßnahmen bis heute nicht 
Realität geworden. Das muß man unter dem 
Strich erkennen. (Abg. Ingrid Ti c h Y - Sc h r e -
der: Ich habe geglaubt. die zentraLe Planwirt­
schaft kommt ab.' Aber Sie wollen Sie wieder ein­
führen!) Frau Kollegin! Sie können mich dann 
gerne korrigieren. Zeigen Sie mir bitte dieses 
ökologisch verträgliche Rahmenkonzept Ihres 
Ministers! 

Dieses Konzept ist nicht da, wodurch es in wei­
ten Fremdenverkehrsregionen zu ökologischen 
Belastungen kommt, die weit über die Grenzen 
und das Maß der Erträglichkeit hinausgehen. 

Vierter Bereich: die Systemreformen, die Orga­
nisationsreformen, die Privatisierungsmaßnah­
men des Wirtschaftsministers. Das war ja einmal 
ein zentrales Vorhaben. Ich glaube, ich brauche 
jetzt nichts über die Blamage Verkehrsbüro zu 
erzählen, diese kennen wir alle. In Österreich hat 
man sich teilweise sehr amüsiert über die Vorgän­
ge damals. Wir brauchen jetzt nicht über die 
Schönbrunn-Verträge, über den Willen zum 
Scheckbuch und ähnliche Vorgänge zu diskutie­
ren. Sie sind uns immer noch eine Auskunft dar-
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über schuldig, was Heinrich Wille in diesem Zu­
sammenhang verdient hat. Es sind noch immer 
Detailaussagen ausständig, die dahin gehen, was 
der Status quo ist, in welche Richtung die Causa 
Schönbrunn gehen wird. 

Der nächste Schritt ist das Bundesimmobilien­
gesetz. Der zweite Entwurf des Bundesimmobi­
liengesetzes liegt vor, er ist zumindest bekannt, 
Herr Minister. (Bundesminister Dr. Sc h ü s sei: 
Es liegt kein EnHvwl vor.' Sie silld falsch infor­
miert.') Die Gesetzesvorlage ist da, Herr Minister. 
(Bundesminister Dr. Sc h ii s seI: Nein!) 

Sie wurden auch schon von Ihrem Koalitions­
partner massiv durch das Fettnäpfchen durchge­
zogen. Die Konturen der Reformen im Bereich 
Bundesimmobilien, die Sie in dieser Novelle auf­
zeigen, werden von der SPÖ - das muß man sich 
einmal als Kuriosum vorsteHen - als radikaler 
Gegensatz zur Marktwirtschaft dargestellt. Lesen 
Sie die Aussagen der stellvertretenden Klub­
obfrau Ederer in diesem Zusammenhang! Ihnen 
wird vorgeworfen - ich glaube, berechtigt vorge­
worfen -, daß Sie neuerliche Parallelstrukturen 
und dirigistische Maßnahmen planen, daß von 
der versprochenen Privatisierung nichts realisiert 
wird. 

Dann kommen wir zum Schluß zu einem Re­
formvorhaben, das ich als Husch-Pfusch-Vorha­
ben des Ministers Schüssel bezeichne. als Ver­
such, als leider unbrauchbaren Versuch einer 
Antwort auf den österreichischen Straßenbau­
skandal. 

Herr Minister! Wir werden uns noch sehr ge­
nau und detailliert mit dem Namen Schüssel im 
Zusammenhang mit diesem Straßenbauskandal 
befassen. Wir werden uns das noch ganz, ganz 
genau, minutiös anschauen. wann Minister Schüs­
sel wovon gewußt hat. Das wird noch eine ganz 
lustige Auseinandersetzung. Herr Minister! Ich 
garantiere Ihnen, im Laufe dieser Auseinander­
setzung werden Sie das Lächeln ablegen. Es wer­
den im Jänner ein paar Überraschungen auf Sie 
zukommen, Herr Minister. Gut, aber darum soll 
es jetzt nicht gehen. 

Herr Minister! Sie wollen hier reagieren, und 
Sie hätten zwei Möglichkeiten gehabt. den größ­
ten Tiefbauskandal der Zweiten Republik in den 
Griff zu bekommen: entweder durch eine Reform 
der bestehenden Struktur in Richtung größere 
Effizienz und Kontrolle der Aufsichtsräte, durch 
eine durchschaubarere und sparsamere Gestal­
tung. 

Die zweite Möglichkeit, auf die wir in einem 
Antrag im zuständigen Ausschuß bereits hinge­
wiesen haben, ist die Auflösung dieser Sonderge­
sellschaften, so wie sie der Rechnungshof seit vie­
len, vielen Jahren im Detail fordert, und die Dele-

gierung deren Agenden an die Länder, an die seri­
ös agierenden Bundesstraßenverwaltungen. Eine 
anschließende Liquidierung der Firmen wäre der 
nächste Schritt. der notwendig wäre. - Das sind 
die zwei machbaren Möglichkeiten. 

Was wird von Minister Schüssel vorgelegt? -
Es wird ein dritter Weg vorgeschlagen, der mit 
einer unheimlichen Konsequenz in die falsche 
Richtung führt, der eine Zentralgesellschaft, eine 
zentralistisch organisierte .,Mammutstraßenbau­
gesellschaft" vorsieht, ein "Straßenbaumonster" 
- so wird es von Beamten des Herrn Ministers 
Schüssel bereits tituliert. Ich würde dem Herrn 
Ministers wirklich raten, einmal mit seinen eige­
nen Beamten einen Dialog zu führen. Wissen Sie, 
von wo die meiste Kritik an diesen Organisations­
und Reformvorhaben kommt? - Aus Ihrer eige­
nen Beamtenschaft. Nur traut sich diese nicht, die 
Pläne des Ministers in der Öffentlichkeit zu 
durchkreuzen und zu ihrem Wort zu stehen. 

Herr Minister! Hierherzugehen und eine neue, 
zentralistisch organisierte Gesellschaft zu kon­
struieren, ist ein Schlag ins Gesicht aller, die De­
zentralisierung, die mehr Sparsamkeit, die mehr 
Transparenz, mehr Durchschaubarkeit und mehr 
Effizienz in diesem Bereich wollen. (Beifall bei 
den Grünen.) 

Warum wehren Sie sich gegen die Auflösung 
der Sondergesellschaften? Warum wehren Sie 
sich, den Wünschen und Forderungen des Landes 
Tirol zu entsprechen? Warum wehren Sie sich da­
gegen, den Forderungen des Rechnungshofes und 
unseren Forderungen zu entsprechen? 

Herr Minister! Das muß auf den Tisch. Ich 
kann Ihnen zum Abschluß eines garantieren: Die 
nächste Schüssel-Reform wird zu 100 Prozent 
scheitern, Sie werden sie nicht durchsetzen kön­
nen gegen den Widerstand der westlichen Bun­
desländer, gegen den Widerstand des Rechnungs­
hofes und auch gegen den Widerstand von zwei 
Parteien hier in diesem Hohen Haus. Das wird 
der nächste laut krachende Politbauchfleck des 
Wirtschaftsministers. - Ich danke. (Beifall bei 
den Grünen.) 1I.30 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster zu Wort ge­
meldet ist Herr Abgeordneter Dipl.-Ing. Riegler. 
Ich erteile es ihm. 

f !.3! 
Abgeordneter Dipl.-Ing. Riegler (ÖVP): Herr 

Präsident! Herr Bundesminister! Frau Staatsse­
kretärin! Meine Damen und Herren! Es ist das 
Wesen der parlamentarischen Demokratie, daß 
auch grundsätzlich unterschiedliche Positionen 
und Meinungen vertreten und diskutiert werden 
können. Ich registriere dieses Faktum der parla­
mentarischen Demokratie insbesondere in bezug 
auf meinen Vorredner. Es ist Ihr Recht. Herr Ab-
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geordneter Anschober, aber ich bin grundsätzlich 
anderer Meinung bezüglich dessen, was Sie hier 
deponiert haben, und es ist auch Ihre Sache, wel­
chen Ton und welchen Stil der Darlegung Sie 
wählen. Ich meine, daß sich die Zuhörer auch 

. dazu eine Meinung machen. 

Man kann, so wie Sie es getan haben, alles igno­
rieren und alles abqualifizieren. Man kann sich 
aber auch, wie es andere, auch oppositionelle 
Redner heute bereits praktiziert haben, differen­
ziert auseinandersetzen. Ich meine, daß das ei­
gentlich das Wesen einer parlamentarischen Dis­
kussion sein sollte. Es ist aber nicht mein Pro­
blem, mich mit der Glaubwürdigkeit dieser Ihrer 
Art der Argumentation auseinanderzusetzen, und 
auch nicht mein Problem, mich mit dieser Art des 
politischen Stils auseinanderzusetzen. 

Ich stelle nur fest, daß Herr Bundesminister 
Oe Schüssel in diesen zweieinhalb Jahren gehan­
delt hat, daß sehr vieles geschehen ist und seLbst­
verständlich - das ist die Realität des Lebens -
nicht alles entsprechend den Wunschvorstellun­
gen gestaltet werden kann. Das wird auch so blei­
ben, Herr Abgeordneter! (Abg. Ans c hob e r: 
WeLche ökosozialen Maßnahmen? - Ein Beispiel 
dafür.' - Weitere Zwischenrufe bei den Grünen.) 

Ich werde die mir gegebene Zeit dazu verwen­
den, meine Argumentation darzulegen, und habe 
mich damit ausreichend mit Ihrem Debattenbei­
trag auseinandergesetzt. (Abg. Hai ger m 0 s e r: 
Das war SChOll genug. Herr Kollege.') Ich bin Ihrer 
Meinung. 

Meine Damen und Herren! Ich bin der Auffas­
sung, daß bei dieser Wirtschaftsdebatte der Zu­
sammenhang zwischen Budget- und Finanzpoli­
tik auf der einen Seite und der wirtschaftlichen 
Entwicklung, der Wirtschaftspolitik auf der ande­
ren Seite wie selten deutlich geworden ist. Vor 
kurzem wurden die Kriterien für die Einbezie­
hung in die vorgesehene Wirtschafts- und Wäh­
rungsunion formuliert und vorgelegt. Es sind 
dies: eine hohe Preisstabilität, eine verantwor­
tungsbewußte Budgetpolitik. die Einhaltung der 
sehr strengen Rahmenbedingungen des Europäi­
schen Währungssystems und eine hohe Stabilität 
insbesondere der Zinsentwicklung. Es ist erfreu­
lich. festzustellen, daß Österreich nach dem 
Stand 1990/91 a11 diese Kriterien erfüllt, daß wir 
im Spitzenfeld der europäischen Volkswirtschaf­
ten liegen. Allerdings müssen zwei Feststellungen 
dazu angebracht werden. 

Die erste: Daß wir uns in dieser erfreulichen 
Situation befinden, ist nur möglich, weil seit 1987 
ein grundsätzlich neuer und anderer Kurs der 
Budgetpolitik in Österreich verwirklicht werden 
konnte. Ich möchte Ihnen das auch anhand einer 
Graphik aufzeigen. Ein Bild sagt mehr als tau-

send Worte - das gilt, glaube ich, auch dafür. 
(Der RedlZer zeigt eine Graphik vor.) 

Wir haben in der Zeit zwischen 1974 und 1986 
ein Ansteigen der Verschuldung Österreichs von 
etwa 10 auf zirka 48 Prozent des BIP. Mit diesen 
48 Prozent befinden wir uns in einer nicht unpro­
blematischen Höhe. Herr Abgeordneter Haiger­
moser ist derzeit nicht anwesend, ich wollte ihm 
nur sagen ... (Abg. Hai ger mo se r: Schon.') 
Entschuldigen Sie. Da liegt nämlich der Unter­
schied, Herr Abgeordneter Haigermoser, zwi­
schen der Koalition. wie sie 1983 bis 1986 bestan­
den hat, und der jetzigen Koalition. Sie haben 
nämlich mitgeholfen, diesen problematischen 
Budgetkurs der sozialistischen Regierungen fort­
zusetzen. und zwar ungebrochen. (Abg. Hai­
ger m 0 se r: Jetzt müßte Beifall kommen.') Wir 
haben seit 1987 die Trendwende in der Budgetpo­
litik gemeinsam mit dem Regierungspartner nicht 
nur diskutiert, sondern auch durchgesetzt. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Ein Zweites - insofern handelt es sich hier um 
eine Erblast vorangegangener Regierungen - ist 
die Entwicklung der Ausgaben für die Zinsen. Sie 
sehen das dargestellt durch diese blaue Kurve. 
Wir haben seit vergangenem Jahr erstmals die Si­
tuation. daß der Aufwand für die Zinsen höher ist 
als das Nettodefizit. Es handelt sich hierbei um 
eine Differenz von etwa 12 Milliarden Schilling 
nach dem Bundesvoranschlag 1992 (Ruf bei der 
FPÖ: Erbsünde!). das heißt, daß von den Ausga­
ben 12 MiLLiarden nicht mehr für aktuelle Maß­
nahmen eingesetzt werden können, sondern der 
Abtragung der vorhandenen Erblast zugeführt 
werden müssen. Das ist ein durchaus ernstes Pro­
blem. Das soLL man aufzeigen und gar nicht daran 
herumdeuteln. 

Was ich nun meine, ist folgendes: Gerade diese 
Entwicklung muß deutlich machen, daß Wirt­
schaftspolitik, daß das Erhalten der Spitzenposi­
tion in der europäischen Wirtschaft mit einer sehr 
konsequenten Budgetpolitik unmittelbar und di­
rekt verbunden ist. (BeifaLL bei der ÖVP.J 

Ich möchte das, meine Damen und Herren von 
der sozialdemokratischen Seite, nicht überbewer­
ten, aber es ist immerhin aufgefallen. daß der 
Landesvorsitzende der SPÖ-Steiermark Schach­
ner-Blazizek vergangenes Wochenende, auch 
zum Mißfallen des anwesenden Zentralsekretärs 
eap, wie ich registriert habe, meinte, die eincli­
mensionale Budgetpolitik der Regierung sei zu 
kritisieren. Ich frage mich nur: Was meinte er da­
mit, was soll das heißen? - Soll "eindimensionale 
Budgetpolitik" heißen, diesen Budgetkurs zu ver­
lassen und aufzugeben? Soll es heißen, den Kurs 
der Steuer- und Abgabenpolitik zu verlassen? Ich 
wollte das deshalb erwähnen, weil man meines 
Erachtens nicht eindringlich genug vor solchen 
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Überlegungen und Gedankenspielereien warnen 
kann. (Betfall bei der ÖVP.) 

Ich persönlich und sowohl die Österreichische 
Volkspartei als auch die Bundesregierung, wir 
praktizieren in unserer Arbeit alles andere als 
eine eindimensionale Budgetpolitik. Wir haben 
Budgetsanierung und Steuersenkung 1988 durch­
gesetzt. Wir haben in diesen Jahren die Beibehal­
tung des Kurses der Budgetsanierung und die Er­
füllung neuer Aufgaben zustande gebracht. etwa 
in den Bereichen Forschung und Wissenschaft, 
Bildung, Sicherheit. Und wir haben - dafür habe 
ich mich und werde ich mich auch weiterhin per­
sönlich sehr exponieren - den Kurs einer Bud­
getsanierung und die Durchführung neuer sozial­
politischer Aktivitäten auf einen Nenner bringen 
können - ich erwähne etwa die Einführung des 
zweiten Karenzjahres, weitere Verbesserungen 
für die Familien. das raschere Anheben der klei­
nen Pensionen, um nur einige Beispiele aufzuzei­
gen - und wir werden Budgetsanierung, moder­
ne Gesundheitspolitik und Pflegevorsorge ebenso 
auf .. einen Nenner bringen müssen. (Ruf bei der 
FPO: Na hoffentlich!) 

Entscheidend ist allerdings, daß die Vorausset­
zung dafür geschaffen ist, daß der budgetpoliti­
sche Spielraum gegeben ist, und der kann auf­
grund der Situation und der Entwicklung nur er­
reicht werden. wenn Strukturreformen realisiert 
werden, wenn vor allem durch die sinnvolle Re­
duzierung von Staatsaufgaben auch neuer Spiel­
raum für neue Erfordernisse geschaffen wird. Da 
stimme ich mit dem überein, was auch andere 
Redner heute bereits angesprochen haben. 

Ich möchte einige Sätze noch ausführen zu ei­
nem sehr wichtigen Bereich, nämlich zur Ener­
giepolitik. Tatsache ist - auf die entsprechende 
Prognose des Instituts für Wirtschaftsforschung 
wurde bereits verwiesen -, daß wir weiterhin 
nicht nur Verschiebungen im Bereich der Ener­
gieträger haben werden - einen Rückgang von 
Kohle und Erdölprodukten, ein anteilsmäßiges 
Zunehmen von Gas, neuen alternativen Energie­
trägern und elektrischer Energie -, sondern daß 
nach der wirtschaftlichen und auch Energiever­
brauchsentwicklung eine weitere Zunahme des 
Endenergieverbrauchs erfolgen wird, wobei die­
ser Mehrbedarf insbesondere in den Bereichen 
Verkehr und Raumwärmeversorgung festzustel­
len ist. 

Ich bin durchaus der Meinung, daß hier sehr 
ernste, nicht nur wirtschafts-, sondern vor allem 
umweltpolitische Probleme angesprochen sind, 
daß man kritische Entwicklungen sehen muß und 
entsprechende Konsequenzen daraus zu ziehen 
hat. Ich halte allerdings nichts davon - wie es 
gerade vorher geschehen ist -, ein reines Krisen­
und Katastrophenszenario zu malen. 

Mit diesen Entwicklungstendenzen sind aber 
auch die Schwerpunkte einer zukunftsorientier­
ten Energiepolitik angesprochen. Diese sind übri­
gens auch im Energiebericht der Bundesregie­
rung 1990 sehr klar ausgeführt, unter anderem 
zum Beispiel der sorgsame Umgang mit dem 
wertvollen Gut Energie oder. landläufig gesagt, 
die Bemühungen um das Energiesparen. 

Ich möchte stichwortartig nur einige Ansatz­
punkte nennen: 

Forschung, Information, das heißt die Aufklä­
rung des Konsumenten und die Verbesserung der 
Effizienz der Wirkungsgrade der Energienut­
zung. 

Verbesserung der Bauqualität. Hier ist auch die 
Wohnbaupolitik und die Wohnbauförderung an­
gesprochen. insbesondere ordnungspolitische 
Maßnahmen im Bereich der Verkehrsgestaltung, 
und hier ist auch das Instrument der Steuerpolitik 
zu nennen. Man kann über die Details durchaus 
unterschiedlicher Meinung sein, daß aber die ge­
troffenen Maßnahmen sowohl der Kfz-Besteue­
rung als auch der Mineralölbesteuerung ein 
Schritt in eine richtige Richtung sind. wird der 
jedenfalls akzeptieren, der nicht mit Scheuklap­
pen an die Dinge herangeht. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Zum Thema Energiebesteuerung möchte ich 
hinzufügen: Es ist für mich Kernstück einer öko­
sozialen Marktwirtschaft, dem Spiel der freien 
Kräfte auf dem Markt die richtigen Signale zu 
geben. Ich sage durchaus offen heraus, daß mir 
die Diskussion und die Entscheidungsprozesse zu 
langsam gehen - in den Europäischen Gemein­
schaften ebenso wie in unserem Land. Ich erwarte 
mir, daß mutige, klare und konsequente Schritte 
gesetzt werden. Sie wissen genauso wie ich. wie 
viele widerstrebende Interessen hier aufeinander­
prallen, und ich stimme mit jedem überein. der 
sagt, daß die Energiebesteuerung ein ganz ent­
scheidendes ordnungspolitisches Element ist, um 
die Ziele zu erreichen. die wir zur Überlebens­
strategie der Menschen nicht nur bei uns, sondern 
global brauchen werden. Darin stimme ich über­
ein. 

Ich erwähnte das Stichwort "Tarifreform" . Das 
Wirtschaftsministerium hat die sehr schwierige 
Aufgabe. in Gesprächen, in Verhandlungen mit 
den Landesgesellschaften, mit den verschiedenen 
Energieversorgungsunternehmen eine Tarifre­
form zustande zu bringen, die nicht nur Verzer­
rungen zwischen den Abnehmergruppen abbaut, 
sondern die vor allem Transparenz, Kostenwahr­
heit und damit auch einen Impuls in Richtung des 
sparsamen Umganges mit dem wertvollen Gut 
Energie zum Ziel hat. 
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Da mit einer Reihe von Landesgesellschaften 
die Gespräche zu einem Ergebnis gebracht wer­
den konnten, ist davon auszugehen, daß inner­
halb der nächsten Monate, dieser, ich würde sa­
gen, erste Schritt einer systematischen Tarifre­
form umgesetzt werden kann. 

Zweites Hauptthema der Energiepolitik für 
mich ist die Nutzung der in Österreich vorhande­
nen, verfügbaren Ressourcen unter umweltver­
träglichen Bedingungen. Da gibt es zwei Säulen, 
die genannt werden müssen: 

Das eine ist die Wasserkraft. Ich bin der Auf­
fassung, daß angesichts der Entwicklung des 
Energieverbrauchs, der Importabhängigkeit alles 
getan werden soll und muß, um eine umweltver­
trägliche Nutzung der heimischen Ressource 
Wasserkraft auch in den kommenden Jahren 
möglich zu machen. 

In diesem Sinne ist die Entscheidung für das 
Kraftwerk Freudenau, abgesichert auch durch ei­
nen Volksentscheid, ebenso zu begrüßen, wie ich 
mit meinen Freunden, unter anderem auch mit 
Wolfgang Schüssel, dafür eingetreten bin, daß im 
weiteren Verlauf der Donau die Realisierung des 
Nationalparks Vorrang haben muß vor verschie­
denen Ausbauplänen der energiemäßigen Nut­
zung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die zweite Säule heißt Biomasse. Damit ist eine 
ganze Fülle von energiemäßigen Nutzungen ge­
meint: die direkte Raumheizung mit Holz, die 
Nutzung gewerblicher und industrieller Abfälle, 
die Nahwärmeversorgung durch Biomasseheiz­
werke und vor allem auch verschiedene Ansatz­
punkte zur Nutzung der Solarenergie. 

Ich möchte sehr positiv festhalten, daß es Mini­
ster Schüssel trotz schwieriger Verhandlungen 
durchsetzen konnte, die Fernwärmeförderung 
nicht nur fortzusetzen, sondern auch den Rah­
men entsprechend auszubauen und die Förde­
rungsbedingungen freundlicher für Biomasse zu 
gestalten. Das sei ausdrücklich positiv festgehal­
ten. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Ich möchte aber auch die Probleme nicht ver­
schweigen. In Gesprächen mit den Pionieren und 
Initiatoren dieser umweltfreundlichen nachwach­
senden Energie erfährt man, daß die Fragen des 
langsamen Förderungsabwicklungsprozesses ein 
besonderes Problem sind, ebenso die Konkurrenz 
Ferngas in ländlichen Regionen - ich meine, daß 
hier auch eine wichtige raumordnungspolitische 
Aufgabe vorliegt -, steuerpolitische Maßnahmen 
zur Verbesserung der Wettbewerbssituation der 
Bioenergie, Forschungsrnaßnahmen. 

Hier sei positiv erwähnt, daß es Minister Schüs­
sel gelungen ist, im Rahmen der Elektrizitätswirt­
schaft einen Forschungspool, mit 100 Millionen 

Schilling dotiert, einzurichten. Ich glaube, daß 
hier ein Ansatzpunkt vorliegen wird, um etwa im 
Bereich der Kraft-Wärme-Kupplung auf der Ba­
sis Biomasseheizwerke neue sinnvolle Initiativen 
zur energiepolitischen Gestaltung vorzunehmen. 
Dasselbe gilt, wie gesagt, für die Nutzung der So­
larenergie zur Wärmeversorgung und Fotovol­
taik. 

Die Tarifpolitik habe ich angesprochen. In die­
sem Zusammenhang sei nur noch erwähnt, daß 
innerhalb der Tarifpolitik vor allem auch die Ein­
speistarife eine besondere Rolle spielen, wenn wir 
im Bereich dieser alternativen Energien weiter­
kommen wollen. 

Abschließend, meine Damen und Herren, zur 
europäischen Situation. Ich halte es für einen be­
achtlichen Erfolg, daß vor wenigen Tagen in Den 
Haag die Europäische Energie-Charta unter­
schrieben werden konnte. Es ist neben den Ver­
handlungen für den EWR auch das eine wesentli­
che europapolitische Initiative unseres Wirt­
schaftsministers gewesen. - Weil Sie nichts ge­
funden haben, was Minister Schüssel in diesen 
Jahren und Monaten erreicht hat, sei das zur Auf­
frischung Ihres Gedächtnisses auch angespro­
chen. 

Es wird innerhalb dieser Europäischen Ener­
gie-Charta vor allem darum gehen, die wechsel­
seitige Abhängigkeit zwischen den ehemals kom­
munistischen Staaten und den westeuropäischen 
Ländern in sinnvoller Weise weiterzuentwickeln, 
das heißt, Technologie zur Nutzung, vor allem 
aber zur U mweItverbesserung anzubieten und an­
dererseits damit auch den osteuropäischen Staa­
ten in ihrer wirtschaftlichen Entwicklung Hilfe­
stellung zu geben. 

Weil die Atomkraftwerke, die Drohpotentiale 
angesprochen wurden: Jawohl, wir in Österreich, 
die wir durch einen Volksentscheid - auch das 
sage ich durchaus selbstkritisch. nicht aufgrund 
der politischen Machthaber damals, sondern auf­
grund eines Volksentscheides - ein atomkraft­
werkfreies Land sind, haben Interesse daran und 
auch einen Anspruch darauf, daß die bedrohli­
chen Atomkraftwerke in unserer näheren oder 
ferneren Umgebung so rasch wie möglich stillge­
legt werden. Darin stimmen wir überein. Der Un­
terschied ist nur. daß der Wirtschaftsminister den 
Slowaken oder der CSFR ganz konkrete Koope­
rationsmöglichkeiten angeboten hat. Nur können 
die Entscheidung nicht wir treffen, sondern die 
Entscheidung müssen die Verantwortungsträger 
in der CSFR treffen. (Abg. Monika 
La n g l hai e r: Welche?) Sie werden das akzep­
tieren müssen. 

Ich verweise darauf, daß wir mit Slowenien, 
daß wir mit Kroatien Verhandlungen führen und 
eine Stillegung von Krsko durchaus realistisch er-
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scheint. Das sind Handlungen und nicht einfach 
ein pauschales Ignorieren, so wie Sie von der grü­
nen Fraktion es praktiziert haben. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Ich möchte daher abschließend sagen, daß ge­
rade im Bereich der Energiepolitik noch sehr vie­
les zu tun sein wird, daß aber die Schritte in die 
richtige Richtung eingeleitet wurden. Wir stim­
men nicht nur diesem Budget gerne zu, sondern, 
Herr Bundesminister, Frau Staatssekretärin, wir 
werden auch alles tun, um diese Politik in der 
Führung des Wirtschaftsministeriu~s bestmög­
lich zu unterstützen. (Beifall bei der OVP und bei 
Abgeordneten der SPÖ.) 11.5.2 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesminister Dr. Schüssel. Ich erteile 
es ihm. 

I J .52 

Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen­
heiten Dr. Schüssel: Hohes Haus! Ich habe mich 
absichtlich nach Abgeordneten Riegler zu Wort 
gemeldet, weil er in seiner beeindruckenden Rede 
(ironische Heiterkeit bei den Grünen) - wenn 
man es nicht versteht, lacht man halt -, weil er in 
seiner beeindruckenden Rede - ich wiederhole 
das - einiges erwähnt hat, das tatsächlich über 
den Rand des tagespolitischen Tellers hinaus Be­
achtung verdient. 

Ich kam gestern aus Den Haag, wo in einer 
zweitägigen Konferenz mit 40 Ländern die Euro­
pean Energy-Charta unterzeichnet wurde. Das 
war eine bewegende Geschichte, und zwar des­
halb, weil zum ersten Mal immerhin 12 neue 
Länder anwesend waren. Es waren sämtliche Re­
publiken der früheren Sowjetunion vertreten, von 
den litauischen Staaten bis zu RFSR. Die Sowjet­
union ist nicht mehr als Sowjetunion aufgetreten, 
sondern als Interstate Committee. Das Entschei­
dende an dieser Energy-Charta ist, daß hier erst­
mals ein Grundgerüst geschaffen wird - zu­
nächst auf einer politischen Deklarationsebene, 
aber in den nächsten Wochen in verbindliche 
Protokolle und völkerrechtlich verbindliche Maß­
nahmen hineingehend -, daß es zu einem eu­
ropäischen Sicherheitsnetz für Atomkraftwerke 
kommt (Abg. V 0 g gen h II be r: Abschalten.' -
Abg. A fl sc hob e r: Abschalten.'), daß es .~u ei­
ner europäischen Nutzung von Gas- und Olvor­
kommen in der Sowjetunion kommt und daß es 
zu einer Vernetzung zwischen Ost und West 
kommt. Das ist ein ganz wesentlicher Punkt. Man 
kann natürlich, wie es Herr Abgeordneter An­
schober gemacht hat, sehr vieles fordern. In 
Wahrheit - das ist richtig, und ich stehe dazu -
hat ganz Österreich und habe auch ich - nicht 
146mal, wie Sie das erfunden haben, aber doch 
einige Male - nachdrücklich die Abschaltung 
von Bohunice oder von Kozloduj oder Krsko ver-

langt. Wir müssen aber auch alles tun, um dafür 
die Voraussetzungen zu schaffen! 

Was nun Bohunice betrifft, ist es so - das dürf­
te Ihrer Aufmerksamkeit entgangen sein -, daß 
nicht die österreichische Bundesregierung Eigen­
tümer von Bohunice ist, sondern daß die Ent­
scheidung souverän in einem anderen Staat zu er­
folgen hat. 

Was wir tun können, ist, vernünftige Angebote 
zu setzen, wie man darauf verzichten kann. Dazu 
sind gerade von der Bundesregierung und von der 
Energieverwertungsagentur sehr wesentliche 
Vorarbeiten geleistet worden. Ein Großprojekt 
etwa, die Umrüstung von Novaky, das ist ein Mi!­
liardenprojekt, ist nach Österreich gegangen, und 
wir werden es auch aus österreichischen Förde­
rungsmitteln unterstützen. 

Wichtig ist aber, daß sich diese Projekte insge­
samt marktwirtschaftlich rechnen. Genauso ha­
ben wir - was auch wiederum mancher Auf­
merksamkeit entgangen sein dürfte - mit der Re­
publik Slowenien einen Vertrag geschlossen, der 
die Schließung von Krsko und den Ausbau der 
Wasserkraftwerke an der Save vorsieht. Das ist 
ein wichtiger erster Schritt. Natürlich muß dort 
die Entscheidung gefällt werden, aber wir haben 
dazu die Voraussetzungen angeboten. (BeifaLL bei 
der ÖVP. - Abg. Monika La n g I hai e r: Wel­
che?; 

Bei dieser European Energy-Charta ist darüber 
hinaus zum ersten Mal informiert worden, daß 
die bulgarische Regierung in Kozloduj - das ist 
eines der gefährlichsten Kraftwerke überhaupt; 
die deutsche Bundesregierung hat darüber auch 
eine Studie vorgelegt, die erschreckende Ergeb­
nisse gezeigt hat - einige Blöcke, nämlich die 
gefährlichsten, stillegen will. Es werden von Eu­
ropa Mittel für ein solches Förderungsprogramm, 
also für diese Schließung, in der Höhe von einer 
ViertelmiHiarde Schilling zur Verfügung gestellt 
werden. Der Großteil dieser Mittel. die innerhalb 
der EG budgetiert sein werden, wird Kozloduj 
zur Verfügung gestellt werden. 

Insgesamt ist diese European Energy-Charta 
genau jener Weg, um auf europäischer Ebe?e -
ich wiederhole, daß das nicht von uns allem zu 
lösen ist - die Voraussetzungen zu schaffen, daß 
nicht nur mehr Sicherheit in die Kernkraftwerke 
gebracht und die Schließung der gefährlichsten 
Kraftwerksblöcke durchgesetzt wird, sondern daß 
auch der Schadstoffausstoß in Osteuropa, der 15-
bis 20mal so hoch ist wie bei uns, wirklich dra­
stisch reduziert wird. - Soviel zum Nichthandeln 
der österreichischen Bundesregierung. 

Einen zweiten Punkt möchte ich auch erwäh­
nen, weil Josef Riegler mit Recht auf die Energie­
prognose verwiesen hat. Diese Energieprognose 
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hängt sehr eng mit den CO 2-Problematiken zu­
sammen. Ich bin sehr froh, daß Herr Abgeordne­
ter Anschober selbst gesagt hat, daß die Ziele un­
realistisch seien I Abg. Ans c hob e r: Bei Ihrer 
Energiepolitik.') , die Zeitvorgabe unrealistisch sei. 
Noch einmal: Sie haben es selbst gesagt, und auch 
ich habe nicht mehr gesagt. Auch ich wünsche 
mir natürlich eine drastischere CO:!-Reduktion. 
Aber wenn Sie mir noch eine Sekunde zuhören, 
dann kann ich Ihnen sagen, was die Energiepro­
gnose des Wirtschaftsforschungsinstituts eigent­
lich beinhaltet; Josef Riegler hat darauf verwie­
sen. 

Sie sagt voraus eine Steigerung des Bruttoin­
landsprodukts bis zum Jahr 2000 um 31 Prozent 
und eine Steigerung des Energieverbrauches -
bei angenommener mittlerer Zuwachsrate - um 
15 Prozent. Das heißt, im gleichen Zeitraum 
sinkt, relativ gesehen, der Energieverbrauch be­
reits um 13 Prozent, das sind pro Jahr also minus 
1,3 Prozent. Das ist gar nicht so wenig. Das zu 
erreichen, setzt schon einiges voraus. Noch wich­
tiger ist aber, daß der Zuwachs im Energiever­
brauch nicht von der Industrie kommt. Das ist ein 
wichtiger Punkt. (Zwischenruf der Abg. Monika 
La fl geh Cl I e r.) Warum sind Sie so aufgeregt? 
Hören Sie mir doch auch einmal zu! Ich höre Ih­
ren Ausführungen auch zu, ohne dazwischenzu­
brüllen. 

Der Zuwachs kommt nicht von der Industrie. 
Im Gegenteil: Es wird die Elektrolyse Ranshofen 
zugesperrt, und es geht die Stahlproduktion zu­
rück. Der Zuwachs kommt zum Beispiel von ei­
nem drastischen Zuwachs bei Haushalten. In die­
ser Prognose steht, daß die Fläche der österreichi­
schen Haushalte bis zum Jahr 2000 um 21 Pro­
zent steigen wird. Jährlich werden etwa 40 000 
zusätzliche, neue Wohnungen notwendig. Das 
führt zu einer Steigerung des Wärmeheizwertes 
um 42 Prozent auf diesem Sektor. So sind die 
Realitäten. Natürlich erfährt auch der Verkehr 
eine Steigerung um 15 Prozent. 

Erste und wichtigste Strategie in der Energie­
politik ist daher: Sparen, sparen, sparen! Das ist 
ein selbstverständliches, wirtschaftliches, ökono­
misches und ökologisches Gebot. Das Jahr 1992 
wird daher - mit Hilfe des Verbandes der E­
Werke - unter dem Schlagwort Energiesparen 
und unter Ausführungen im Sinne des Energie­
sparens stehen müssen. Das ändert aber nichts 
daran, daß trotzdem ein ungeheurer Zuwachs 
entstehen wird. 

Uns stellt sich das Problem, ob wir weiter in 
eine Auslandsabhängigkeit, die laut dieser Pro­
gnose von 66 auf 70 Prozent steigen würde. gera­
ten wollen - bei einem zusätzlichen Bedarf von 
Wärmeheizwerken um ein Drittel - oder ob wir, 
was uns im ökosozialen Kontext verbindet. auf 
erneuerbare Energiequellen, also Biomasse und 

Wasser, umsteigen wollen. Das sind die entschei­
denden Punkte - ohne sie in einen Gegensatz 
mit dem Sparen zu bringen. 

Für mich hat erste Priorität selbstverständlich 
das Energiesparen. Trotzdem werden wir nicht 
umhinkönnen, in die erneuerbare Energie mehr 
Phantasie, als Sie es bisher bewiesen haben, hin­
einzubringen. (Beifall bei der ÖVP lind bei Abge­
ordneten der 5PÖ.J 12J)() 

Präsident Dr. Lichal: Wir gehen in der Redner­
liste weiter. Als nächster zu Wort gemeldet ist 
Herr Abgeordneter Mag. Peter. Bitte, Sie haben 
das Wort. 

1.2.00 .. 
Abgeordneter Mag. Peter (FPO): Herr Präsi-

dent! Herr Bundesminister! Frau Staatssekretär! 
Hohes Haus! Die schönen Tage von Aranjuez ge­
hen zu Ende. Acht Konjunkturjahre in der Repu­
blik Österreich gehen ihrem Ende zu. Das Wirt­
schaftsforschungsinstitut und das Institut für hö­
here Studien müssen ihre Prognosen nach unten 
revidieren. (Abg. Aue r: Das haben sie schon 
mehrmals gemacht.') Die Wachstumsprognosen 
von 1990 werden real für 1992 auf die Hälfte re­
duziert, die Anlageinvestitionen sinken real von 
6,5 Prozent im Jahr 1990 auf 4 Prozent im Jahr 
1992, und auch die Warenexporte zeigen kein 
sehr erfreuliches Bild für das Jahr 1992. 

Im Jahr 1992 wird erstmals in der Republik die 
Arbeitslosigkeit auf über 6 Prozent steigen, und 
ich stelle mit Verwunderung fest, wie wenig das 
die politische Diskussion beeinflußt und wie we­
nige von uns sich mit dieser Frage ernsthaft aus­
einandersetzen. Das ist beileibe noch keine Re­
zession. Das ist ein erster kalter Wind, der viele 
Unternehmen jetzt schon trifft, weil sie nicht den 
Mantel des entsprechenden schützenden Eigen­
kapitals tragen. 

Wir entnehmen der Presse die ersten Meldun­
gen von Entlassungen, vom Abbau von Mitarbei­
tern. Ein Unternehmen, das sich von Mitarbei­
tern trennen muß, baut Humankapital ab, es baut 
das wichtigste Kapital ab, das ein Betrieb hat. Es 
wird also nur als letzten Schritt, als Ultima ratio 
zu diesem Mitarbeiterabbau, zu diesem Abbau 
von Humankapital, schreiten. 

Die AMAG in Ranshofen hat die Preisbaisse im 
Alubereich nicht überstanden, sie hat es nicht 
rechtzeitig verstanden, auf Fertigwaren umzustel­
len, Böhler-Uddeholm in Kapfenberg baut 700, 
Magnesit 600 Mitarbeiter ab, die VOEST ALPI­
NE Stahl denkt allen Ernstes wieder über Früh­
pensionierungsaktionen nach. 

Was macht diese Regierung, um eine wirt­
schaftlich schwieriger werdende Situation zu mei­
stern? Was tut der Wirtschaftsminister? Was ver­
antwortet er mit? 
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Erstens die Erhöhung der Lohnnebenkosten. 

Statt einer Gesundheitsreform, die uns schon 
seit Jahren von den Regierungsparteien verspro­
chen wird, verlängern Sie den KRAZAF und 
müssen darüber hinaus die Krankenversiche­
rungsbeiträge um 0,8 Prozent für die Arbeiter 
und um 1 Prozent für die Angestellten erhöhen. 
Das wirkt sich in der Lohntüte der Mitarbeiter 
aus, das wirkt sich in den vielzitierten Lohnne­
benkosten in den Betrieben aus. 

Statt die Arbeitslosenversicherung zu reformie­
ren, müssen Sie die Arbeitslosenversicherungsbei­
träge anheben, und das, Herr Wirtschaftsminister, 
macht diese Regierung mit Ihrer Zustimmung 
rückwirkend. (Beifall bei der FPÖ.) Rückwir­
kend, sodaß hunderttausende Lohnverrechnun­
gen aufs neue gemacht werden müssen. Das ist 
die wirtschaftsfreundliche Haltung, die Sie zu 
verantworten haben. (Abg. Dkfm. Mall ln e r 
M ar k hof: Das widerspricht dem Rechtsstaat!) 
Sie stimmen diesen Aktionen der Regierung zu, 
und Sie sind derjenige, der für die Wirtschaftspo­
litik in Österreich verantwortlich ist. 

Der viel zitierte Begriff der Lohnnebenkosten, 
der gerade von den Sozialdemokraten so gerne 
verharmlost wird, muß doch klar einmal als die 
den monatlichen Bruttolohn des Mitarbeiters 
übersteigenden Kosten, die dazu kommen - ar­
beitsbezogene Kosten - , die dann die Gesamt­
lohnkosten erzeugen, hingestellt werden. Maut­
ner Markhof hat heute schon gesagt, daß die Ge­
samtlohnkosten durch die Produktivität des Mit­
arbeiters verdient werden müssen. Aber nur wenn 
die Gesamtlohnkosten verdient werden können, 
dann ist der Arbeitsplatz wirtschaftlich, dann 
kann der Arbeitsplatz gehalten werden. 

Jede zusätzliche Belastung der Arbeit in den 
Betrieben führt zur Erhöhung dieser Lohnneben­
kosten. 

Ich darf nur auf ein kleines Mosaiksteinchen 
hinweisen. (Abg. E der: Kollege. \·vissen Sie. was 
Kosten sind? Wissen Sie. '.1,'ie Kosten definiert \ver­
den?) Im Arbeitsplatzsicherungsgesetz, das hier 
in diesem Haus vor einer Woche beschlossen wor­
den ist, wurde erstmals in der österreichischen 
Sozialgesetzgebung ein vierjähriger Kündigungs­
schutz normiert, ein vierjähriger Kündigungs­
schutz für Zeitsoldaten. 

Ich frage den Wirtschaftsminister: Wo waren 
Sie, Herr Wirtschaftsminister, als dieses Gesetz 
beschlossen wurde? Wir haben Jahre darum ge­
stritten und konnten uns dann darauf einigen, ein 
zweites Karenzjahr einzuführen. Warum wurde 
bei den Zeitsoldaten ein vierjähriger Kündigungs­
schutz beschlossen, der letztlich wieder in die 
Lohnnebenkosten geht, der wieder ein kleiner 
Mosaikstein ist, der die österreichische Wirtschaft 

in ihrer Konkurrenzfähigkeit bedroht und verhin­
dert, daß das Eigenkapital aufgebaut wird, das als 
schützender Mantel in einer möglicherweise kom­
menden Rezession dienen sollte. 

Was macht die Regierung, um einer Abflauung 
des Wirtschaftswachstums entgegenzusteuern? 
Sie erhöht die Abgabenquote. Das BeJastungspa­
ket zur Budgeterstellung hat dazu geführt, daß 
Sie die Österreicherinnen und Österreicher und 
damit natürlich auch die Wirtschaft mit 18 Mil­
liarden Schilling zusätzlich belasten. 

Arbeitslosenversicherungserhöhung: rund 
3 Milliarden Schilling; Erhöhung der Kranken­
versicherung: über 9,5 Milliarden Schilling; neue 
Mineralö!steuer, Steuer auf Gasöl, Steuer auf 
Heizöl: 3,3 Milliarden Schilling; neue Grundsteu­
er: 0,7 Milliarden Schilling; Mehrwertsteuer auf 
die Produktsteuer: 0,5 Milliarden Schilling; 
Normverbrauchsabgabe zur Mehrwertsteuer: 
32 Prozent. ein Körberlgeld von 0,5 Milliarden 
Schilling; Anhebung der Gebühren: 1 Milliarde 
Schilling. 

Das sind 18 Milliarden Schilling, die Sie zusätz­
lich Herrn und Frau Österreicher aufladen. Das 
sind 18 Milliarden Schilling, die die Abgaben­
und Steuerquote in Österreich erhöhen werden, 
und zwar so erhöhen werden: 1989 betrug die Ab­
gabenquote 40,9 Prozent, 1992 wird sie auf über 
42 Prozent steigen. Damit sind wir wieder auf 
dem Weg ins Spitzenfeld bei der Staatsquote in 
Europa, und das ist nicht wirtschaftsfreundlich! 

Herr Minister! Ich frage Sie: Warum schweigen 
Sie dazu? Warum stimmen Sie diesen wirtschafts­
feindlichen Maßnahmen zu? (Beifall bei der 
FPÖ.J 

Statt einen klaren, deutlichen, wirtschafts­
freundlichen Kurs in Richtung Europäische Ge­
meinschaft zu steuern, budgetiert die Regierung 
ein unverantwortlich hohes Budgetdefizit und 
verschleiert es auch noch vor der Öffentlichkeit! 

Wir haben im Budgetausschuß beim Hearing 
der Experten doch klar gehört, daß das ausgewie­
sene Budgetdefizit nicht bei 62 Milliarden Schil­
ling liegt. Der nominelle Budgetsaldo liegt inklu­
sive der außerbudgetären Finanzierungen, der 
Zwangstransfers von den Austria Tabakwerken, 
von Salinen AG, der Rücklagenauflösungen bei 
den Sozialversicherungen in der Höhe von über 
100 Milliarden Schilling. Diesen Saldo finanzie­
ren wir überwiegend im Inland, zinstreibend für 
die Kapitallandschaft in Österreich und steuer­
treibend, wie wir an der Abgabenquote sehen 
konnten. Das trifft die private Wirtschaft, die sich 
in Österreich finanziert, sehr hart, und das ist kei­
ne wirtschaftsfreundliche Basis. 
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Darüber hinaus fehlt Ihnen im Budget jeder 
Spielraum für die Abdeckung der drohenden, 
teilweise uneinbringlichen Ostschulden. Diese 
Zeitbombe schleppen wir ins Budget 1993, 1994, 
1995 mit. Darüber hinaus - das trifft mich per­
sönlich - haben wir nahezu kein Geld und einen 
viel zu geringen Spielraum für die wirtschaftliche 
Hilfe an unsere neuen Nachbarn im Osten, Nor­
den und Süden, der unbedingt notwendig ist, um 
Migrationsströme zu verhindern, und der als Ne­
beneffekt einen wirtschaftlichen Impuls für 
Österreich darstellen würde. 

Der Herr Wirtschaftsminister schweigt zu die­
sen Dingen, viel schlimmer: Er stimmt ihnen im 
Ministerrat sogar zu! Herr Wirtschaftsminister! 
Sie sind nicht nur für Ihr Ressort verantwortlich, 
sondern Sie sind auch für die Rahmenbedingun­
gen des Wirtschaftens in Österreich verantwort­
lich, daher haben Sie eine Querschnittsverant­
wortung. Sie sind Minister für Handel, Gewerbe, 
Industrie und Fremdenverkehr, Sie haben für die 
Anliegen der Wirtschaftstreibenden einzutreten, 
gleichgültig ob es ein Greißler oder ein Industriel­
ler ist. Ich befürchte nicht nur, sondern ich weiß 
auch, daß viele von Ihnen enttäuscht sind und die 
Wirtschaftskompetenz Ihrer Partei vermissen. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Wenn Herr Eder sich bemüßigt fühlt, den ach 
so intelligenten Satz hier von diesem Rednerpult 
von sich zu geben, die Freiheitliche Partei könnte 
die Wirtschaftskompetenz nicht verlieren, sie hät­
te nie eine gehabt, dann richtet sich dieser Satz 
von selbst. 

Lieber Freund Eder! Ich meine, denken Sie 
nach, bevor Sie solche Sachen sagen. (Abg. 
E der: Sie reden immer nur von sich.') Bei uns 
sitzen mehr Unternehmer als in jeder anderen 
Partei des Hohen Hauses, die in ihren Betrieben 
bewiesen haben, was wirtschaften heißt, und Sie 
reden vom grünen Tisch, von Ihrem Schreibtisch. 
Sie sollten ein bißehen mehr Bescheidenheit 
üben, lieber Herr Kollege Eder, bevor Sie solche 
Ungeheuerlichkeiten von sich geben. (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Wir als Unternehmer haben bewiesen, was 
wirtschaften heißt. was es heißt. Mitarbeiter an­
zustellen. Wir haben bewiesen. was es heißt, Ar­
beitsplätze zu sichern, und Sie riskieren die große 
Klappe und reden darüber. Das lehne ich aber 
entschieden ab, Herr Kollege Eder! (Beifall bei 
der FPÖ. - Abg. E ci er: Sie glauben. nur Sie ar­
beiten. ich arbeite auch.') - Ich beschäftige mich 
nicht mehr mit Ihnen. Das war so vernichtend, 
was Sie gesagt haben. Sie richten sich selbst. 

Zwei Wirtschaftszweige können von dieser 
wirtschaftlichen Entwicklung ausgenommen wer­
den, die Bauwirtschaft und die Freizeitwirtschaft. 
Beide Wirtschaftszweige, Herr Minister, lassen 

Sie im Bereich der Mitarbeiterakquisition. im Be­
reich der Ausländerbeschäftigung im Stich, de­
gradieren Sie zu Bittstellern. 

Wer soll die berechtigten Anliegen dieser Wirt­
schaftsbranche in der Regierung vertreten? An 
wen sollen sich diese noch umsatzmäßig erfolg­
reichen Branchen wenden? Wer übt den Druck 
auf den Sozialminister aus, der mit einer völlig 
wirtschaftsfremden, wirtschaftsfeindlichen Politik 
letztlich verhindert, daß die Wachstumsimpulse, 
die aus diesen beiden Branchen kommen könn­
ten, unserem Land zugute kommen? 

Lassen Sie mich das am Beispiel der Freizeit­
wirtschaft erläutern. Die Wintersaison steht vor 
der Tür. Am 20., 21. Dezember wird die Masse 
der Betriebe aufsperren. Der Personalmangel in 
den Betrieben ist so drückend, daß es in Frage 
gestellt ist, ob diese Freizeitwirtschaft Ihnen, mei­
ne Damen und Herren. schöne Weihnachts- und 
Neujahrsferien bereiten können wird, ob diese 
Freizeitwirtschaft Ihnen in Ihrer Freizeit Dienst­
leistungsqualität anbieten kann. 

Auf der anderen Seite haben wir aber fast 
200 000 arbeitslose Menschen in Österreich, und 
wir haben im Dezember 1990, Herr Minister 
Schüssel, 13 000 Mitarbeiter aus Fremdenver­
kehrsberufen gehabt, die stempeln gegangen sind. 
Wie werden Sie als Wirtschaftsminister tätig, Sie, 
der Sie die Verantwortung für die Rahmenbedin­
gungen des Wirtschaftens tragen? Welchen 
Druck werden Sie auf den Sozialminister aus­
üben, daß auf der einen Seite diese arbeitslosen 
Menschen in Arbeit gebracht werden können und 
daß auf der anderen Seite dort, wo es nötig ist, 
Arbeitsgenehmigungen für ausländische Mitar­
beiter ausgegeben werden können? Denn Sie lau­
fen Gefahr, wiederum Schwarzarbeit zu produ­
zieren. Was soll der Gastbetrieb tun, der 15 Mit­
arbeiter braucht lind 13 Mitarbeiter gefunden 
hat? Es fehlt ihm ein Putzer, es fehlt ihm eine 
Putzerin. (Abg. E der: Mehr bezahlen.') Ich kom­
me gleich dazu, Herr Kollege. 

Es fehlen ihm ein Putzer und eine Putzerin. Er 
geht zum Arbeitsamt und sagt, ich möchte sie ha­
ben, und er bekommt sie nicht. Er sucht sich 
selbst zwei, geht dann mit diesen beiden Men­
schen zum Arbeitsamt und sagt, bitte, ich habe 
zwei gefunden, gebt mir eine Arbeitsgenehmi­
gung. Aber das Arbeitsamt sagt njet. 

Sie haben sicherlich recht, Herr Kollege, es 
wird die Aufgabe unserer Branche sein, substan­
tiell an der Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
zu arbeiten, attraktiver für den österreichischen 
Mitarbeiter zu werden. Das ist ein Prozeß, der 
bereits im Gange ist, ein Prozeß, den wir langfri­
stig weiter verfolgen werden, an dem wir weiter 
arbeiten werden. Aber bitte: Am 20. und 21. De­
zember wollen Sie alle auf Urlaub fahren (Abg. 
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E der: Überhaupt nicht.' Wir bleiben zu Hause./). 
und wir brauchen den Putzer und die Putzerin 
genauso, um den Küchenchef und den Rezep­
tionschef beschäftigen zu können. (Beifall bei der 
FPÖ. - Abg. Par ni gon i: Herr Kollege Peter.' 
Einen SaLZ.' Was hat die Branche im ganzen Jahr 
gemacht. um die Bedingungen zu verbessern! Da­
mit würden Sie jetzt nicht so unter Zeitdruck ste­
hen.') 

Ich danke für die Frage, Kollege Parnigoni, und 
ich werde mir im Anschluß daran erlauben, mit 
dir ein kurzes Seminar abzuhalten. Das ist ein 
langes Thema. 

Herr Minister! Sie haben uns versprochen, die 
Koalitionsfrage an Ihren Koalitionspartner zu 
stellen, wenn es nicht zu der Einführung eines 
Saisonniers. eines Zeitarbeiters oder eines Kurz­
zeitbeschäftigungsmodells kommt. (Beifall bei 
der FPÖ.) Das dient zur Abdeckung der Saison­
spitzen und zur Entlastung unserer Mitarbeiter in 
den Betrieben, die nämlich jetzt aufgrund des 
Personalmangels doppelt hart drankommen wer­
den. Wir hören die schönen Worte von Ihnen. 
Herr Minister, leider vermissen wir den Erfolg bei 
den Problemlösungen. 

Geben Sie mir bitte die Möglichkeit, noch ein 
weiteres Kapitel anzuschneiden, das mich be­
schäftigt und von dem ich meine, daß es im Mini­
sterium nicht zur Zufriedenheit geregelt ist. 

Wir haben alle erkannt, daß die Förderung von 
Forschung und Entwicklung wichtig ist. Neue 
Technologien, neue Patente sind die Basis für die 
zukünftige wirtschaftliche Entwicklung. Nur 
neue Patente erschließen Zukunftsmärkte, schaf­
fen hohe Wertschöpfung, ermöglichen sichere 
Arbeitsplätze und erbringen europagerechte Löh­
ne, machen uns Unternehmer in Osterreich euro­
pareif. Nur das internationale Patentrecht garan­
tiert, daß sich Investitionen, Forschungen und 
Entwicklungen auch langfristig rechnen können. 

Im Budgetkapitel Wirtschaft finde ich unter 
1/632 und 2/632 Ausgaben und Einnahmen für 
die Einrichtungen des Patentwesens. Hier erwirt­
schaften Sie, Herr Minister, laut Rechnungsab­
schluß 1990 im Jahre 1990 einen Überschuß in 
der Höhe von 130 Millionen, planten im Bud­
get 1991 einen Überschuß in der Höhe von 
122 Millionen und budgetieren für 1992 einen 
Überschuß in der Höhe von 123 Millionen. 

Auf meine Frage, was denn mit diesen Über­
schüssen sei, antworteten Sie mir im Ausschuß, 
das wären Ausgaben für das Europäische Patent­
amt. Meiner Recherche nach stimmt das nicht, 
denn die Ausgaben für das Europäische Patent­
amt haben Sie im Budget unter dem Kapitel 
1/63202, Ausgabenbereich 36, budgetiert. Fließen 
also diese Überschüsse, die Sie im Patentamt er-

zielen, ins Budget? Machen Sie aus Patentgebüh­
ren eine neue Patentsteuer? Der Verfassungsge­
richtshof hat klar normiert, daß für Gebühren das 
Äquivalenzprinzip zu gelten hätte, Gebühren 
müssen den Gegenleistungen des Staates gegen­
übergestellt werden. Der Verfassungsgerichtshof 
meint nicht, daß mit Gebühren ein Körberlgeld 
zu verdienen sei. 

Auf der einen Seite investieren wir in die För­
derung von Forschung und Entwicklu12g, auf der 
anderen Seite konstatiere ich diesen Uberschuß 
im Patentwesen. Ich frage also, ob man die Betrie­
be, die kreativ waren, die Forschung und Ent­
wicklung getätigt haben und nun zum Patentamt 
gehen, über überhöhte Gebühren zur Kasse bit­
tet. 

Ich würde Sie höflich ersuchen, Herr Wirt­
schaftsminister, diese Frage aufzu~Jären, um ein 
für allemal festzustellen, ob wir in Osterreich nur 
Patentgebühren einheben oder ob wir ~.uch Pa­
tentsteuern einheben. (Beifall bei der FPO.) 

Die Belastungen, die Ihre Politik auf die öster­
reichische Wirtschaft im Jahre 1992 zukommen 
läßt, die Erhöhung der Lohnquote, die Erhöhung 
der Abgabenquote, werden kein Beitrag sein zum 
weiteren wirtschaftlichen Aufschwung in Öster­
reich. 

Ich schlage vor, Herr Minister, Sie überdenken 
diese Politik und werden im Jahre 1992 als Wirt­
schaftsminister wirklich tätig, so wie es Ihnen 
vom Titel her zustehen würde. (Beifall bei der 
FPÖ.J I~.J8 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster zu Wort ge­
meldet hat sich Herr Abgeordneter Resch. Ich er­
teile es ihm. 

1 ;;'.18 

Abgeordneter Resch (SPÖ): Herr Präsident! 
Herr Bundesminister! Frau Staatssekretärin! Mei­
ne Damen und Herren! Einen Bärentaler würde 
ich geben, wenn ich wüßte, wo Haigermoser und 
Peter heute wieder denken ließen. (Abg. Hai­
ger mo s e r: Hörst du sofort auf!! 

Herr Kollege Haigermoser! Diese zeitweisen 
wirren und phantasievollen inhaltlosen Be­
schimpfungen und leeren Schlagworte prämiiert 
mit einigen Zahlenspielereien waren bei euch bei­
den früher undenkbar. Undenkbar! (Abg. Hai­
ger mo s er.' Subvemionen.') 

Heute sprach Anschober, wahrscheinlich in 
Anlehnung an die Aussprüche des Führers der 
Freiheitlichen, von den "drei alten Parteien", was 
bedeutet, er glaubt, eine Partei sei eine neue Par­
tei. Bisher haben sich die Grünen, und so haben 
Sie es auch immer gesagt, eine "Bewegung" ge­
nannt. Wahrscheinlich bewegt sich jetzt nichts 
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mehr, außer der Mund. (Abg. lng. M Ci re r: Was 
ist das jetzt?) 

Aber, lieber Kollege Murer. wollen wir Vergan­
genheitsbewältigung betreiben? Ich habe kein 
Problem, ich hoffe, auch ihr nicht. IAbg. lng. 
Mur e r: Du brauchst bei mir flicht anzufangen. 
mach es selber.') 

Zu den Bedrohungen durch die grenznahen 
Kernkraftwerke hat heute schon Minister Schüs­
sel Stellung genommen, auch ich habe das schon 
sehr, sehr oft getan. 

Der frühere Vizekanzler Riegler hat heute ei­
nen sehr, sehr wunden Punkt, eine Achillesferse 
dieser Koalition angesprochen. als er Bezug neh­
mend auf Schachner-Blazizek sagte, Blazizek kri­
tisiere diese eindimensionale Budgetpolitik. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Er 
reiht sich damit würdig in die Reihe der ÖVP­
Landespolitiker ein. die hier in Wien fordern. 
dann durchsetzen, mitverhandeln und nach Hau­
se fahren und dann alles wieder ablehnen. Das 
muß man sagen, wenn man sich das kritisch an­
schaut. (Abg. Hai ger mo s e r: Hoffentlich wird 
diese Rede nicht in Ostermiething im Radio über­
tragen. sonst wird das Wahlergebnis noch schlech­
ter!) 

Lassen Sie mich zur Energiepolitik einige Be­
merkungen machen. 

Niels Bohr - Kollege Haigermoser. das sagt dir 
wahrscheinlich weniger, du hast andere Schrift­
stücke gelesen (Abg. Hai ger m 0 s e r: Grimms 
Märchen.') - sagte vor über 100 Jahren: In der 
Zukunft wird der Kampf um die Verteilung und 
Erzeugung von Energie einen wesentlichen Stel­
lenwert einnehmen. Die Ereignisse im Osten, die 
Situation in der Dritten Welt beweisen dies täg­
lich aufs neue. 

Schauen wir uns doch unsere eigene Situation 
an: Alle Verbrauchsprognosen mußten trotz aller 
Anstrengungen beim Energiesparen nach oben 
revidiert werden, die Energieeffizienz konnte je­
doch in Österreich jährlich um zirka 1 Prozent 
abgesenkt werden, das heißt, wir haben das Ni­
veau Japans erreicht, und wir streben - und das 
ist vielleicht ein hohes Ziel - das Niveau der 
skandinavischen Staaten an. 

Um auf der anderen Seite das Ziel zu erreichen, 
das wir uns selbst für das Jahr 2 000 gesetzt ha­
ben, nämlich den CO 2-Ausstoß um 20 Prozent zu 
reduzieren, gibt es nur eine Strategie: Energie 
sparen - es wurde mehrmals angesprochen -. 
Ausbau der Wasserkraft - derzeit sind erst 
66 Prozent genützt -, Ausbau der Biomasse, und 
ich bin sehr froh, daß Riegler erstmalig dazuge­
sagt hat: unter Einhaltung von Umweltauflagen. 

Betrachten wir doch die jüngsten Verbrauchs­
zahlen: 1990 ist die Summe des Energiever­
brauchs um über 5 Prozent über der Prognose. 
das heißt. sie ist gegenüber 1989 um 4,4 Prozent 
gestiegen, und das einstmalige Exportland Öster­
reich für elektrische Energie ist erstmalig zum 
Importland geworden. Die Knappheitssituation, 
von der E-Wirtschaft oft nicht sehr glaubwürdig 
vertreten, könnte wirklich bald eintreten. Ich 
habe mir die Zahlen vom 17. 12. 1991, also von 
gestern. geben lassen, und ich muß Ihnen mittei­
len, daß wir gestern 665 Megawatt elektrischer 
Leistung importieren mußten, das heißt. mehr als 
das Doppelte der Erzeugung des größten Donau­
kraftwerkes. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
haben im Regierungsübereinkommen ein sehr 
klares Programm für den Energiebereich verein­
bart. auch darüber wurde heute schon kurz ge­
sprochen, und ich habe an Sie, Herr Bundesmini­
ster, in einer Anfrage, deren Beantwortung ich 
sicher sehr genau studieren werde, da sie eine 
Reihe offener Punkte beinhaltet. gerade diese of­
fenen Punkte. die wir in der Koalitionsvereinba­
rung niedergeschrieben haben, angesprochen. 

Ich bin auch sehr froh, Herr Bundesminister. 
daß Sie den gestrigen Abschluß der Europäischen 
Energie-Charta angesprochen haben. Ich weiß. 
die Wichtigkeit dessen wird sehr oft unterschätzt. 
Ich erlaube mir auch, bei dieser Gelegenheit auf 
eine Welt-Energie-Charta hinzuweisen, die An­
fang November in Genf erarbeitet wurde und die 
1992 zur Ratifikation der gesamten UNO vorge­
legt werden wird. Es war wirklich positiv, daran 
auch mitarbeiten zu können. 

Eine Folge der Maastrichter Verhandlungen ist 
auch die neu aufgeflammte Diskussion über die 
COz-Abgabe und Energiesteuern. Wir sollten uns 
das vor dieser Einführung sehr genau anschauen, 
denn über eines müssen wir uns im klaren sein: 
Die Forcierung der CO2-Abgabe unterstützt ein­
zig und allein die Atomlobby, und das ist sicher­
lich etwas, was wir nicht wollen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
müssen uns auch darüber im klaren sein, daß ge­
rade im Bereich der Biomasse - Herr Vizekanz­
ler a. D. Riegler hat das auch in einem anderen 
Zusammenhang angesprochen - noch sehr viel 
Forschungstätigkeit notwendig ist. und ich bin da­
von überzeugt, daß die atmosphärische 
CO2-Bilanz der Biomasse genauer untersucht 
werden muß. Die Aufnahme, das heißt der Aus­
tausch von COz über die Photosynthese, über die 
Blätter alleine ist zuwenig, die Aufnahme von 
Kohlenstoff erfolgt auch über den Boden. Meiner 
Meinung nach - ich sage das noch einmal - ist 
die Bilanz wirklich nicht ausgeglichen. 
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Ein Mehr an Wissen gerade im Bereich der 
Energieforschung ist notwendig. Die Einrichtung 
des Forschungspools bei der E-Wirtschaft ist 
zwar geschehen, aber dort sperrt man sich noch 
immer. Also auch in diesem Bereich werden wir 
wieder einigen Druck ausüben müssen. 

Noch etwas, Herr Bundesminister, auch aus 
energiepolitischer Sicht: Ich darf Sie in aller Höf­
lichkeit ersuchen - ich sage es noch einmal: auch 
aus energiepolitischer Sicht -: Schauen Sie sich 
dieses Subventionsmonsterprojekt Austroprot 
ganz genau an, denn das ist sicherlich nicht der 
Weg, den wir in diesem Bereich gehen sollten. -
Danke. (Beifall bei der SPÖ.) J :l.;}'5 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster auf der Red­
nerliste scheint Herr Abgeordneter Mitterer auf. 
Ich erteile ihm das Wort. 

1:l.;}'5 .. 
Abgeordneter Mitterer (FPO): Herr Präsident! 

Frau Staatssekretärin! Hohes Haus! Aufgrund der 
Redezeitbeschränkung werde ich nur einige sub­
stantielle Gedanken vor allem zum Kapitel 63 im 
Bundesvoranschlag, zum Kapitel Wirtschaft, 
Handel, Gewerbe, Industrie und Fremdenver­
kehr, einbringen. 

Ich wundere mich, meine sehr geehrten Damen 
und Herren. daß die Koalitionsparteien ein Bud­
get vorstellen und bejubeln, das in Wirklichkeit 
ganz anders ausschaut. Tatsächlich ist die Ent­
wicklung des Budgetansatzes Handel. Gewerbe, 
Industrie und Fremdenverkehr stark rückläufig; 
das beweisen die vorliegenden Zahlen. Wir hatten 
im Jahr 1990 Ausgaben in der Höhe von 
3.465 Milliarden Schilling präliminiert und sind 
im Jahr 1991 bereits heruntergefallen - das wur­
de bereits in der Budgetdebatte im März dieses 
Jahres von mir kritisiert - um minus 2,8 Pro­
zent, nämlich auf 3,396 Milliarden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wie 
schaut es nun für das Jahr 1992 aus? - Ein weite­
res Sinken um einen noch größeren Prozentsatz 
steht uns ins Haus: 3,252 Milliarden Schilling 
oder minus 4,2 Prozent bei den Ausgaben im Be­
reich des Kapitels 63. Wenn man nun die Infla­
tionsrate mit knapp 4 Prozent dazunimmt, ist das 
ein Verlust von minus 8 Prozent. 

Wenn man nun bedenkt, daß demgegenüber 
die allgemeinen Ausgaben auf dem Budgetsektor 
mit 5,9 Prozent ansteigen, dann liegt hier eine 
Kluft von 13,9 Prozent zwischen der allgemeinen 
Ausgabensteigerung und der Steigerung der Aus­
gaben im Bereich der Wirtschaft. 

Der Ansatz Bundestheater mit einer Steigerung 
von 12 Prozent führt dazu. daß wir über kurz 
oder lang, vielleicht schon nächstes Jahr, für die 
Bundestheater gleich viel ausgeben werden wie 
für den gesamten Bereich der österreichischen 

Wirtschaft. Das. glaube ich, kann doch nicht ein 
Ansatz für eine positive Wirtschaftspolitik im 
Rahmen des Budgets 1992 sein! (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Herr Präsident Maderthaner hat behauptet. 
daß die Personaleinsparungen im Bereich dieses 
Kapitels auch gegriffen haben und zu wirken be­
ginnen. Er hat wahrscheinlich die Zahlen nicht 
gelesen, er ist auch kaum hier im Plenum anwe­
send, um auch zu hören, wo es wirklich langgeht. 
Im Jahr 1990 betrugen die Personalausgaben 
544 Millionen, sie stiegen bis 1991 um 5,1 Pro­
zent und 1992 mit 578 Millionen um ein weiteres 
Prozent. Das bedeutet aber, wenn gleichzeitig die 
Personalkosten steigen, daß für den wichtigen Be­
reich Wirtschaftsförderung automatisch trotz 
Minderungen bei den Ausgaben noch weniger 
übrigbleibt. (Abg. E der: Das ist ein Rechenfeh­
ler.' Falsch abgeschrieben.') Herr Kollege. ich habe 
das aus Ihrem Begleitschreiben zum Budget ent­
nommen und habe dann die Prozente ausgerech­
net. (Abg. E der: 1 Prozefll stirnmt nicht.') Sie 
brauchen das nur nachzurechnen. 

Das bedeutet - von den Sachausgaben ist 
hauptsächlich die Wirtschaftsförderung betroffen 
-. daß es dort zu einem gravierenden Sinken der 
Wirtschaftsförderungszahlen kommt, nämlich 
von 2,6 Milliarden Schilling im Jahr 1990 auf 
2.5 Milliarden Schilling im Jahr 1991, ein Minus 
von 2,4 Prozent also. Und ein ganz gravierendes 
Sinken (Abg. E der: VOll 100 Prozem oder auf 
100 Prozent - oder in 100 Prozent?), Herr Kolle­
ge, gibt es im Jahr 1992, nämlich nur mehr 
2,353 Milliarden Schilling für den Förderungsbe­
reich: das ist ein Minus um 8,8 Prozent. Wenn 
man auch hier wieder die Inflationsrate berück­
sichtigt, könnte man sagen, wir haben also ein Mi­
nus von 12 Prozent an Förderungsmaßnahmen, 
und das zu Zeiten. in denen es der Wirtschaft 
aufgrund des zu erwartenden EG-Beitrittes nicht 
besonders gutgeht. 

Ich hoffe. daß wir in Zukunft etwas mehr für 
diesen Wirtschaftssektor übrighaben. 

Am schlimmsten betroffen ist aber der gesamte 
Bereich Tourismus. Nun werden wieder einige sa­
gen: Na ja, der Tourismus wird hier wieder ange­
zogen! Ich möchte behaupten, daß dem Touris­
mus in diesem Hause eigentlich viel zuwenig Be­
achtung geschenkt wird, daß wir keine Touris­
muslobby haben, daß Helmut Peter als Einzel­
kämpfer hier im Hause ist, daß er keine Unter­
stützung vom Tourismussprecher eier SPÖ. 
Parnigoni, zu erwarten hat, daß er auch keine 
Unterstützung vom Tourismussprecher der ÖVP 
zu erwarten hat, wie auch die beschämende Dis­
kussion bei der sogenannten Getränkebesteue­
rungsreform hier in diesem Hause gezeigt hat. 
(Beifall bei der FPÖ.) 
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Es gibt in diesem Haus sehr wohl Lobbys für 
die Agrarier, die gestern stundenlang diskutieren 
durften und die berechtigten Wünsche der Agrar­
wirtschaft vorgebracht haben. Es gibt auch Lob­
bys für die Lehrer. die Beamten und auch die 
Frauen, aber noch nicht für die Männer. Es gibt 
aber keine Lobby für den Tourismus. und es ist 
Zeit, daß sie hier geschaffen wird. (Beifall bei der 
FPÖ.) Und es ist Zeit - Herr Professor Lukesch 
hat. glaube ich, die Unterstützung zugesagt -, 
daß es endlich auch zu dem von uns schon lange 
geforderten Ausschuß für Tourismus- und Frei­
zeitpolitik kommt. 

Haben 130 Millionen Übernachtungen keine 
Bedeutung für Österreich oder die heute schon 
zitierten 160 Milliarden an Deviseneinnahmen 
oder die 370 Milliarden an Umsatz, die von der 
Freizeitwirtschaft erzielt werden? Haben Anlie­
gen von 45 000 Wirtefamilien und von bis zu 
150 000 Mitarbeitern in Österreich keine so gro­
ße Bedeutung, daß man sie nicht auch im Rah­
men des Budgets, im Rahmen der Wirtschaftspo­
litik ordentlich unterbringt? 

Das große Problem im Tourismus ist nämlich 
nicht nur das Erreichen der EG-Reife, sondern 
auch im Bereich der Qualitätssteigerung und vor 
allem - das hat, glaube ich, Herr Kollege Helmut 
Peter sehr gut gebracht - im Bereich der Mitar­
beiter gibt es große Probleme. 

Die Mindestlöhne sollen angehoben werden -
ein Begriff, der hier immer in den Raum gestellt 
wird, zu dem wir auch stehen, weil wir auf Dauer 
gute Mitarbeiter nur dann erhalten werden, wenn 
wir ordentliche Löhne bezahlen. Wir werden 
auch bei den freiwilligen Sozialleistungen anzie­
hen müssen, was die Unterbringung betrifft. Wir 
werden auch die Fünftagewoche einführen, wor­
über wir ja schon lange diskutierten. (Abg. E der: 
Wann? Wann?) Herr Kollege, die Freiheitliche 
Partei ist zurzeit nicht in der Regierung, sondern, 
wie Sie wissen. sind es die SPÖ und die ÖVP, und 
diese haben die Fünftagewoche einzuführen und 
auszuhandeln. Wir sind bei den Sozialpartnern 
noch nicht im Gespräch miteingebunden. (Beifall 
bei der FPÖ. Abg. fngrid Ti c h Y -
5 ehr e der: Herr Kollege! Die Fünftagewoche ist 
Kollektivvertrag.' ) 

Die Regierung sollte die Voraussetzungen da­
für schaffen. daß die österreich ische Freizeitwirt­
schaft auch in der Lage ist, diese Fünftagewoche 
einzuführen. Das ist ein Auftrag an die Regie­
rung, den sie zu erfüllen hat, und das ist kein 
Auftrag an die Opposition. (Beifall bei der FPÖ. 
- Abg. Hai ger m 0 s e r: Rahmenbedingungen 
schaffen!) 

Wir brauchen das Zeitarbeitermodell - von 
Herrn Minister Schüssel heute wieder angezogen 
-, aber nicht nur leere Worte. sondern auch in 

die Tat umgesetzt, um die Saisonspitzen abdecken 
zu können. 

Wir vermissen auch die Diskussion über eine 
neue Ferienordnung, die uns versprochen wurde 
anläßlich einer Sitzung im Handelsausschuß. Sie 
wurde bisher nicht durchgeführt. (Zwischenruf 
des Abg. E der.) 

Es gibt also, glaube ich, keine Ansätze zu Hilfe­
stellungen für den Tourismuszweig. Im Gegen­
teil, es gibt eine Belastungswelle - das werde ich 
Ihnen auch gleich sagen. Die Erhöhung der 
Grundsteuer - obwohl die große Koalition der 
Meinung war, daß wir keine Steuererhöhungen 
bekommen -, die Erhöhung der Grundsteuer 
um zirka 19 Prozent trifft ja vor allem die Touris­
muswirtschaft. Wer als die Tourismuswirtschaft 
hat denn die hohen Einheitswerte? Der Hebesatz 
wird von 420 auf 500 angehoben. Das habe ich 
auch wieder ausgerechnet. Sie werden mir recht 
geben. (Abg. E der: Haider erwischt es.') 19 Pro­
zent Erhöhung sind für mich eine Belastung! 
Oder glauben Sie, Herr Kollege, daß eine Grund­
steuererhöhung ein Geschenk an die Tourismus­
wirtschaft ist? Oder die steigenden Forderungen 
im Rahmen der Öko-, der Umwelt- und des Was­
serwirtschaftsfonds. wo die Mittel drastisch ge­
kürzt worden sind? Es gibt noch weitere Gebüh­
renerhöhungen. 

Auch die Erhöhung der Sozialversicherungs­
beiträge wird in erster Linie die Tourismuswirt­
schaft treffen. (ZI-dschenrufe bei der SPÖ.) Sie 
sind keine Unternehmer, Sie können da nicht 
mitreden. Sie sind auch keine Wirte, die wissen, 
daß in der Gastronomie mit den Mitarbeitern 
nach wie vor Nettolöhne ausgehandelt werden. 
Die Nettolöhne bleiben unverändert, und die Be­
lastungen. die durch die Erhöhung der Sozialver­
sicherungsbeiträge entstehen - sowohl der Ar­
beitgeberanteil als auch der Arbeitnehmeranteil 
-. werden in erster Linie die Tourismus- und 
Freizeitwirtschaft treffen. 

Es gibt geringfügige Verbesserungen - da ha­
ben wir mit Kollegen Helmut Peter mitgestimmt 
-, eine davon durch die Änderung der Getränke­
besteuerung. Es gibt einen kleinen Ansatz, wobei 
der richtige Weg zwar eingeschlagen, aber das 
Ziel bei weitem nicht erreicht wurde. 

Ich freue mich - allerdings im Sinne der Tou­
rismuswirtschaft und nicht im Sinne unserer Kon­
sumenten - über die Aussage von Minister 
Schüssel. Vielleicht wird er sie in einer seiner 
Wortmeldungen noch einmal wiederholen. Er ist 
der Meinung, daß mit diesen Maßnahmen im Be­
reich der Getränkebesteuerung der Tourismus­
wirtschaft 900 Millionen Schilling zugute kom­
men. Ich hoffe, daß er damit gemeint hat, daß 
diese Reduzierungen im Bereich der Getränke-
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steuer der Tourismuswirtschaft und nicht dem 
Konsumenten zugute kommen. 

Ich hoffe, daß am 1. Februar niemand kritisie­
ren wird, daß die Getränkepreise nicht gesenkt 
wurden. Ich war eigentlich der Meinung, daß die 
Einsparung, die bei der Alkoholsteuer erfolgt, an 
den Konsumenten weiterzugeben ist. Der Herr 
Bundesminister für Wirtschaft hat das heute in 
Abrede gestellt. Er ist der Meinung, diese 
900 Millionen Schilling kommen unserer Touris­
muswirtschaft zugute. 

Ich meine, daß im Budget 1992 für diesen Wirt­
schaftszweig keine Ansätze vorhanden sind, und 
deshalb werden wir Freiheitliche diesem Budget­
kapitel nicht die Zustimmung erteilen. (Abg. 
E der: Nicht verstanden!) 

Die Energiewirtschaft betreffend wurde ein 
großes Loblied gesungen. Es stimmt, daß da eini­
ge Verbesserungen zu finden sind. Tatsächlich 
gibt es aber noch keine Ansätze, daß vom Prinzip 
der Monopolisierung abgegangen wird. Wir in 
Kärnten haben da die besten Beispiele. In dem 
Moment, in dem in der Energiewirtschaft besser 
regiert wird, besser von der Privatwirtschaft hin­
ei~regiert wird, sind Ersparnisse zu erzielen. 

In einer heutigen Zeitung ist nachzulesen, daß 
zum Beispiel die Stadtwerke Klagenfurt im letz­
ten Jahr auf dem Energiesektor 50 Millionen an 
Gewinn hatten, allerdings trotzdem einen Preis­
steigerungsantrag um 18,~. Prozent gestellt haben. 
Gott sei Dank ist da die OVP nicht mitgegangen 
und wird schauen, daß es zu einer Strompreissen­
kung kommt. 

Im Bereich der KELAG wurden für die Mitar­
beiter die Löhne um 6,2 Prozent erhöht, gleich­
zeitig wird in Kärnten ein Antrag auf Preissteige­
rung für Energie um 16 Prozent gestellt. 

Von der ÖVP hat Landeshauptmann Christof 
Zernatto dagegen protestiert, daß es hier Erhö­
hungen gibt. Und ich verweise darauf, daß es in 
der Zeit, in der Landeshauptmann Haider tätig 
war, zu keiner Erhöhung bei den Energie- u~~ 
Strompreisen gekommen ist. f,f3eifqll bei der FPO. 
- Zwischenrufe bei der SPO.) Uber Tatsachen 
können Sie sich nicht hinwegschwindeln! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ab­
schließend darf ich noch darauf hinweisen, daß es 
sehr, sehr schwierig ist, in einem Land wie Kärn­
ten Landesrat oder Landeshauptmannstellvertre­
ter und gleichzeitig Verkehrsreferent und Hoch­
baureferent zu sein. wenn es in Wien auf dem 
Budgetsektor eine Politik gibt, die gewisse Bun­
desländer benachteiligt. (Abg. Mag. Pos c h: 
Wenn man inkompetelll ist.' Sehr inkompetelll!) 

Ich habe den Verdacht, daß es bei der Vertei­
lung dieser Mittel tendenziöse Maßnahmen gibt, 

denn es hat Monate gedauert, bis der zuständige 
Referent des Landes Kärnten einen Termin bei 
Minister Schüssel erhalten hat. Und Herr Mini­
ster Schüssel ist stolz darauf, daß das Bautenbud­
get um 7.9 Prozent angehoben wird, aber gleich­
zeitig senkt er den Beitrag für Kärnten um 
100 Millionen Schilling. Ich glaube, hier liegt eine 
tendenziöse Auf teilung vor. (Abg. Par 11 i gon i: 
Der Haider hai ja keine Zeit für seine Arbeit. der 
flieglja mit dem Hubschrauber hemm.') Es wird in 
Kärnten bei Maßnahmen, die wichtig wären, Ein­
brüche geben, bei Baurnaßnahmen auf dem Stra­
ßensektor, bei Lärmschutzmaßnahmen. - Das 
liegt schriftlich auf. (Weitere Z'tvischenrufe bei der 
SPÖ.) 

Der Herr Landeshauptmannstellvertreter hat 
seit Juni um einen Termin ersucht, er hat ihn für 
11. Dezember erhalten und ist dann mit gekürz­
ten Mitteln nach Kärnten zurückgefahren. (Bei­
fall bei der FPÖ. - Abg. Par ni go Il i: Der Hai­
der ist nur ein Kassierer.') Sie verschließen die Au­
gen davor, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! 

Und das in einem Land, in dem es einem Refe­
renten durch massive Einsparungsmaßnahmen 
gelungen ist, 70 Millionen Schilling einzusparen, 
in fünf Jahren eine Senkung der Erhaltungsko­
sten auf dem Straßensektor um 35 Prozent. In 
Kärnten liegen die Kosten der Erhaltung bei den 
Bundesstraßen um 20 Prozent unter dem Länder­
schnitt, bei den Autobahnen um 30 Prozent. (Bei­
fall bei der FPÖ. - Abg. E der: Ein völliges Fias­
ko! - Weitere Zwischenrufe.) Das sind Maßnah­
men, die durch Grundzüge eines Gesamtver­
kehrskonzeptes erreicht wurden. Sie verschließen 
die Augen davor. (Zwischenruf des Abg. Mag. 
Posch.) 

Herr Kollege. Sie werden in Kärnten erklären 
müssen, warum vom Bautenbudget 100 Millionen 
Schilling weniger nach Kärnten fließen werden, 
obwohl es allgemein eine Erhöhung um 7,9 Pro­
zent gegeben hat. (Abg. Par n i gon i: Zuerst 
muß er einen Platz vorlegen.' Das kann er nicht!) 
Ich spreche da den Verdacht aus, daß hier tenden­
ziös vorgegangen wird, weil in Kärnten ein Refe­
rent tätig ist, der nicht in das Konz.~pt der großen 
Koalition paßt. (Beifall bei der FPO. - Abg. Mag. 
Pos c 11: Völlig unfähig.') 

Und deshalb. meine sehr geehrten Damen und 
Herren, wird die Freiheitliche Partei dem Bun­
desbudget 1992 bei den Kapiteln 63 und 64 ni~.ht 
die Zustimmung erteilen. (Beifall bei der FPO.) 
12..:10 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort gemeldet hat 
sich Frau Staatssekretärin Dr. Maria Fekter. Ich 
erteile es ihr. 
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/2 . ..JO 

Staatssekretärin im Bundesministerium für 
wirtschaftliche Angelegenheiten Dr. Maria Fek­
ter: Herr Abgeordneter Mitterer! Zu Ihren Aus­
führungen hinsichtlich der Ausgaben im Kapitel 
63, diese seien vermeintlich zurückgegangen, 
möchte ich doch anmerken, daß die Qualität ei­
ner Wirtschaftspolitik nicht an der absoluten 
Höhe der Ausgaben zu bemessen ist. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Zudem möchte ich Sie aber auch auf vielleicht 
einen Informationsmangel aufmerksam machen: 
Diese Kürzung gibt es nur scheinbar, weil näm­
lich die Stärkeförderung in der Höhe von 
348 Millionen Schilling in das Landwirtschaftsmi­
nisterium gewandert ist und daher in unserem 
Kapitel 63 keinen Ansatz mehr findet. Diese Kür­
zung ist also nur eine scheinbare, sie ist in Wirk­
lichkeit keine, sondern die Ausgaben sind um 
205 Millionen Schilling gestiegen. (Beifall bei der 
ÖVP.) 12..+1 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gelangt nun 
Herr Abgeordneter Dr. Lukeseh. - Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

12 . ./.1 

Abgeordneter Dr. Lukesch (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Frau Staatssekretärin! Hohes Haus! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Im Anschluß 
an die Ausführungen des Kollegen Mitterer wür­
de es mich natürlich sehr reizen, etwas genauer 
darauf einzugehen und all die Irrtümer und Fehl­
einschätzungen hier aufzuklären, die ihm bei der 
Konzipierung seiner Rede unterlaufen sind. Eini­
ge wesentliche hat ja die Frau Staatssekretärin 
schon richtiggestellt. Man muß sich halt sehr in­
tensiv mit den Budgetzahlen auseinandersetzen, 
damit man derartige Verschiebungen innerhalb 
des Budgets auch erkennen kann. 

1m übrigen - ohne daß ich das jetzt böse mei­
ne -: Sie haben einen durchaus guten wirt­
schaftspolitischen Sprecher in Ihren Reihen, der 
wahrscheinlich auch dazu bereit wäre, einmal für 
diejenigen, die das wollen, ein Privatissimum ab­
zuhalten über die Förderungen, über die Effi­
zienz der Förderungen, über Output- und Input­
Messungen von staatlicher Tätigkeit und ähnli­
ches mehr. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zu zwei Punkten möchte ich noch etwas sagen. 
Sie haben gesagt, diese Koalition hat die Grund­
steuer B erhöht. - Das stimmt natürlich nicht! 
Die Möglichkeit, die Grundsteuer im Bereich B 
anzuheben, wurde den Gemeinden gegeben, und 
die Frage ist, ob gerade jene Gemeinden, die tou­
ristisch wertvolle Grundstücke haben, dies tun 
werden oder nicht. Diesbezüglich sollte man 
schon genau sein. 

Noch ein zweiter Erfolg ist der Arbeit der 
ÖVP-Minister in dieser Regierung zu verdanken. 
(Abg. Hai ger mo s er: Du sollst uns niche 
Weihnachten verderben.') Hör zu, Haigermoser, 
das interessiert dich ja! (Beifall bei der Ö VP.) 
Dieser Erfolg liegt darin, daß die Diskussion be­
ziehungsweise die Verunsicherung um die Ein­
heitswerte für die Dauer dieser Legislaturperiode 
vorbei ist, geklärt ist. Das ist für die Wirtschaft 
ein ganz wesentlicher Erfolg und ermöglicht es, 
für die Zukunft zu planen und zu kalkulieren. 
(Abg. Mag. Pet e r: Aber die Legislaturperiode 
dauert ja nicht mehr lange.') Ja das möchtest du 
gerne. (Beifall bei der Ö VP und bei Abgeordneten 
der SPÖ.) 

Kollege Mitterer! Die Dolchstoß-Legende von 
dem "armen" Kärntner Baureferenten, der sich in 
Wien nicht durchsetzt, ist sehr unglaubwürdig. 
Die Gesamtverantwortung für die Kärntner Poli­
tik trägt, wie in jedem anderen Bundesland, der 
Landeshauptmann, und dieser heißt Zernatto und 
nicht Haider. (Beifall bei der ÖVP. - Zwischen­
rufe bei der FPÖ.) 

Zurück zum Budgetkapitel 63, das ja neben 
vielen anderen Bereichen auch die Tourismus­
und Freizeitwirtschaft umfaßt. (Weitere zahlrei­
che Zwischenrufe bei der FPÖ.) Ja ihr seid aufge­
regt. das weiß ich schon, das macht nichts. Wenig­
stens kommt ein bißchen Schwung herein. Es war 
ohnehin zu fad. 

Präsident Dr. Lichal: Bitte, meine Damen und 
Herren, am Wort ist Abgeordneter Dr. Lukesch. 
Hören Sie ihm zu. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Lukesch (fortsetzend): Der 
Erfolg der Tourismus- und Freizeitwirtschaft, der 
ja auch hier durchaus konzediert worden ist, 
hängt ganz wesentlich von den Rahmenbedingun­
gen ab, welche die Wirtschaftspolitik der Bundes­
regierung für diese Branche schafft und ihr bietet. 
Da möchte ich zunächst einmal feststellen, daß 
sich diese Erfolge, diese Ergebnisse, die Leistun­
gen der Bundesregierung durchaus sehen lassen 
können. Das klingt jetzt so nach Eigenlob und 
Beweihräucherung - es hat schon jemand gesagt, 
ich schwinge das Rauchfaß -, aber es stimmt. Es 
sind schon mehrere internationale Stimmen zur 
Situation Österreichs, zur Beurteilung der wirt­
schaftlichen Situation Österreichs hier zitiert 
worden, ich füge eine als besonders kritisch be­
kannte hinzu. 

Ende November dieses Jahres bestätigte der 
World Competitivness Report - das ist eine Ana­
lyse von 34 Schlüsselländern dieser Welt, durch­
geführt vom bekannten 'Y.orld Economic Forum 
in Lausanne -, daß sich Osterreich von 1990 auf 
1991 vom elften Rangplatz - unter 34 Nationen 
- sprunghaft auf den sechsten Platz verbessert 
hat. Und da diese Aussage vor allem für interna-
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tionale Investoren heranzuziehen ist, wird natür­
lich auch die Zukunftsaussicht der österreichi­
schen Wirtschaft im internationalen Vergleich in 
dieses Urteil voll einfließen. (Abg. Mag. Pet er: 
Daher steigen die Auslandsinvestitionen.') Bitte, 
einmal ganz kurz zuhören. 

Als Faktoren werden herangezogen: die Stärke 
der heimischen Wirtschaft, ihre Internationalisie­
rung, die Qualität der Regierung, die Budgetpoli­
tik, die Infrastruktur, das Management, die Wis­
senschaft und die Technologie sowie die Qualität 
der Arbeitskräfte. - Alles Punkte, die heute von 
der Freiheitlichen Partei .. total in Frage gestellt 
worden sind (Beifall bei OVP und SPO); Fakto­
ren auf der Basis objektiver internationaler Da­
ten. 

Und wenn wir einmal das Heimspiel verlassen, 
werden die Freiheitlichen eindeutig widerlegt. 
Man muß halt auch einmal internationale Zeit­
schriften lesen, dann wird der Blick objektiver. 
(Abg. Wo I f: Aus der 1I1lernationale sind sie ja 
ausgeschlossen worden.') - Ja, aber das ist ein ei­
genes Kapitel, Herr Kollege Wolf. Heute rede ich 
nicht davon, sonst bekomme ich wieder eine An­
frage. 

Die Sirenenklänge, die vor allem Kollege Peter 
in Richtung Steuerbelastung laut werden ließ, die 
Aussagen: Wir würden das alles viel besser ma­
chen!, wirken sehr, sehr unglaubwürdig. Ich muß 
das immer wieder sagen, denn ihr habt offenbar 
einen Verdrängungsmechanismus: 1983 lag die 
bereinigte Gesamtabgabenquote bei 40,6 Prozent, 
stieg dann auf 41,8 Prozent, stieg dann auf 
42,6 Prozent, lag im nächsten Jahr wieder über 
42 Prozent, und erst durch den Eintritt der ÖVP 
in die Bundesregierung konnte diese Abgaben­
quote Jahr für Jahr gesenkt werden und verharrt 
jetzt, das gebe ich zu, 1991/92, bei 41,4 Prozent 
und bleibt stabil. - Also nicht die Vergangenheit 
verdrängen, sondern sie hervorholen; es ist ja 
nicht die weit entfernte, sondern es ist die nahe 
Vergangenheit. an der ihr immer noch gemessen 
werden solltet. 

Es ist richtig, wie hier gesagt worden ist, daß 
am Konjunkturhimmel Österreichs Wolken auf­
getaucht sind. Es ist richtig, daß die Prognosen 
revidiert werden mußten, heruntergesetzt werden 
mußten, aber in diesem Zusammenhang muß 
man auch den internationalen Vergleich ziehen. 
Jedermann, der sich mit Wirtschaftspolitik klei­
ner Nationen beschäftigt, weiß, daß wir uns 
selbstverständlich nicht vom Ausland abkoppeln 
können. Und gerade das Problem in der Export­
wirtschaft, das Problem der sinkenden Wachs­
tumsraten - so muß man es sagen - in der Ex­
portwirtschaft deutet darauf hin: Als kleine Öko­
nomie sind wir auf den Außenhandel stark ange­
wiesen, können ihn aber nicht vollständig gestal­
ten, und das bringt es mit sich, daß wir jetzt bis zu 

einem gewissen Grad revidieren mußten. Wir lie­
gen aber im internationalen Vergleich immer 
noch im Spitzenfeld der europäischen Länder. 
Das kann niemand bestreiten. (Abg. Hai ger -
mo s e r: Weihrauchfaß.') - Weihrauchfaß, was 
auch immer: Man muß auch einmal die Leistun­
gen der Regierung, die selbstverständlich nicht 
denkbar wären ohne die Leistungen der Unter­
nehmer, ins rechte Licht rücken. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Mein Lehrer war gut bekannt als Kassandra, als 
wirtschaftspolitische Kassandra. Aber jetzt 
scheint die Opposition den Pessimismusschmäh 
vollständig zu übernehmen und pauschal die Kri­
se heraufzubeschwören, die es in Österreich kei­
nesfalls gibt. (Abg. Mag. Pe l e r: Das sind doch 
Tatsachen.') Ich darf da noch einmal auf die inter­
nationalen Vergleiche hinweisen. 

Nun komme ich zum Tourismus. Das Wirt­
schaftsforschungsinstitut, Georg Busch - nicht 
George Bush -, schreibt in seiner Analyse zur 
Revision der Wachstumsaussichten für 1992, daß 
wesentlicher Konjunkturmotor - das ist der 
Grund. warum Österreich international so gut ab­
schneidet - die österreichische Tourismuswirt­
schaft ist. Das war 1991 so, und das wird auch 
1992 die Stütze der österreichischen Konjunktur 
sein. 

Der Tourismus wird wieder zu jenem Teil der 
Exporte im weiteren Sinne, der sich als verläßli­
cher Faktor der österreichischen Wirtschaft er­
weisen und der mit seinen Multiplikatoreffekten 
entsprechende Anregungen für andere Bereiche 
geben wird. (Abg. Hilb e r: Ohne die nOlVt/endi­
gen Millel?) Für den Tourismusminister gab es im 
jetzt auslaufenden Jahr natürlich eine ganze Rei­
he zentraler Erfolge. Kollege Mitterer! Da mußt 
du auch mitmachen als Gastwirt und dich mit die­
ser Branche befassen. 

Die Reform der Getränkebesteuerung ist ein 
großer Erfolg, den diese Bundesregierung bezie­
hungsweise Herr Minister Schüssel für si~.h in An­
spruch nehmen kann. (Beifall bei der OVP und 
bei Abgeordneten der SPO.) In gleicher Weise 
zählen die Bemühungen des ~!rtschaftsministers 
im Bereich der Annäherung Osterreichs an die 
Europäischen Gemeinschaften, also im Bereich 
der EWR-Verhandlungen zu diesen tragenden 
Erfolgen. (Abg. Hai ger mo s e r: Liest du keine 
Zeitungen?) Ich lese sie. Ich werde gleich darauf 
eingehen. 

Und da verstehe ich einfach Herrn Klubob­
mann Gugerbauer - gestern habe ich das von 
ihm gehört - nicht. Heute höre ich ähnliche ein­
ander widersprechende Aussagen von Abgeord­
neten der Freiheitlichen Partei. Daß ich auf die 
Widersprüche der Grünen nicht eingehe, ist viel­
leicht verständlich. Aber euch Freiheitliche ver-
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stehe ich da nicht. Die Grünen haben wenigstens 
eine eindeutige Linie. Nicht hinein in dieses Eu­
ropa, sagen sie. (Zwischenruf des Abg. Mag. 
Pet er.) Ihre Begründung ist falsch, und es wäre 
dies eine Katastrophe. Aber eure Linie kann ich 
einfach nicht verstehen! Und jetzt reduziere ich 
es einmal auf den Tourismus ... (Abg. Pro b SI: 

Unsere ist komplizierter emd anspruchsvoller.') 

Herr Kollege Haigermoser! Liest du keine Zei­
tung!, hast du mich soeben gefragt. Liest d u kei­
ne Zeitung? Wie war denn das in Maastricht? 
Was ist denn in den Maastrichter Beschlüssen 
vereinbart worden? - Zum Beispiel eine gemein­
same Sicherheitspolitik der EG, und zwar nicht 
im militärischen Sinne, sondern im innenpoliti­
schen Sinne. Es ist vereinbart worden, in kürze­
ster Zeit die Außengrenzen der Europäischen 
Gemeinschaften nach Verwirklichung des Bin­
nenmarktes per 1. Jänner 1993 entsprechend 
massiv zu kontrollieren. 

Und da frage ich mich: Was ist mit der östen'ei­
chisehen Tourismuswirtschaft dann los, wenn Au­
ßengrenzen Deutschlands, Außengrenzen Ita­
liens, Außengrenzen Bayerns, Außengrenzen 
Südtirols da sind? Was bedeutet das für unsere 
Tourismuswirtschaft? (Abg. Mag. Pe (e r: Der 
schnelle Weg in die Europäische Gemeinschaft!) 
Ja, aber doch nicht zum 1. Jänner 1993! Das kann 
doch nur eine Illusion sein! 

Sage mir: Welches westeuropäische Land hat es 
geschafft, in die Europäische Gemeinschaft hin­
einzukommen - wenn es nicht ohnehin schon 
drinnen war - ohne den sinnvollen Zwischen­
schritt EWR? Weißt du eines? (Abg. Mag. 
Pet er: Spanien, Portugal.') Ja, das war zu einer 
ganz anderen Zeit. Aber wo sind derzeit noch 
Länder, die da nicht mitmachen oder mitgetan 
haben? - Malta, Zypern und die Türkei. Aber 
auf die Stufe dieser Länder - ich habe großen 
Respekt vor diesen Ländern, ich liebe sie. ich ken­
ne sie - kann man Österreich nicht stellen. 

Aber unser Weg, erstens mit dem EWR einen 
Zwischenschritt in Richtung EG zu tun und zwei­
tens klar zu sagen: Wir wollen den Beitritt!, ist 
erfolgreich gewesen und war auch notwendig, um 
das Risiko eines eventuellen Scheiterns der Bei­
trittsverhandlungen zu b~grenzen. Die Strategie 
der Freiheitlichen Partei Osterreichs, den soforti­
gen Beitritt zur EG zu erreichen, ist eine Politik 
des vollen Risikos. (Ruf bei der FPÖ: Verhandlull­
gen.') Eine solche Politik kann doch nicht verant­
wortungsbewußt für Österreich, für die österrei­
chische Wirtschaft und für die österreichische Be­
völkerung betrieben werden! (Beifall bei ÖVP 
und SPÖ.) 

Schade, daß Kollege Mautner Markhof nicht da 
ist. Ihm als einem Unternehmer würde ich durch­
aus zutrauen, daß er mit den Strategien des Risk-

Managements vertraut ist, daß er weiß, wieweit er 
gehen kann und daß Risikobegrenzung, sowohl 
auf betriebswirtschaftlichem Gebiet wie auch auf 
volkswirtschaftlichem Gebiet, eine sehr, sehr not­
wendige Strategie ist. 

Die gute Politik, die gerade im Tourismusbe­
reich durch ÖVP-Wirtschaftsminister betrieben 
worden ist, kommt schließlich auch im jüngsten 
- im ersten - Bericht über die Lage der Touris­
mus- und Freizeitwirtschaft in Österreich zum 
Ausdruck. Die Wettbewerbsposition der österrei­
chischen Tourismuswirtschaft hat sich sehr deut­
lich verbessert. Trotz des steigenden Wettbe­
werbsdrucks gewinnt Österreich zunehmend 
Marktanteile. 

Heute ist der Tag, an dem Diagramme herge­
zeigt werden. Ich darf auch einmal hier ein kurzes 
Diagramm zeigen. (Ruf bei der FPÖ: Wir sehen es 
nicht.') Ihr seht es nicht, ich werde es euch inter­
pretieren. Es wird bitter genug sein für euch. Das 
sage ich euch schon jetzt. 1980 lag der Anteil 
Österreichs an den Finanzströmen im Tourismus 
in Europa bei 10,8 Prozent. Diesen Anteil habt 
ihr während der Zeit eurer Regierungsbeteiligung 
auf 8,65 Prozent abgewirtschaftet. (Beifall bei der 
ÖVP. - Abg. Mag. Pet er: Eine verwegene Aus­
sage.') Seitdem steigen die Zahlen wieder an, und 
wir liegen heute bei 10,3 Prozent, also etwa beim 
Ausgangsniveau, von wo wir die Schlacke wegräu­
men müssen, die eine unglückliche Koalition mit 
freiheitlicher Beteiligung zurückgelassen hat. 
(Abg. Hai ger In 0 S e r: Ich freue mich. daß dei­
ne Koalition so glücklich ist.' Das Glück spricht dir 
aus den Augen.') Ja, wir werden schon noch 
durchkommen, wartet! Gute Politik kann nicht 
von heute auf morgen ihre vollen Auswirkungen 
zeigen. (Abg. H Cl i ger m 0 s er: Ah, eine vierre. 
eine fünfte Perioden Das ist eine nachhaltige Poli­
tik, für die wir eine gewisse Zeit brauchen, und 
die Erfolge - jeder gibt uns 9.a recht - weisen 
das auch nach. (Beifall bei der OVP.) 

Dafür, daß unsere Chancen im Tourismus auch 
im nächsten Budget jahr wieder entsprechend ge­
nutzt werden, sorgt auch das Tourismusbudget 
des Wirtschafts- und Tourismusministers Schüs­
sel. Ein paar Wahrheiten, auch an Kollegen Mit­
terer gerichtet: Die Förderungsausgaben im Tou­
rismusbereich steigen von 457,3 Millionen Schil­
ling auf 503,6 Millionen Schilling, sie werden also 
um 10 Prozent angehoben. 

Ich habe einmal etwas, Helmut Peter, von För­
derungsrentabilität gehört. (Abg. Mag. Pe l e r: 
Da hast du aufgepaßtIJ Da wird tatsächlich ein 
richtiger Schwerpunkt gesetzt. Darunter ist insbe­
sondere die für den Tourismus so wichtige ERP­
Ersatzaktion, aufgrund deren Steigerung heuer 
mehr als 1 Milliarde an Investitionen im Touris­
musbereich eingesetzt und womit die Wirtschaft 
angeregt werden kann. (Beifall bei der ÖVP und 
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bei Abgeordneten der FPÖ.) Natürlich gibt es im­
mer noch einen Überhang von 1 Milliarde Schil­
ling an Kreditansuchen, wird man sagen. Aber das 
ist eben das Zeichen einer dynamischen und ex­
pandierenden Branche. (Abg. Par 11 i go 11 i: Wir 
wollen auch keine Überhitzllngen haben.') Richtig! 

Tourismus und Natur, Tourismus und Umwelt­
schutz hängen unmittelbar zusammen. An dieser 
Stelle möchte ich auf Kollegen Anschober repli­
zieren. Es wurde vom Herrn Bundesminister 
schon gesagt: Im heurigen Jahr werden wieder 
105 Millionen Schilling für den Ausbau des Bun­
desradwegenetzes getätigt. Wir werden im heuri­
gen Jahr von den geplanten 5 000 Kilometern 
eine Strecken länge von 1 000 Kilometern beim 
Radwegenetz erreichen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! In 
diesem Zusammenhang und aus gegebenem An­
laß möchte ich Ihnen eine Idee vorlegen, die ich 
im Interesse der Bewegung und Freizeit suchen­
den einheimischen Bevölkerung durchsetzen 
möchte. Ich möchte, daß wir uns darüber einig 
sind, daß Radfahren ein Bürgerrecht wird bezie­
hungsweise ist. 

Wir sollten mit einfachen und klaren Regelun­
gen die Benutzung von Wegen in der freien Na­
tur, im Wald und im Feld. unserer Bevölkerung 
eröffnen. Wir sollten aber keine Überregulierung 
durchführen. (Abg. M a r i Z z i: Da bin ich aber 
nicht dafür.') Dort, wo die Wege geeignet sind, 
dort. wo es nicht darum geht, off-road die Natur 
zu zerstören, sondern wo sich auch mehrspurige 
Fahrzeuge bewegen können, sollte auch der Rad­
fahrer sein Bürgerrecht wahrnehmen können. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist von Kollegen Anschober die Schnittstelle 
zwischen Verkehr und Fremdenverkehr ange­
sprochen und dem Tourismusminister vorgewor­
fen worden, dafür würde er nichts tun. Im Budget 
sind 50 Millionen Schilling für die Förderung von 
Pilotprojekten, welche die Ablöse des Individual­
verkehrs im Tourismus durch intelligente Lösun­
gen des öffentlichen Verkehrs zum Ziel haben, 
vorgesehen. Und auch das ist ein wichtiger 
Schwerpunkt. den der Tourismusminister zur 
richtigen Zeit einbringt. (Präsidentin Dr. Heide 
S c h m i d l übernimmt den Vorsitz.) 

Hier sind aber auch die Österreichischen Bun­
desbahnen gefordert. meine sehr verehrten Da­
men und Herren. Es darf einfach nicht passieren, 
daß der ÖSV Monate vor Beginn dieser Winter­
saison den ÖBB ein Projekt für Schizüge, die den 
Transfer von Wien und anderen Städten Richtung 
Westösterreich bewerkstelligen sollen, vorlegt 
und sechs Wochen vor Beginn der Wintersaison 
von der ÖBB-Direktion zu hören bekommt, daß 
man mit diesem Projekt leider nicht zu Rande 
kommt, weil die Arbeiten am Austrotakt die gan-

ze Kapazität in Anspruch nehmen. Hier ist auch 
der Verkehrsminister als Umweltminister gefor­
dert, entsprechende Leistungen der ÖBB, die of­
fenbar nachgefragt würden, zu ermöglichen. 

Den Tourismussprecher plagen natürlich auch 
einige noch nicht erfüllte Projekte in einem Pro­
gramm für eine dynamische Tourismuswirtschaft. 
Die Steuerreform, zweite Etappe, ist sicherlich 
ein zentrales Thema, auf das ich immer hinweisen 
werde: die Förderung des Eigenkapitals, die An­
näherung der steuerlichen Abschreibungszeiträu­
me an die tatsächlichen Obsoleszenzzeiträume. 
Immer noch ist es mir ein Anliegen. gemeinsam 
mit den zuständigen Damen und Herren in der 
Bundesregierung zu überlegen, ob man nicht 
über Direktbeteiligungen die Eigenkapitalnot im 
Tourismus beheben und das Eigenkapital stärken 
könnte. 

Noch nicht gelöst ist das Problem des touristi­
schen Arbeitsmarktes. Ich bin sehr froh, daß der 
Herr Bundesminister auch heute wieder gesagt 
hat. er werde sich voll dafür einsetzen, daß diese 
Frage der kurzfristigen Beschäftigungsverhältnis­
se ohne Diskriminierung, aber auch ohne ideolo­
gischen Hemmschuh behandelt wird. 

Ich darf Ihnen schon sagen, liebe Kollegen von 
der sozialdemokratischen Fraktion: Es tut einem 
Tiroler in der Seele weh. wenn sich in Tirol die 
Sozialpartner. also die Gewerkschafter, die Arbei­
terkammer, die Handelskammer, auf ein im Rah­
men des jetzigen Ausländerbeschäftigungsgeset­
zes vollziehbares Modell für befristete Beschäfti­
gungsverhältnisse einigen und dann der Herr Ar­
beitsminister nach Tirol kommt und sagt: Geht 
nicht, wird nicht gemacht, können wir nicht tun!, 
wobei die Begründung sehr zweifelhaft ist. (Abg. 
Mag. Pet er: Skandal.') Indirekt hatten wir damit 
einen gewissen Erfolg, weil er höhere Flexibilität 
bei der Zuweisung von Genehmigungen in Sai­
sonzeiten zugesagt hat, aber wir sollten dieses 
dringende Anliegen der Tourismuswirtschaft ge­
nerell in die richtigen Bahnen bringen. 

Damit komme ich schon zum Schluß. (Demon­
strativer Beifall des Abg. Scheibner. ) Ich glaube, 
die Bundesregierung und der Tourismusminister 
haben sich im Bereich der Fremdenverkehrspoli­
tik den Herausforderungen gestellt. Es gibt noch 
eine ganze Reihe von solchen Herausforderun­
gen. Wir von der ÖVP-Fraktion wollen sie auch 
weiterhin unterstützen. für eine gesunde, für eine 
wachsende Tourismus- und Fremdenverkehrs­
wirtschaft. (Beifall bei der Ö V P.) 

Ein kleines Wort noch. meine sehr verehrten 
Damen und Herren. In wenigen Tagen gehen sehr 
viele Österreicher mit ihren Kindern in die Fe­
rien, und sie werden natürlich auch Urlaub in un­
seren Erholungsgebieten machen. Da gibt es aber 
eine Bevölkerungsgruppe, die zu dieser Zeit, die 
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eigentlich die schönste Zeit im Jahr sein soll, alles 
andere als Urlaub haben wird (Abg. /ng. M II re r: 
Die Bauern.'), die ihre volle Arbeitskraft einsetzen 
wird, um dem Erholungsbedürfnis der städti­
schen Bevölkerung auch ein entsprechendes An­
gebot entgegenzustellen. (Abg. Ing. M II r er: Die 
Bauern.') Und ich möchte von dieser Stelle hier 
den österreichischen Wirtinnen und Wirten und 
den Hoteliers und ihren Mitarbeitern für diese 
besondere Leistung ganz herzlich danken und ih­
nen Anerkennung aussprechen. (Beifall bei der 
ÖVP.) 13.05 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster 
Redner zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Probst. Ich erteile es ihm. 

13.U6 .. 
Abgeordneter Probst (FPO): Verehrte Präsi-

dentin oder Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! (Abg. lngrid Ti eh y - Sc h red er: Frau 
Präsidentin heißt das.') Nein, es heißt nicht Frau 
Präsidentin! Das ist eine fürchterliche Vergewalti­
gung der deutschen Sprache. Glauben Sie mir 
das! Entweder sagen Sie "verehrte Präsidentin" 
oder "Frau Präsident", anders geht es nicht. (Abg. 
Par n i gon i: Da kennen Sie sich aus mit der 
deutschen Sprache) Und Sie als Frau müßten auf 
jeden Fall gegen Vergewaltigungen etwas einzu­
wenden haben. (Abg. Ve tl er: Sei doch ein bis­
serl lernfähig.') Glauben Sie mir das! (Abg. Dr. 
Ne iss e r: Die Frau Präsidentin glaube es Ihnen 
nicht.') Das müssen Sie doch schon in der Volks­
schule gelernt haben. Das ist doch wirklich lä­
cherlich. (Abg. Par ni gon i: In der deutschen 
Sprache haben Sie einen Auffassllngsunterschied 
zur Präsidentin.') Meine Damen und Herren! Herr 
Abgeordneter Parnigoni wird es nie lernen. Das 
macht aber nichts, das wird der Welt keinen Scha­
den zufügen. (Abg. Par ni gon i: Auch Ihr De­
bauenbeitrag nicht.') 

Lassen Sie mich zu einigen Fragen des Bauten­
ressorts Stellung nehmen. (Abg. Sc h m i d t­
me i er: Oberlehrer!) Ich bin kein Oberlehrer 
(Abg. Sc h m i d l m eie r: U11lerlehrer.') Ich will 
nur das sagen, was ich im Lesebuch gelernt habe. 
und weitergeben. (Abg. Dr. Madeleine 
Pe 1 r 0 v i c: § 12 der Geschäftsordnung.') Das 
macht nichts, die kann auch Fehler haben, Frau 
Kollegin. Mich werden Sie nicht umgewöhnen! 
(Abg. Dr. Madeleine Pe 1 r 0 vi c: Bundesgesetze 
sind für Sie nicht maßgeblich?) 0 ja, schon. aber 
nicht so ein Druckfehler, Frau Kollegin. Es ist ja 
ein typisches Zeichen, daß sich einige Geister an 
so kleine Dinge klammern (Abg. Dr. Madeleine 
Pe 1 r 0 v i c: Kleine Dinge ~t'ie die Geschäftsord­
nung.'), während sie die Tatsache, daß die Frau im 
vergleichbaren Durchschnitt 35 Prozent weniger 
Einkommen hat, überhaupt nicht zu stören 
scheint. Das wären Dinge, die ich für ungerecht 
und für wichtig zu ändern halte. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Die beschränkte 
Zeit, die Drängerei in der Budgetdebatte, wird es 
mir nicht möglich machen (Abg. Ve II e r: 
Fünf Minuten hat er .. schon verblödele.') , als Bau­
tensprecher einen Uberblick über das Kapitel 
Bauten im Wirtschaftsressort zu geben. Ich werde 
mich bemühen, mit den neun Minuten mein Aus­
kommen zu finden, die mir anteilsmäßig zuste­
hen. (Abg. Ve t t er: Verb/ödelt fünf Minuten und 
beklage sich.') Das heißt, ich werde mich nur zwei 
oder drei Kapiteln zuwenden, die da hineinfallen, 
und das erste, das dringendste, ist wohl der 
Wohnbaubereich. 

Meine Damen und Herren! Wir erinnern uns 
noch alle, wie im Jahr 1986 die große Koalition 
angetreten ist und in großen Tönen verkündet 
hat: Die Versäumnisse der letzten Jahre und Jahr­
zehnte werden jetzt saniert! Wir werden den 
Österreichern wieder Wohnungen zur Verfügung 
stellen! Es sollen um 35 000 Wohnungen im Jahr 
mehr gebaut werden! - Der Erfolg läßt sich an­
schauen. (Z'rvischenruf des Abg. Dr. K ei me l.) 
Herr Kollege Keime!! Sie sollten es wissen. Oder 
70 000 mehr. Ich weiß es nicht. Im Versprechen 
wart ihr ja immer schon großartig. 

Der "Erfolg" liegt auf der Hand: Statt 
40 000 Wohnungen im Jahr waren es im Vorjahr, 
im Jahr 1990, um 5 000 Wohnungen weniger, das 
heißt etwa 35 500 Wohnungen. Das ist ein ekla­
tanter Rückgang. Dem steht ein absolutes Muß 
von mindestens 30 000 gegenüber, die Sie im 
Vorjahr hätten mehr bauen müssen. Sie dürfen 
nicht vergessen: Wir stehen vor der Situation, daß 
wir jetzt schon. im heurigen Jahr, 190 000 Woh­
nungssuchende haben. Das sind aber nur jene, 
von denen wir erfahren, daß sie suchen. Da sind 
diejenigen, die ihren Wohnungsbedarf über die 
Zeitung oder im Bekanntenkreis befriedigen wol­
len, gar nicht eingerechnet. 

Das hat verschiedene Ursachen. Das ist nicht 
nur auf den Zuzug vieler Menschen aus dem Aus­
land zurückzuführen, sondern natürlich auch auf 
erhöhte Ansprüche und den Bedarf nach Zweit­
wohnungen und natürlich auch auf eine erhöhte 
Mobilität und auf den Wunsch nach erhöhter Mo­
bilität bei unseren jungen Menschen in Öster­
reich. Selbstverständlich kommt dazu noch ein 
Qualitätsbedürfnis, das heißt: Das, was früher als 
Wohnung verwendet wurde, Kellerräume et cete­
ra, wird heute Gott sei Dank nicht mehr zu die­
sem Zweck verwendet. Ich war in der Gemeinde 
Graz in der Tätigkeit als Gemeinderat sieben Jah­
re lang Wohnungsreferent. Meine Damen und 
Herren! Ich würde mir wünschen, daß das, was 
ich dort an Klagen vorgetragen bekommen habe, 
wirklich einmal endgültig der Vergangenheit an­
gehört. 

Betrachten wir nun die wirtschaftliche Situa­
tion. Das Einkommen hat sich in den Jahren 1981 
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bis 1990 für die Österreicher im Schnitt um 
49 Prozent verbessert; das ist eine sehr positive 
Zahl. Die Wohn kosten sind im gleichen Zeit­
raum, umgelegt auf den Quadratmeter, um 
80 Prozent gestiegen, nicht nur aus Spekulations­
gründen - auf diese komme ich im nächsten 
Punkt zurück -, sondern wohl auch durch den 
großen Sanierungsboom, der in den letzten Jah­
ren eingesetzt hat und den ich auch für sehr posi­
tiv halte. Dieser Boom wurde durch verschiedene 
gesetzliche Maßnahmen - das sei durchaus zuge­
geben - induziert, vor allem auch durch das eben 
jetzt gewissermaßen zu Grabe getragene Start­
wohnungsgesetz, mit dem viel Positives erreicht 
wurde, mit dem aber auch viel spekuliert wurde. 

Wie sieht es nun aus? - Die sozial Schwachen 
fallen durch den Rost. Es fehlen die Kategorien C 
und D, die bisher günstig waren, zwar nicht unbe­
dingt ungesund sein mußten, aber eben gewisse 
Nachteile hatten. Das heißt. das Ausweichen der 
sozial Schwachen oder meinetwegen auch der we­
niger anspruchsvollen Studenten auf billigere 
Wohnungen kann nicht stattfinden. So sieht es 
jetzt aus. 

Welche Möglichkeiten gäbe es, hier wirklich 
Verbesserungen zu erreichen? - Da gibt es meh­
rere Punkte. 

Der erste und wichtigste Punkt liegt in der Tat­
sache, daß wir - ich habe mich gestern wieder 
mit Immobilientreuhändern unterhalten und mir 
die Unterlagen dazu angesehen - allein in der 
Bundeshauptstadt Wien mit einer Zahl von 
90 000 leerstehenden Wohnungen rechnen kön­
nen. 90 000 Wohnungen in Wien stehen leer! Die 
letzte Zahl, die ich aus Graz weiß - das ist aber 
zugegebenermaßenh keine aktuelle Zahl -, wa­
ren 8 000 leerstehende Wohnungen im innerstäd­
tischen Bereich. 

Meine Damen und Herren! Worauf ist das zu­
rückzuführen? - Ich glaube. die Lösung liegt auf 
der Hand. Die Zahl der leerstehenden Wohnun­
gen in Österreich war aufgrund einer wirklich un­
zeitgemäßen, widersinnigen Gesetzeslage im 
Mietwesen immer schon hoch, lind sie ist ganz 
besonders hoch seit dem Jahr 1981, seit dem 
Mietrechtsgesetz. (Beifall bei der FPÖ.) Und seit 
der damit eingetretenen Rechtsunsicherheit der 
Bürger, und zwar nicht nur der Hausherren, son­
dern auch der Mieter. Denn im Jahre 1981 wurde 
per legem in bestehende Verträge eingegriffen, es 
wurden - unter Anführungszeichen - "Ver­
tragsbrüche" begangen. Dinge, auf die sich Mie­
ter und Vermieter durch Jahrzehnte verlassen 
konnten, galten auf einmal nicht mehr, und es 
wurden völlig neue Situationen geschaffen. 

Seither hat der Hausherr kein Vertrauen mehr 
in die Gesetzeslage. Er sagt sich: Ich erleide lieber 
einen wirtschaftlichen Verlust, als daß ich mir je-

manden in die Wohnung hineinnehme, ohne zu 
wissen, wie das weitergeht. 

Man weiß - und ich unterstelle im positiven 
Sinne sogar den zuständigen Politikern in der 
SPÖ, nicht jenem gewissen Drittel auf der ganz 
linken Seite, aber jenen, die da wirklich mitden­
ken, daß sie das alle wissen -, daß der Kronen­
zins heute unhaltbar ist - 1 S pro Quadratmeter! 
-. wenn gleichzeitig der junge Mensch, der arme 
Teufel, seine 15 S bis 20 S pro Quadratmeter für 
eine sogenannte Sozialwohnung hinlegen muß. 
Da klafft es. Das ist eine große. unsoziale Diskre­
panz, die es zu beseitigen gilt. Es muß wieder 
Rechtssicherheit hergestellt werden. Ich sage Ih­
nen: Der große Wurf würde dieser Koalitionsre­
gierung gelingen, wenn sie erstens damit auf­
räumt und zweitens statt restriktiver Maßnahmen 
liberale Maßnahmen auf dem Wohnungsmarkt 
einführt. zum Beispiel die freie Vereinbarung 
über die Mietendauer wiedereinführt, genauso, 
wie es von Frau Staatssekretär Eypeltauer seiner­
zeit mit dem Startwohnungsgesetz beabsichtigt 
war, mit dem lapidaren Satz: Junger Mensch, du 
hast fünf Jahre Zeit, dich auf eigene Beine zu 
stellen. 

Genau die gleiche Möglichkeit sollte jetzt wie­
der geschaffen werden, daß jemand, der eine 
Wohnung vergibt, diese auf den Tag genau befri­
stet vermieten kann, mit der absoluten Sicherheit: 
An diesem Tag ist diese Wohnung für diesen oder 
jenen Zweck wieder frei. Das wäre eine Lösung, 
die absolut rasch Abhilfe schaffte. 

Desweiteren wissen wir, daß Wohnbaugenos­
senschaften enorme Kapitaldeckungen haben, die 
zu zwei Drittel zwar investiert oder verplant sind, 
aber zu einem Drittel verfügbar wären. Das weiß 
ich aus einer Studie der Arbeiterkammer. Diese 
drei Drittel würden etwa 20 Milliarden ausma­
chen, ein Drittel also ungefähr 6 Milliarden. 
Auch das könnte zur Finanzierung, zur Vorfinan­
zierung der Wohnungen herangezogen werden, 
meine Damen und Herren. und die Rücklagen 
dieser Wohnbaugenossenschaften detto. Auch das 
würde, wenn es in die Annuitätenzuschüsse ein­
fließen könnte, blitzartig eine Möglichkeit bieten. 

Ein letztes zu diesem Kapitel: Es müssen sicher 
auch weiterhin Gemeindewohnungen für die so­
zial Schwachen gebaut werden. sie sind aber nicht 
nach dem Kriterium Parteibuch, sondern, wie es 
in meiner Heimatstadt Graz vor Jahrzehnten er­
funden wurde, nach einem Punktesystem, das so­
ziale und gesundheitliche Kriterien miteinschließt 
und das wirklich Gerechtigkeit in die Vergabe der 
Wohnungen bringen könnte, zu vergeben. (Bei­
fall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Zum Abschluß 
noch ein Anliegen, das mit dem Straßenbau und 
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mit der Straßenerhaltung, für die der Herr Bun­
desminister ebenso zuständig ist. zu tun hat. 

Im Abschnitt A 4 Burgenland - Niederöster­
reich wurden 35 Fahrstreifenkilometer Autobahn 
zur Erhaltung an die Salzburger Firma Wieser 
vergeben zu einem Satz von annähernd 10 Millio­
nen Schilling. 

Herr Bundesminister! Seit I. Jänner 1990 gibt 
es einen Auftrag der steirischen Landesregierung, 
daß in der Abrechnungsstelle der steirischen Lan­
desregierung genau Statistik geführt wird über die 
Gesamtkosten pro Fahrstreifenkilometer auf den 
steirischen Autobahnen. Unter Einrechnung aller 
Annuitäten und unter Einrechnung aller Ab­
schreibungen an Fahrzeugen, Geräten et cetera 
kommt die Landesregierung mit ihren Halbbeam­
teten und Beamten im Gegensatz zur privaten 
Vergabe an eine Salzburger Firma auf Kosten von 
4,7 Millionen Schilling für die gleiche Kilometer­
länge. - Und das ist merkwürdig. 

Diese Firma hat ein Angebot auf 14 Millionen 
gestellt und wurde auf 9,9, also 10 Millionen, her­
untergehandelt. Meine Frage an den Herrn Bun­
desminister Schüssel - er hört mir nur leider 
nicht zu, weil Herr Lukesch früher zuwenig ge­
schrien hat. muß er jetzt noch nachholen (Abg. 
Dr. L u k e s c h: Sie können auch ein bisserllauter 
reden!); ich habe es nicht notwendig IAbg. Dr. 
Ne iss e r: Deine Worte kriegt er noch immer mit. 
Fritz!) -: Wo bleiben die restlichen 5 Millionen 
Schilling? 

Das ist eine sehr merkwürdige Art von Privati­
sierung, daß die private Bereicherung genau um 
100 Prozent höher liegt als die bisherige im Rah­
men des Verwaltungsapparates. Da hätten wir 
sehr gerne Aufklärung, wie das funktioniert und 
ob das jenes Modell der Privatisierung ist, das sich 
diese Koalitionsregierung vorgestellt hat. Natür­
lich sind auch in Kreisen der steirischen Landes­
regierung und der Beamtenschaft sofort Vermu­
tungen laut geworden, die in Richtung Parteienfi­
nanzierung laufen, und das wollen wir nicht ver­
standen wissen unter dem Begriff "Privatisie­
rung". (Beifall bei der FPÖ.) J 3.19 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Ich darf nur 
zur Klärung der eingangs debattierten Meinungs­
unterschiede auf § 12 der Geschäftsordnung hin­
weisen, wonach die geschlechtsspezifische Form 
der Funktionsbezeichnungen zu verwenden ist. 
(Beifall bei Abgeordneten aller Fraktionen.) 

Als nächstem darf ich Herrn Abgeordneten 
Parnigoni das Wort erteilen. - Bitte. 

13.::'0 
Abgeordneter Parnigoni (SPÖ): Frau Präsi-

dentin! Herr Bundesminister! Frau Staatsekretä­
rin! Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Ich 
darf zurückkommen auf Fragen des Tourismus. 

Leider ist heute die Aufstellung der Rednerliste 
ein bißehen durcheinandergeraten, und es geht 
nicht, daß wir diese Fragen in einem Block be­
handeln. 

Es sind aber, glaube ich, alle vier Parteien der 
Ansicht, daß die Tourismuswirtschaft eine her­
vorragende Leistung auch im abgelaufenen Jahr 
erbracht hat. Kollege Mitterer hat erwähnt, daß 
etwa 364 Milliarden Schilling durch in- und aus­
ländische Touristen hereingeflossen sind. Das ist 
doch wirklich ein großartiges Ergebnis! 

Was ich allerdings bedauere, ist, daß in einem 
neuen Wirtschaftsmagazin zwar die zehn größten 
Unternehmen der wichtigsten Branchen Öster­
reichs aufgezählt werden, aber man kann darin 
blättern, solange man will, man findet alle mögli­
chen Dinge, aber nichts über den Fremdenver­
kehr. Das ist kein Vorwurf an die Politik, aber 
vielleicht schaffen wir es doch nicht, die Wichtig­
keit, die Bedeutung des Tourismus so klar heraus­
zustreichen, daß eben auch Wirtschaftsmagazine 
die Bedeutung des Tourismus entsprechend ak­
zeptieren. Wahrscheinlich sollten wir - auch Sie, 
Herr Bundesminister - da noch ein Schäuferl 
nachlegen, damit diese Branche und deren Lei­
stungen mehr gewürdigt werden. 

Meine Damen und Herren! Entscheidend ist an 
und für sich nicht die Steigerung der Zahl der 
Nächtigungen, sondern die Steigerung der Ein­
nahmen im Tourismus. Und da ist es wichtig zu 
betonen, daß die Einnahmensteigerungen höher 
ausfallen als die Steigerungen der Nächtigungs­
zahlen. Das zeigt, daß ein Weg in Richtung mehr 
Qualität gegangen wird, und das ist ein positives 
Zeichen. 

Bezüglich Öffnung der Ostgrenzen gilt es für 
diese Branche, einen Mittelweg zu finden: einer­
seits neue Gästeschichten zu gewinnen, damit die 
Chance, die Gästestruktur zu diversifizieren, wo­
mit aber auch das Risiko verbunden ist, zu ver­
breitern. 

Ich möchte hier aber auch davor warnen, not­
wendige Investitionen in der Ein- und Zweistern­
Kategorie zu unterlassen. Diese Gefahr besteht, 
und so könnte abgegangen werden vom Weg in 
Richtung mehr Qualität. 

Herr Minister! Da wird es wichtig sein, Motiva­
tion zu geben, die Tourismuswirtschaft in diesem 
Bereich auf das aufmerksam zu machen, ja sie zu 
unterstützen. 

Die Legislative hat 1991 einiges in der Touris­
muswirtschaft bewegt, Kollege Lukesch, aber 
auch Kollege Peter haben - bei unterschiedli­
chen Standpunkten natürlich - bereits darauf 
hingewiesen. 
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Zur Klärung der Frage betreffend Getränke­
steuer. Es war das Ziel, in der Fremdenverkehrs­
wirtschaft mehr Wettbewerbsfähigkeit zu errei­
chen - mehr Weubewerbsfähigkeit gegenüber 
Deutschland oder der Schweiz. 

Meine Damen und Herren! Ich darf aus einem 
Informationsblatt der ÖGZ. also einem der Bun­
deswirtschaftskammer, zitieren: Die Reform der 
Getränkesteuer bringt der Branche Einsparungen 
von mehr als 1,5 Milliarden Schilling. Beachten 
Sie die Diktion: bringt Einsparungen von mehr 
als 1,5 Milliarden Schilling! Dann heißt es dort 
weiter: In den nächsten Tagen sollten alle Gast­
wirte und Hoteliers ihre Getränkepreise kalkulie­
ren. Es wäre eine Verbilligung alkoholfreier Ge­
tränke sicherlich ein positiver Werbefaktor für 
die Branche. 

Meine Damen und Herren! Ich vermisse hier 
den Wunsch nach Verbesserung der Wettbe­
werbsfähigkeit! Ein solcher Wunsch müßte doch 
von jenen, die mit der Forderung nach Verbesse­
rung der Weubewerbsfähigkeit in die Verhand­
lungen gegangen sind, auch jetzt deponiert wer­
den. Ich fordere da ein, entsprechende Handlun­
gen zu setzen und zumindest einen Teil dieser 
1,5 Milliarden Schilling an Einsparungen, wie in 
diesem Informationsblatt vermerkt wird, an die 
Konsumenten weiterzugeben. 

Ich mache in diesem Zusammenhang auf das 
Preisgesetz aufmerksam, über das hier verhandelt 
wird. In diesem soll stehen, daß von Steuersen­
kungen auch die Konsumenten profitieren müs­
sen. 

Meine Damen und Herren! Kollege Lukesch 
hat hier gesagt - es paßt das jetzt nicht ganz 
dazu. aber es sollte das nicht vergessen werden -
daß wir Radfahrern den notwendigen Freiraum 
geben müssen. Kollege Lukesch! Radfahrer sollen 
kein Eintrittsgeld zahlen müssen, aber es muß 
doch auch auf die Natur Rücksicht genommen 
werden. Also mit einem Mountain-Bike kann 
man in 3 000 m Höhe nicht auf jedem Weg, auf 
jedem Pfad fahren. Vertreter aller vier im Parla­
ment vertretenen Parteien sollten einmal über 
diese Frage sehr ehrlich und aufrichtig diskutie­
ren und versuchen, zu einer Regelung zu kom­
men, durch welche die Natur geschont wird und 
welche gleichzeitig zumindest erträglich ist für 
die Sportartikelwirtschaft. 

Herr Minister! Eine Bemerkung zur Privatisie­
rung, speziell zur gewünschten Privatisierung des 
Tiergartens Schönbrunn. In vielen Verhandlun­
gen konnten wir, basierend auf Ihrer Vorlage, ein 
ganz passables Gesetz zustande bringen. Was das 
Schloß Schönbrunn anlangt, so haben Sie den be­
reits 16. Vertragsentwurf - der ist aber noch im­
mer nicht im Hause vorgelegt. 

Ich möchte schon an dem zweifeln, was in ei­
nem .,Standard"-Artikel gestanden ist, in dem Sie 
als der .,größte und erfolgreichste Privatisierer" 
bezeichnet werden. Diesen Artikel halte ich doch 
für etwas übertrieben. Ich meine, es müßte eine 
Lösung gefunden werden. indem eine Neuaus­
schreibung dieser gesamten Angelegenheit er­
folgt, und zwar mit klaren und deutlichen Vorga­
ben. 

Es kann doch nicht so sein - ich habe das 
schon einmal hier gesagt -, daß Private zwar Ge­
winne aus diesem Schloß requirieren, aber ande­
rerseits keinen Beitrag zur Erhaltung der Bausub­
stanz des Schlosses Schönbrunn leisten. Das muß 
doch bereits in der Ausschreibung klar und deut­
lich zum Ausdruck gebracht werden. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Etwas, was für die 
I.:remdenverkehrswirtschaft sehr wichtig ist: die 
Osterreich-Werbung. Es ist positiv, daß diesbe­
züglich eine Steigerung des Budgets von 3 Pro­
zent vorgesehen ist, daß hiefür 500 Millionen 
Schilling zum Verfügung stehen sollen. (Abg. 
Pro b s t geht zur Regierungsbank und spricht 
mit Bundesminister Dr. Sc h Ü S 5 e l.) Leider hat 
jedoch die Generalversammlung der ÖW das 
Budget noch nicht beschlossen. und zwar deshalb 
noch nicht, weil anscheinend der Geschäftsführer 

Herr Bundesminister! Es wäre vielleicht auch 
für Sie interessant, wenn Sie mir zuhören würden, 
denn Sie sind ja auch dafür der Verantwortliche, 
und Sie müssen dort eingreifen. (Zl,vischenru! bei 
der ÖVP.) Ich weiß schon, Kollege Probst ist 
schuld daran, daß Minister Schüssel jetzt nicht 
aufgepaßt hat. 

Der Geschäftsführer der ÖW schien aber ge­
genüber seinen Bundesländervertretern nicht den 
richtigen Ton zu finden, daher blockieren sie das 
Budget. Wahrscheinlich ist es eben nicht der rich­
tige Ton, wenn man auf der einen Seite via Me­
dien dem Fremdenverkehrsdirektor etwa von 
Vorarlberg mit einer Klage droht, aber auf der 
anderen Seite mit privaten Überlegungen be­
schäftigt ist, ob man einmal für das Amt des Bun­
despräsidenten kandidieren soll oder nicht. 

In Zeitungen werden Inserate eingeschaltet, 
Beilagen werden hineingegeben, und so weiter. 
Und da erlaube ich mir schon die Frage: Wie 
kommt der Steuerzahler eigentlich dazu, eine 
Entgegnung des Herrn Geschäftsführers zu be­
zahlen? Herr Minister Schüssel, ich muß Ihnen 
schon vorhalten, daß Sie das zumindest gewußt, 
wenn nicht sogar angeordnet haben, und dafür 
müssen Sie sich schon verantworten! Ich meine, 
es ist doch eine private Angelegenheit des Ge­
schäftsführers, wenn er eine Entgegnung machen 
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will in einer Zeitung. Das muß er daher selbst 
bezahlen. 

Wichtig wäre es in der ÖW, daß man endlich 
die Ergebnisse dieser Effizienzstudie umsetzt. 
(Bundesminister Dr. 5 c h ii s sei: Das ist gesche­
hen!) Herr Bundesminister! Die Ländervertreter 
sagen, daß das nicht der Fall ist. Das ist ja auch 
der Grund dafür, warum etwa Vorarlberg nicht 
bereit ist, diesem Budget zuzustimmen: weil es 
eben keinerlei Maßnahmen zur U mstrukturie­
rung und zur Neuordnung der ÖW gibt. (Bundes­
minister Dr. 5 eh Ü s sei: Da sind Sie falsch infor­
miert.' Dem Budget ~i'urde zugestimmt.') Das mag 
vielleicht gerade geschehen sein. Ich hoffe, daß 
dann auch die Ergebnisse der Effizienzstudie um­
gesetzt werden. 

Herr Bundesminister! Positiv möchte ich hier 
den Tourismusbericht erwähnen, der von uns ver­
langt wurde und der nunmehr vorliegt. Ich weiß 
aber nicht, ob er hier im Hause bereits verteilt 
wurde und allen Abgeordneten zur Verfügung 
steht. Ich nehme aber an - ich hoffe das zumin­
dest -, daß Gelegenheit gegeben sein wird, sehr 
intensiv über die Lage der Tourismuswirtschaft 
hier zu diskutieren. sodaß wir uns voll auf noch 
offene Fragen konzentrieren können. 

Ich möchte nur noch einen Bereich hier erwäh­
nen, etwas, was mir sehr wichtig ist, nämlich die 
Frage der sozialen Dimension im Tourismus. Wir 
müssen uns darüber im klaren sein, und zwar 
über alle Parteigrenzen hinweg - es hat ja hier 
diesbezügliche Andeutungen gegeben -, daß die 
Konkurrenzfähigkeit der heimischen Tourismus­
wirtschaft natürlich auch daran gemessen werden 
wird, welche Arbeitsbedingungen es in diesem 
Bereich gibt. Die Arbeitnehmer werden sich ge­
nau anschauen, was ihnen da geboten wird, was 
sie da bekommen, und zwar nicht nur an Geld, 
sondern auch an sozialen Leistungen. Diesbezüg­
lich konkurriert natürlich diese Branche mit an­
deren. 

Diesbezüglich müssen wir einen Schritt weiter­
kommen: 1992 sollen weitere Punkte des Arbeits­
übereinkommens erfüllt werden, nämlich Abfer­
tigung für all jene in der Tourismusbranche, die 
sie noch nicht bekommen. Die Fünftagewoche 
soll auch dort eingeführt werden; darüber wird ja 
seit vielen Jahren verhandelt. Ich hoffe. daß Kol­
lege Mitterer und Kollege Lukesch auf die U nter­
nehmer einwirken, damit in den derzeitigen Kol­
lektivvertrags- und Sozialpartnerverhandlungen 
jetzt endlich die Fünftagewoche auch für diese 
Branche eingeführt wird, damit die Arbeitnehmer 
in dieser Branche unter ähnlichen Bedingungen 
wie andere arbeiten können. Das halte ich für im­
mens wichtig. 

Kollege Höchtl, der Bundesobmann des 
ÖAAB, ist jetzt nicht da. Er hat sich in der "Fur-

ehe" zu diesem Thema geäußert, und er meinte, 
ihm schwebe "eine individuell maßgeschneiderte 
Lohn-Zeit-Politik vor, die dem Arbeitnehmer 
selbst die Entscheidungsmöglichkeiten eröffnet". 

Meine Damen und Herren! Wenn es so sein 
soll, daß der Arbeitnehmer selbst entscheiden 
kann, wann er arbeitet, wie er arbeitet, ob er mehr 
Lohn oder mehr Freizeit will, dann soll über all 
diese Dinge, wenn sie konstruktiv gemeint sind -
das nehme ich aber an -, geredet werden. Es 
wäre allerdings sehr wichtig, daß auch Kollege 
Höchtl mit Vertretern des WirtschaftsflügeIs der 
ÖVP über diese Fragen intensiv verhandelt, da­
mit man rascher zu einem Ergebnis kommt. 

Meine Damen und Herren! Ich kann mir nicht 
vorstellen, daß die Lösung ist, ein Saisonnier-Mo­
dell festzusetzen. Das ist ja derzeit nur ein Aus­
weg, kann aber nicht endgültig das Ziel sein. 

Kollege Peter! Sie haben sich ganz besonders 
dafür engagiert. Einerseits geht Ihre Partei mit 
der Ausländerfrage politisch hausieren, mit ver­
steckter "Ausländer raus!"-Parole, andererseits 
haben Sie selbst aber Büros in Slowenien einge­
schaltet, die ausländische Arbeitskräfte für Sie in 
Österreich rekrutieren sollen. Sie haben offen­
sichtlich einen touristischen Notfallplan entwik­
kelt. (Abg. Mag. Pe I er: Warllln vermitteln unsere 
Arbeitsämter nicht.') 

Kollege Peter! Sie selbst haben einerseits hier 
beklagt, daß im Jahre 1992 die Arbeitslosigkeit 
auf über 6 Prozent steigen wird, das heißt, daß es 
Arbeitslose in unserem Land geben wird. Ande­
rerseits aber wollen Sie Ausländer sogar rekrutie­
ren, importieren, in der Art eines modernen 
"Sklavenhandels" . Das geht doch nicht, Kollege 
Peter! (Beifall bei SPÖ und Ö VP.) 

Kollege Peter! Ich will jetzt gar nicht Ihre Dik­
tion verwenden, aber Sie haben hier einmal von 
der "großen Klappe" gesprochen. Nicht wir, Sie 
haben einmal eine "große Klappe" gehabt, näm­
lich als das Bundesministeriengesetz geändert 
wurde. Damals sind Sie landaut. landab gezogen 
und haben ein Tourismus-Ministerium verlangt. 
Dann haben Sie hier einen Antrag auf Änderung 
des Bundesministeriengesetzes eingebracht. Er­
stens haben Sie dabei auf das Wirschaftsministeri­
um "vergessen", und zweitens ist damals von ei­
nem Tourismus-Ministerium überhaupt keine 
Rede gewesen. (Abg. Mag. Pet er: Bisher hast du 
eine ganz gute Rede gehalten, aber jetzt fällst du so 
ab.'! Ich will damit nur aufzeigen, wie die "Glaub­
würdigkeit" Ihrer Argumentation ausschaut. -
Eine solche ist doch gar nicht gegeben! 

Ebenso haben Sie hier bezüglich der Lohnne­
benkosten etwas ganz Falsches gesagt. (Neuerli­
cher Zwischenruf des Abg. Mag. Pet er.) Sie, 
Kollege Peter, haben die Lohnnebenkosten kriti-
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siert. Da muß man aber schon einmal deutlich 
sagen: Wenn man das 13. und 14. Monatsgehalt 
herausnimmt. dann sind die Lohnnebenkosten 
natürlich hoch. Nur: Der 13. und 14. Monatsbe­
zug sind Gehaltsbestandteil. (Ruf bei der FPÖ: 
Seil wann?) Selbstverständlich! Und wenn man 
das hineinrechnet. so liegen wir im internationa­
len Vergleich nicht hoch. Also da ist die Welt in 
Ordnung! 

Kollege Peter! Es muß noch folgendes gesagt 
werden: Tatsächlich ist doch der Vergleich der 
Lohnnebenkosten nicht das Entscheidende. son­
dern der Vergleich der Arbeitskosten pro Stunde. 
In der BRD lagen diese Kosten 1990 bei 258 S. in 
Österreich hingegen bei 202 S. In vielen anderen 
Staaten sind sie höher als bei uns. - Das nur. um 
Ihre "Argumentation" aufzuzeigen. 

Meine Damen und Herren, zum Schluß kom­
mend: Wir müssen in der Arbeitszeitfrage einen 
Schritt weiterkommen, wir müssen die soziale 
Lage der Arbeitnehmer in der Tourismusbranche 
wesentlich verbessern, wir müssen weg von Sai­
sonarbeit hin zum Ganzjahresjob. Das muß unser 
gemeinsames Ziel sein, und diesbezüglich hoffe 
ich auch auf gemeinsame Bemühungen. Wir ge­
ben daher diesem Kapitel unsere Zustimmung. -
Danke. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 13.3-+ 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster ist 
Herr Abgeordneter Keimel zu Wort gemeldet. Ich 
erteile es ihm. 

1335 
Abgeordneter Dr. Keime) (ÖVP): Frau Präsi­

dentin! Meine Damen und Herren! Der letzte Tag 
der Budgetverhandlungen bietet Anlaß, etwas 
Grundsätzliches zu sagen. Das Buclget ist nämlich 
ein Gesamtwerk, es umfaßt die Einnahmen und 
die Ausgaben. Heute können wir über die Ein­
nahmenseite, über die große Steuerreform dieser 
Regierung oder - gerade verbunden mit dem 
Budget - Llber die Steuerstrukturreform nicht 
reden. Ein Teil dieses Gesamtwerkes umfaßt das 
Wirtschaftsressort und in diesem wieder das Bau­
tenressort. 

Eigentlich nur bei dieser komplexen, bei dieser 
umfassenden Betrachtung können eine richtige 
Wertung und Bewertung erfolgen; das gilt übri­
gens für alle Budgetbereiche. Genau das machen 
aber - ich habe mir vieles sehr genau angehört 
- Redner der Oppositionsparteien nicht. Diese 
begnügen sich vielfach mit der Rolle als .,Oppor­
tunitätsparteien". wie das etwa bei der Freiheitli­
chen Partei der Fall ist, deren Redner einerseits 
das Budgetdefizit und die Staatsverschuldung be­
jammern und bekritteln, aber gleichzeitig Einzel­
anträge - so nach dem Bauchladenprinzip: Her­
einspaziert, wir haben für jeden etwas! -, die 
Dutzende Milliarden Schilling nötig machen wür­
den, einbringen. (Abg. Dr. 0 f ne r: Beispiele nen-

l1en.') Diese Ihre unseriöse Politik beweist. daß Sie 
an eine Umsetzungsverpflichtung, also an eine 
Regierungsbeteiligung, überhaupt nicht denken. 
(Abg. Dr. 0 f ne r: Nenne biue ein Beispiel!) 

Mir ist auch im Stil etwas aufgefallen. meine 
Damen und Herren von der FPÖ: Wenn man Ih­
nen nahetritt. dann glauben Sie, mit Schreien 
.. Wahrheiten" verkünden zu können. Meine Da­
men und Herren von der FPÖ! Das ist genau der 
Stil Ihres Parteiobmannes: selbst empfindlich wie 
eine Mimose, Schreiduelle abführen, aber eine 
unseriöse Politik betreiben. (Beifall bei ÖVP und 
SPÖ. - Z~\-'ischeI1Yllfe bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren von der Opposition! 
Nehmen Sie zur Kenntnis, daß das auch in Ihren 
Reihen vielfach die Ausgeburt - das ist in Wirk­
lichkeit der Grund dafür - von Frusterscheinun­
gen ist! 

Ich frage mich auch als Obmann eines Aus­
schusses: Warum soll ich mich im Wissen um die­
se Ihre Strategie mit Ihnen unterhalten und Zeit 
verschwenden? Wenn Sie von der FPÖ hier sehr 
kritisch mit uns sprechen, wenn Sie Vorschläge 
einbringen, wenn Sie also diese Strategie lassen, 
dann werden Sie für uns auch angesehene und 
angenehme Gesprächspartner sein. (Abg. Dr. 
o f ne r: Beispiele bleibst du uns schuldig, Ouo!) 

Meine Damen und Herren! Das Bautenressort 
umfaßt wesentliche Bereiche: Tiefbau ... (Neu­
erlicher ZI-vischenruf bei der FPÖ.) Sie haben kei­
ne Vorschläge, und deshalb ist die Unterhaltung 
mit Ihnen schwer. 

Das Bautenressort umfaßt insbesondere drei 
wesentliche Bereiche: den Tiefbau, den Straßen­
bau und damit auch im weiteren Sinne den Stra­
ßenverkehr. den Hochbau mit Bundesgebäude­
bau und Verwaltung. den Wohnbereich mit dem 
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz als einer 
wichtigen Säule des sozialen Wohnbaus, die Be­
rufsordnung etwa hin zum .,Europaingenieur", 
den Umweltschutz - ich denke da an das Dampf­
kesselemissionsgesetz -, das Normenwesen und 
so weiter. 

Damit ist dieses Ressort verantwortlich für den 
Bau und für die Erhaltung nicht nur der neuen, 
sondern auch unserer sehr wertvollen histori­
schen Bausubstanz. es ist verantwortlich im Rah­
men des Gesamtkonzeptes für den Straßenbau 
und dessen umweltgerechte Planung und Gestal­
tung, es ist verantwortlich auch für einen großen 
sozialen Bereich, nämlich für den gemeinnützi­
gen Wohnbau. Und das alles mit den heute be­
kannten und anerkannten ökologischen Auflagen 
und Erkenntnissen. das alles auch unter den völ­
lig neuen Aspekten der europäischen Wende, die 
offensichtlich überhaupt erst am Beginn steht 
und gerade für unsere Volkswirtschaft, für unser 
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kleines Land verantwortungsbewußte, weil weit 
in die Zukunft reichende Entscheidungen be­
dingt. 

Ich beneide in dieser Zeit - ich sage das sehr 
offen - keinen Entscheidungsträger. Einer der 
wesentlichsten war und ist Wirtschaftsminister 
Schüssel. Ich möchte diese Gelegenheit auch ein­
mal dazu benützen, ihm und seinen - auch res­
sortübergreifenden - Beamte~. dafür sehr herz­
lich zu danken. (Beifall bei der 0 V P.) 

Meine Damen und Herren! Diese neuen Ent­
wicklungen, gerade auch die Bevölkerungsent­
wicklungen - da gibt es ja Völkerwanderungen 
-, aber auch die Entwicklung in unserem eige­
nen Land sind der Grund, warum der Wirt­
schaftsminister - ich betone: zusammen mit den 
verantwortlichen Abgeordneten der Regierungs­
parteien, festgeschrieben im Koalitionsüberein­
kommen - große Reformen plant, bereits durch­
geführt hat beziehungsweise in Durchführung 
hat, und zwar mit folgenden Zielen und Schwer­
punkten: Zum ersten die Verwaltungsreform, 
zum zweiten Strukturverbesserungen und zum 
dritten eine Neuordnung im Wohnungswesen. 

Die Verwaltungsreform soll vor allem durch 
Aufgabenausgliederungen - wir können das nen­
nen: Privatisierungen, Teilprivatisierungen, Or­
gansiationsprivatisierungen, Kompetenzverlage­
rungen - Kostensenkung plus Effizienssteige­
rung bringen. Das Wirtschaftsressort ist beispiel­
gebend, denn dort bringt sie zum Beispiel eine 
Einsparung von etwa 300 Mitarbeitern - das sind 
4 Prozent. Die totale Verländerung der Wohn­
bauförderung wurde im Rahmen der großen Re­
formen durchgeführt, nämlich ab I. Jänner 1988. 
Jetzt sind die Länder am Zug. Herr Kollege 
Probst! Ich habe deinen Beitrag sehr ernst ge­
nommen, den du gebracht hast, aber wenn du in 
diesem Bereich dem Bund Aufgaben übertragen 
willst, wäre das eine Rückverlagerung. Die Kom­
petenz, die Verantwortung und die Möglichkeit 
phantasievoller Reformen liegen jetzt bei den 
Ländern. Der letzte Schritt war jetzt die Auflö­
sung - ich darf das so sagen - des S~~rtwoh­
nungsfonds beziehungsweise die weitere Ubertra­
gung an die Länder. 

Nun zur Privatisierung. Beispiel Verkehrsbüro: 
Was haben denn da die Skeptiker und Kritiker 
seinerzeit alles gesagt und heute wieder die Kolle­
gin Petrovic? Sie liest anscheinend nicht einmal 
die Zeitung, denn da steht heute: "Gemeinsam 
mit AUA Start in die Auslandsmärkte, gutes Er­
gebnis 1991, Verkehrsbüro mit voller Kassa auf 
Einkaufstour" . - Meine Damen und Herren! So 
schaut es aus. Und natürlich gibt es da immer eine 
gewisse Fernwirkung. Das gleiche gilt auch für 
die Privatisierung des Zoos Schönbrunn, des älte­
sten europäischen Zoos. In wenigen Jahren wird 
es wieder die gleichen Überschriften geben. Es 

wird die Donauwasserstraßendirektion ausgeglie­
dert und in eine eigenständige Gesellschaft umge­
wandelt. Und ich werde, damit wir die Ansätze ins 
Budget bringen, abschließend noch einen Abän­
derungsantrag dazu einbringen. 

Das sind nur die wesentlichsten Bereiche, die 
ich erwähne. Bei den Strukturverbesserungen in 
diesem Ressort stehen uns unter anderem noch 
die Neuordnung der Straßenorganisation, die 
Neuordnung der Bundesimmobilienorganisation 
und eben die Neuordnung des Wohnungswesens 
bevor. Das wurde alles von meinem Koalitions­
partner und -verhandler, Kollegen Eder, schon 
erwähnt. Man sieht, die Regierung und auch wir 
im Parlament - und das erscheint mir wesentlich 
- verhandeln, werden beziehungsweise sind hier 
aktiv. 

Die Neuordnung der Straßenorganisation soll 
durch die Gründung einer - benennen wir den 
Arbeitstitel so - Bundesstraßen-Gesellschaft, das 
heißt durch die Zusammenführung - unter an­
derem, das ist nicht das einzige Ziel dieser Gesell­
schaft - der Sonderstraßengesellschaften, ge­
schehen. Und diesbezüglich möchte ich einmal 
etwas klarstellen: Diese Sonderstraßengesell­
schaften haben Hervorragendes geleistet, meine 
Damen und Herren! Sie haben die großen ... 
(Abg. KLara Mo Cl e r: Besonders bei der ASTAG 
und bei der Pyhm Autobahn - hervorragend.') 

Frau Kollegin! Ich würde Sie beglückwünschen, 
würden Sie alles hunderprozentig richtig machen. 
Was mich betrifft, bin ich froh, wenn ich ein Drit­
tel falsch und wenigstens zwei Drittel richtig ma­
che. sodaß meine Bilanz stimmt. Wenn Sie sich 
aber immer nur auf die Fehler konzentrieren, 
dann bedaure ich Sie sogar. 

Diese Sonderstraßengeselischaften haben Her­
vorragendes geleistet (Abg. R 0 sen s tin g I: Das 
widerspricht doch Ihren . ... '), sie haben nämlich 
insbesondere die großen Nord-Süd-Verbindun­
gen errichtet und die Scheitelstrecken - das ist 
ganz wichtig in der Finanzierungsphilosophie -
bemautet. Die Scheitelstreckenbemautung bedeu­
tet nämlich, daß die ausländischen Benutzer rund 
80 Prozent dieser Benutzungsgebühren bezahlen, 
nicht die Inländer. (RUf bei der FPÖ: Ausländer­
feind.') 

Meine Damen und Herren! Bei jeder Neuorga­
nisation wird zu bedenken sein, daß eben nicht 
durch eine andere Organisation der durchfahren­
de Ausländer plötzlich entlastet und der Inländer 
belastet wird. Laut Koalitionsabkommen werden 
wir diese Neuorganisation - so steht es wörtlich 
- "unter Wahrung der Interessen der Bundeslän­
der" durchführen. Es sollen Bund und Länder 
eine gemeinsame Gesellschaft errichten, auch was 
die Kooperation zwischen Bund und Länder be­
trifft, die viel mehr Aufgaben hat als nur die Zu-
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sammenführung der Sonderstraßengesellschaf­
ten. Damit verbunden sollte auch eine effiziente­
re Kompetenzverlagerung bei den Bundesstraßen 
an die Länder erfolgen. Vor allem aber, meine 
Damen und Herren, werden wir die gesamte Stra­
ßenfinanzierung völlig neu überdenken müssen, 
denn jetzt werden die hohen Zinsen und Rück­
zahlungen der ASFINAG schlagend, und das zu­
sammen - damals konnte man das nicht wissen 
- mit den großen Aufgaben, die sich aus der Ost­
öffnung, aus dem neuen mittelöstlichen Europa 
ergeben, zusammen mit den großen Entlastungs­
erfordernissen im Westen, in Mittelösterreich 
und mit der Sanierung der ältesten Autobahn, die 
es übeL'haupt gibt, nämlich der West-Autobahn. 

Meine Damen und Herren! Zum zweiten: die 
Neuordnung der Bundesimmobilienorganisation. 
Hier haben wir Milliardenwerte zu verwalten, 
und zwar nicht nur an neuer, sondern - ich habe 
es schon gesagt - auch an hervorragender histo­
rischer Substanz. Das soll durch die Gründung 
einer Bundesimmobiliengesellschaft geschehen, 
einer ausgegliederten, privatwirtschaftlich organi­
sierten und geführten Gesellschaft. Und schon 
1992, also im nächsten Jahr, werden diese Gesell­
schaft und die Wasserstraßengesellschaft mit 1,5 
bis 2 Milliarden Schilling zur Budgetkonsolidie­
rung beitragen. 

Ich appelliere auch hier wieder - ich habe ja 
heute schon das Beispiel Verkehrsbüro gebracht 
- an die Skeptiker oder, vielleicht noch besser 
gesagt. an die plötzlichen "Superprivatisierer" -
ich bedaure, daß die Kollegin Ederer nicht da ist, 
sie stellt sich nämlich immer an die Spitze dieser, 
ich sage es noch einmal, "Superprivatisierer" -, 
die stufenweise Realisierung zu unterstützen, und 
zwar tatkräftig zu unterstützen. Ihre Pläne und 
die Pläne mehrerer anderer bezüglich einer Ge­
samtbewertung dieser Milliardenvermögen und 
einer Gesamteinbringung bedeuten doch in Wirk­
lichkeit eine jahrelange Verzögerung, wenn nicht 
überhaupt die Verhinderung. 

Der dritte Bereich: das Wohnungswesen. Das 
ist eines der größten Reformvorhaben der Regie­
rung, und es wird seit Jahren - ich sage es noch 
einmal - mit der totalen Verländerung des sozia­
len Wohnbaus durchgeführt. Das Bautenressort, 
das Parlament, wir hier haben schon seinerzeit die 
Federführung übernommen. Im Mittelpunkt der 
Weiterführung steht jetzt die Ausschaltung der 
Mißstände im Wohnungsbestand durch ein Bun­
deswohnungsgesetz. Wir hatten erst im April die 
große parlamentarische Enquete, die sich mit 
dem Bereich Wohnen beschäftigt hat, die erste 
überhaupt seit 1945 zu diesem Thema. 

Wir haben hier Mißstände - Tausende gehor­
tete Wohnungen. Das hat Kollege Probst heute 
angeschnitten. Diese sollten auf den Markt kom­
men. Einen ersten Schritt hast du, Kollege Ofner, 

damals als Bundesminister gemacht. Diese Schrit­
te müssen aber weiter gemacht werden. Das Ablö­
seunwesen soll aufhören, gerechte Mieten sollen 
für alle gelten. Und durch einen angemessenen 
Ertrag im privaten Bereich soll auch privates 
Sparkapital, das man zur Verfügung hat. in den 
Wohnbereich fließen anstatt in ein Auto oder in 
einen sonstigen Bereich. 

Meine Damen und Herren! Die Verbesserung 
des Bausparsystems - vorige Woche haben wir 
sie beschlossen - gehört in dieses Konzept. Die 
gemeinnützigen Wohnungsunternehmen erhalten 
demgemäß durch die verpflichtende Bereitstel­
lung der Eigenmittel und -reserven und durch 
den Anspruch der Mieter auf Eigentumsübertra­
gung über ihr Verlangen, der dann entsteht, wenn 
sie zehn Jahre Mieter waren, eine ganz besondere 
soziale Funktion. 

Meine Damen und Herren! Ich habe die 
Schwerpunkte nur skizzenhaft vorbringen kön­
nen. Noch lieber hätte ich mich natürlich heute 
mit dem "Europaminister" Schüssel besprochen 
und unterhalten wollen, der alle Europaverhand­
lungen bisher mit zu führen hatte, ja federfüh­
rend geführt hat, der sie vor allem weiterhin wäh­
rend der nächsten Jahre mitgestalten wird und 
mitgestalten muß. Und neben all dem sind auch 
durch die Unterstützung von Staatssekretärin 
Fekter die Rahmenbedingungen im Bautenressort 
in Ordnung geblieben. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir aus der 
Bauwirtschaft selbst hören, daß es ihr seit 15 Jah­
ren noch nie so gut gegangen ist. wenn die Bau­
wirtschaft und der Tourismus - beides im Res­
sort dieses Ministeriums - in Wirklichkeit die 
Stützen der heimischen Konjunktur - gerade in 
einer abkühlenden Phase - sind, dann müssen 
wohl auch die Rahmenbedingungen in diesem 
Ressort stimmen. Und das zeigt ja auch das Bud­
get, denn die bauwirksamen Ausgaben steigen 
insgesamt von heuer auf 1992 um fast 11 Prozent. 
Ich habe eingangs erwähnt, wir wissen natürlich 
um viele anstehende Probleme und Anliegen, 
auch um die Altlasten Bescheid, aber das Bauten­
ressort mit seinen Einnahmen und Ausgaben ist 
im Rahmen des Gesamtbudgets zu bewerten. 

Es ist Wirtschaftsminister Schüssel in der Bun­
desregierung und gemeinsam mit dieser gelungen, 
hervorragende Reformen durchzuziehen, große 
Reformen in Ausarbeitung zu haben, die wir hier 
im Parlament voll unterstützen können und wer­
den. Dieses Ressort ist beispielgebend in der Ver­
waltungsreform und in der Budgetkonsolidie­
rung, es ist beispielgebend in der Reformfreudig­
keit. Es ist damit ein starkes Wirtschaftsministeri­
um, das die Wirtschaftspolitik mit prägt, und 
zwar zukunftsorientiert, meine Damen und Her­
ren. Daher kann die ÖVP mit Überzeugung die­
sem Budget zustimmen. 
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Dr. Keimel 

Wie ich erwähnte, habe ich abschließend einen 
Abänderungsantrag einzubringen. 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Keime!. Eder zur Regie­
rungsvorlage betreffend das Bundesfinanzgeselz 
für das Jahr 1992 samt Anlagen (250 und Zu 250 
der Beilagen) in der Fassung des Ausschußberich­
tes (300 der Beilagen) 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung be­
schließen: 

1. In der Anlage I der im Titel bezeichneten Re­
gierungsvorLage sind nachfoLgende Voranschlags­
ansätze \·vEe folgt vorzusehen: 

1/6441 Amt der Wasserstraßendirektion: 

1164410 Personalausgaben 3 000 5 

1/64418 Aufli/endungen1 000 5 

2/441 Amt der Wasserstraßendirektion: 

2/64414 Ersätze der" Österreichischen Donau­
Betriebs-AktiengeseLLschaft" 3 000 5 

2. Die durch die Änderung bedingten Betragsän­
derungen sind auch in den in der Anlage 1 smvie 
la, lb und Ic enthaLtenen Summenbeträgen elllspre­
chend zu berücksichtigen. 

Ich hatte bereits erwähnt, die Aufnahme in den 
Bundesvoran~(h lag 1992 erfolgt aufgrund des 
Bundesgesetzes über die Organisationsprivatisie­
rung der Wasserstraßendirektion und die Grün­
dung einer .,Österreichischen Donau-Betriebs­
Aktiengesellschaft". - Ich danke Ihnen. (Beifall 
bei der ÖVP und bei Abgeordneten der SPÖ.) 13.52 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Der soeben 
eingebrachte Abänderungsantrag ist ausreichend 
unterstützt und steht daher mit in Verhandlung. 

Als nächster gelangt Herr Abgeordneter Strobl 
zu Wort. - Bitte. 

/3.52 
Abgeordneter Strobl (SPÖ): Frau Präsidentin! 

Frau Staatsekretärin! - Der Herr Bundesmini­
ster ist momentan nicht da. - Meine Damen und 
Herren! Zum Geschäft des Bundesministers ge­
hört es. daß er fast tagtäglich mit Zuckerbrot und 
Peitsche behandelt wird. Ich darf aber mit etwas 
Angenehmen beginnen, und zwar feststellen, daß 
im Budgetansatz für das Kapitel 64 27.2 Mil­
liarden veranschlagt sind; 2 Milliarden mehr als 
1991. 

Meine Damen und Herren! Erstmals seit vielen 
Jahren wird auch der Personalstand - es ist heute 
schon gesagt worden - bei den Kapiteln 63 und 

64 um rund 300 Planstellen reduziert. Zum Ver­
gleich: Im Jahr 1991 waren es nur 64 Planstellen. 

Zurzeit wird so viel über Privatisierung gespro­
chen und geschrieben. In vielen Bereichen, die 
bisher vom Staat durchgeführt worden sind, wird 
versucht. diese Aufgaben zu verändern. 

Sehr geehrter Herr Bundesminister! Sie selbst 
haben bisher mit dem Verkauf des Verkehrsbüros 
und der angestrebten Privatisierung von Schön­
brunn sicher nicht die besten Erfahrungen ge­
macht. (Abg. Dr. K ei me I: Hast du hellte den 
"Kurier" geLesen, Kollege 5trobl?) Bei Schön­
brunn, Kollege Keimei, wissen wir, wie sich das 
entwickelt hat. 

Es ist für mich schon klar, daß die Wünsche der 
einzelnen Bundesländer nach Realisierung man­
cher wichtiger Bauvorhaben größer sind, als dies 
das Budget zuläßt. Ich darf aber daran erinnern, 
daß wir im Juli dieses Jahres die ASFINAG-Ge­
setz-Novelle 1991 als außerbudgetäre Finanzie­
rung in der Höhe von weiteren 12 Milliarden 
Schilling für den Straßenbau beschlossen haben, 
dadurch beträgt derzeit der Haftungsrahmen des 
Bundes an Kapital 77,4 Milliarden und ebensoviel 
an Zinsen und Kosten. Das ist wahrlich ein hoher 
Betrag. 

Meine Damen und Herren! Daß ich als Tiroler 
Abgeordneter die erfolgte Auf teilung der ASFI­
NAG-Mittel 1991 nicht begrüßen kann, sondern 
Kritik anbringen muß. liegt sicher auf der Hand. 
Von den beschlossenen 12 Milliarden wird für Ti­
rol abgesehen von den Planungskosten für die 
Umfahrung Landeck kein Heller lockergemacht. 

Meine Damen und Herren! Nun möchte ich aus 
meiner Sicht kurz auf das Straßenbudget 1992 für 
das Land Tirol eingehen. 

Insgesamt erhält Tirol 845 Millionen Schilling: 
für Neubauten 371,6 Millionen, für die Erhaltung 
473,4 Millionen. Laut Rücksprache mit den Ver­
antwortlichen der Landesbaudirektion bringt ei­
gentlich die Dotierung für die Erhaltung gewisse 
Probleme mit sich. Man sagte mir. hier wären un­
bedingt noch 50 Millionen Schilling dringend er­
forderlich. 

Es ist erfreulich, daß gerade auch für den Um­
weltschutz etwas getan wird, weil für die Aufbrin­
gung von DrainasphaIt 89 Millionen Schilling 
vorgesehen sind. 

Drei große und wichtige Neubauvorhaben ge­
hen in Bau, der Brettfall-Tunnel mit Gesamtko­
sten von 318 Millionen, der Rattenberg-Tunnel 
mit veranschlagten Kosten von 125 Millionen, die 
Umfahrung Nassereith mit 300 Millionen. Das 
heißt, daß die Gesamtkosten dieser drei Bauvor­
haben 743 Millionen Schilling betragen. Im Bud­
get für 1992 sind l62,5 Millionen Schilling veran-
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schlagt. Ich darf nun bitten, daß man, damit die 
Voraussetzung für die realistische Fertigstellung 
dieser Bauvorhaben gegeben ist, die Ausfinanzie­
rung bis 1994 sicherstellt, denn alles andere wäre 
dann auch unwirtschaftlich. 

Meine Damen und Herren! Auf zwei Themen­
bereiche, die den Verkehr direkt und indirekt be­
treffen, möchte ich auch noch kurz eingehen. 

Zunächst zum Thema Kostenwahrheit. Dazu 
möchte ich sagen, daß der Herr Bundesminister 
dieses Thema sicher nicht mehr länger ignorieren 
oder verdrängen kann. Zu diesem Thema möchte 
ich nun auch einen Artikel zitieren, weil er wirk­
lich interessant ist: "Kostenwahrheit im Ver­
kehr". Dieser Artikel stammt aus der "Tiroler Ta­
geszeitung", sicher keine sozialdemokratische 
Presse: 

"Jeder Autofahrer müßte pro gefahrenem Au­
tobahnkilometer im Schnitt 3,60 S bezahlen,um 
die anfallenden Beiträge für die Straßenerhaltung 
und die Unfallkosten zu bezahlen. Allein in 
Österreich erwachsen 40 Milliarden Schilling an 
Unfallkosten. von den Umweltproblemen ganz zu 
schweigen. Der Schaden durch die immissionsbe­
dingte Walderkrankung wurde vom Umweltmini­
sterium mit 4,5 Milliarden Schilling pro Jahr in 
Österreich errechnet. Statt aber über die defizitä­
ren Stra.0en zu jammern, werden immer wieder 
nur die OBB als ein Faß ohne Boden hingestellt." 
- Bitte schön, mir paßt diese Aussage natürlich 
gut. "Kein Wunder, neben der veralteten Struktur 
muß sich die Bundesbahn aber auch noch mit den 
Kosten herumschlagen, die dem LKW gar nicht 
aufgeschlagen werden." 

Gleicheitig darf ich bezüglich der Kostenwahr­
heit auf einen Entschließungsantrag hinweisen, 
der am 21. März hier im Parlament eingebracht 
wurde, und zwar vom Abgeordneten Dr. Lukesch 
und von mir. Er betraf die Mautpolitik und eben 
diese Kostenwahrheit. 

Das zweite Thema ist die leidige Mautfrage. 
Seit über einem Jahr gibt es einstimmig gefaßte 
Beschlüsse des Tiroler Landtages in dieser Maut­
frage. Der Herr Bundesminister hat diese Be­
schlüsse in seiner Entscheidung nicht berücksich­
tigt und in einer Blitzaktion im Dezember 1990 
eine LKW-freundliche Mautregelung festgelegt. 

Ich darf nun feststellen - das ist auch dem 
Herrn Bundesminister bekannt -, daß die Ab­
nützung der Straße und die Belastung durch ei­
nen LKW das Zehntausendfache ausmacht im 
Vergleich zu einem PKW. Ich habe den Herrn 
Bundesminister im Budgetausschuß zur Mautfra­
ge auch angesprochen, und er hat mir gesagt, daß 
es neuerlich zu einer Mauterhöhung kommen 
wird unter Berücksichtigung der Frage der Ko­
stenwahrheit. 

Ich darf nun fragen - der Herr Bundesmini­
ster ist nicht da. vielleicht kann mir die Frau 
Staatsekretärin das sagen -: Gibt es schon kon­
krete Mautsätze? Und wann sollen sie wirksam 
werden? 

Meine Fraktion wird aber diesem Budget zu­
stimmen. (Beifall bei der SPÖ sowie Beifall des 
Abg. Veuer.) /3.59 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster 
gelangt Herr Abgeordneter Vetter zu Wort. Ich 
erteile es ihm. 

/4.()() 

Abgeordneter Vetter (ÖVP): Frau Präsidentin! 
Hohes Haus! Der allgemeinen Kritik am Budget 
möchte ich kurz entgegenhalten, daß das vorlie­
gende Gesamtbudget natürlich eine Fortsetzung 
des begonnenen Konsolidierungskurses ist, vor al­
lem mit einem Schwerpunkt auf der Ausgabensei­
te, und daß selbstverständlich auch in diesem Ka­
pitel dieser Sparkurs seinen Niederschlag gefun­
den hat und Konsequenzen daraus zu ziehen sind. 
Dennoch wurden Schwerpunkte gesetzt, zum 
Beispiel im Hochbau und im Tiefbau. Auch die 
außerbudgetäre Finanzierung erlaubt die Fortset­
zung großer Bauprojekte und deren Abschluß. 
Daher kann diesem Budget - einschließlich 
Sparkurs, aber mit sinnvoller Schwerpunktset­
zung - und diesem Kapitel selbstverständlich die 
Zustimmung gegeben werden. 

Konkret möchte ich vor allem die Absicht -
sie findet im nächsten Jahr die Fortsetzung - der 
weiteren Generalsanierung der West Autobahn 
begrüßen. Bei diesem Projekt wurde erstmals, 
und zwar ist das einzigartig in Europa, mit einem 
Totalrecycling der alten Oberbaukonstruktion 
vorgegangen. Auf drei Baulosen, jedes zirka 10 
Kilometer lang, in Salzburg und in Niederöster­
reich, wurde die mehr als 30 Jahre alte Betondek­
ke großteils abgetragen, in unmittelbarer Baustel­
lennähe aufbereitet und als Material für die neue 
Decke verwendet. Damit wurden nicht nur wert­
volle Rohstoffmengen gespart, sondern es wurde 
auch eine enorme Transportbelastung vermieden 
- etwa 6 000 bis 8 000 LKW -Fahrten konnten 
vermieden werden. Ich halte das für eine sachli­
che Umweltpolitik im Bautenbereich, eben auf­
grund der Vermeidung von unnötigen Umweltbe­
lastungen, auch wenn hiefür geringfügi.ge Mehr­
kosten zu rechnen sind. (Beifall bei der 0 VP.) 

Hohes Hausl Wiederholt wurde und wird in al­
ler Öffentlichkeit - Kollege Strobl hat das auch 
im Budgetausschuß getan - die Verkehrsbela­
stung der Brenner Autobahn als einzigartiges Bei­
spiel in Österreich gebracht. Ich möchte dieses 
Problem in Tirol überhaupt nicht verniedlichen 
(Abg. Dr. K hol: Aber?), jedoch mit allem Nach­
druck auch auf die Verkehrssituation und die 
schwierige Problematik Ostösterreichs hinweisen. 
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Nur einige Vergleiche: Durch Tirol fahren etwa 
10 Millionen PKW im Jahr, das wären am Tag 
rund 27 000 Fahrzeuge. Einige Beispiele aus Nie­
derösterreich: Auf der West Autobahn fahren 
täglich mehr als 30 000, auf der Süd Autobahn 
und auf der U mfahrungsspange 100 000 und 
mehr Fahrzeuge. Durch die kleine Stadt Hain­
burg zwängen sich an manchen Wochenenden 
über 20 000 Fahrzeuge. Auf der Stockerauer Au­
tobahn und auf den Bundesstraßen in Richtung 
Waldviertel, Weinviertel und in Richtung Grenze 
wird gleichfalls an vielen Tagen die 25 OOO-Marke 
weit überschritten. 

Die Verkehrsproblematik Ostösterreichs - da­
mit sind Wien und Niederösterreich gemeint -
betrifft natürlich den Autobahnbau, den Bundes­
straßenbau, die Donaubrücken, die Ortsumfah­
rungen und selbstverständlich auch den Bereich 
der gesamten Bundesbahn. Ich kann mich hier 
nUf mit einigen Detailproblemen beschäftigen. 

Aufgrund der Demokratisierung im Osten und 
aufgrund der damit verbundenen Öffnung der 
Grenzen hat sich das Verkehrsaufkommen in 
Niederösterreich seit 1989 verachtfacht. Es kam 
zu einem sprunghaften Anwachsen des Indivi­
dualverkehrs. Auf den Straßen in Niederöster­
reich, in diesen Grenzgebieten, bewegten sich 
heuer rund 46 Millionen Menschen, die aus der 
Tschechoslowakei ein- oder in die Tschechoslo­
wakei ausreisten. 10 Millionen Autos und Hun­
derttausende Busse brachten Bürger aus der 
Tschechoslowakei nach Niederösterreich oder 
umgekehrt. An der ungarischen Grenze gibt es 
eine ähnliche Entwicklung. 

Das ist aber noch gar nicht das Ende der Ent­
wicklung. Ich denke nur an die anlaufende Auto­
produktion in den beiden Nachbarländern und an 
den langsam einsetzenden wirtschaftlichen Auf­
schwung. Selbstverständlich werden unsere Nar­
barn ihre Freiheit auch vermehrt dazu benützen, 
um in die europäischen Nachbarländer zu fahren, 
und Wien und Niederösterreich sind davon ganz 
besonders betroffen. - Was will ich damit zum 
Ausdruck bringen? Es muß vorausschauend, ver­
antwortungsvoll und realitätsbezogen gehandelt 
werden, das heißt, daß rechtzeitig geplant und 
vorgearbeitet werden muß, um nicht in wenigen 
Jahren einer völlig unlösbaren Situation gegen­
überzustehen. 

Daher möchte ich mich heute schon - ange­
sichts der derzeit bestehenden, überaus großen 
Verkehrsbelastung in Ostösterreich und ange­
sichts der vorhersehbaren, künftig steigenden 
Entwicklung - gegen eventuell beabsichtigte 
weitere Kürzungen im Bundesstraßenbau aus­
sprechen. Ich ersuche gleichzeitig den Herrn 
Bundesminister, die Anliegen des Landes Nieder­
österreich unter den von mir aufgezeigten Ge­
sichtspunkten sachlich und realistisch im Interes-

se der betroffenen Bevölkerung zu verhandeln. 
Daß davon auch Wien betroffen ist, ist selbstver­
ständlich. Das ist ein gewaltiges Anliegen, für das 
wir in Zukunft rechtzeitig Vorkehrungen treffen 
müssen. (Beifall bei der ÖVP.J 

Hohes Haus! Im Energiebereich gibt es erfreu­
licherweise viele Aktivitäten. Es gibt für die Wirt­
schaft geförderte Investitionen, es gibt PR-Aktio­
nen, es gibt Stromspartips in Unmengen, Strom­
sparmeister werden erfunden, es gibt neue Insti­
tute für Energiepolitik und Umweltverbesserung, 
denn es geht ja letztlich einerseits um die Behe­
bung des Konfliktes aus Energiebereitstellung 
und -verwendung und andererseits um die Be­
wahrung einer gesunden Umwelt. Aber bei all 
den Diskussionen darf die Realität nicht verges­
sen werden, soll die Politik den Bedürfnissen der 
Menschen entsprechend geplant und letztlich 
auch realisiert werden können. 

Im Zeitraum von Jänner bis Oktober 1991 wur­
de in Österreich um 4,4 Prozent mehr Strom ver­
braucht. Dieser Mehrverbrauch wurde zur einen 
Hälfte durch höhere Eigenaufbringung, zur ande­
ren Hälfte durch Importe abgedeckt. Die schlech­
te Wasserführung der Flüsse brachte mit sich, daß 
Speicherkraftwerke und vor allem Wärmekraft­
werke verstärkt eingesetzt werden mußten. Ex­
perten machen hierfür das Wachstum der Wirt­
schaft und der Wohnbevölkerung hauptverant­
wortlich. Alle Energieprognosen wurden und 
werden über den Haufen geworfen. Man meint, 
daß der gesamte Energieverbrauch im Jahre 2000 
um 14 Prozent höher liegen wird als im Jahre 
1990. 

Im sektoralen Bereich meint man, daß sich das 
Heizen in diesem Zeitraum mit einem Zuwachs 
von 40 Prozent zu Buche schlagen und der Be­
darf der Kleinabnehmer immerhin um 21 Pro­
zent wachsen wird. Der Verkehr liegt mit 15 Pro­
zent Zuwachs immer noch im Spitzenfeld. Ener­
giesparerfolge werden lediglich im Bereich der 
Industrie erwartet. 

Laut Prognose des Wifo - um nur eine zu nen­
nen - wird der Stromverbrauch bis zum Jahr 
2000 im Vergleich zum Jahr 1990, von 50 auf 62 
Terawattstunden anwachsen. Das entspricht der 
Arbeitsleistung von 12 Donaukraftwerken in der 
Größe von Wien-Freudenau. Dazu kommt noch, 
daß der erfreuliche Trend vom Erdöl weg natür­
lich zu einem Ansteigen des Strombedarfs führt 
und daß der richtigerweise geforderte Umstieg 
des Gütertransports von der Straße auf die Schie­
ne gleichfalls eine Zunahme des Stromverbrauchs 
bringen wird. Verschärft wird die Situation in 
Österreich noch dadurch, daß die osteuropäi­
schen Lieferanten unter Umständen als verläßli­
che Partner ausfallen könnten. Zumindest ist eine 
Prognose darüber äußerst unsicher. Für mich er­
geben sich daraus schlüssig die Konsequenz und 
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die Verantwortung für die Politik, rechtzeitig 
Vorsorge dafür zu treffen, daß man im Lande 
selbst, also in Österreich. genügend Reserven zur 
Stromerzeugung schaffen kann. 

In diesem direkten Zusammenhang möchte ich 
mich kurz mit der Donau beschäftigen. Die Bin­
nenschiffahrt wäre wie kein anderes Verkehrsmit­
tel geeignet, große Warenmengen energiesparend 
und umweltfreundlich zu transportieren. Der 
Transport mit dem LKW kommt siebenmal. der 
Bahntransport etwa dreimal so teuer wie die Be­
förderung per Schiff. Die Kapazität auf der 00-
nau ist aber nicht einmal zu 10 Prozent ausgela­
stet. Noch dazu wissen wir, daß in rund einem 
Jahr der Rhein-Main-Donau-Kanal eröffnet wird. 
Wir wissen aber auch, daß unsere Chance, diese 
3 500 Kilometer lange Wasserstraße zwischen 
Rotterdam und dem Schwarzen Meer für die 
Transportwirtschaft zu nützen, gar nicht vorhan­
den ist. Es gibt Probleme auf der ungarischen Sei­
te, die uns aber nicht betreffen. Aber die fehlende 
Staustufe östlich von Wien, welche die Mindest­
tiefe für schwere Frachtkähne erst garantiert, ist 
unser eigenes Anliegen. Die Donau ist in den letz­
ten Jahren in Österreich für Schiffe mit einem 
Tiefgang von mehr als 2,5 Metern - darunter 
fällt eben der große Europakahn - zu 52 Pro­
zent der Tage nicht befahrbar gewesen. Das sind 
immerhin fünf Monate in einem Jahr, und daher 
ist die Donau als Alternative eines umweltorien­
tierten Frachtverkehrs nicht genug ausgebaut und 
findet deshalb auch keine Akzeptanz. 

Persönlich könnte ich mir vorstellen, daß im 
Bereich Wachau mit technischen Lösungen vor­
gegangen wird, aber ich möchte mich ebenso 
deutlich für einen Kraftwerksbau östlich von 
Wien aussprechen. 

Beim Ostverkehr, der sicherlich in der kom­
menden Zeit steigen wird, sollte nicht derselbe 
Fehler passieren wie beim Alpentransit im We­
sten, wo sich Bahn und LKW dauernd "duellie­
ren". Die Binnenschiffahrt ist die einzige umwelt­
freundliche Alternative. Aber um das zu ermögli­
chen, sind sehr hohe Investitionen, ein rechtzeiti­
ges Planen und ein rasches Durchziehen erforder­
lich, und das ist auch die Verantwortung einer 
vorausschauenden und realitätsbezogenen Politik 
im Interesse der wirtschaftlichen und verkehrspo­
litischen Entwicklung. Auch darauf wolle ich in 
der heutigen Debatte Bezug nehmen. 

Meine Damen und Herren! Aus dem Wohn­
baubereich nur zwei Themen: 

Zuallererst möchte ich mit Genugtuung wie­
derholen, daß eine alte ÖVP-Forderung, nämlich 
die Erhöhung der Bemessungsgrundlage für das 
Bausparen, jetzt realisiert werden konnte. Ich hal­
te das für eine wichtige wohnbaupolitische Maß­
nahme, welche die Eigeninitiative anerkennt, ei-

gentumsbildend wirkt und daher auch einen 
Wirtschaftsbelebungseffekt hat und mittel- oder 
langfristig auch budgetentlastend wirken wird. 

Zum zweiten: Das vorläufige Ergebnis der 
Volkszählung, der Schnellbericht des heurigen 
Jahres, hat für die Länder Wien und Niederöster­
reich folgendes erbracht: Niederösterreich hat ei­
nen Anteil von 18,96 Prozent an der Gesamtbe­
völkerung Österreichs und Wien einen Anteil von 
19,63 Prozent. Ich möchte auf das Wohnbauför­
derungszweckzuschußgesetz 1989 zu sprechen 
kommen. Das ist jener Schlüssel, nach dem die 
Finanzmittel für Zwecke der Wohnbauförderung 
und der Wohnhaussanierung den Ländern zuge­
teilt werden. Wien erhält nach dem bisherigen 
Schlüssel 26,95 Prozent, Niederösterreich 
16,63 Prozent. Das ist für uns im Land Nieder­
österreich aufgrund der Entwicklung laut Ergeb­
nis der letzten Volkszählung nicht mehr tragbar. 
Die niederösterreichische Landesregierung steht 
einvernehmlich auf dem Standpunkt, daß die Ge­
wichtung der Volkszahl und des Bevölkerungszu­
wachses bei der Feststellung des Bedarfs eines 
Landes und somit bei der Erstellung des Auftei­
lungsschlüssels stärker sein muß. Nach dem der­
zeitigen Schlüssel erfährt das Land Niederöster­
reich gegenüber Wien eine Benachteiligung um 
420 Millionen Schilling. Das entspricht einer För­
dersumme von jährlich 400 Wohnungen oder ei­
ner möglichen Leistungssteigerung um 20 Pro­
zent. 

Ich brauche daher nicht im Detail auszuführen, 
wie bedeutsam oder wie gewichtig dieses Problem 
für Niederösterreich ist. Ich weiß aber selbstver­
ständlich auch. daß eine Änderung des Auftei-
11lngsschlüss~ls ein äußerst sensibles Thema für 
alle Länder Osterreichs darstellt. Deshalb möchte 
ich hier an alle Beteiligten, an die betroffenen Mi­
nister, an alle Ländervertreter, an die Finanzaus­
gleichspartner, den Appell richten, künf.tig zu ei­
ner sachbezogeneren und gerechteren Anderung 
des Aufteilungsschlüssels bereit zu sein. 

Im übrigen erkläre ich nochmals, daß wir gerne 
diesem Kapitel die Zustimmung erteilen. (Beifall 
bei der Ö VP.) N.N 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster ist 
Herr Abgeordneter Dietachmayr zu Wort gemel­
det. - Bitte. 

l.f..l.f. 

Abgeordneter Dietachmayr (SPÖ): Frau Präsi­
dentin! Frau Staatssekrektärin! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Ich möchte ganz kurz zu 
ein paar Themen Stellung nehmen, und zwar zum 
Budgetkapitel Bauten und im besonderen zu den 
Bundesstraßen, und dann auf ein spezielles regio­
nales Problem eingehen. 
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Wenn wir dieses Kapitel behandeln, dann kom­
men wir nicht darum herum, uns auch generell 
über Verkehrspolitik zu unterhalten. Die weitaus 
größten Probleme treten, wie bekannt, im Stra­
ßenverkehr auf. Eine sinnvolle Auf teilung der 
Verkehrsströme ist daher anzustreben. Verkehrs­
ströme sind nur bedingt vermeidbar, sie sind best­
möglich zu nutzen, auch im Hinblick auf die 
Wirtschaftskraft aller österreichischen Regionen 
in einer Europäischen Integration. Eine vernetzte 
Verkehrsinfrastruktur mit entsprechenden Um­
weltschutzeinrichtungen ist für die Wirtschaft ge­
nerell. aber auch für Pendler und Urlauber bezie­
hungsweise für die private Mobilität bei Freizeit­
aktivitäten vom eminenter Bedeutung. 

Sosehr auch alle Bemühungen zu unterstützen 
sind, den Individualverkehr einzudämmen und 
den öffentlichen Verkehr zu attraktivieren, ist 
doch der Bund dafür verantwortlich. daß die not­
wendigen Voraussetzungen für das Funktionieren 
des Individualverkehrs geschaffen werden. Auch 
wir Politiker - das mögen einige Damen und 
Herren in diesem Haus nicht sehr gerne hören -
sind für die Sicherheit und Flüssigkeit des Stra­
ßenverkehrs mitverantwortlich. 

Zur Bewältigung des nicht vermeidbaren Ver­
kehrs bedarf es vor allem einer realistischen Ver­
kehrspolitik. Es ist meiner Ansicht nach ganz ein­
fach naiv, zu glauben, man könne durch einen 
Nichtausbau von Straßen beziehungsweise durch 
einen Rückbau von Straßen den Verkehr eindäm­
men. Das scheint mir eher eine Vogel-Strauß-Po­
litik zu sein. 

Um den nicht vermeidbaren Verkehr in einer 
möglichst menschen- und umweltgerechten Art 
und Weise bewältigen zu können, muß wohl alles 
getan werden, diesen Verkehr weitestgehend flie­
ßend zu gestalten. Stauungen, ob provozierte 
oder auch in Kauf genommene, führen vielleicht 
im Einzelfall, nicht aber generell zu einer Verrin­
gerung des Verkehrs, sondern eher zu einer Er­
schwerung, einer Erschwerung vor allem für 
Mensch und Umwelt. 

Ich komme aus einer Region, in der die Ver­
kehrsströme in einem derartigen Ausmaß ange­
wachsen sind, daß die Geduld der Bevölkerung zu 
Ende geht. Im Großraum Linz, besonders im 
westlichen Gebiet der Landeshauptstadt, im Be­
zirk Linz-Land. ist entlang der B 139, welche die 
Städte Leonding, Pasching, Traun und Ansfelden 
berührt, ein Zustand eingetreten, der einfach un­
tragbar geworden ist. Es haben sich in diesem Ge­
biet zahlreiche Geschäftszentren angesiedelt. 
Auch viele Firmen haben dort einen Standplatz 
gefunden. Und nachdem in der Stadt Linz die 
Flächen. auf denen Wohnblöcke errichtet werden 
können, immer geringer werden, haben sich in 
diesem Gebiet auch sehr viele Wohnungsgenos­
senschaften niedergelassen und dort Wohnungen 

errichtet. Die Nachfrage nach Wohnungen ist ja 
bekanntlich in den Ballungszentren überall sehr 
groß. Das bedingte aber, daß Verkehrsströme in 
beide Richtungen entstanden sind, also nicht nur 
in der Früh von den Randzentren der Landes­
hauptstadt nach Linz, sondern auch in umgekehr­
ter Richtung. Das heißt, es gibt dort zu den Stoß­
zeiten ein ganz gewaltiges Verkehrsaufkommen 
in beide Richtungen. Besonders die Pendler kön­
nen davon ein Lied singen. 

Ich ersuche Sie. Frau Staatssekretärin, genauso 
wie ich auch schon den Herrn Bundesminister er­
sucht habe, in dieser Region folgende Probleme 
schwerpunktmäßig lösen zu helfen und auch ent­
sprechende Budgetmittel dafür einzusetzen: 

Das ist einmal die schon lang geplante und im­
mer wieder hinausgezögerte Umfahrung Traun. 
Ein maßvoller Ausbau der B 139 im Linzer Zen­
tralraum. besonders bei der U mfahrung Traun. 
ist eine zentrale Forderung der Bevölkerung in 
diesem Gebiet. Die Trassenverordnung gemäß 
§ 4 Abs. 1 des Bundesstraßengesetzes steht noch 
aus. Es gab noch einige planerische Änderungen, 
aber die Hauptkritik an der derzeitigen Planung 
kommt von der Stadtgemeinde Ansfelden, die ge­
gen den zuletzt aufgelegten Plan folgenden Ein­
wand hat: 

Es wird nämlich die neue Trasse in Traun auf­
grund des Lärmschutzes für die Anrainer weitest­
gehend in sogenannter Tieflage geführt. Im Be­
reich Haid der Stadt Ansfelden soll die Einbin­
dung dieser Umfahrung in die alte B 139 jedoch 
wieder über die bestehende Autobahnbrücke er­
folgen. Es ist daher verständlich, daß die Bürger 
dieser Stadt ebenso wie jene von Traun vehement 
für eine Weiterführung in Tieflage eintreten und 
daher die Untertunnelung der A 1, also der West 
Autobahn, in ihrem Gemeindegebiet verlangen; 
ein Anliegen, das sicherlich mehr Geld erfordert, 
aber berechtigt erscheint. 

Meine Damen und Herren! Ein zweites Pro­
blem ist die Weiterführung der B 139 von der 
projektierten Trasse der Umfahrung Traun bis 
zur Einmündung in die Landeshauptstadt Linz im 
Stadtgebiet von Leonding. Die Stadt Leonding 
hat vor kurzem Professor Dipl.-Ing. Kribenegg 
aus Graz beauftragt, eine Verkehrsstudie zu er­
stellen, die sehr deutlich zeigt, daß in der Zeit von 
6 bis 22 Uhr auf der B 139, der sogenannten Wel­
serstraße in Leonding, pro Tag fast 18 000 Kraft­
fahrzeuge fahren, ja es gibt sogar eine Spitzenzeit 
zwischen 16.30 Uhr und 17,30 Uhr, in der 1 000 
Kraftfahrzeuge diese Strecke in beiden Richtun­
gen benutzen. 20 000 Fahrzeuge pro Tag sind es 
in Traun, die durch dichtbesiedeltes Gebiet fah­
ren müssen, solange die Umfahrung nicht gebaut 
ist. Das heißt, daß hier ein großer Nachholbedarf 
gegeben ist, damit für die Menschen in diesen Ge-
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genden das Wohnen einigermaßen erträglich 
wird. 

Ich habe jetzt sehr viel über die Straßen gere­
det, möchte aber zum Schluß noch auf ein ande­
res Problem zu sprechen kommen, das auch die­
sen Zentralraum besonders betrifft, nämlich die 
dortigen öffentlichen Verkehrsmittel, die verbes­
sert beziehungsweise neu geschaffen werden müs­
sen. Derzeit ist es so, daß die öffentlichen Ver­
kehrsmittel, die auf dieser B 139 fahren, genauso 
wie die Pkws im Stau stecken und nicht weiter­
kommen. Daher sind diese öffentlichen Ver­
kehrsmittel sehr unattraktiv geworden. 

Es gibt seit den fünfziger Jahren einen Plan, 
eine Straßenbahnlinie von Linz über Leonding 
bis Traun zu führen. Das Problem ist aber folgen­
des: Der Eigentümer dieser Straßenbahn wäre die 
Stadt Linz. Diese hat natürlich wenig Interesse, 
die Menschen in diese Randgebiete hinaus zu 
transportieren. Also das hilft nicht weiter. Das 
heißt, es handelt sich hier um ein überregionales 
Anliegen, das zu lösen ist, wobei hinzugefügt wer­
den muß, daß der Bund kostenmäßig einzusprin­
gen hätte. Es wird daher unbedingt notwendig 
sein, einen Verkehrs- beziehungsweise Planungs­
verband zu realisieren, um auch die entsprechen­
den Bundesmittel dafür aufbringen zu können. 

Meine Damen und Herren! Es sind im Budget­
voranschlag des Jahres 1992 für diese U mfahrung 
Traun, von der ich immer gesprochen habe, leider 
Gottes nur 4 Millionen Schilling eingesetzt. Es 
waren im heurigen Jahr 31 Millionen Schilling. 
Ich weiß, daß dieses Geld noch nicht verwertet 
werden konnte, weil eben diese §-4-Verordnung 
noch fehlt. Aber ich bitte Sie schon heute, Frau 
Staatssekretärin, gemeinsam mit dem Bundesmi­
nister in den Folgejahren entsprechende Budget­
mittel vorzusehen. damit dieses Verkehrsproblem 
im Bereich des Bezirkes Linz-Land gelöst werden 
kann. - Ich danke Ihnen. fBeijaLL bei der SPÖ.J 
/4.24 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster ist 
Herr Abgeordneter Neuwirth zu Wort gemeldet. 
Ich erteile es ihm. 

14.24 

Abgeordneter Neuwirth (SPÖ): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin! Frau Staatssekretärin! Meine 
geschätzten Damen und Herren! Mich hat die 
Aussage des Kollegen Probst, der jetzt leider nicht 
hier ist, tief betroffen gemacht, wonach die 
Durchlöcherung unseres Mieterschutzes erfolgen 
müsse. Er hat noch von den Wohnkostensteige­
rungen gesprochen. Auch dazu einige Sätze. 

Meine lieben Freunde von der FPÖ-Fraktion! 
Eine Aufhebung oder eine Durchlöcherung des 
Mieterschutzgesetzes kommt für die sozialdemo­
kratische Fraktion - damit kein Irrtum im Rau-

me stehenbleibt - nicht in Frage. Wir werden 
erstens die Begrenzung der Mietzinse nach oben 
nicht aufgeben. wir werden zweitens weiterhin 
generell die Erhaltungsbeiträge verlangen, und 
wir werden drittens keine befristeten Mietverträ­
ge zulassen. 

Was die Wohnkostensteigerung betrifft, muß 
man natürlich auch - und er hat das auch gesagt 
- die Sanierungsvorhaben hier nennen. Die 
Wohnungen, die saniert wurden, bekommen 
dann natürlich auch einen höheren Zins. Die Ver­
antwortung ist aber nicht nur bei der Wohnhaus­
sanierung, denn auch wir haben es übernommen, 
einer tragbaren Mietenerhöhung zuzustimmen. 

Herr Kollege Lukesch hat gemeint, das Radfah­
ren solle ein Bürgerrecht werden. Auch dazu mei­
ne Zustimmung. Ich bin einverstanden mit die­
sem Vorschlag, allerdings mit der Einschränkung, 
die Kollege Parnigoni hier deponiert hat. 

Einverstanden bin ich auch mit dem Budgetan­
satz von 100 Millionen Schilling, aber die Rad­
fahrwege sollten nicht entlang von Bundesstraßen 
gebaut werden. Es wurden ohnedies schon viel zu 
viele entlang der Bundesstraßen gebaut. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte mich doch auch ein wenig mit dem Kapi­
tel 64, Bauten und Technik, und insbesondere 
mit dem Thema "Bauen und Umwelt" beschäfti­
gen. 

Es ist erfreulich, daß die Wirtschaftsforscher 
eine lebhafte inländische Nachfrage vorhersehen. 
Mittelfristig dürfen wir in Österreich in der ersten 
Hälfte der neunziger Jahre, das heißt, von 1991 
bis 1995, ein durchschnittliches reales Wirt­
schaftswachstum von 3,2 Prozent per anno er­
warten. Natürlich hoffen wir, daß die ausländi­
sche Nachfrage, die derzeit zurückgeht, wieder in 
Schwung kommt. 

Die Bauwirtschaft kann vor allem in den näch­
sten zwei bis drei Jahren eine rege Nachfrage 
nach Wohnbauten verzeichnen, weil die für den 
Wohnbau vorgesehenen Mittel effizienter einge­
setzt werden. Und da bitten wir natürlich auch 
den Herrn Bundesminister um seine Unterstüt­
zung. 

Der verstärkte Wohnungsbau ist, wie ich mei­
ne, aus mehreren Gründen notwendig. Eine 
Haushaltsprognose bis zum Jahr 2015 macht 
deutlich. daß es im Jahr 2015 um 20 Prozent 
mehr Einpersonenhaushalte und um 59 Prozent 
mehr Zweipersonenhaushalte geben wird. Dazu 
kommt noch die Zuwanderung aus den osteuro­
päischen Staaten. 

36 000 Wohnungen wurden im Jahr 1990 fer­
tiggestellt. Das ist entschieden zuwenig, denn wir 
haben in Österreich einen enormen Wohnungs-
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fehlbestand, der behoben werden muß. 200 000 
Wohnungssuchende sind entschieden zuviel, 
denn dahinter stehen ja 200 000 Menschenschick­
sale. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zu 
den von mir aufgezeigten Problemen kommt 
noch die neue Bevölkerungsprognose bis zum 
Jahr 2015 hinzu. Laut dieser Statistik beträgt die 
Bevölkerungszunahme rund 500 000 Menschen. 
Ich bin sehr froh, daß Bundeskanzler Dr. Vra­
nitzky ein Bündel von Maßnahmen angekündigt 
hat, wodurch der Neubau von 15 000 zusätzli­
chen Wohnungen ermöglicht wird. Ich begrüße 
den mutigen Schritt der Bundesregierung, bei der 
Lösung dieses Problems aktiv mitzuwirken. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Frau Staatssekretärin! Ich weiß schon, daß die 
Wohnbauförderung aufgrund der Verländerung 
nicht mehr in den Kompetenzbereich des Bundes 
fällt. Dieses Ziel, 15 000 Wohnungen zusätzlich 
zu bauen, werden die Gemeinden natürlich nicht 
nur begrüßen, sondern auch nach Möglichkeit 
unterstützen, denn, Frau Staatssekretärin, die 
Probleme mit den Wohnungssllchenden haben 
die Gemeinden, und trotz dieses schärferen Bud­
getwindes muß der Wohnbau weiterhin auch vom 
Bund gefördert werden. Dies schon allein des­
halb, weil damit Wärme des Staates ausgestrahlt 
wird, und natürlich können wir helfen, die Sorgen 
der Menschen ein wenig zu lindern. Ich glaube, 
auch die Regierung und das Parlament sollen hier 
mithelfen. 

Es wurde heute von Kollegin Petrovic der Aus­
druck geprägt: "Krankheitsminister". Liebe Frau 
Kollegin! Die Umweltausgaben in Österreich lie­
gen an der Spitze. 1m Verhältnis zum Bruttoso­
~.ialprodukt betragen die UmweItausgaben in 
Osterreich 1,9 Prozent, dahinter sind Deutsch­
land mit 1,62 Prozent und die Niederlande mit 
1 A 7 Prozent, alle anderen Staaten folgen danach, 
und in allen anderen Staaten wird ab 1990 weni­
ger für die Umwelt ausgegeben. als dies 1980 der 
Fall war. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 
sozialdemokratischen Abgeordneten glauben, daß 
diese Wohnbauunterstützung notwendig und 
möglich ist und stimmen diesem Budget auch ger­
ne zu. (Beifall bei der SPÖ.) J.+.32 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächste 
Rednerin zu Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete 
Parfuss. Ich erteile es ihr. 

/4.32 
Abgeordnete Ludmilla Parfuss (SPÖ): Sehr ge­

ehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Staats­
sekretärin! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich 
bitte schon im vorhinein um Verständnis, wenn 
ich meine Wortmeldung zum Kapitel Wirtschaft 

dazu benütze, um auf das Grenzland aufmerksam 
zu machen, und auch Forderungen formuliere, 
die nicht unbedingt in dieses Ressort hineinfallen. 

Ich habe letztes Mal bei meiner Wortmeldung 
in der Budgetdebatte bereits kurz die Lage bei 
uns im Grenzland skizziert und ich möchte das 
wiederholen: Wir befinden uns geographisch in 
einer Randlage und haben auch verkehrspoliti­
sche Probleme, und deshalb sind Betriebsansied­
lungen nur sporadisch bis schleppend. Auch das 
Lohnniveau ist sehr niedrig. Der Fremdenverkehr 
ist im wahrsten Sinne des Wortes als "sehr sanft" 
zu bezeichnen. Das heißt, wir brauchen im 
Grenzland der Südweststeiermark dringend eine 
Strukturverbesserung, vor allem aber eine Ver­
besserung der Verkehrssituation. 

Ich möchte vorausschicken, daß die geplante 
Anpassung der Südbahn an den zu erwartenden 
Aufwärtstrend im Personen- und Güterverkehr 
mit dem Bau des Semmering-Basistunnels sehr zu 
begrüßen ist und auch das südsteirische Grenz­
land gewissermaßen mitpartizipieren kann. Ein­
schneidende Auswirkungen auf unser Gebiet 
können allerdings nicht erwartet werden, wenn 
nicht gleichzeitig eine Anbindung beziehungswei­
se eine Weiterführung einer leistungsfähigen 
Bahnstrecke in den Großraum Graz erfolgt und 
die Verbindung in den Süden durch den Koral­
pen-Tunnel zur italienischen Grenze gegeben ist. 

Kurz zur Illustration: Am 2. Dezember 1991 
wurde von Herrn Minister Streicher der Ergeb­
nisbericht eier Machbarkeitsstudie Süd-Ost-Span­
ge vorgestellt. ausgearbeitet von einem interdiszi­
plinären Forschungsteam, bestehend aus Techni­
kern, Raumplanern und Ökonomen, über die 
Bahnhochleistungsstrecke, die von Wien über Ei­
senstadt bis Graz im Ostbereich und von Graz­
Klagenfurt bis zur italienischen Staatsgrenze im 
Südbereich führt, eben die sogenannte Süd-Ost­
Spange. Das Forschungsteam untersuchte die 
Realisierbarkeit einer solchen Hochleistungs­
strecke nach technischen, geologischen, raumpla­
nerischen, ökologischen und auch ökonomischen 
Gesichtspunkten. Das Ergebnis der Machbar­
keitsstudie war, daß eine Hochleistungsstrecke 
technisch machbar ist, im hohen Maße umwelt­
schonend gestaltet werden kann und wichtige re­
gionalpolitische Effekte haben wird. Zugleich 
stellt sie auch ein ökonomisch interessantes Inve­
stitionsprojekt dar, ist aber keine Alternative zur 
Südbahn, sondern eine Ergänzung. Die Realisie­
rungsdauer dieses vorgestellten Projekts mit einer 
Gesamtstreckenlänge von 394 km wird auf 20 bis 
30 Jahre geschätzt. Das heißt, das Grenzland 
würde bis dahin weiter verkehrsgeographisch und 
damit auch wirtschaftlich isoliert bleiben. 

Ich nehme meinen Auftrag als Abgeordnete des 
Grenzlandes ernst und fordere daher eine umfas­
sende Strukturverbesserung für die Südweststei-
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ermark, nämlich unter anderem durch die Vor­
ziehung der Spange Süd - ausgehend von Graz 
über Werndorf. Deutschlandsberg - und durch 
den Bau des Koralpen-Tunnels nach Kärnten. 
(Beifall bei der FPÖ.) - Ich hoffe, ich mache den 
Kärntnern damit eine Freude. (Abg. Mi lt e re r: 
Dem Streicher müssen Sie das sagen.') Moment, 
moment, warten Sie nur! 

Ich möchte das auch folgendermaßen begrün­
den: Die geschätzten Gesamtbaukosten - Herr 
Kollege, hören Sie zu, was ich sage; auch er wird 
es von mir hören oder hat es schon gehört -, die 
geschätzten Gesamtbaukosten der Süd-Ost-Span­
ge betragen auf Preisbasis 1990 61 Milliarden 
Schilling, wie Sie wahrscheinlich wissen werden. 
Auf den Streckenabschnitt Süd, das ist 
Graz-Klagenfurt- Thörl-Maglern, entfallen nur 
19 Millionen Schilling, und er ist 193 km lang. Im 
Südabschnitt können über große Längen Be­
standsstrecken mitverwendet werden, und der 
Tunnelanteil im Koralpengebiet ist wesentlich ge­
ringer als im Ostbereich. Außerdem ist laut Ex­
pertenbericht die Trassierung des Südabschnittes 
insgesamt weniger schwierig als jene des Ostab­
schnittes. Er erlaubt eine landschaftsangepaßtere 
Trassierung mit einer geringeren Anzahl von Tal­
brücken und Abschnitten mit hohen Dämmen 
oder tieferen Einschnitten. Das heißt, die Vorzie­
hung der Südtrasse wäre eine billige und schneller 
machbare Variante mit einem sofort merkbaren 
gesamtverkehrstechnischen Entlastungseffekt, 
vor allem im Raum St. Michael-Leoben, da sich 
dadurch ein zusätzlicher Verkehrsweg in den Sü­
den ergeben würde. 

Die Auswirkungen in der Bau- und auch in der 
Fertigphase würden einen ungeheuren sowohl 
volks- als auch gesamtwirtschaftlichen Aufho­
lungs- und Investitionsschub bedeuten und sich 
daher ungemein positiv auf unsere Region, die 
Weststeiermark, niederschlagen. 

Ich bitte Sie daher, Frau Staatssekretär, auf 
Ihre Kollegen in der Steiermark dahin gehend 
einzuwirken, in ihrem Bereich sofort die politi­
schen Verhandlungen einzuleiten und auch Wei­
chenstellungen für die notwendigen Planungs­
schritte zu sichern, um die Vorkehrungen für das 
Trassenband zu treffen. Außerdem bitte ich Sie 
- und das sei bitte auch Herrn Minister Schüssel 
und Ihren Kollegen weiterzusagen -, in Ihrem 
Ressort alles zu tun, um eine Beschleunigung die­
ses Projekts zu erreichen, und im Zuge der 
Durchführung die Bahn dafür zu nutzen, um ei­
nen Wirtschaftsaufschwung im Grenzgebiet her­
beizuführen. (,Beifall bei der SPÖ und bei Abge­
ordneten der OVP.) /4.37 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster ist 
Herr Abgeordneter Schmidtmeier zu Wort ge­
meldet. Ich erteile es ihm. 

1../.37 

Abgeordneter Schmidtmeier (SPÖ): Sehr ge­
ehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Staats­
sekretärin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 
Eine Blockredezeit mag ja etwas Gutes sein, aber 
die Wirtschaft kommt zu kurz. Das tut mir leid, 
also werde ich es trotzdem im Telegrammstil ma­
chen. 

Ich bedauere, daß es die drei sogenannten Wirt­
schaftsabgeordneten der Freiheitlichen Partei 
vorgezogen haben, die Wirtschaftsdebatte von der 
Cafeteria aus oder von sonstwo im Haus oder von 
außerhalb des Hauses zu verfolgen, denn ich hät­
te über die Wirtschaftskompetenz dieser Partei 
etwas sagen wollen, besser gesagt. ich werde das 
auch tun. Vielleicht richtet man es ihnen aus oder 
vielleicht hören sie wo mit. (Abg. M a r i z z i: Sie 
haben Krawatten verkauft.') - Was haben sie? 
Krawatten verkauft? - Meine nicht. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich 
schätze die drei - Mautner Markhof, Peter, Hai­
germoser - als Unternehmer sehr, sie sind dort 
erfolgreich, ich wünsche ihnen das - für sie 
selbst, aber auch für die gesamte österreichische 
Wirtschaft. Nur legen sie anscheinend ihr Wirt­
schaftswissen, ihre Wirtschaftskompetenz bei der 
Garderobe, die irgendwo beim FPÖ-Eingang sein 
müßte, ab. Wenn sie hier in den Saal kommen, ist 
ihnen diese Wirtschaftskompetenz, mit der sie 
ihre Unternehmen sicherlich erfolgreich führen, 
abhanden gekommen, da beweisen sie sie nicht. 
(Beifall bei der SPÖ. - Widerspruch bei der 
FPO.J 

Einige kurze Beispiele: Kollege Mautner Mark­
hof spricht vom unnötigen Umweg EWR. Er hät­
te schneller verhandelt. - Wenn er in seinem 1n­
dustrieunternehmen verhandeln will, braucht er 
einen Partner. Einen Partner für die EG-Ver­
handlungen gibt es heute und in den nächsten 
Monaten nicht. Die EG sind jetzt mit dem Bin­
nenmarkt beschäftigt. Ab 1. 1. 1993 werden Ver­
handlungen möglich sein. Zum Verhandeln 
braucht man einen Partner, verhandeln kann man 
nicht allein. In seiner Firma weiß er das, hier weiß 
er es sicher nicht. 

Seine heutige Aussage in der Wirtschaftsdebat­
te über die Steuerpolitik erinnert mich ein biß­
chen an die Utopisten, die fragen: Wofür brau­
chen wir Kraftwerke, der Strom kommt ohnehin 
aus der Steckdose? So habe ich mir seine Steuer­
debatte vorgestellt. Als Unternehmer zahle ich 
auch nicht gerne Steuer, keiner zahlt sie gern. 
Wir sind ja keine Masochisten. Aber als Wirt­
schaftspolitiker ist mir klar, daß der Staat Steuer­
einnahmen braucht, um wirtschaftliche Aufg.aben 
wahrnehmen zu können. (Beifall bei der SPO und 
Beifall der Abg. Ingrid Tichy-Schreder.J 
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Kollege Peter macht sich auch heute wieder für 
das Getränkesteuermodell des sehr geschätzten 
Herrn Professors Schneider stark. Er hat aber 
vergessen - ich weiß nicht, ob sein Freund Hu­
ber davon so begeistert ist -: Der Weinbauer, an 
der Quelle, müßte 8 S bis 9 S bezahlen. - Uto­
pie! Es wäre genauso utopisch, wenn sich Peter 
mit seinem Unternehmen, das 500 Sitzplätze und 
127 Betten hat. um die Durchführung eines Kon­
gresses mit 10 000 Teilnehmern bewerben würde. 
Dort würde er es nicht tun, hier vertritt er Uto­
pien. 

Haigermoser, der vorige Woche mit mir in 
Genf bei einer EFT A-Tagung gewesen ist, war 
Ohren- und Augenzeuge, daß die EFTA dort in­
tensiv mit ehemaligen Oststaaten verhandelte, 
Vorverträge abschloß. Heute weiß er nichts da­
von, daß bei der EFTA auch Oststaaten vorkom­
men. - Entsetzlich diese "Wirtschaftskompe­
tenz"! 

Ich muß alles im Telegrammstil machen, von 
meinen vorbereiteten Seiten eine nach der ande­
ren weglegen. Ich möchte hier aber ganz kurz sa­
gen: Der Europäische Wirtschaftsraum ist - das 
kann man nicht oft genug sagen; das müssen alle 
Unternehmer wissen - ein Trainingsfeld für die 
Wettbewerbs bedingungen der EG. Das ist die 
Praxis, das ist die Realität. Es wäre günstig, wenn 
wir dieses Training hätten, bevor wir EG-Mitglied 
sind. (Beifall bei der SPÖ.) 

Der Herr Minister ist auch wieder hier, das 
paßt sehr gut. 

Sehr geehrter Herr Wirtschaftsminister! Sie 
wissen, daß ich Sie in vielen Dingen schätze. 
Auch Ihre heutige Aussage, in der Sie bemängeln, 
daß immer weniger Unternehmer und Praktiker 
hier sind, teile ich ganz und gar. Das aus Ihrem 
Mund zu hören, ist sehr angenehm. 

Ich habe hier aber folgendes zu kritisieren: Im 
Budgetausschuß habe ich Ihnen vorgeworfen, daß 
Sie die Wettbewerbsgesetze zuerst in einer Pres­
sekonferenz bekanntmachen und Tage später 
dem Parlament und der Begutachtung zuweisen. 
Meine dortige Kritik ist nicht auf fruchtbaren Bo­
den gefallen. Die neue Gewerbeordnung haben 
Sie auch bei einer Pressekonferenz vorgestellt. 
Auf U rgenzen war es sieben Tage nach der Pres­
sekonferenz vorgestellt. Auf Urgenzen war es sie­
ben Tage nach der Pressekonferenz möglich, eini­
ge "heilige" Exemplare hier im Parlament zu er­
halten. Das ist nicht die richtige Politik! 

Ich gehe bei vielen Dingen, die drinstehen, mit 
Ihnen mit, wir werden aber auch viel ändern müs­
sen. Das wissen wir beide. Das ist noch nicht ab­
gesprochen. Die Praxis wird andere Wünsche ha­
ben, wir werden hier lang verhandeln müssen, da­
mit wir das durchsetzen, was wir hoffentlich beide 

wollen. Aber ändern Sie bitte hier den Stil. sehr 
geehrter Herr Bundesminister. 

Meine Redezeit läuft ab. Ich hätte noch sehr 
viel zu sagen. (Zwischenruf der Abg. Ingrid Ti­
c h y - Sc h red er.) Liebe Ingrid! Ich würde 
mich wundern, wenn es dir als Parlamentarierin 
recht wäre, auf Pressekonferenzen über den In­
halt dieser für die Zukunft der österreichischen 
Wirtschaft so wichtigen Gewerbeordnung infor­
miert zu werden. Liebe Ingrid! Wir haben genug 
Zeit, reden wir morgen im Kammerpräsidium 
weiter. Meine Redezeit ist begrenzt. Ich muß mit 
meinen Kollegen solidarisch sein. 

Wir Sozialdemokraten werden diesem Budget­
kapitel zustimmen, weil die Rahmenbedingungen, 
die das Wirtschaftsbudget hier enthält, genau das 
sind, was die Wirtschaft für die Anpassung an 
künftige Aufgaben und zur Wahrnehmung der 
Zukunftschancen braucht. - Danke schön. (Bei­
fall bei der SPÖ.) N../4 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächste ge­
langt Frau Abgeordnete Langthaler zu Wort. 
Bitte. 

/4.45 
Abgeordnete Monika Langthaler (Grüne): 

Meine Damen und Herren! Frau Präsidentin! 
Herr Bundesminister! Frau Staatssekretärin! 
Wenn man einigen Beiträgen bei solch einer 
Wirtschaftsdebatte lauscht, muß man sich als 
Ökologin wieder zu Wort melden und den Mini­
ster, der nun doch wieder eingetroffen ist, an sei­
ne Verantwortung erinnern, da jedenfalls zu Be­
ginn dieser Debatte über ein sehr wesentliches 
Thema, nämlich die Energiepolitik in Österreich, 
geredet wurde und doch einiges falsch zitiert wur­
de, hier falsch argumentiert wurde. 

Zuerst aber zu allgemeinen Umweltverordnun­
gen und Umweltgesetzen. (Abg. Res c h: AllS 111-

rer Sicht!) Ja, Herr Resch, ich werde auf Sie zu 
sprechen kommen. 

Es gibt gerade im Bereich der Verpackung, im 
Bereich der Abfallwirtschaft massive Interventio­
nen von seiten der Wirtschaft, daß da nichts wei­
tergeht. Es gibt ja sogar hier im Haus von Ihrer 
Fraktion, vom Kollegen Keppelmüller, unmittel­
bar Interventionen - bis in den Umweltausschuß 
hinein, von der Firma Tetra Pack. Aber es gibt 
vor allem - und das ist am schlimmsten - von 
seiten des Wirtschaftsressorts und in Person des 
Wirtschaftsministers Schüssel eine Bremse, die es 
wirklich unmöglich macht, im Bereich des Abfall­
rechtes auch nur zu halbwegs vernünftigen Ver­
ordnungen zu kommen. 

Ich nenne hier nur eines der bekanntesten Bei­
spiele, die PVC-Verordnung, die seit drei oder 
vier Jahren in Österreich diskutiert wird und die 
nur wegen des Widerstandes von Bundesminister 
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Schüssel bis zum heutigen Tage nicht verabschie­
det worden ist. Wir müssen heute noch immer 
über denselben Zustand diskutieren wie vor vier, 
fünf Jahren. Es konnte keine einzige Verbesse­
rung erzielt werden. Und das liegt ausschließlich 
im Bereich des Wirtschaftsressorts. 

Ähnlich ist es im Bereich des FCKWs, wo es 
um die nicht vollhalogenierten, sondern teilhalo­
genierten geht. Überall dort, wo vom Umweltmi­
nisterium doch zaghaft Schritte in Richtung Öko­
logisierung vorgenommen werden würden, wird 
massiv blockiert von seiten des Wirtschaftsres­
sorts. Deshalb ist es wirklich zutreffend und be­
rechtigt. wenn meine Kollegin Petrovic vom 
"Umweltzerstörer" Schüssel spricht, der wirklich 
jede vernünftige Regelung in diesem Bereich ver­
hindert hat. 

Tragisch und besonders problematisch ist es in 
einem Bereich, der ihn ganz unmittelbar betrifft: 
Im Bereich des Abfallrechtes hat er ja leider nur 
Mitspracherecht ebenso wie im Chemikalienwe­
sen, aber für die Energiepolitik beziehungsweise 
die nicht vorhandene Energiepolitik ist er selbst 
als Person verantwortlich. 

Herr Bundesminister! Das, was in diesem Be­
reich passiert in Österreich, und das, was auch in 
Zeitungsartikeln über die Situation der Energie­
politik in Österreich geschrieben wird, ist sehr 
dramatisch und schlimm. Sie haben Glück, daß 
hier in diesem Haus gerade auch von seiten Ihres 
Koalitionspartners kein wirklicher Fachmann, 
kein wirklich couragierter Abgeordneter herun­
terkommt - beispielsweise vom Format eines Dr. 
Scheers in der Bundesrepublik, von der SPD -, 
der Ihnen ganz klar sagt, daß Ihre Energiepolitik 
eine reine Katastrophe ist. (Beifall bei den Grü­
nen.) 

Das, was Sie hier tun beziehungsweise nicht 
tun, und der massive Anstieg des Energiever­
brauchs, des Stromverbrauchs liegen allein in der 
Verantwortung Ihres Ressorts, in Ihrer Verant­
wortung. (Abg. Dipl.-Ing. Kai se r: Frau Kolle­
gin.' Sie .. raren beim Hearing dabei und haben dort 
nicht erkläre, daß der Strom aus der Steckdose 
kommt.') 

Herr Kollege Kaiser! Sie meinen - so wie viele 
andere von Ihrer Partei und leider auch von der 
SPÖ -, daß diese Problematik der Strom ver­
brauchszuwachsraten nur mit einer Möglichkeit 
zu lösen ist, nämlich neue Kraftwerke zu bauen. 
Sie glauben tatsächlich - in Anbetracht einer 
CO~-Problematik -, daß das Heil in der Wasser­
kraft zu suchen ist. 

Wenn hier heraußen behauptet wird, daß wir 
die 20prozentige Reduktion im CO2-Bereich 
durch den Ausbau der Wasserkraft erreichen 
können, so ist das eine blanke Lüge. Sie müßten 

das wissen, wenn Sie sich nur ein bißchen damit 
beschäftigen. Es ist so logisch, daß das ein fal­
sches Argument ist. 

Sie haben Stromverbrauchszuwachsraten von 
9 Prozent im Jahr - 9 Prozent im Jahr! Wenn 
Sie in Österreich Wasserkraftwerke bauen, wird 
ja deshalb nicht der Stromverbrauch sinken, son­
dern Sie decken eben die entsprechenden Zunah­
men für die Sommermonate ab. Woher nehmen 
Sie dann den Strom in den Wintermonaten? Oder 
ab September? Da nützt Ihnen das ausgebaute 
Wasserkraftwerksland Österreich nichts mehr, da 
brauchen Sie zur Abdeckung dieser Stromzu­
wachsraten dann leider die kalorischen Kraftwer­
ke. 

Es gibt eine Untersuchung - ich nehme an, Sie 
kennen sie, wenn Sie sich auch nur am Rande 
damit beschäftigen -, die besagt, daß es, wenn 
Sie in Österreich die Wasserkraft ganz ausbauen 
- seien das jetzt die Donau, die Drau oder all die 
Dorfertal-Projekte -, zu einer Zunahme von 
CO 2-Emissionen kommt. und zwar zu einer mas­
siven Zunahme von CO2-Emissionen, obwohl Sie 
kein einziges kalorisches Kraftwerk dazubauen, 
sondern nur Ihre so vielgepriesene Wasserkraft 
ausbauen. 

Das halte ich für ganz zentral in dieser Diskus­
sion. Und es wird hier einfach so getan, als gäbe 
es nicht auch Ansätze und Möglichkeiten, dem 
gegenzusteuern, als wäre dieser Energie- und 
Stromzuwachs etwas Gottgegebenes oder Gottge­
wolltes. Das stimmt ja nicht! Was hier fehlt, sind 
politische Steuerungsinstrumente, und der Grund 
dafür liegt in der Person des Bundesministers 
Schüssel. Sein Nichthandeln legitimiert letztlich 
genau diese Zuwachsraten und diese falsche 
Kraftwerkspolitik. 

Wenn Sie, Herr Dr. Schüssel, hier wie in jeder 
Rede, die Sie vor diesem Haus halten, auf irgend­
welche internationale Übereinkommen verweisen 
oder davon reden, wie wichtig Ihnen Strom- und 
Energiesparen sind, dann frage ich Sie: Warum 
tun Sie es nicht? Sie sind seit mehreren Jahren im 
Amt, und ich sehe in keiner Weise irgendeine In­
itiative in Richtung Strom- und Energiesparen. 
Im Gegenteil. In der Politik der einzelnen EVUs, 
aber auch des Verbundes und der Preisgestaltung 
der Tarife ist in keiner Weise etwas von Strom­
oder Energiesparen zu finden. 

Sie können uns hier nicht dauernd mit interna­
tionalen Verträgen abspeisen. Wir beharren dar­
auf, daß Sie hier im Lande tätig werden, Sie sind 
Wirtschaftsminister und leider zuständig für die 
Energiepolitik in diesem Lande. Handeln Sie in 
Österreich, sonst können Sie die von Ihnen zitier­
ten großen Energiesparszenarien beziehungswei­
se CO 2-Sparszenarien nie einhalten! Und erspa­
ren Sie uns bitte solch entsetzliche Sonntagsreden 
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wie jene des ehemaligen Vizekanzlers Riegler, die 
nicht einmal mehr für eine Weihnachtsansprache 
gut ist. - Danke. (Beifall bei den Grünen.) 14.5~ 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Mrkvicka. 
Ich erteile es ihm. 

1';.52 

Abgeordneter Mrkvicka (SPÖ): Frau Präsiden­
tin! Herr Bundesminister! Frau Staatssekretärin! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Drei Anmer­
kungen zum Kapitel wirtschaftliche Angelegen­
heiten. 

Erstens freut es mich. daß ein prominenter 
Funktionär der Handelskammer auch hofft. daß 
man in Hinkunft nicht mehr davon sprechen 
kann, daß dem Gewerbe zünftlerisches und hin­
terwäldlerisches Denken zugeschrieben werden 
kann, weil die neue Gewerberechtsnovelle, die 
uns ins Haus steht, eine entsprechende Verbesse­
rung bringen soll. Ich glaube. wir werden sie sehr 
gründlich diskutieren müssen. Sie wird mit den 
europäischen Integrationserfordernissen kompa­
tibel sein müssen. Sie wird im Zusammenhang 
mit der Niederlassungsfreiheit Hilfen für Inländer 
zu bieten haben. Sie wird die unterschiedlichen 
Wege zu berücksichtigen haben für Inländer und 
Ausländer, zu Berufsqualifikationen und Befähi­
gungsnachweisen zu gelangen. 

Zweitens: Ich freue mich. daß in Hinkunft der 
beruflichen Ausbildung, der schulischen Ausbil­
dung und der Berufserfahrung mehr als einer 
Meisterprüfung geglaubt werden wird. Ich nehme 
diese Ankündigungen mit großer Freude zur 
Kenntnis und hoffe, daß in diesem Zusammen­
hang endlich auch die hohe Qualität, welche die 
Werkmeisterschulen des Wifi und des BFI, aber 
vor allem die Werkmeisterschulen an der tech­
nisch-gewerblichen Abendschule der Arbeiter­
kammer Wien aufweisen, in vollem Umfang für 
den Befähigungsnachweis anerkannt wird. 

Gleichzeitig möchte ich darauf hinweisen. daß 
die Lehrabschlußprüfungsersätze, die bisher im 
Zusammenhang mit dem berufsbildenden Schul­
wesen immer eine unglückliche Diskussion ausge­
löst haben, eine Lösung finden. Und wenn die 
Anerkennungen in der Gewerbeordnung geregelt 
werden - wovon ich ausgehe, und denke, daß es 
gar nicht so schlecht ist -, dann muß aber wie 
beim Berufsausbildungsgesetz die Mitwirkung 
der Arbeitnehmerinteressenvertretungen und des 
Bundesministeriums für Unterricht und Kunst si­
chergestellt werden. (Beifall des Abg. DDr. Nie­
derwieser. ) 

Drittens: Meine Damen und Herren! Wenn 
schon davon gesprochen wird - ich entnehme 
das einer Pressemeldung -, daß das Gewerbe 
heuer voraussichtlich 5.1 Prozent an Umsatzstei-

gerungen zu verzeichnen hat - im nächsten Jahr 
rechnet man mit 4 bis 5 Prozent - und daß der 
Auftragsstand mit 17 Wochen unverändert und 
durchaus zufriedenstellend ist, dann würde ich 
doch meinen, daß man auch die finanziellen Vor­
aussetzungen hätte für mehr Investitionen in die 
Ausbildung der jungen Mitarbeiter. 

Meine Damen und Herren! Gerade im Gewer­
be ist es so, daß es nicht geringe Ausbildungsdefi­
zite gibt, was man an den Erfolgen und Mißerfol­
gen bei der Lehrabschlußprüfung klar ablesen 
kann. Die Flächenausbildung ist hier angesagt 
und gefragt. Und wenn man versucht, dies für die 
Ausübung von Gewerben im Rahmen der Gewer­
beordnung, nämlich in Gruppen und Flächen, zu 
realisieren, dann muß man das auch bei der Aus­
bildung tun. Daher wird eine Reform der Berufs­
ausbildung, vor allem der betrieblichen Berufs­
ausbildung, notwendig sein. Auch eine Novelle 
zum Berufsausbildungsgesetz steht an. 

Ich möchte dem Herrn Bundesminister herz­
lich danken für die rasche Beantwortung der Fra­
gen aus den Budgetverhandlungen und für die ra­
sche Reaktion im Zusammenhang mit unserem 
Entschließungsantrag auf Erstellung eines Be­
ru fsbild ungsberic h tes. 

Ich möchte zusammenfassend jedoch darauf 
hinweisen. daß Reformbedarf dringend gegeben 
ist, zum Beispiel bei der Berufsausbildung. 

In der Beantwortung der Anfragen ist festge­
stellt worden - ich nehme das, möchte ich sagen, 
sehr leidenschaftslos -, daß an budgetären Mit­
teln für die Lehrlingsausbildung ein Preisgeld für 
die Lehrlingswettbewerbe pro Jahr mit 100 000 S 
angesetzt ist und daß sich im Wirtschaftsministe­
rium vier Beamte um alle 150 000 Lehrlinge 
kümmern. Einerseits kann man sagen Sparsam­
keit. andererseits möchte ich aber meinen, daß es 
doch hier auch um den eher geringen Stellenwert 
geht, den die Berufsausbildung im Wirtschaftsmi­
nisterium hat. 

Im Gewerberecht besteht, wie gesagt, dringen­
der Reformbedarf, aber auch im Bereich der För­
derung der beruflichen Weiterbildung - ich 
glaube, man kann sie nicht nur der innerbetriebli­
chen und der Arbeitslosenausbildung überlassen: 
es müßte auch vom Wirtschaftsministerium ein 
entsprechender Schritt gesetzt werden - und 
nicht zuletzt in der Berufs- und Berufsbildungs­
forschung als wichtiger Grundlage für seriöse und 
zukunftsorientierte Konzepte und Programme im 
Bereich der beruflichen Bildung. 

Meine Damen und Herren! Das Budgetkapitel 
wirtschaftliche Angelegenheiten bietet eine Reihe 
von Voraussetzungen, birgt aber auch Mängel, 
und in der nächsten Zeit sollte man versuchen. 
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diese auszugleichen. - Danke schön. (Beifall bei 
der SPÖ.) J.J.56 

Präsidentin Or. Heide Schmidt: Als letzter zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Wolfmayr. 
Ich erteile es ihm. 

1.f.56 

Abgeordneter Wolfmayr (SPÖ): Frau Präsi­
dentin! Herr Bundesminister! Frau Staatssekretä­
rin! Meine Damen und Herren! Eine ganz kurze 
Vorbemerkung zu den Ausführungen des frei­
heitlichen Erstredners, Abgeordneten Georg 
Mautner Markhof. Er ist momentan leider Gottes 
nicht hier, aber ich kann sie mir nicht verkneifen. 
Es ist ja nicht verwunderlich, daß wir unter­
schiedlicher Meinung sind, aber immer wieder 
den Osthandel zu verteufeln, obwohl seine Firma 
dort gute geschäfte macht. ist unseriös. (Beifall 
bei der SPO. J 

Dazu eine ernsthafte Feststellung über die wirt­
schaftliche Verflechtung mit dem Osten, welche 
sich erst durch die Entwicklung in Rußland in 
den letzten Wochen ergeben hat: Denken Sie an 
die bestehenden Gaslieferverträge mit der UdSSR 
und stellen Sie sich vor, daß dort heute oder mor­
gen jemand die Gashähne zudreht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zu 
den wirtschaftlichen Vorstellungen der Grünen, 
im besonderen zur Kritik der Frau Abgeordneten 
Dr. Petrovic. und zwar hinsichtlich der Beitritts­
bemühungen Österreichs zur EG. Ich stelle Ihnen 
eine einzige Frage: Soll sich Österreich in ein 
wirtschaftliches Schneckenhaus zurückziehen? -
Ich möchte Ihre Antwort darauf. (Beifall bei Ab­
geordneten der SPÖ. - Der Prä s i den t über­
nimnu den Vorsitz.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte 
mit ein paar kurzen Bemerkungen - meine Re­
dezeit ist leider auch sehr beschränkt - auf den 
Außenhandel Österreichs mit den Ländern der 
EG eingehen. Ich zitiere die "Presse" vom 
12. Dezember 1991: 

"Der Außenhandel Österreichs mit der EG 
zieht weiter an. Von Jänner bis Oktober 1991 
stiegen die Einfuhren aus der Gemeinschaft nach 
den letzten aktuellen Daten des Österreich ischen 
Statistischen Zentralamtes um 5,4 Prozent im 
Vergleich zur Vorjahrsperiode. Die Exporte in 
die EG wuchsen im gleichen Zeitraum um 
4.7 Prozent." - Dazu vier Beweise. 

Erstens: Sie sehen: Der Außenhandel Öster­
reichs im sogenannten Europäischen Wirtschafts­
raum ist bis heute kontinuierlich angestiegen und 
beträgt derzeit zirka 75 Prozent unserer Ausfuh­
ren. Dabei ist der wichtigste Handelspartner die 
Bundesrepublik Deutschland. 

Damit zum zweiten und Wesentlichen: Jeder 
dritte Arbeitsplatz in Österreich ist vom Außen­
handel abhängig. Und allein deshalb darf Öster­
reich diese Chance nicht vorbeigehen lassen, am 
Binnenmarkt teilzunehmen, oder wir nehmen in 
Kauf. daß diese Arbeitsplätze sehr gefährdet sind. 

Die dritte Bemerkung: Die Schaffung des EWR 
ist eine wichtige Vorstufe im Zusammenhang mit 
dem Beitritt zur EG, weil dieser den großen Vor­
teil als Hauptbestandteil hat, daß sich die österrei­
chische Wirtschaft und die Arbeitnehmer in einer 
mehrjährigen Übergangsphase auf die Herausfor­
derung des europäischen Binnenmarktes einstel­
len können. 

Viertens: Die Internationalisierung der öster­
reichischen Unternehmen ist ein wichtiger wirt­
schaftlicher Faktor. Als Beweis sei angeführt, daß 
die Austrian Industries derzeit schon von 90 000 
Mitarbeitern mehr als 15 000 im Ausland be­
schäftigen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In 
diesem Zusammenhang muß aber aus sozialde­
mokratischer Sicht die Frage gestellt werden, ob 
nicht so manche Wirtschaftsförderung überholt 
und nicht mehr zeitgemäß ist und daher geändert 
gehört. sodaß diese freiwerdenden Mittel für an­
dere soziale Zwecke eingesetzt werden könnten. 
Je weniger Einzelförderung wir haben, umso 
mehr Wettbewerbsgleichheit schaffen wir, welche 
sich auch positiv auf die österreichischen Konsu­
menten und damit auf den Letztverbraucher aus­
wirken würde. 

Die EG und damit der vorgelagerte EWR sind 
keine Sackgasse, sondern eine große Chance 
Österreichs. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ 
und Beifall des Abg. Vetter.) 15.01 

Präsident: Zu Wort ist niemand mehr gemel­
det. 

Die Debatte ist daher geschlossen. 

Herr Berichterstatter? - Kein Schlußwort. 

Dann können wir a b s tim m e n über die 
Beratungsgruppe IX des Bundesvoranschla-
ges 1992. 

Diese Beratungsgruppe umfaßt die Kapitel 63 
und 64 samt dem zum Kapitel 64 gehörenden 
Teil des Konjunkturausgleichsvoranschlages in 
250 der Beilagen in der Fassung des Spezialbe­
richtes in 300 der Beilagen. 

Es liegt ein Zusatzantrag der Abgeordneten Dr. 
Keimei, Eder und Genossen vor, der die Einfü­
gung neuer Titel 1/6441 sowie 2/6441 "Amt der 
Wasserstraßendirektion" sowie der damit im Zu­
sammenhang stehenden Voranschlagsansätze 
zum Inhalt hat. 
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Ich ersuche jene Damen und Herren, die sich 
für Kapitel 63 und 64 samt dem zum Kapitel 64 
gehörenden Teil des Konjunkturausgleich-Voran­
schlages in 250 der Beilagen in der Fassung des 
Spezialberichtes 300 der Beilagen unter Berück­
sichtigung des Zusatzantrages der Abgeordneten 
Dr. Keimei, Eder und Genossen aussprechen, um 
ein bejahendes Zeichen. - Das ist mit Me h r -
h e i t b e s chi 0 s sen. 

Damit ist diese Verhandlungsgruppe abge­
schlossen. 

Beratungsgruppe XV 

Kapitel 17: Gesundheit, Sport und Konsumen­
tenschutz 

Präsident: Wir gelangen zur Verhandlung über 
die Beratungsgruppe XV: Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz. 

Ich bitte Frau Abgeordnete Reitsamer um Ih­
ren einleitenden Bericht. 

Spezialberichterstatterin Annemarie Reitsa­
mer: Herr Präsident! Herr Bundesminister! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Ich bringe den Be­
richt des Budgetausschusses über die Regierungs­
vorlage (250 und Zu 250 der Beilagen): Bundesfi­
nanzgesetz für das Jahr 1992 samt Anlagen, Spe­
zialbericht zur Beratungsgruppe XV, Kapitel 17: 
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz. 

Der Budgetausschuß hat die in der Beratungs­
gruppe XV zusammengefaßten finanzgesetzli­
chen Ansätze des Kapitels 17 des Bundesvoran­
schlages für das Jahr 1992 in seiner Sitzung am 
27. November 1991 unter dem Vorsitz von Ob­
mann-Stellvertreter Dkfm. Holger Bauer in Ver­
handlung gezogen. 

Der Entwurf zum Bundesvoranschlag 1992 
sieht bei diesem Kapitel Ausgaben von 
5 340 883 000 S vor. 

Die Einnahmen bei Kapitel 17 werden im Bun­
desvoranschlag 1992 mit 836 371 000 S veran­
schlagt. 

Der Bundesminister für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz Ing. Ettl nahm zu den aufge­
worfenen Fragen Stellung. 

Die Abgeordneten Mag. Brigitte Ederer und 
Bayr stellten einen Abänderungsantrag. 

Bei der Abstimmung am 29. November 1991 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der zur 
Beratungsgruppe XV gehörenden Teile des Bun­
desvoranschlages für das Jahr 1992 in der Fas­
sung des Abänderungsantrages der Abgeordneten 
Mag. Brigitte Ederer und Bayr einstimmig ange­
nommen. 

Der Budgetausschuß stellt somit den Antrag, 
der Nationalrat wollen beschließen: 

Dem Kapitel 17: Gesundheit, Sport und Konsu­
mentenschutz des Bundesvoranschlages für das 
Jahr 1992 (250 der Beilagen) mit den dem schrift­
lichen Bericht beigedruckten Abänderungen wird 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Herr Präsident! Für den Fall, daß Wortmel­
dungen vorliegen, bitte ich, die Debatte fortzuset­
zen. 

Präsident: Ich danke der Frau Berichterstatte­
rin für ihre Ausführungen. 

Wir gehen nunmehr an Hand der Rednerliste 
vor. 

Als erster zu Wort gelangt Herr Abgeordneter 
Fisch\. Ich erteile es ihm. 

15.05 
Abgeordneter Fischi (FPÖ): Herr Präsident! 

Herr Bundesminister! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Hohes Haus! Das Gesundheitswesen in 
Österreich kostet jährlich an die 150 Milliarden 
Schilling. Dieser Betrag ist nur geschätzt, denn 
das Geld fließt aus verschiedenen Quellen. Die 
wichtigsten sind natürlich die Krankenkassen, die 
Länder und Spitalserhalter , und vor allem - das 
möchte ich nicht vergessen - ist ein sehr wichti­
ges Element bei dieser Finanzierung die Privat­
versicherungswirtschaft. 

Der Bund bringt in diesen Topf etwa 5,3 Mil­
liarden Schilling ein. Das sind, gemessen am Ge­
samtaufwand, etwa knappe 3 Prozent. Herr Bun­
desminister, ich verstehe daher, daß Sie in diesem 
Bereich nicht allzuviel mitzureden haben, denn 
nach dem Motto "Ohne Geld ka Musi!" kann 
man dann halt auch nichts anschaffen. (Beifall bei 
der FPÖ. - Zwischenruf des Abg. G r a b Il er.) 

Jedenfalls, Herr Kollege Grabner, ist dieses Mi­
nibudget des Gesundheitsressorts der sichtbare 
Ausdruck des staatlichen "Interesses" an unserem 
Gesundheitswesen. Die Gesundheit, Hohes Haus, 
ist eben das Stiefkind der Regierung. Es wird 
zwar immer wieder mit großem Getue der KRA­
ZAF verlängert, aber das ist - soweit ich das 
nach dem einen Jahr, das ich hier bin, beurteilen 
kann - wirklich die einzige Aktivität der Koali­
tionsregierung. 

Da bringt eine einzige Erhöhung der Kranken­
kassenbeiträge um einige Milliarden mehr als das 
gesamte Budget, das Herr Minister Ettl zu ver­
walten hat. Aber Minister Ettl ist nicht willens 
und hat überhaupt kein Interesse, Einfluß auf die 
Verwendung dieses Geldes aus der Erhöhung der 
Krankenkassenbeiträge zu gewinnen. Im Gegen­
teil: Minister EttI läßt es zu, daß Gelder aus dem 
Gesundheitsbereich, nämlich die erhöhten Kran-
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kenversicherungsbeiträge, völlig ressortfremd zur 
allgemeinen Budgetsanierung herangezogen wer­
den. 

Die Beamten haben im Sommer mehr Geld 
verlangt. Das hätte sich natürlich katastrophal auf 
unser Budget, auf die präliminierten 62 Milliar­
den Schilling Defizit ausgewirkt, und wäre nicht 
eine regulierende Maßnahme über die ASVG­
Beiträge getroffen worden, wäre die Illusion der 
62 Milliarden Schilling geplatzt. Da haben die ho­
hen Herren verhandelt und verhandelt und haben 
dann endlich einen Ausweg gefunden: Die Sozial­
versicherungsbeiträge für Beamte, für ÖBB-Be­
amte und ihnen gleichgestellte Personen. sind um 
0,6 Prozent gesenkt worden. Gleichzeitig wurden 
die Versicherungsbeiträge der ASVG-Versicher­
ten um 0,8 beziehungsweise 1 Prozent erhöht. 
Diese gesenkten beziehungsweise nicht erhöhten 
Prozentpunkte wurden dann den Beamten bei 
den Gehaltsverhandlungen angerechnet. Dadurch 
erspart sich der Bund natürlich eine Menge Geld, 
erstens durch die nicht so stark gestiegenen Ge­
hälter und zweitens auch durch den natürlich 
ebenfalls geringeren Dienstgeberbeitrag zur So­
zialversicherung. 

Selbstverständlich sind wir Freiheitlichen für 
Sparen, wo es geht. Aber das, Herr Minister und 
werte Koalitionsregierung, was Sie hier machen, 
ist nicht Sr.aren, sondern Verheimlichen. (Beifall 
bei der FPO.) 

Alle ASVG-Versicherten - und das ist die 
Conclusio aus dieser Maßnahme - zahlen jetzt 
praktisch für die Budgetsanierung. Und Herr Mi­
nister Ettl schaut zu! 

Herr Bundesminister! Dabei sollten ja gerade 
Sie über die Probleme im Gesundheitsbereich ge­
nauestens Bescheid wissen. Und es sind zum 
Großteil finanzielle Probleme. die uns bedrük­
ken. Da wäre jeder Groschen wichtig. 

Diese Milliarden, die jetzt dem Budgetdefizit 
geopfert werden, wären die Ressourcen gewesen, 
um endlich die notwendigen Reformen im Ge­
sundheitsbereich durchzuführen. Herr Minister! 
Sie lassen es zu, daß diese Ressourcen jetzt" ver­
transchelt" werden! 

Damit verbauen Sie natürlich auch für einige 
Zeit die Möglichkeit für Reformen. Denn Refor­
men - wie schon gesagt - kosten Geld, und es 
ist nicht möglich. die Krankenversicherungsbei­
träge einfach nach Belieben zu erhöhen. Ich hof­
fe, Herr Minister, Sie sind sich im klaren darüber, 
daß Sie mit solchen Aktionen die Verantwortung 
dafür tragen, daß das Gesundheitswesen in unse­
rem Staate nicht "gesunden" kann. 

Herr Minister! Sie sind angetreten, Reformen 
durchzuführen. Dazu würde vor allem gehören, 

daß Sie die Position des Gesundheitsministeriums 
und des Gesundheitsministers stärken. Die Posi­
tion des Gesundheitsministers stärken heißt aber 
nicht, daß Sie jetzt den Sportminister spielen dür­
fen. 

In den vielen Regierungs- und sonstigen Erklä­
rungen der Koalitionsregierer war stets die Rede 
davon, daß die Sozialversicherungen dem Ge­
sundheitsminister untergeordnet werden sollen. 
Das ist sicher relativ vernünftig, denn es ist offen­
sichtlich, daß die Sozialversicherungen stark in 
den Gesundheitsbereich hineinwirken. Nur: Was 
ist daraus geworden? 

Geschätzter Herr Bundesminsiter! Wenn Sie 
wirklich ein Reformminister sein wollen, ist es 
Ihre Pflicht, sich nicht mit Sport und Konsumen­
tenschutz abspeisen zu lassen, sondern wirklich 
Kompetenzen zu verlangen. Es kommt darauf an, 
Herr Minister, was Sie wollen! Natürlich ist es 
angenehmer, im Fernsehen über unsere Tennis­
cracks zu parlieren, als sich mit den Bossen der 
Sozialversicherungen herumzuärgern. Sie müs­
sen, glaube ich - und das habe ich schon mehr­
mals gesagt - endlich aus dieser passiven Rolle 
ausbrechen, oder es wird in unserem Staat keine 
Reformen geben. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Kollege 
Schwimmer, der heute leider nicht anwesend ist, 
hat vorgestern mit der Unverfrorenheit eines ge­
lernten Apparatschiks gefordert, daß die Kran­
kenkassen jetzt mehr Einfluß ausüben sollten. 
Weil die Beiträge erhöht wurden, zahlen elie 
Krankenkassen mehr aus, und alls diesem Grun­
de, so meint der Herr Kollege, müßten die Kran­
kenkassen mehr Einfluß verlangen. Das verstehe 
ich aus seiner Sicht, er ist immerhin stellvertre­
tender Generaldirektor eier Wiener Gebietskran­
kenkasse, und mit etwas Glück wird er vielleicht 
Generaldirektor werden, wenn Herr Minister Ettl 
auch mithilft. Ich würde sagen: Ein Schuft, der 
Schlechtes dabei denkt, liebe Kollegen! - Mehr 
Einfluß auf die Krankenkassen, das wäre an 
sich die Lösung. 

Herr Kollege Schwimmer hat immer sehr deut­
lich seine Oppostion gegenüber der FPÖ zum 
Ausdruck gebracht, wenn es darum ging, daß wir 
Reformen verlangt haben. Ich würde Herrn Kol­
legen Schwimmer. der heute nicht hier sitzt, emp­
fehlen, sich einmal in seinem Bereich Gedanken 
darüber zu machen, wo er Reformen einleiten 
könnte, sich in seinem Beruf als stellvertretender 
Generaldirektor der Wiener Gebietskrankenkasse 
Gedanken zu machen, wie er diese immer wieder 
in den Raum gestellten 2,5 Prozent Verwaltungs­
kosten in der Öffentlichkeitn rechtfertigen will. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Kran­
kenkassen operieren mit einem Verwaltungsauf-
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wand von 2,5 Prozent, und ich behaupte hier, das 
ist genauso getürkt wie dieses Budget, das in die­
ser Legislaturperiode beschlossen wird. Bei einer 
ehrlichen Berechnung kommt man nämlich wirk­
lich auf ein Mehrfaches dieses Betrages. Es ist 
schade. daß Herr Kollege Schwimmer nicht da ist. 
denn ich habe damit gerechnet. daß er es hier 
gleich abstreiten wird. 

Der monströse Apparat Krankenkassen er­
drückt unser Gesundheitswesen. Und Sie. Herr 
Minister, ignorieren das einfach. Sie wollen die 
Zeichen der Zeit nicht sehen. Wenn die Ärzte mit 
Streik drohen, dann ist das für Sie bestenfalls ein 
Ausdruck von Geldgier, und ich behaupte hier. 
daß Sie schon so blind sind und diese Meinung 
auch vertreten. 

Die Diskussion um das Psychotherapieg~setz 
war ja nur der Tropfen, der das Faß zum Uber­
laufen gebracht hat. Sie werden sehen, sehr ge­
ehrte Damen und Herren, im nächsten Jahr wird 
es österreichweit zum Problem zwischen den 
Krankenkassen und der Ärzteschaft. der Ärzte­
kammer kommen. Da werden sicherlich einige 
Verträge nicht mehr verlängert oder gekündigt, 
und dann wird man ja sehen, wie die Bevölkerung 
darauf reagiert und wer letztlich dabei zu Scha­
den kommt. (Abg. K 0 pp I e r: Nach Ihrer Philo­
sophie l-väre das furchtbar für die BevöLkerung.') 

Ich glaube, Herr Minister Ettl, Sie haben -
und das hat sich auch bei dieser Diskussion ge­
zeigt - anscheinend darauf vergessen. daß in 
Vorarlberg die Zahnärzte bereits vor Jahren ei­
nen vertraglosen Zustand herbeigeführt haben. 
weil sie sich einfach dem Diktat der Leistungsmo­
notonie. das dieses System in sich birgt, künftig 
nicht mehr unterwerfen wollten. Ich glaube, daß 
dieses Modell Schule machen wird. (Abg. G ra b -
f1 e r: Da hören Sie zu. Frau Haller.') 

Herr Minister! Wie die ASVG-Debatte und 
auch jene über die KRAZAF-Verlängerung ge­
zeigt hat. ist in Österreich im Gesundheitswesen 
15 Jahre lang fast überhaupt nichts geschehen. 
was man als Gesundheitsreform bezeichnen 
könnte. Diese Passivität ist deshalb bedenklich. 
weil wirklich die Gesundheitsprobleme ehest­
möglich gelöst werden müssen. Wir schlittern un­
gebremst in ein Debakel. Das Gesundheitssystem 
zerbricht vor Ihren Augen. Was es da an Skanda­
len und Tragödien in den letzten zwei Jahren ge­
geben hat, Tendenz stark steigend, das sind die 
Todeszuckungen unseres Gesundheitswesens, 
sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Die Spitalsversorgung ist eigentlich - das ha­
ben wir anläßlich der KRAZAF-Debatte gehört 
und bestätigt bekommen, auch von den Kollegen 
Stocker und Schwimmer - schon fast unfinan­
zier bar. Nur mit äußerster Belastung der Bevöl-

kerung können Sie überhaupt noch den Schein 
wahren. Mehr stellt Ihre KRAZAF -Aufstockung 
auf Kosten der ASVG-Zwangsbeglückten gar 
nicht mehr dar, als den Versuch, den Anschein zu 
wahren, daß unser Gesundheitssystem noch fi­
nanzierbar wäre. (Abg. K 0 pp l e r: Amerikani­
sche Verhälmisse ~vollen Sie!) 

Potemkinsche Dörfer, Herr Minister Ettl. gibt 
es schon lange. Und jetzt haben wir in unserem 
Land das Gegenstück dazu, und zwar die 
"Ettlsche Spitalsfinanzierung" . (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Herr Minister Ett!! Wenn ich mir das Ressort 
Gesundheit und das Budget, das damit verbunden 
ist, anschaue, dann bin ich der Meinung: Sie dürf­
ten wirklich nicht der beste Verhandler gewesen 
sein, denn Ihre Ministerkollegen haben Sie beim 
Verhandeln offenbar gewaltig über den Tisch ge­
zogen. Das ganze Budget saniert sich nämlich aus 
Geldern des Gesundheitsbereiches, und nur Ihr 
sowieso unterversorgtes Ressort erhält noch weni­
ger Geld. 

Ihr Reformwillen, Herr Minister Ettl, reicht 
nicht einmal mehr bis in die Zentralleitung Ihres 
Ministeriums. Es ist ein trauriges Beispiel unge­
hinderter Verschwendungssucht. wie Sie die spär­
lichen Mittel, die man Ihnen zugeführt hat, ver­
teilen. Ihre Lieblinge sind nach wie vor die Beam­
ten, vor allem in Ihrem eigenen Ressort. Immer­
hin haben Ihre Beamten voriges Jahr 143 Millio­
nen Schilling gekostet. Heuer kosten sie die "Klei­
nigkeit" von 23 Millionen Schilling mehr, das ist 
eine beachtliche Steigerung um über 16 Prozent. 
(Abg. Mag. Sc h re in e r: Sie sind aber gesund.') 

Nun zur Zentralleitung. Die Kosten Ihrer Zen­
tralleitung, Herr Minister, stiegen von 279 Millio­
nen auf 326 Millionen Schilling. Das ist ebenfalls 
ein beachtlicher Anstieg für jemanden, der sparen 
wilL. 

Herr Bundesminister~ Die wohl wichtigste Fra­
ge für mich ist: Welche Jubiläen feiern Sie eigent­
lich heuer so exzessiv in Ihrem Ressort? - Wahr­
scheinlich das Anwachsen der Staatsschuld auf 
eine Billion oder sonst etwas Tolles! Jedenfalls 
stiegen die Jubiläumszuwendungen an Ihre Be­
amten um "jubelnde" 61 Prozent! (Abg. Wo l f: 
Wer hat dir denn das zllsanunengeschrieben?) 

Großzügigkeit, Herr Minister, zeigen Sie auch 
bei Auslands- und Dienstreisen. Die Mittel dafür 
wurden mehr als verdoppelt. Exakt steigen diese 
Mittel um 119 Prozent., 

Beinahme verdoppelt werden auch die freiwilli­
gen Sozialleistungen; sie steigen immerhin um 
77 Prozent. (Abg. K 0 pp l e r: Furchtbar.') 

Herr Minister Ettl! Einen weiteren Beweis Ih­
rer eisernen .,Spargesinnung" erbringen Sie 

55. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 71 von 156

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVIII. GP - 55. Sitzung - 18. Dezember 1991 5675 

Fischl 

durch die Aufwandsentschädigungen: diese stie­
gen .. nur" um 33 Prozent. 

Eigentlich ist Herr Minister Ettl auch zu Nicht­
beamten manchmal recht großzügig, denn die 
Entgelte für sonstige Leistungen von Einzelper­
sonen sind fast auf das Dreifache, nämlich um 
147 Prozent gestiegen. 

Respekt, Herr Minister, Sie zeigen wirklich ein 
scharfes Auge für die Probleme. Das Wichtigste 
sind für Sie nun einmal die Beamten, und damit 
diese ungetrübt jubilieren. dienstreisen und auf­
wenden können, muß man die' Mittel natürlich 
kräftig erhöhen. 

Gespart wird dann halt bei den .,unwichtigen" 
Dingen, wie zum Beispiel bei der Vorsorgemedi­
zin. Frau Kollegin Graenitz hat bei der KRA­
ZAF-Debatte gesagt. daß wir künftig darauf Be­
dacht nehmen und darauf Wert legen wollen, daß 
wir der Vorsorgemedizin in unserem Staat einen 
besonderen Stellenwert einräumen. Ich schließe 
mich ihrer Meinung natürlich vollinhaltlich an. 
Nur, Herr Minister Ettl, davon ist im Budget Ge­
sundheit nichts zu sehen. Da preisen Sie bei allen 
möglichen und unmöglichen Gelegenheiten Ihre 
zahlreichen Reformen. die zur Verbilligung des 
Gesundheitswesens führen sollen, und dann ge­
hen Sie her und kürzen die Mittel für die Vorsor­
gemedizin. 

Herr Minister EttP Sie sind schon lange genug 
Minister, und ich frage mich: Hat Ihnen wirklich 
noch niemand erklärt, daß es billiger kommt, die 
Menschen gar nicht erst krank werden zu lassen, 
als sie später sehr aufwendig zu kurieren? 

Hohes Haus! Es wäre wohl selbstverständlich, 
daß neben den Strukturreformen als begleitende 
Maßnahme alles getan wird, um die Vorsorgeme­
dizin zu fördern und in den Vordergrund zu stei­
len. Aber was macht unser Herr Minister? - Al­
ler Vernunft zum Trotz senkt er sogar die Mittel 
der Vorsorgemedizin von 245 Millionen Schilling 
auf 236 Millionen Schilling. Allein für die Ärzte­
ausbildung in diesem Bereich geben Sie heuer, 
Herr Minister, um 22 Prozent weniger aus. Das 
ist also die .. Reform" des Ministers Ettl im eige­
nen Haus: viel mehr für die Beamten und für die 
Verwaltung. denn da ist uns ja sowieso nichts zu 
teuer, und weniger für die Bereiche, in die man 
sinnvollerweise investieren müßte. Ihre Organisa­
tionsprinzipien, Herr Minister, haben Sie wahr­
scheinlich in Schilda gelernt! 

Hohes Haus! Die FPÖ lehnt dieses Gesund­
heitsbudget ab, da erstens das Geld, das vorhan­
den ist, vergeudet wird, um Beamte zu "mästen". 
Zweitens lehnen wir es ab. weil es in seiner be­
schämenden Dimension Ausdruck ist für die nach 
wie vor bedeutungslose Rolle der Gesundheitspo­
litik in unserem Staat. Und drittens lehnen wir es 

ab. weil durch so schmutzige Tricks wie die Erhö­
hung der ASVG-Beiträge das Budgetdefizit ge­
türkt ist. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 15.21 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abgeord­
neter Leiner. Er hat das Wort. 

15.~1 

Abgeordneter Dr. Leiner (ÖVP): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Minister! Ho­
hes Haus! Meine Damen und Herren! Liebe Ju­
gend! Gesundheit ist wichtig, aber um Gesund­
heitspolitik - die Freiheitlichen vertragen keine 
laute Stimme, weil sie anscheinend ein schlechtes 
Gewissen haben - wirklich effizient gestalten zu 
können, muß man den Begriff "Gesundheit" neu 
definieren. Gesundheit kann nicht nur das Frei­
sein von Krankheit sein, sondern ist ein bißchen 
mehr. Diese Definition wurde aufgenommen von 
der WHO, diese Definition wurde leider auch von 
den Sozialversicherungsanstalten aufgegriffen. 
Das wäre dann eigentlich eine Politik für Kranke, 
und das ist heute zuwenig. 

Ich glaube, man muß es so sehen, daß nicht nur 
die Mediziner allein Vertretungsrechte für die 
Gesundheit haben. Es sollten auch gesundheitser­
haltende Komponenten in der Definition enthal­
ten sein. Man spricht heute schon von einer Le­
bensstil-Medizin. Professor Jörg aus Zürich hat 
festgestellt, daß 50 Prozent der Todesursachen 
ungesunder Lebensstil sind, daß 20 Prozent der 
Todesursachen Umweltfaktoren sind, daß zu 
20 Prozent humanbiologische Faktoren mit hin­
einspielen und daß zu 10 Prozent die Gesund­
heitsversorgung insgesamt ausschlaggebend ist. 

Der Begriff "Gesundheit" ist eben nicht nur 
das Freisein und das Fehlen von organischen 
Krankheiten, sondern die Harmonie von Geist 
und Körper, in ein soziales Umfeld eingebettet, in 
die Partnerschaft, in die Familie, in die Dorfge­
meinschaft. in den Freuncles- und Bekannten­
kreis, in Vereine. auch beeinflußt von den äuße­
ren Umständen, der Umwelt, des Arbeitsplatzes, 
von meiner Beziehung zu all den gegebenen Si­
tuationen um den Menschen herum. So verstan­
den könnte man eigentlich von ökosozialer Ge­
sundheitspolitik sprechen; eigentlich ein Begriff, 
den Joschi Riegler geprägt hat und womit er ei­
nen historischen Wert geschaffen hat. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Dieser Begriff fordert aber auch von der Politik 
und von uns allen, die wir hier sitzen - von Ih­
nen, Herr Gesundheitsminister , besonders -, 
neue Aktivitäten und neue Konsequenzen. Es 
müssen neue gesundheitspolitische Ziele formu­
liert und neue Grundsätze aktualisiert werden. 
Ich möchte nur einige darlegen, die mir noch zu­
wenig umgesetzt zu werden scheinen. 
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Erstens: Gesundheitsvorsorge, die primäre, die 
sekundäre und die tertiäre Prävention. Ein Bun­
desland hat auf diesem Gebiet Beispielgebendes 
geleistet. Es ist Vorarlberg. Kein Wunder, es ist ja 
dort ein ÖVP-Landesrat tätig. In VorarIberg ist 
die Gesamtsterblichkeit 1970 um 36 Prozent un­
ter dem österreichischen Durchschnitt gelegen. 
1956 lag dieser Wert noch um 26 Prozent dar­
über. Die Sterberate auf 1 000 Einwohner betrug 
bei den Herz-Kreislauf-Erkrankungen in Öster­
reich 6,2 Fälle. in Vorarlberg 3.6 Fälle. Bei den 
Krebserkrankungen sind es im österreichischen 
Durchschnitt 2,5 Fälle pro Jahr, in VorarIberg 
nur 1,8 Fälle. Gebärmutterkrebserkrankungen la­
gen in Vorarlberg um 70 Prozent unter dem 
österreichischen Gesamtergebnis. In Vorarlberg 
war der Cholesterinspiegel bei den Frauen um 
20 Prozent niedriger und bei den Männern um 
15 Prozent niedriger als in Wien. Das ist das Er­
gebnis einer konsequenten Vorsorgemedizin und 
gewissenhaften medizinischen Versorgung eines 
Landes. 

Ein weiterer wichtiger Punkt ist für mich die 
Ausweitung des Mutter-Kind-Passes. Ich weiß, 
Herr Minister. daß Sie nur teilweise dafür verant­
wortlich sind, aber ich ersuche Sie hiermit, einzu­
wirken, daß zusätzliche Untersuchungsmethoden 
eingeführt werden. Da wäre an erster Stelle das 
Neuroblastom-Screening zu nennen. Sie haben 
versprochen, dieses heuer oder im kommenden 
Jahr einzuführen. und zwar flächendeckend. Ich 
bitte Sie, Herr Minister. wirken Sie ein wenig 
mehr auf Ihre Beamten ein! Ich habe den Ein­
druck. da dürfte einer dahinterstehen, der das zu 
verhindern versucht. (ZI-vischenrllf des Abgeord­
neten Dr. F II h r man n.) Nach meiner Auskunft. 
Herr Klubobmann. 

Das zweite ist die Haemophilus Influencae, Typ 
B-Impfung. Wir wissen aber, daß von 100 000 
Kindern 50 bis zum fünften Lebensjahr davon be­
troffen sind. In erster Linie treten Gehirnschäden 
dabei auf. Es treten auch schwerste psychomoto­
rische und geistige Schäden dabei auf. In 
Deutschland sind es ungefähr 200 bis 800 Kinder 
jährlich, die davon betroffen sind. Nach einer sol­
chen Impfung hat man in Deutschland 56.8 Mil­
lionen D-Mark einsparen können. 

Ein weiterer wichtiger Punkt wäre die Hüftge­
lenksonographie. Wichtig wäre auch eine Augen­
untersuchung bis zum dritten Lebensjahr. Herr 
Minister! Ich bitte Sie wirklich, diese Dinge ein­
zuführen. 

Ein weiteres Anliegen von mir wäre die schul­
ärztliche Untersuchung, die mehr forciert werden 
sollte. Aber nicht nur das ist wichtig, sondern 
auch die Gesundheitserziehung und - informa­
tion. Dafür müßte mit Bundesminister Scholten 
ein entsprechendes Gremium geschaffen werden, 

daß diese Punkte in den Lehrplan aufgenommen 
werden. 

Ich sehe auch bei unseren Präsenzdienern eine 
Chance, Gesundheitserziehung zu betreiben. Es 
genügt nicht, daß man sie gut untersucht - das 
wird, glaube ich, wirklich gemacht -, sondern 
man sollte im Bundesheer in den sechs Monaten 
gesundheitserzieherische Maßnahmen setzen, wie 
Verhaltensschulung, Rauchen abgewöhnen. ge­
sundes Essen, Ernährungsmedizin miteinbringen 
et cetera. Das wäre eine einmalige Chance, die 
man nutzen sollte. Natürlich sind diesbezüglich 
Gespräche mit dem Verteidigungsminister zu 
führen. Das ist gar keine Frage. 

Die Sportmedizin ist für mich ein besonderes 
Anliegen, weil ich weiß, daß gerade die Hobby­
sportler davon betroffen sind. Ich selbst merke 
das. Schifahren geht man gerne. Macht man kein 
Training und stellt man sich auf die Brettln, so ist 
man dann dahin, man ist um den Kopf kürzer 
oder man verliert Arm oder Hände. 

Das sind wirklich gesundheitspolitische Proble­
me, abgesehen davon, daß gerade bei den Hobby­
sportIern - glauben Sie mir das! - sehr stark das 
Doping gang und gäbe ist. (Abg. Dr. 
F II h r m a Il 11: Das stimme.') Das stimmt! Dagegen 
müssen wir Schritte unternehmen. Es sind wirk­
lich gesundheitsschädigende Verhaltensnormen 
eingetreten. 

Unser Gesundenuntersuchungsprogramm wird 
nur von 4 Prozent der Menschen in diesem Lande 
angenommen. Wir müssen etwas tun. Was könn­
ten wir tun? - Herr Minister! Ich schlage vor, wir 
schaffen ein Kuratorium für Vorsorgemedizin. 
Ich werde mich dahinterklemmen, das verspreche 
ich Ihnen. Das Gesundheitsministerium, das So­
zialministerium, die Ärztekammer, die Apothe­
kerkammer, die Wirtschaftskammer IAbg. Ing. 
M II re r: Die Ballemkatnmer!) , gemeinsam wer­
den wir hier Programme erstellen und Werbung 
machen. sodaß die Menschen in diesem Lande 
vorsorge medizinisch versorgt werden. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Wir müssen alle Gesundheitsberufe miteinbin­
den, und es sind ja neue Vorschläge vorhanden, 
die eine entsprechende Ausbildung vorsehen. Un­
sere Pflegeberufe müssen miteingebunden wer­
den. Eine .. Gesundheitsschwester" ist besser als 
eine Krankenschwester. Diesbezügliche Vorschlä­
ge sind vorhanden, und ich ersuche Sie, mit den 
Ländern weitere Verhandlungen zu pflegen, daß 
es auch zu einer wirklich guten Ausbildung 
kommt. 

Über die Lebensstilmedizin sagte bereits Pla­
ton: "Die Wahrheit ist nämlich, daß ihnen kein 
Medikament helfen wird, solange sie nicht dem 
Trunk, der Völlerei, den üppigen Liebesfreuden 
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und dem Müßiggang entsagen." (Heiterkeit.) Bit­
te, Platon hat das gesagt, nicht ich. (Abg. Hofe r: 
Ein gescheiter Mann.') Die Zigaretten fehlten da­
mals. Die waren sicher noch nicht "in". Ich würde 
heute die Zigaretten als gescheiter Mensch eben­
falls anführen. ( Abg. Dr. Fr i -
sc h e n sc h lag er: Welche von den Punkten er­
füLLst du?) 

Wir brauchen auch vermehrte Behandlungsein­
richtungen im rehabilitativen Bereich, in der ter­
tiären Prävention. Die Selbsthilfegruppen haben 
eine ganz große gesundheitspolitische Funktion. 
Stärken Sie diese! Versuchen Sie, diese finanziell 
zu unterstützen. Diese vegetieren wirklich armse­
lig dahin, sind aber wichtig. Ich denke gerade an 
die "Anonymen Alkoholiker", die hier auch zu 
nennen sind. 

Das Krankenhaus ist nicht das Zentrum. wie 
Frau Heindl mir das unterstellen wollte. sondern 
ein Glied in der Kette unserer Gesundheitspolitik. 
Wir sind für mehr ambulant und weniger statio­
när. Das Finanzierungssystem ist sicher ein gro­
ßes Problem geworden. Wir würden einen Län­
derpool vorschlagen, aus dem dann entsprechend 
alles mitfinanziert wird. 

Was das Sozialversicherungssystem betrifft, 
gebe ich Ihnen recht. - Der FischI ist wieder 
nicht da. Er verschwindet immer sofort, wenn er 
seinen Part hinter sich gebracht hat. Vielleicht 
schämt er sich, denn er sagt schon vieles, was 
nicht ganz richtig ist. (Abg. Res c h: Er mllß die 
Rede zurückgeben. Kollege.') Oder er läßt sie viel­
leicht korrigieren. 

Es fehlt in unserem Sozialversicherungssystem 
sicherlich die Flexibilität. Ich glaube, daß man 
von dem Pauschalsystem weggehen muß, weil es 
erstens ungerecht ist, zweitens leistungsfeindlich 
ist, weil überhaupt kein Anreiz besteht, aufwendi­
ge oder komplizierte Untersuchungen zu erbrin­
gen. Es ist gesundheitspolitisch falsch, weil es 
zum Überweisen verleitet und hohe Folgekosten 
verursacht, ruinös für Kleinpraxen und Neunie­
derlassungen von Ärzten. Es ist eigentlich nur 
vorteilhaft für die Mediziner, weil sie auch wäh­
rend des Urlaubes und Krankenstandes ihr Hono­
rar bekommen. Aber betriebswirtschaftlich ist es 
untragbar, weil eben nicht kostendeckend. Es ist 
auch patientenfeindlich, weil einfach der Zwang 
zum Massenbetrieb vorhanden ist, denn unter ei­
ner bestimmten Fallzahl ist keine wirtschaftliche 
Existenz möglich. 

Ich möchte auch noch auf gewisse Zahlen, die 
schon sehr bedenklich stimmen, hinweisen. Über 
22 Milliarden Schilling werden allein für die 
Krankenhäuser in Wien ausgegeben. Heuer hat 
man um 2,5 Milliarden Schilling aufgestockt. 
2,9 Milliarden Schilling werden für die freiprakti­
zierenden Praxen aufgebracht; sie betreuen 

70 Prozent der Wiener Patientenschaft. Ich glau­
be, daß hier ein einfach unmögliches Verhältnis 
vorhanden ist, und man muß darauf achten, daß 
ein Gleichgewicht zustande kommt. 

Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, daß 
wir auch die Patientenrechte weiter vorantreiben 
müssen. Das verschuldensunabhängige Prinzip 
sollte hier im Vordergrund stehen. Ein Ombuds­
man oder ein Patientenanwalt für die Kranken­
häuser sollte eingeführt werden. 

Der nächste Punkt, auf den ich noch hinweisen 
wollte, weil ich ihn einfach ganz, ganz wichtig fin­
de, ist die Unfallverhütungspolitik. die miteinge­
bracht werden sollte. Denken Sie an die vielen 
Unfälle der Kinder auf dem Schulweg. Wir haben 
insgesamt in Österreich 600 000 Unfälle im Jahr 
mit Verletzungsfolgen, davon sind 210 000 Un­
fälle im Haushalt, 120 000 Sportunfälle. 
4 000 Menschen verlieren ihr Leben, 2 000 durch 
Heim-, Freizeit- und Sportunfälle. Ich glaube, 
daß man hier auch eingreifen muß, aktiv eingrei­
fen sollte, um ein Sinken der Zahl der Unfälle zu 
erreichen. 25 Prozent, wie ich gehört habe, wären 
realisierbar. 

Ein Anliegen habe ich noch, das ich hier los­
werden möchte. Herr Minister! Ich weiß nicht, 
was Sie da befallen hat, als Sie das Apothekerge­
setz in Angriff genommen haben. Es steht nicht 
im Koalitionsübereinkommen, es besteht eigent­
lich auch kein Handlungsbedarf, denn die Bevöl­
kerung ist gut versorgt. Die Apothekerkammer ist 
zufrieden. Die Ärztekammer auch. (Rufe bei der 
SPÖ: Die Patienten nicht.') Ich habe Gespräche 
geführt, beide Kammern haben mir das gesagt. 
Wer nicht zufrieden ist - warum, weiß ich nicht 
-, das sind Sie. rWeitere Zwischenrufe bei der 
SPÖ.) In Ostermiething hat der Arzt keine Apo­
theke? Dann werden wir schauen, daß er eine be­
kommt. Man weiß aufgrund von Statistiken, daß 
in den ländlichen Regionen prozentuell nicht 
mehr an Medikamenten abgegeben wird als in 
den Städten, wo die Apotheker sind. Also das 
weiß man. (Abg. /l1.g. M Li re r: Die kriegt man 
hellte ja schOll im Supermarkl.'J 

Ich glaube, daß es da keiner Veränderu~.gen be­
darf. Ich glaube, daß die Existenz vieler Arzte in 
der Peripherie draußen gefährdet sein würde, 
würde man ihnen die Hausapotheke nehmen. 
Hier ist Vorsicht geboten. Eine Angleichung an 
die EG-Normen ist sicherlich angebracht. 

Ich möchte noch hinweisen auf diesen Ent­
schließungsantrag, der am 31. Dezember 1991 
dem Parlament vorgelegt werden sollte und der 
Ihnen am 2. Oktober 1991 übergeben worden ist. 
Ich habe gehört, Sie haben ihn der Regierung 
übergeben. Warum weiß ich nicht. eigentlich soll­
te er dem Parlament zugeleitet werden. (Abg. 
Helmuth S t 0 C k e r: Muß er ja.' - Abg. Dr. 
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Sc h ra Il z: Regierungsvorlage.') Hier sind noch 
einige Dinge zu korrigieren. Herr Minister, ich 
ersuche Sie, daß Sie mit Vertretern betroffener 
Berufe Gespräche führen, bevor Sie den Geset­
zestext vorlegen. 

Am Schluß möchte ich all jenen danken, die 
sich wirklich in idealistischer Weise, aufopfernd 
und mit persönlichem Einsatz für unsere kranken 
Menschen hingeben, Schwestern, Gesundheitsbe­
rufe. aber auch Ärzte. die oft 80 bis 130 Über­
stunden pro Woche machen. - Danke schön. 
(Beifall bei der ÖVP und bei Abgeordneten der 
FPO.) l5.-IO 

Präsident: Als nächste gelangt frau Abgeord­
nete Dr. Petrovic zu Wort. Bitte sehr. 

15AO 

Abgeordnete Dr. Madeleine Petrovic (Grüne): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bundesmini­
ster! Meine Damen und Herren~ Mein Vorredner 
hat einiges gesagt, dem ich folgen kann, bei ande­
rem wiederum kann ich nur hoffen, daß der Herr 
Bundesminister den Anregungen nicht folgen 
wird. Wenn die Reformen im Gesundheitswesen 
offensichtlich von irgendwelchen besonderen Pu­
ritanismusüberlegungen geprägt sein sollen, dann 
kann ich nur hoffen, daß sich der Herr Bundes­
minister in diesen Bereich nicht einmischen wird. 

Herr Bundesminister! Es ist zutreffend. daß Sie 
ein sehr. sehr kleines Budget haben, ein Budget, 
das verglichen mit den großen Brocken wirklich 
kaum noch die Bezeichnung "Budget" verdient, 
ein Hundertstel vom Gesamtbudget etwa, 
5.3 Milliarden beziehungsweise jetzt 6,6 Mil­
liarden entsprechend den Abänderungsanträgen. 
Dazu kommt - darüber wurde bereits gespro­
chen -. daß Sie auch in diesem Bereich ja keines­
falls freie Disposition haben, daß sehr vieles von 
dem wenigen Geld, das Ihnen zur Verfügung 
steht, im Strudel und Sog der Krankenhausfinan­
zierung verschwindet, und daß selbst der verblei­
bende Restbetrag keinesfalls gewährleistet, daß 
ein bißehen von einer aktiven Gesundheitspolitik 
möglich wird. 

Herr Abgeordneter Leiner hat zwar betont, 
man möge doch bei den Maßnahmen der Ge­
sundheitspolitik von einer Einheit von Körper, 
Geist und Seele ausgehen, hat allerdings bei sei­
nen Verhandlungswünschen immer nur die be­
troffenen Berufssparten angesprochen, nicht aber 
die davon betroffenen Menschen. Das wäre vor 
allem unsere forderung, daß Sie mit den Men­
schen reden, und zwar mit den gesunden, die aber 
vielleicht Angst haben um ihre Gesundheit. Die­
sen müßten Sie endlich Unterlagen liefern, Sie 
müßten im Bereich der Grundlagenforschung 
vermehrt aktiv werden. Das wäre ein Ansatz. 

Der Herr Abgeordnete Leiner hat zu Recht be­
klagt, daß im Bereich der Maßnahmen gegen den 
Tabakkonsum sehr wenig geschieht. Hier erinne­
re ich ihn aber daran, daß sich im Rahmen dieser 
Koalitionsregierung noch sehr wenig getan hat, 
um die Möglichkeiten des Finanzministers, die 
ungleich größeren Möglichkeiten des finanzmi­
nisters als Eigentümervertreter der Tabakwerke, 
Werbung für den gesundheitsschädigenden Ta­
bakkonsum zu betreiben, einzuschränken. 

Herr Abgeordneter Leiner~ Da Sie Vorarlberg 
als löbliches Beispiel erwähnt und so getan haben, 
als sei die ÖVP die Gesundheitspartei in diesem 
Lande. möchte ich Sie schon auch an den Artikel 
"Vietnamgift aus dem Müllschlot" in einer der 
jüngsten Ausgaben der "Ärztezeitung" erinnern, 
in dem Dozent Klech beklagt, daß die Müllver­
brennungsanlage flötzersteig mehr als dreißig­
maI über dem zulässigen Grenzwert Dioxin pro­
duziert. Für diese Müllverbrennungsanlage zeich­
net Ihr Wirtschaftsminister Schüssel verantwort­
lich, der es seit Jahren duldet, daß diese Anlage 
ohne gewerberechtliche Genehmigung mittels ei­
nes juristischen Tricks betrieben werden kann. 
(Beifall bei den Grünen.) Es ist daher, glaube ich, 
sehr zu Recht erfolgt, daß ich in meinen Ausfüh­
rungen zum Kapitel Wirtschaft den Herrn Bun­
desminister als den eigentlichen Krankheitsmini­
ster in diesem Lande bezeichnet habe. 

In nichts steht ihm aber Minister Streicher 
nach, der für den ungebremsten Automobilver­
kehr in diesem Lande verantwortlich zeichnet. 
Dozent Klech, ein sehr renommierter Lungen­
facharzt, bezeichnet in der "Ärztezeitung" das 
Auto als ein perfekt kanzerogenes Produkt. 

Da merkt man dann, wie klein die Möglichkei­
ten des Gesundheitsministers sind: Minibudget 
und mächtige Gegner, mächtige Gegner in der ei­
genen Regierung, die ein größeres Budget haben 
und die nicht die Gesundheitspolitik auf ihre 
fahnen geschrieben haben. Vor diesem Hinter­
grund wäre es umso wichtiger, Herr Bundesmini­
ster, daß Sie die geringen Mittel, die Sie haben, 
offensiv einsetzen, daß Sie hier eine aktive Ge­
sundheitspolitik machen und nicht mit diesen we­
nigen Geldern überwiegend reaktiv vorgehen, 
hintennachlaufen einer verhängnisvollen Ent­
wicklung, die wir in vielen Bereichen haben. 

Herr Bundesminister! Da kann ich Ihnen Vor­
würfe nicht ersparen. Sie haben nicht wirklich ge­
gengesteuert einer Angstkampagne der Ärzte­
kammer, die immer wieder eine "Ärzteschwem­
me" an die Wand gemalt hat. Jetzt stehen wir da 
mit einem dramatischen fachärztemangel. Jetzt 
ist es soweit, daß Ärzte aus der CSFR nach Öster­
reich abgeworben werden müssen, um auch nur 
den dringendsten Bedarf, die notdürftigste Ver­
sorgung sicherzustellen. Was das für ein weit är­
meres Land als Österreich bedeutet, brauche ich 
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Ihnen, glaube ich, nicht zu schildern, auch nicht, 
wie schwer es dort den Menschen fällt, die weni­
gen Fachkräfte auszubilden, diese Ausbildung zu 
finanzieren. Ich glaube, da sind Abwerbemaßnah­
men aus Österreich wirklich kontraproduktiv, 
und wir müssen uns schnellstens davon distanzie­
ren. Da erwarte ich Ihre Aktivität, daß wir im 
eigenen Bereich versuchen. mit diesen Problemen 
zu Rande zu kommen. (Beifall bei den Grünen.) 

In vielen Bereichen sind trotz warnender Stim­
men Unfälle, verhängnisvolle Zwischenfälle pas­
siert. und diese haben Dimensionen angenom­
men, die bei einer aktiven Gesundheitspolitik zu­
mindest kleiner geblieben wären. Ich erinnere Sie, 
Herr Bundesminister, an den Impfskandal. BeG­
Opfer, ich erinnere Sie auch an die Hämophilie­
regelung. Das sind alles reaktive Bereiche, wo im 
nachhinein versucht wird, Schäden wenigstens 
teilweise abzugelten. Herr Bundesminister! So 
kann es nicht weitergehen! Das ist viel zu wenig! 

Daher, schon zum Ende meiner Ausführungen, 
ein paar Anregungen, wo ich glaube, daß Han­
deln dringend geboten wäre, und dort werden Sie, 
glaube ich, auch Verbündete finden, dort gibt es 
trotz kleinem Budget und trotz mächtiger Gegner 
die Möglichkeit, Ansätze für ein neues Gesund­
heitswesen aufzubauen. 

Das ist zum einen das Gespräch, der Dialog, 
und die daraus resultierenden Maßnahmen zu­
gunsten der betroffenen Bevölkerung, vor allem 
zugunsten der Patientinnen und Patienten. 

Schlagwort "Qualitätsstandards" . Auch hier 
warten wir schon viel zu lange, und die Ergebnis­
se in dem Bereich sind auch alarmierend. Wir ha­
ben Studien, denenzufolge 4 Prozent der Kran­
kenhauspatientinnen und -patienten mit bleiben­
den Schäden als Folge des Krankenhausaufent­
haltes - nicht als Folge ihrer Grunderkrankung 
- zu rechnen haben. Diesbezüglich muß etwas 
geschehen. Das ist nicht nur unmenschlich, son­
dern das ist auch unwirtschaftlich. 

Wir brauchen eine aktive sanitäre Aufsicht, 
und nicht ein Abwarten, bis wieder irgendwo ein 
Mißstand auftritt, der noch dazu meist erst zu 
spät publik wird. 

Herr Bundesminister! Wir brauchen Gelder, 
viel mehr Gelder und ein Umschichten der Mittel 
in Ihrem kleinen Budget zugunsten von Maßnah­
men der Evaluation. 

Auch da muß ich dem Abgeordneten Leiner 
widersprechen: Ich glaube nicht, daß es das vor­
rangigste ist, im Rahmen einer Erweiterung des 
Mutter-Kind-Passes, die angesagt ist, primär neue 
Screenings einzuführen im Hinblick auf sehr sel­
tene Erkrankungen, wenn wir wissen - und das 
sind keine Stichproben, sondern das sind kom-

piette Jahrgangsuntersuchungen -. daß die heute 
immer noch zu hohe Säuglingssterblichkeit vor 
allem seinen Grund darin hat, daß es keine geziel­
te psychosoziale Betreuung von Risikogruppen 
gibt. Herr Bundesminister. da müssen Sie schleu­
nigst aktiv werden. 

Weiterer Bereich: Ausbildungsreformen. Auch 
hier wissen wir, wie sehr die Dinge in allen Pfle­
gebereichen im argen liegen, wie sehr nicht nur 
im Bereich der Ärztinnen und Ärzte, sondern 
auch beim Pflegepersonal das österreichische Ge­
sundheitswesen bereits angewiesen ist auf Abwer­
bungen im Ausland. Und diese ärmeren Länder 
müssen ihrerseits dann wieder aus noch ferneren 
Ländern Personal abwerben. Das ist keine ver­
nünftige Gesundheitspolitik. Hier muß schleu­
nigst eine Reform ansetzen. 

Da müssen Sie auch mit freiwilligen Hilfsdien­
sten kooperieren. Diesen müssen Sie aber auch 
die erforderlichen Mittel geben, oder Sie müssen 
sich zumindest im Rahmen dieser Bundesregie­
rung für adäquate Finanzierungsmöglichkeiten 
für all diese extramuralen Dienste einsetzen. So 
geht es nicht weiter! 

Auch bei den anstehenden Ausbildungsrefor­
men im MTD-Bereich, Pflegebereich, Hebam­
menbereich müssen Evaluationen erfolgen. Es 
müssen Modelle geprüft, miteinander verglichen 
werden, um dann zum bestmöglichen Resultat zu 
gelangen. Derartige Entwicklungen. wie wir sie 
jetzt in allen Bereichen haben, können wir uns 
wirklich nicht mehr leisten, weder aus menschli­
chen noch aus finanziellen Gründen. 

Oder, Herr Bundesminister, Sie müssen auch 
endlich viel aktiver dem sich immer weiter fort­
setzenden Trend zu einer echten Zweiklassenme­
dizin gegensteuern. Es ist leider zutreffend, daß 
arme Patienten nicht dieselbe Aufmerksamkeit 
der in unseren Gesundheitswesen Tätigen erfah­
ren und daß sie auch nicht dieselben Heilungs­
chancen haben. Es wäre nur ehrlich, die entspre­
chenden Zahlen auf den Tisch zu legen. 

Herr Bundesminister! Da müssen Sie Studien 
finanzieren und ermöglichen, auch wenn diese 
Studien zu weiterer Kritik führen werden. Denn 
nur aufgrund einer positiven Kritik, nur aufgrund 
einer konstruktiven Kritik können Sie mit diesem 
kleinen Budget und bei diesen mächtigen Geg­
nern vielleicht einen Schritt weiterkommen. 

Zu einem letzten Bereich, von dem ich glaube, 
daß er der Angelpunkt einer neuverstandenen 
Gesundheitspolitik schlechthin sein könnte, zum 
Bereich der Epidemiologie und der statistischen 
Erhebung von Krankheitsursachen. Auch hier, 
Herr Bundesminister, kann ich Ihnen den Vor­
wurf nicht ersparen, daß sie die wenigen Möglich­
keiten, die Sie haben. noch nicht zur Gänze aus-

55. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)76 von 156

www.parlament.gv.at



5680 Nationalrat XVIII. GP - 55. Sitzung - 18. Dezemher L 991 

Dr. Madeleine Petrovic 

schöpfen. Sie können zumindest Ihre warnende 
Stimme erheben. Sie, Herr Bundesminister, dür­
fen in diesem Bereich nicht weiter schweigen, 
sondern Sie sind verpflichtet, sich mit den besorg­
ten Bürgerinnen und Bürgern zu verbünden, mit 
den Bürgerinitiativen gemeinsam zu arbeiten und 
Grundlagenforschung in Auftrag zu geben. 
Schlagworte dazu: Ausbau des Projektes Melde­
praxen. endlich Inangriffnahme eines Projektes 
eines zentralen MIßbildungsregisters, das ist eine 
alte Forderung, und, Herr Bundesminister, Sie 
können nicht warten, bis irgendwelche Gesell­
schaften mit Entwürfen in Vorlage treten. Hier 
sind Sie gefordert, hier müssen Sie Konzepte er­
stellen! 

Oder, Herr Bundesminister, ich frage seit lan­
gem, um von dieser Polarisierung zwischen Geg­
nern und Befürwortern loszukommen, nach einer 
Evaluation im Bereich der Risken und Chancen 
des Impfens. Auch hier dürfen Sie nicht warten, 
bis wieder etwas passiert. hier müssen Sie von sich 
aus aktiv werden. Hier dürfen Sie sich auch nicht 
auf Studien der Pharmaindustrie verlassen, denn 
diese hat andere oder zumindest teilweise andere 
Interessen. 

Herr Bundesminister! Ich spreche auch Mes­
sungen, statistische Daten, zum Beispiel im Be­
reich Milch oder auch Muttermilch an. Solche 
Antworten, wie Sie sie dem Grünen Klub gegeben 
haben, werden wir uns nicht gefallen lassen. 
Wenn Sie beispielsweise im Frühjahr dieses Jah­
res gesagt haben, man müsse bei der Schadstoffre­
duktion zu den Ursachen, zu den Quellen gehen, 
und jetzt am Jahresende lapidar feststellen, aber 
dafür seien Sie nicht zuständig, dann, Herr Bun­
desminister, können Sie wenigstens eines tun: 
Dann können Sie wenigstens alarmieren. Sie müs­
sen diese Messungen durchführen lassen. Auch 
wenn die Ergebnisse nicht in allen Bereichen zu­
friedensteIlend sein werden, sind sie doch wenig­
stens eines: Ein erster Angriffspunkt für Maßnah­
men, für Maßnahmen, die dann auch in anderen 
Bereichen erfolgen müssen. Ich glaube, diesen 
Beitrag können Sie auch mit einem sehr kleinen 
Budget erbringen, wenn Sie sich trauen, Herr 
Bundesminister, sich mit den Betroffenen zu ver­
bünden und sich mit ihren mächtigen - ich hof­
fe: nicht übermächtigen - Gegnern auch in die­
ser Bundesregierung anzulegen. - Danke. (Bei­
fall bei den Grünen.) /5.55 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der Herr 
Bundesminister. 

Ich mache ihn darauf aufmerksam, daß ich die­
sen Tagesordnungspunkt in fünf Minuten im 
Hinblick auf die eingebrachte dringliche Anfrage 
unterbrechen werde. 

Herr Bundesminister, bitte. 

/5.55 
Bundesminister für Gesundheit, Sport und 

Konsumentenschutz Ing. Ettl: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich gehe davon aus, 
daß es zweifelsohne so ist, daß Gesundheitspolitik 
offensiv zu betreiben ist. Ich kann mich nicht dar­
auf ausreden oder meine Wortmeldung darauf re­
duzieren, daß ich ein zu kleines Budget oder zu 
wenig Möglichkeiten hätte. Das ist es nicht. Ich 
möchte allerdings versuchen, auf einige Punkte, 
auf einige Vorwürfe, die es gegeben hat, einzuge­
hen. 

Vielleicht kurz zu den Ausführungen des Kol­
legen Fischi, der natürlich etwas locker über die 
Ettlsche Spitalsfinanzierung und ähnliches mehr 
geredet hat. Das hat mir aber nur gezeigt, daß er 
an und für sich mit relativ großer Unkenntnis a~ 
die Sache herangegangen ist (Beifall bei der SPO 
und bei Abgeordneten der ÖVP;, weil man gerade 
auf diesem Sektor die Komplexität im Auge zu 
haben hat. 

Darüber hinaus ist es auch so - diese Anmer­
kung möchte ich Kollegen Fischi nicht ersparen 
-, daß es schon darum geht, daß man ein Budget 
richtig liest und sich darüber hinaus systematisch 
mit den Unterlagen auseinandersetzt, wenn man 
das kritisch hinterfragen will. Man hat überdies 
genau zu bewerten, wenn es sich um den Aufbau 
eines neuen Ressort handelt, welche Zahlen, wei­
che Bereiche sich tatsächlich verändert haben und 
wie die Zahlen aus dem Budgetaufbau heraus zu 
beurteilen sind. 

Das alles ist offenbar nicht geschehen. Ich gehe 
aber davon aus, daß gerade Kollege Fischi zwei­
felsohne imstande wäre, das richtig zu beurteilen, 
wenn er nur wollte. Und das möchte ich ihm -
wir sind ja fast Nachbarn in der Steiermark - ins 
Stammbuch schreiben! (BeifaLL bei der SPÖ. -
Zwischenruf des Abg. Dr. 0 f 11 er.) 

Meine Damen und Herren! Vielleicht noch zu 
den Anmerkungen des Kollegen Leiner. Es ist 
nicht so, daß bei meinen Beamten irgend etwas 
verschüttet wird und dadurch größere Probleme 
im Zusammenhang mit dem Neuroblastom­
Screening entstanden sind. Wenn es Probleme bei 
meinen Beamten gibt, bin ich der erste, der Kon­
sequenzen zieht. 

In diesem Fall ist die Frage aber nicht in mei­
nem Ressort angesiedelt. Beim Neuroblastom­
Screening handelt es sich darum, daß es noch wis­
senschaftliche Widersprüche gibt und somit frag­
lich ist, ob wir das einführen sollen. Es gibt unter­
schiedliche Meinungen dazu in Japan, in Amerika 
und so weiter. Ich gehe nach meinen Informatio­
nen davon aus, daß es sinnvoll ist, das zu tun. 
Aber wir haben uns darauf geeinigt, daß .. wir einen 
wissenschaftlichen Feldversuch in Osterreich 
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starten werden. Diesbezüglich gibt es Akkordanz 
mit dem Wissenschaftsminister. Erst dann, wenn 
wir argumentieren können, daß dies flächendek­
kend in Österreich sinnvoll ist, nehmen wir diese 
Maßnahme in den Mutter-Kind-Paß auf. 

Zur Stunde laufen Verhandlungen über die Er­
weiterung eies Mutter-Kind-Passes, elie die Hüft­
sonographie betreffen. Ich hoffe, das in den näch­
sten Wochen unter Dach und Fach bringen zu 
können, damit es zu Verbesserungen kommt. 

Ich möchte aber betonen - ich knüpfe da bei 
den Ausführungen von Kollegin Petrovic an -, 
daß es mir schon darum geht. nicht nur ein neues 
Screening nach dem anderen hineinzunehmen, 
sondern systematisch an die Frage des Mutter­
Kind-Passes heranzugehen und wirklich eine Ris­
ken- und Chancenabklärung auch auf diesem 
Sektor vorzunehmen. Es geht mir darum, ganz 
systematisch an die Frage auch der psychosozia­
len Betreuung von Risikogruppen heranzugehen, 
um unter Umständen eine bessere Absicherung 
vor der Geburt erreichen zu können. Das sind die 
Ansatzpunkte, über die wir uns zurzeit gerade im 
Zusammenhang mit einer Ausweitung des Mut­
ter-Kind-Passes unterhalten. 

Meine Damen und Herren! Vielleicht noch ei­
nige Anmerkungen zu der Frage: Wieso soll und 
muß ein Apothekengesetz geändert werden? 

Es ist nie darum gegangen, die Hausapotheke 
abzuschaffen. Das möchte ich zum x-tenmal fest­
stellen. Ich will nur nicht haben, daß die Bevölke­
rung mit falschen Medikamenten oder von nicht 
zuständigen Einrichtungen versorgt wird. -
Danke. (Beifall bei der SPÖ !md bei Abgeordne­
ten der ÖVP.J 16.0IJ 

Präsident: Ich unterbreche nunmehr die Ver­
handlungen über die Budgetgruppe, die wir soe­
ben beraten haben. 

Dringliche Anfrage 

der Abgeordneten Mag. Terezija Stoisits und Ge­
nossen an den Bundesminister für Justiz betref­
fend Reformen im Justizbereich (2163/J) 

Präsident: Wir gelangen zur dringlichen Be­
handlung der schriftlichen Anfrage 2163/1. 

Da diese Anfrage inzwischen an alle Abgeord­
neten verteilt wurde, erübrigt sich eine Verlesung 
durch einen Schriftführer. 

Die dringliche Anfrage hat folgenden Wortlaut: 

1. Reform des Strafverfahrenrechts 

In der RegierungserkLärung vom 28. 1. 1987 hat 
der BundeskanzLer ausgeführt: "Die bereits begon­
nenen Arbeiten am Entwurf einer umfassenden, 

allf der Grundlage der Europäischen Menschen­
rechlskon vention gestalteten Strafverfahrensre­
form werden fortgesetzt. Die Waffengleichheit von 
Anklage und Verteidigung soll sichergestellt. die 
UnschCildsvernwlUng ZImt tragenden Verfahrens­
grundsatz ausgebaw und das Strafverfahren ge­
strafft wut beschleunigt werden.· i 

Nach dem Willen des historischen Gesetzgebers 
sollten die Sicherheitsbehörden von sich aus Ilur 
.. die keinen Aufschub gestattenden vorbereitenden 
Anordnungen" treffen, ,. wenn das un verziigliche 
Einschreiten des Untersuchungsrichters nicht er­
wirke werden kann". Als eigeflllicher Ermittier isc 
nach den Bestimmungen der SlPO der Untersu­
chungsrichter vorgesehen, dessen Tätigkeit einset­
zen soll. sobald ein konkreter Tatverdacht gegen 
eine bestimmte Person vorliegt (siehe §§ 181 und 
196 SlPO). 

Die Praxis hat sich in der Zwischenzeit \Ion die­
sem Konzept weit entfernt. Die Organe des öffent­
lichen Sicherheilsdienstes führen in der Regel selb­
ständig die Ermittlungen und die beweismäßige 
Aufbereitung des Sachverhaltes durch. Das 
.. Dllrchermittellz" der Sache durch die Sicherheits­
behörde ist heute zum Regelfall geworden. Damit 
ist aber gleichzeitig ein Verlust von Verfahrensga­
ramien und Reclztsschucz für die Belroffenen ver­
bunden. Österreich wurde deshalb auch von1 Eu­
ropäischen Gerichtshof für Menschenrechte verur­
te il t. 

Die derzeitige Praxis des Vorverfahrens im 
Strafverfahrensrecht sowie die unbeschränkte Ver­
~verlllng der von den Sicherheitsbelzörden aufge­
nommenen Beweise in der Hauplrerhandlung ha­
ben schon vor Jahren zu grundsätzlichen Reform,­
überlegungen geführt. In der Zwischenzeit wurden 
dazu positive Reformvorschläge erarbeitet. Ein 
Gesetzentwurf zur Novellierung des Vorverfahrens 
der Strafprozeßordnllng ist daher längst überfällig. 

Obl1-'ohl seit mehr als fünf Jahren umfangreiche 
Diskussionen über eine Neuregelllng des Von'er­
fahrens im Strafprozeßrechl diskutiert und konkre­
te Vorschläge erarbeitet wurden, starteten Medien 
( .. Kurier" und "Krone" im Gleichklang) vor eini­
ger Zeit eine unsachliche Kampagne gegen die 
Vorschläge für eine Reform des slrafprozessualen 
Vorverfahrens. Dabei ~vird offensichtlich überse­
hen. daß diese Novelliertlng der StPO längst fällig 
ist und das strafrechtliche Vorverfahren dringend 
den Normen der Menschenrechlskonvemion und 
der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtsho­
fes angepaßt werden muß. 

Aus diesem Grunde sind in einer rechlsverglei­
cllenden Studie. die im Auftrag des Österreichi­
schen Juristentages vom Freiburger Max-Planck­
Institut für ausLändisches und internationales 
Strafrecht erarbeitet wurde, foLgende - vor kur­
zem von einigen Richtern. StaatsanwäLten und Po-
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lizeijurislen kritisierte - Reformvorsclzläge emp­
fohlen vvorden: 

So soll die Bedeutung der Hauptverhandlung ge­
stärkt lind durch eine Beschränkung der polizeili­
chen Ermittlungen auf das Vnaufschiebbare davor 
be~vahrt werden. in erster Linie der Reprodukiliofl 
bereits feststehender Beweisergebnisse zu dienen. 

Weiters sollte bei drohendem Beweismiuelver­
lust nach dem in mehreren Ländern (zum Beispiel 
Dänemark. Italien, VSA) gellenden Modell eine 
förmliche vorgerichtliche Beweisaufnahme statt­
finden. bei der die Rechte des Beschuldigten und 
seines Verteidigers voll geH/ahrt werden. Dasselbe 
Verfahren könnte in engen Grenzen etwa flach 
englischem Vorbild zum Sc/lUtz bestimmter Ver­
brechensopfer vor vielfacher Vernehmung und öf­
fentlicher Bloßstellung in der Hauptverhandlung 
vorgesehen werden. 

Die Verlesungsverbote hinsichtlich polizeilicher 
Protokolle oder Aufzeichnungen sollten grund­
sätzlich nicht durch Vernehmung der Verneh­
mungsperson (Zeugnis vom Hörensagen) umgan­
gen 'vverden können. 

Die Schwächung der Rechte des Beschuldigten 
durch eine bloß informatorische Befragung (und 
die damit verbundene Zurückstellung der Beleh­
rung insbesondere über das Schweigerecht und das 
Recht auf VerteidigerbeistandJ könnte dadurch zu­
rückgedrängt werden. daß dem Befragten bereits 
dann die "Rechtsstellwzg eines Beschuldigten" zu­
erkannt wird. ~velln noch linklar ist. ob er Zeuge 
oder Beschuldigter ist. 

In diesem Zusammenhang sei auch darauf hin­
gewiesen, daß mit dem SipolG. dem die beiden 
Koalitionsparteien zugestimmt haben. in § 30 die 
Beiziehung einer Vertrauensperson festgeschrieben 
wurde und der Gesetzgeber bei Novellierung der 
StPO ~t'olzl kaum hinter diesen Mindestslandard 
zurückgehen kann. 

2. Reform der V-Haft 

Es ist zu begrüßen. daß in dem Ennvurf für ein 
Scrafrechtsänderungsgeselz 1992 auch NoveLLie­
rungen betreffend die V-Hafe efllhalten sind. Tat­
sächlich bleiben jedoch die seit Jahren aufgestell­
ten wesentlichen Forderungen dabei unberücksich­
tigt. Dabei bestätigen die von lnge Morawetz lind 
Wolfgang Stangl (Institw für Rechts- und Krimi­
nalsoziologie ) dargelegten Statistiken die Dring­
lichkeit einer Reform der Bestimmungen betref­
fend die V-Haft. Obwohl die Anzahl der Tatver­
dächtigen gegenüber 1988 - die Anzahl der V­
Häftlinge hatte zu diesem Zeitpunkt einen histori­
schen Tiefstand erreicht - im Jahre 1990 Ilur ge­
ringfügig (von 171 419 auf 176 649) zugenommen 
hat, gab es im Jahre 1990 um zirka 48 Prozent 
mehr V-Häftlinge als im Vergleichsjahr 1988. Zu 

beachten ist dabei, daß die Anzahl der Verurteilten 
im gleichen Vergleichszeitraum geringfügig (um 
7 Prozent) zurückgegangen ist und auch die An­
zahl derjenigen Beschuldigten, die zu einer Straf­
haft verurteilt l,vurden, ebenfalls um zirka 26 Pro­
zent zurückgegangen ist. 

Aus der vom Kriminalsoziologischen Institut 
vorgetragenen Studie geht weiters hervor. daß vor 
allem über ausländische Tatverdächlige, die zu zir­
ka 80 Prozellt wegen Vermögensdelikten festge­
nommen werden. die V-Haft verhängt wird. Dabei 
wurden in Wien 60 Prozent der registrierten Tat­
verdächtigen wegen Vergehen nach § 141 (Ent­
wendung) und § 127 (einfacher Diebstahl) ange­
zeigt, wobei in der Regel von der Staatsan'rvall­
schaft Gewerbsmäßigkeit angenommen wurde, um 
die V-Haft zu rechtfertigen. 

Im Zusammenhang mit der V-Haft ist vielleicht 
auch noch zu bedenken. daß im Oberlandesge­
richtsprengel Innsbruck nur jeder 33. Tatver­
dächtige damit rechnen muß, in V-Haft genommen 
zu werden, während im Osten Österreichs jeder 
12. damit rechnen 11'zuß, daß über ihn die V-Haft 
verhängt wird. Vergleicht man damit die Anzahl 
der Tatverdächligen im Osten und im Westen, so 
kann gesagt H'erden. daß die häufigere Verhängung 
der V-Haft keine positiven Auswirkungen auf die 
Kriminalstatistik zeigt. Berücksichtigt man gleich­
zeitig. daß die gerichtlichen Gefangenenhäuser irn 
Osten überfüllt sind und die V-Häftlinge 11l1ler 
wahrlich llflmenschlichen Bedingungen unterge­
bracht sind, so erscheint eine Reform dringend ge­
boten. 

Wie das Bundesministerium für Justiz in einem 
Entwurf einer Strafprozeß- und Strafvollzugsge­
selznovelle 1990 ausführt. stellt die im Zuge eines 
Strafverfahrens \'orgenommene Entziehung der 
persönlichen Freiheit eine rechtsstaatlich äußerst 
sensible Maßnahme dar, ~t'eil sie in elementare 
Grundrechte von Personen eingreift. die zwar 
dringend verdächtig sind. strafbare Handlungen 
begangen zu haben. aber nicht als schuldig gelten. 
solange sie nicht rechtskräftig verurteilt sind (Arti­
kel 6 Abs. 2 MRK). 

3. Mediengesetz-NoveLle 

Gerade die Berichterstattung in einigen wenigen 
Medien zu Strafrechtsfällen in letzter Zeit hat die 
Ilonvendige Novellierung des Mediengeselzes be­
stätigt. Grundsätzlich ist dieser Entwurf zu begrü­
ßen, weil er besondere Identitätsschutzbestimmufl­
gen für Opfer und Täter beinhaltet llnd den Schutz 
der Vnschuldsvermlllung (Artikel 6 Abs. 2 MRK) 
festschreibt. Begrüßt wird auch die Absichtserklä­
rung, eine generelle Verankerung des ideellen 
Schadenersatzes im Bürgerlichen Recht vorzuneh­
men und die Schadenersatzansprüche zivilgericht­
lieh zu klären. 
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Zur Sicherung der Medienvielfall wären jedoch 
allch Maßnahmen zur Entflechtung des "De-facto­
Monopols" bei den Medien dringend erforderlich. 
Dabei kann es nicht ausreichen. für die Zukunft 
eine Medienfusionskontrolle im Mediengesetz fest­
zuschreiben. da dies die Monopolstellung der "Me­
diaprim" nur verstärken \-",iirde. Daß es hinsicht­
lich einer rückwirkenden EfltfleclzlUng des beste­
henden Monopols der Mediaprint keine Regelung 
gibt. ist W11S0 bedauerlicher, als dies vor allem in 
Fachkreisen von Journalisten und Jurislen zur 
Aufrechterhaltung der Medienvielfalt als llfzerläß­
lieh gefordert wird. 

AllS aLl diesen Gründen stellen daher die Unfer­
fertiglen Abgeordneten folgende 

Anfrage: 

l. Strafprozcßreform 

1. Bis wann ist mit einem Entwurf für eine 
grundsätzliche Strafprozeßreform insbesondere 
hinsichtlich des strafprozessualen Vorverfahrens 
Zll rechnen? 

2. Können Sie garantieren, daß bei einer Neuge­
staltung des serafprozessualen Vorverfahrens 
Rechtsschutzbestimmungen im Sinne der Merz­
schenrechtkonvention emhaLtell sind? 

3. Die Republik Österreich wurde in den letzten 
Jahren zh'eimal vom EGMR verurteile. Das Frei­
burger Max-Planck-Institut für ausländisches lind 
illlernationales Strafrecht hat in der Folge die Auf­
nahme folgender Bestimmungen im Rahmen einer 
Strafprozeßreform empfohlen: 

al Recht auf Beiziehllng eines Rechtsbeistandes 
und Belehrung über seine Rechte. sobald jemand 
als Beschuldigter im Sinne der StPO und der MRK 
vernommen H/ird; 

bi Beschränkung der polizeilichen Ermiulungen 
auf das Unaufschiebbare und Gewährleistung. daß 
die Hauptverhandlung nicht der Reproduktion be­
reits feststehender Be,,'veisergebnisse diefll; 

cl förmliche gerichtliche Beweisaufnahme. bei 
der die Rechte des Beschuldigten und seines Ver­
leidigers voll geH.'ahrl werden: 

dl keine Umgehung der Verlesungsverbote hin­
sichtlich polizeilicher Protokolle oder Aufzeich­
/lungen durch Vernehmwzg der Vernehmungsper­
son (Zeugnis vom Hörensagen). von geseezlichen 
Ausnahmen (zum Beispiel Tod des Zeugen. Ein­
verständnis aller Verfahrensbeteiligteni abgese­
hen; 

Werden Sie dafür sorgen, daß diese Vorschläge 
bei der Reform des serafprozessualen Vorverfah­
rens berücksichtigt werden? 

4. Können Sie gewährleisten, daß bei einer Neu­
gestaltung des Strafprozeßreclues im Sinne eines 
fairen Strafverfahrens eine Gleichberechtigung 
zwischen der Anklagebehörde und dem Angeklag­
ten sOH/ie dessen Verteidiger/n hergestellt wird? 

5. Sehen Sie einen Zusammenhang zwischen 
medienkartellrechtlichen Vorhaben Ihres Ministe­
riums und Angriffen der beiden größten österrei­
chischen Tageszeitungen gegen Sie beziehungswei­
se Ihr Ministerium? 

Il. Reform der U-Haft 

6. Der geltenden StPO ist ein Haftgrulld "Aus­
länder" llilbekanlll. Dennoch wird bei Ausländern 
.vesentlich häufiger und auch wegen wesentlich ge­
ringfügigerer Delikte als bei Inländern die U-Haft 
verhängt. Was gedenken Sie dagegen zu llIuerneh­
men? 

7. Werden Sie dafür sorgen. daß in Hinkunft die 
in der Strafprozeßordnung festgeschriebene Ver­
hälmismäßigkeit bei Verhängung der V-Haft stär­
ker berücksichtigt wird und tun/ichst gelindere 
Mittel zur Anwendung kommen? 

8. Können Sie sich vorstellen, daß bei der Ver­
hängung der V-Haft Z'.vingend ein Verteidiger bei­
gegeben und gleichzeitig sichergestellt wird. daß 
diesem unverzüglich in sämtliche Aklenunterlagen 
Einsicht gewährt wird? 

9. Werden Sie dafür eintreten. daß nach Ver­
hängung der U-Haft binnen drei Tagen eine Haft­
prüfung durchzuführen ist luzd sodann zumindest 
alle 14 Tage eine Haftpriifungsverlzandlung anzu­
beraumen ist. wobei diese Fristen als Fallfristen. 
festgeschrieben ~verden? 

10. Können Sie sich vorstellen. daß bei behaup­
teten Grundrechtsverletzungen im Zusammenhang 
mit der Verhängung der V-Haft eine effektive Be­
schwerdemöglichkeit an den VfGH oder an den 
OGH geschaffen ~vird? 

11. Werden Sie sich dafür einsetzen. daß das 
Strafentschädigungsgesetz grundsätzlich dahin ge­
hend novelliert wird, daß generell bei Freispruch 
beziehungsweise bei Einstellung des Strafverfah­
rens eine angemessene Haftentschädigung zuge­
sprochen ~vird und auch dann eine Haftentschädi­
gung bezahlt wird. wenn der Verurteilte .,flur" zu 
einer bedingten Freiheitsstrafe oder GeLdstrafe ver­
urteilt wird? 

12. Professor Bercl hat angeregt, daß bei Über­
füllung der landesgerichllichen Gefangenenhällser 
Ho'ie in Island V-Häftlinge, die bereits länger oder 
wegen geringfügiger Straftaten inhaftiert sind. zu 
entlassen sind. bis wieder ausreichend Platz ist. 
Können Sie sich eine derartige Regelung angesichts 
der Überfiillung der VfUersuchungsgefängnisse 
vorstellen? 
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Präsident 

13. Bis \.t'atU1 werden Sie einen Ennvurf für ein 
U-Haftgesecz dem Parlament vorlegen? 

14. Werden Sie dafür eintreten. daß die in der 
Slrafprozeßordnul1g noch immer als mittelalterlich 
anmutende .. Beugehafl" ersatzlos gestrichen wird? 

15. In Österreichs Strafrechtspflege besteht der­
zeit ein krasses Ost-West-Gefälle. Was werden Sie 
u.~uernehmen. daß in Zukunft Straftäter im Osten 
Osterreichs wegen derselben Delikte nicht strenger 
bestraft werden als im Westen Österreichs? 

16. Um den Wert und vor allem die" Wirksam­
keit" unserer Strafrechtspolitik überprüfen zu kön­
nen. ist die Erstellung von kompatiblen Statistiken 
unerläßLich. Werden Sie sich daher dafür einset­
zen. daß in Zukunft die Vergleichbarkeit der jähr­
lich publizierten Statistiken. und z\.t'ar der polizei­
lichen Kriminalstalislik. der gerichtlichen Statisti­
ken. der Strafvollzugsstatislik und der Rechtspfle­
gestatistik, gegeben ist? 

17. Können Sie sich vorstellen. den außerge­
riclztlichen Tatausgleich bei Erwachsenen und vor 
allem bei AusländerInnen, die in der Regel schon 
YI/egen geringfügiger Delikte (ElUl1/endung. leichter 
Diebstahl) in Haft genommen werden. auszubauen 
und zu insticutionalisieren? 

IlI. Mediengesetz-Novelle 

18. In den Erläuterungen zur Mediengesetz-No­
velle ist festgehalten, daß bis zu einer generellen 
Verankerung des ideellen Schadenersatzes im Bür­
gerlichen Recht weiterhin auf die be,l,,'ährte Praxis 
und die Erfahrung der Strafgerichte in Mediensa­
chen zurückgegriffen wird. Gerade die Regelung 
der Schadenersatzansprüche im Medienslrafver­
fahren ist eher problematisch. Wird in Ihrem Mini­
sterium an einer Überarbeitung des Schadenersatz­
rechtes in diesem Sinne gearbeitet? 

19. Angesichts der Medienflut ist die Unabhän­
gigkeit der Gerichte vor allem in Geschlt'orenen­
und Schöffenverfahren durch einseitige Medienbe­
richcerstallllng (siehe Lainz-ProzeßJ in Frage ge­
stellt. Wäre es daher nicht zweckmäßiger. im Sinne 
der Gewährleistung eines objektiven Strafverfah­
rens die Verletzung der Unschuldsvermutung 
durch die Medien als Offizialdelikt festzuschrei­
ben? 

In formeller Hinsicht wird gemäß § 93 der Ge­
schäftsordnung des NR die dringliche Behandlung 
dieser Anfrage vor Eingang in die Tagesordnung 
verlangt. 

UnterzeichnerInnen: Stoisits. Grandits. Voggen­
huber, Anschober und Renoldner. 

Präsident: ALs Erstunterzeichnerin der dringli­
chen Anfrage gelangt Frau Abgeordnete Terezija 

Stoisits zur Begründung der dringlichen Anfrage 
zum Wort. Bitte sehr. 

16.0! 
Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits (Grüne): 

Dobar dan, postovane dame i gospodo! Dobar 
dan, gospodin Minista! Meine sehr geehrten Da­
men und Herren! Ein 17jähriger Slowake aus 
Preßburg kommt nach Österreich und versucht, 
in einem Drogeriemarkt eine kleine Flasche Par­
fum im Werte von 254 S zu stehlen. Nachdem er 
zehn Tage in U-Haft gesessen ist, wird er wegen 
versuchten Diebstahls verurteilt. Der Ausspruch 
der Strafe wird auf eine Probezeit von drei Jahren 
aufgeschoben. Die Staatsanwaltschaft beruft na­
türlich in der üblichen Manier gegen dieses Urteil 
über den 17jährigen Slowaken aus Preßburg. Das 
Gericht verfügt trotzdem eine Enthaftung. Die 
Staatsanwaltschaft legt wieder Beschwerde ein, 
und der Jugendliche aus Preßburg, der versucht 
hat, eine Parfumflasche im Wert von 254 S zu 
stehlen, muß weiter in U-Haft bleiben. 

Es gibt viele ähnlich gelagerte Fälle. Etwa: Ein 
- auch - ausländischer Staatsbürger, nennen 
wir ihn Herr M., sitzt vom 16. August 1990 bis 
23. Oktober 1990 in Untersuchungshaft, die Ko­
sten dieser Anhaltung, meine sehr geehrten Da­
men und Herren, betragen um die 50 000 S. Was 
war passiert, wofür er so lange Zeit in Untersu­
chungshaft saß? - Jemand hat ihn in einer Zeu­
genaussage bei einer ersten Befragung des Opfers 
einer strafbaren Handlung bezichtigt. Diese Aus­
sage genügte, um diesen ausländischen Staatsbür­
ger in Untersuchungshaft zu nehmen. Zehn Tage 
später wird das Opfer erstmals offiziell unter 
Wahrheitspflicht als Zeuge vernommen. Da sieht 
der Vorfall inzwischen schon völlig anders aus. 
Aber unser Verdächtigter bleibt trotzdem weiter 
in Untersuchungshaft, verliert als ausländischer 
Staatsbürger zwischenzeitlich seinen Arbeitsplatz, 
verliert seine Wohnung. Es vergehen Wochen 
zwischen dem 16. August und letztendlich dem 
23. Oktober, an dem das Verfahren gegen diesen 
ausländischen Staatsbürger eingestellt wird. Er 
hat inzwischen alles verloren, was er zu verlieren 
hatte, er ist unschuldig in Untersuchungshaft ge­
sessen, weil er falsch bezichtigt worden ist. 

Das, meine Damen und Herren, ist kein Einzel­
fall. Ich kenne eine Menge solcher Fälle. Versuch­
ter Ladendiebstahl. Beute mehrere Damenpullo­
ver, Untersuchungshaft. gewerbsmäßiger Dieb­
stahl wird vorgeworfen. Die Untersuchungshaft 
dauert fünf Monate, verurteilt wird die Beschul­
digte in der Hauptverhandlung zu einer beding­
ten Haft. Die Kosten der Untersuchungshaft 
übersteigen den Wert dieser vier Damenpullover 
um ein Vielfaches. In diesem Fall waren es rund 
35 000 S, die der Aufenthalt dieser ausländischen 
Staatsbürgerin in einem österreichischen U nter­
suchungsgefängnis gekostet hat. Völlig zu Un­
recht! 
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Ich kenne etliche solcher Fälle, meine Damen 
und Herren, wo einfach mit einem der höchsten 
menschlichen Güter, nämlich mit der menschli­
chen Freiheit, mehr als fahrlässig umgegangen 
wird und wo nicht nur durch eine fahrlässige, ja 
geradezu sorglose Vorgangsweise Menschen ihrer 
Freiheit beraubt werden, sondern wo es dann für 
diese Leute noch ganz dick kommt, indem für sie 
alles gilt, nur nicht die Unschuldsvermutung, die 
für Untersuchungshäftlinge nach den Prinzipien 
unseres Rechtsstaates gelten sollte, und indem 
Vorverurteilungen erfolgen. 

Meine Damen und Herren! Solche Fälle, in de­
nen speziell ausländische Staatsbürgerinnen und 
Staatsbürger und vor allem Betroffene aus sozia­
len Randgruppen unter dieser Härte und dieser 
Unmenschlichkeit, unter dieser so falschen Aus­
legung unserer rechtsstaatlichen Prinzipien zu 
leiden haben, gibt es zur Genüge. Im Grauen 
Haus in Wien, das eine Aufnahmekapazität von 
633 Menschen hat, gibt es zurzeit einen Belags­
stand von - die Zahl ist von letzter Woche -
1 018 Menschen. In den Einzelzellen für Unter­
suchungshäftlinge, die in diesem Jahr um MiIliar­
den beträge in diesem neu gebauten Haus - das 
kommt noch dazu - gebaut wurden, sind zwei 
Untersuchungshäftlinge untergebracht, die kaum 
gleichzeitig aus ihrem Bett steigen können. In Ge­
fängniszellen, die für fünf Untersuchungshäftlin­
ge gebaut wurden, liegen zwischen zehn und 
zwölf Personen übereinandergestaffelt. denn das 
geht nur mit Stockbetten. Das, meine Damen und 
Herren, sind alles Menschen, für die das gilt, wo­
für wir uns doch alle gemeinsam so sehr einset­
zen, nämlich die Unschuldsvermutung. Denn sie 
sind alle Tatverdächtige, Menschen. die verdäch­
tigt werden einer Tat, einer Tat, die es in den 
meisten Fällen in keinem Fall zuläßt. sie dafür in 
U-Haft zu nehmen. Mit einem der höchsten Gü­
ter der Menschen, der Freiheit, wird fahrlässig 
umgegangen, und vor allem die ausländischen 
Staatsbürger landen sehr schnell in Österreichs so 
unwirtlichen Untersuchungsgefängnissen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Zahlen, von denen wir bei der U-Haft sprechen, 
sind deshalb von besonderer Wichtigkeit und von 
besonderer Aussagestärke, weil sich die Zahl der 
Tatverdächtigen in Österreich in den letzten drei 
Jahren, wenn man den Zeitraum 1988 bis 1991 
betrachtet, kaum merkbar von 171 000 - ich 
runde jetzt auf oder ab - auf 176 000 erhöht hat. 
Im Jahre 1988 gab es in Österreich so etwas wie 
einen historischen Tiefstand, was die Zahl der 
Untersuchungshäftlinge angeht. 

Aber von 1988 auf 1991 beziehungsweise 1990 
hat sich das Bild komplett gewandelt. 1988 gab es 
in Österreichs Gefängnissen 1 441 U-Häftlinge 
als Höchstzahl zu einem Zeitpunkt, im Jahr 1990 
waren es bei 176 000 Tatverdächtigen 2 141. Die-

ser erschreckende Anstieg an U-Haftverhängun­
gen ist es, was uns auch bewogen hat, uns mit 
diesem Phänomen auseinanderzusetzen, das von 
sehr vielen Stellen kritisiert wird. 

Und das zeigt, daß Reformen im Bereich der 
Vollziehung der Untersuchungshaft in Österreich 
nicht nur im Bereich der Vollziehung, sondern 
auch Reformen im Bereich der Verfahrensgrund­
sätze wirklich dringend notwendig sind. (Beifall 
bei den Grünen.) 

Was mich so empört an der Tatsache, ist, daß 
dieser Reformbedarf seit Jahren in diesem Land 
von allen namhaften Personen im Justizwesen 
festgestellt wird - alle Bundesminister haben 
das, einschließlich dem Herrn Kollegen Ofner in 
seiner Amtszeit, sehr oft geäußert. der Herr Bun­
deskanzler hat das in seiner Regierungserklärung 
von 1987 bereits ganz nachdrücklich gesagt -, 
aber passiert ist auf all diesen Gebieten, auf dem 
Gebiet des Strafvollzuges, des Vollzugs der U­
Haft, auf dem Gebiet der Strafprozeßordnung 
und auf etlichen anderen Gebieten, bisher kaum 
etwas. 

Das, meine Damen und Herren, hat vor allem 
auch bezogen auf die derzeitige Praxis des Vor­
verfahrens im Strafrecht sowie auf die Tatsache, 
daß es zu einer unbeschränkten Verwertung von 
Beweisen, die von den Sicherheitsbehörden auf­
genommen worden sind, bei den Hauptverhand­
lungen kommt. zu diesen grundsätzlichen Überle­
gungen geführt. Diese Praktiken haben nicht nur 
zahlreiche Politiker und Politikerinnen und nam­
hafte Fachleute kritisiert in Österreich, Öster­
reich ist ob dieser Tatsache auch international in 
höchste Bedrängnis geraten. (Abg. Dr. Ga i g g: 
Leicht übertrieben.') 

In einer Studie, die im Auftrag des Juristenta­
ges durchgeführt worden ist und nicht von öster­
reichischen Fachleuten erarbeitet wurde, sondern 
von sozusagen neutralen ausländischen Fachleu­
ten, nämlich vom Max-Planck-Institut, wurden 
Österreich bereits präzise Reformvorschläge un­
terbreitet. Diese Reformvorschläge wurden in 
den letzten Monaten vom Herrn Bundesminister 
und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sei­
nes Hauses in alle Überlegungen miteinbezogen, 
die es auf dem Gebiet der Neuregelung des Vor­
verfahrens und der StPO gibt, und auch in Form 
von Punktationen und Beiträgen auch publiziert. 
Aber siehe da: Das, was einvernehmlich von allen 
Stellen als so großer Reformbedarf seit Jahren ar­
tikuliert wird, ist in Österreich auf Ablehnung ge­
stoßen, die mir bei dem Klima in diesem Lande 
nicht weiter verwunderlich erscheint. Es haben 
sich auch namhafte Politiker und auch von mir 
hochgeschätzte Juristen nicht davon abhalten las­
sen, in meinen Augen völlig unqualifizierte -
nämlich negierende Aussagen bezüglich Reform­
bedarf - Aussagen zu machen. 
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Herr Klubobmann Neisser ist in seiner ersten 
Stellungnahme sogar so weit gegangen, davon zu 
sprechen, daß eine grundlegende Reform der 
Strafprozeßordnung gar nicht notwendig ist. Ich 
weiß nicht, ob ihm da kurzfristig die Regierungs­
erklärung und das Arbeitsübereinkommen entfal­
len sind. aber diese Stellungnahme hat zu einem 
Klima geführt - aufgenommen von den Medien 
-, das diesen dringenden Reformbedarf in ein 
Licht rückt, wo ich nicht glaube, daß seriöse Ju­
stizpoLitik in diesem Lande gemacht werden 
kann. 

Wenn man davon spricht, daß - und das war 
alles nachzulesen - Täter geschützt und Opfer 
schlechtergestellt werden sollen, daß es exklusive 
Rechte für Verdächtige geben wird und daß effi­
ziente Kriminalitätsbekämpfung nicht behindert 
werden darf. so frage ich mich, meine sehr geehr­
ten Damen und Herren, was diese Kritiker. wenn 
sie alt Ihre Stellungnahmen in einen Zusammen­
hang setzen, meinen werden. Es geht doch dar­
um, Österreich auch im Lichte einer europäi­
schen Rechtswirklichkeit zu sehen, denn diese 
Verurteilungen Österreichs beim Europäischen 
Gerichtshof sind ja genau der Grund, der dieses 
Reformbedürfnis und diese Reformnotwendigkeit 
so klar zum Ausdruck gebracht hat. (Abg. Dr. 
F uhr man n: Frau Kollegin! Das ist das Problem 
mit der Unschuldsvermutung, die wir in Österreich 
haben.') 

Die Situation, die durch die Medien weiter ent­
facht wurde, hat mich daran zweifeln lassen, ob es 
- wenn wir uns jetzt in einer historisch zurück­
liegenden Periode befinden würden, wo es zum 
Beispiel um die Abschaffung der Folter gegangen 
ist - heute noch zu der Abschaffung solcher Me­
thoden kommen könnte. Damals hat man näm­
lich auch argumentiert und gesagt: Wenn die Po­
lizei und die Sicherheitsbehörden an den Tatver­
dächtigen nicht Hand anlegen dürfen, dann wird 
die gesamte Verbrechensaufklärung in Frage ge­
stellt, dann ist es nicht mehr möglich, eine Effi­
zienz der Arbeit der Sicherheitsbehörden und der 
Justiz zu gewährleisten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das 
sind ja Argumente, wo ich mich nur in eine Zeit 
zurückversetzt sehen kann, von der ich dachte, 
daß sie längst überwunden sei in diesem Land. 
Und genau in diese Kerbe dieser Kritiker schlagen 
dann Österreichs Medien, wenn sie sich, endlich 
ein Opfer gefunden habend, in den Schutz der 
Rechte der Opfer festkrallen. Dazu möchte ich 
sagen, es hat noch nie einem so hoch bedauerns­
werten Opfer eines Kriminalfalles in Österreich 
geholfen, wenn im selben Atemzuge Unschulds­
vermutung und Rechte der Täter in Abrede ge­
stellt wurden. Eine Aufrechnung der schlechten 
und bedauernswerten Position der Opfer auf die 

Rechte der Täter kann kein zielführendes Instru­
ment sein. (Beifall bei den Grünen.) 

Die Medien haben sich ganz gierig darauf ge­
stürzt, diese Problematik aufzugreifen, in einer 
völlig unsachlichen Art und Weise diesen Re­
formbedarf zu kritisieren, in Frage zu stellen, al­
les, was es bisher an Überlegungen dazu gibt, völ­
lig in Abrede zu stellen, und diese Bestrebungen 
in einen Bereich zu versetzen, wo eine sachliche 
und auch eine emotionslose Diskussion, die in al­
len Justizfragen und Justizbelangen dringend not­
wendig ist, unmöglich wird. 

Ich glaube, das ist ein Versuch, die dringend 
notwendigen Justizreformen in Form eines politi­
schen Opfers zu Fall zu bringen, denn in Oster­
reich gibt es Medien und ganz bestimmte Journa­
listen, die bei jedem Kriminalfall und bei jedem 
bedauerlichen Vorkommnis ganz schnell mit da­
bei sind, wenn Grundrechte von Menschen ver­
letzt werden, die schnell Opfer und Täter in eine 
Situation bringen, in der die Unschuldsvermu­
tung nicht mehr gilt, in der Sicherheitsbehörden 
und auch die Straf justiz nicht mehr effizient wir­
ken können. 

Meine Damen und Herren! Sie wissen, wie 
leichtfertig bestimmte Medien dieses Landes mit 
Menschenrechten umgehen. Und das. was jetzt 
beim ersten Aufkeimen einer wirklichen Reform­
diskussion im Justizbereich passiert ist, ist der 
Versuch, das alles mit Hilfe der Konzentration, 
die es auf dem österreichischen Mediensektor 
gibt, kaltzustellen und abzustellen. 

Meine Damen und Herren! Das kann doch 
nicht in Ihrem Sinne sein, daß wir so die für die­
ses Land dringend notwendigen Reformen im Ju­
stizbereich in der Zukunft durchsetzen. Wenn wir 
in die Situation kommen, daß es Zeitungen in der 
Hand haben. ob in Österreich längst fällige J ustiz­
reformen umgesetzt werden, dann weiß ich nicht 
mehr, wie Österreich sein Gesicht im Kreise der 
europäischen Länder in Zukunft wahren wird. 
Wenn es soweit kommt, daß Täter und Opfer auf­
gerechnet werden, es zu einem Rachefeldzug we­
gen der Entwürfe für ein neues Medienrecht 
kommt und die Betreiber dieser Reformen als po­
litische Opfer zu gelten haben, wenn es dazu 
kommt, daß bei eventuellen Überlegungen über 
dringend notwendige Reformen im Bereich des 
Kartellrechtes und der nachträglichen Entflech­
tung auch unserer Medienkonzentration den Re­
formwilligen im Justizbereich so drastisch gezeigt 
wird, wer Herr und Meister in diesem Land ist, 
dann. meine Damen und Herren, sind Sie alle 
aufgefordert, Überlegungen Platz greifen zu las­
sen, wie wir hier im Nationalrat gemeinsam gegen 
diese Machenschaften - und anders kann man es 
nicht bezeichnen - ankämpfen können. (Beifall 
bei den Grünen.) 
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Darum, meine Damen und Herren, ist es für 
uns so ein großes Anliegen, diese Reformen im 
Bereich des Justizwesens zu diskutieren, sie vor­
anzutreiben, und wir von der grünen Fraktion 
versuchen mit den Mitteln, die uns als parlamen­
tarische Fraktion zur Verfügung stehen, auch in 
Form von Initiativanträgen und von Aktionen, 
auf diese Problematik hinzuweisen. Wir befinden 
uns hier in allerbester Gesellschaft, meine Damen 
und Herren, mit namhaften Fachleuten. Und 
heute erst hat mich - ich glaube, nicht nur mich, 
sondern auch alle anderen Justizsprecher des Ho­
hen Hauses - ein Aufruf zahlreicher österreichi­
scher Strafrechtslehrer erreicht. die diese Refor­
men auch einklagen und die uns alle gemeinsam 
auffordern, diesen Reformwillen auch zu doku­
mentieren, indem wir Vorkommnisse, wie sie in 
den letzten zehn Tagen bei ganz klar ausgespro­
chenen Worten passiert sind, nicht zulassen. 

Wir wollen deshalb auf unsere heutige Anfrage 
an den Herrn Justizminister auch von ihm ein 
klares Bekenntnis, wie er sich zu diesen Reform­
bereichen stellt, und welche Schritte die Bundes­
regierung jetzt zu unternehmen gedenkt, um 
auch das Parlament handeln zu lassen. 

Denn ich glaube nicht, ':!leine Damen und Her­
ren, daß es im Interesse Osterreichs ist, wenn es 
nur die kleinste Fraktion dieses Hauses ist, die 
Initiativanträge aufgrund so krasser Reformbe­
dürfnisse im Bereich des österreichischen Straf­
vollzuges, wo es um umfassende Novellierungen 
geht, vorlegt. Ähnlich war es im Umwelthaftungs­
bereich. Auch da waren wir diejenigen, die einen 
Initiativantrag vorgelegt haben, aber die Bundes­
regierung hat bisher - und immerhin ist jetzt ein 
Jahr vergangen, seit dieses Parlament neu gewählt 
worden ist - keine konkreten Entwürfe vorge­
legt. 

Darum haben wir dem Herrn Bundesminister 
heute Fragen nach dem konkreten Inhalt dieser 
Justizreformen gestellt, und vor allem stellen wir 
ihm auch die Frage, wie er sich gegenüber diesem 
massiven Druck, der aus bestimmten Kreisen der 
Öffentlichkeit kommt - die aber, und das ist das 
bedauerliche, die Tonangebenden sind, ohne daß 
es hier einen breiten Widerstand von seiten der 
politischen Parteien gibt -, in Zukunft verhalten 
wird. 

Solange in Österreich 17jährige Jugendliche 
aus Preßburg aufgrund eines Diebstahlversuches 
im Wert von 254 S in U-Haft sitzen, und solange 
Staatsanwälte dem Vorschlag von unabhängigen 
Richtern, Jugendliche zu enthaften, nicht folgen, 
so lange, meine Damen und Herren, wird dieser 
Reformbedarf in allen diesen Punkten von uns 
eingeklagt werden, und so lange werden wir dar­
auf hinweisen! - Danke. (Beifall bei den Grü­
nen.) /6.26 

Präsident: Zur Beantwortung der dringlichen 
Anfrage hat sich der Herr Bundesminister für J u­
stiz zL~Wort gemeldet. Ich erteile ihm dieses. 

16 . .26 
Bundesminister für Justiz Dr. Michalek: Herr 

Präsident! Meine Damen und Herren! Hohes 
Haus! Ich erlaube mir, die zu Punkt I gestellten 
fünf Fragen zusammenfassend zu beantworten. 

Die geltende Strafprozeßordnung ist nahezu 
120 Jahre alt. Die Notwendigkeit einer umfassen­
den Neugestaltung, vor allem des strafprozessua­
len Vorverfahrens, wird heute grundsätzlich we­
der von der Lehre noch von der Praxis in Frage 
gestellt. Die im Bundesministerium für Justiz auf­
genommenen Vorarbeiten zielen in erster Linie 
darauf ab, die Kluft zwischen Theorie und Praxis 
zu schließen und die Erhebungen der Sicherheits­
behörden im Dienste der Strafrechtspflege ge­
setzlich zu regeln. 

Die Reform wird aber insbesondere auch die in 
diesem Bereich bestehenden Rechtsschutzdefizite 
zu beheben haben und einen zeitgemäßen Aus­
bau der Verteidigungsrechte im Lichte der Eu­
ropäischen Menschenrechtskonvention und der 
Judikatur der Straßburger Instanzen beinhalten 
müssen. 

Zur Frage des Rechtes beschuldigter Personen 
auf Beiziehung eines Rechtsbeistandes hat das 
Bundesministerium für Justiz den Gerichten und 
Staatsanwaltschaften bereits mit einem Erlaß 
vom Mai 1989 die mit dem Bundesministerium 
für Inneres erarbeiteten "Gemeinsamen Richtli­
nien über die Verständigung Dritter von der Fest­
nahme von Personen durch Organe des öffentli­
chen Sicherheitsdienstes und über den Verkehr 
mit Rechtsbeiständen" zur Kenntnis gebracht. 
Das Bundesministerium für Inneres, Generaldi­
rektion für die öffentliche Sicherheit, hat alle Si­
cherheitsbehörden und Dienststellen entspre­
chend angewiesen. 

In diesem Erlaß wird festgehalten, daß jeder 
Beschuldigte schon aufgrund der geltenden Ver­
fassungs lage - Artikel 6 EM~K - , die unmit­
telbar wirksames Recht in Osterreich ist, und 
auch aufgrund der einfachen Gesetzeslage das 
Recht hat, sich in allen Strafsachen eines Vertei­
digers zu bedienen, und daß jedem im Dienste der 
Straf justiz Angehaltenen jederzeit die Möglich­
keit offensteht, einen Verteidiger mit seiner Ver­
tretung zu betrauen. 

Dieses Recht und die anderen in Punkt 3 der 
Anfrage erwähnten Strukturfragen. auf die ich -
ich bitte Sie, das zu verstehen - im einzelnen 
heute kaum eingehen kann. werden in einer neu­
en Strafprozeßordnung gesetzlich so genau wie 
möglich zu regeln sein, wobei nicht nur die Emp­
fehlungen des auch in der Anfrage erwähnten 
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Freiburger Max-Planck-Instituts für ausländi­
sches und internationales Strafrecht. sondern 
auch die Ergebnisse der mit Vertretern der Wis­
senschaft und aller beteiligten Berufsgruppen 
fortzuführenden Diskussion angemessen zu be­
rücksichtigen sein werden. 

An dem der österreichischen Rechtstradition 
entsprechenden Grundsatz der möglichst unmit­
telbaren Beweisaufnahme in der Hauptverhand­
lung, die keineswegs einer bloßen Wiederholung 
erhobener Beweise dienen soll, wird meines Er­
achtens jedenfalls festzuhalten sein. 

Das aus Artikel 6 der Menschenrechtskonven­
tion abgeleitete Prinzip der Waffengleichheit soll 
im Sinne der Rechtsprechung der Straßburger 
Rechtsschutzinstanzen voll zum Tragen kommen. 

Allerdings kann meines Erachtens im Sinne ei­
ner effektiven Strafverfolgung - auch hierauf 
haben wir entsprechend Wert zu legen - beson­
ders zu Beginn eines Verfahrens ein angemesse­
ner Informationsvorsprung der Strafverfolgungs­
behörden in einem den konkreten Erfordernissen 
der Untersuchungen entsprechenden Umfang un­
erläßlich sein. 

Neben diesen Reformarbeiten hat das Bundes­
ministerium für Justiz in den letzten Tagen den 
Entwurf eines Strafrechtsänderung~gesetzes 1992 
mit zahlreichen Vorschlägen zur Anderung der 
Strafprozeßordnung zur Begutachtung versandt. 
Darin finden sich mehrere Bestimmungen, wel­
che die erwähnten Zielsetzungen verfolgen und 
im Sinne der Straßburger Judikatur dringenden 
Reformanliegen Rechnung tragen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich bei­
spielsweise die Schaffung bestimmter ausdrückli­
cher Verständigungs- und Belehrungspflichten, 
erweiterter Übersetzungshilfen für nicht deutsch­
sprachige Beschuldigte, eine Neuordnung und 
Erweiterung der Verfahrenshilfe. die Beseitigung 
der Möglichkeit des Staatsanwalts, an Beratungen 
des Gerichtes teilzunehmen, und die Gleichstel­
lung von Polizei- und Gerichtsprotokollen hin­
sichtlich ihrer Verwertbarkeit in der Hauptver­
handlung erwähnen. 

Diese sozusagen "vorgezogenen" legislativen 
Vorschläge im Sinne der allgemein anerkannten 
Reformrichtung machen eine strukturelle Er­
neuerung der Regelung über das Vorverfahren -
vor allem der Sicherheitsbehörden - nicht ent­
behrlich. Eine solche wird im Zusammenwirken 
insbesondere auch mit dem Bundesministerium 
für Inneres vorzubereiten sein. 

Die Neuregelung des strafprozessualen Vorver­
fahrens steht ja in enger Beziehung zur Organisa­
tionsstruktur der Sicherheitsbehörden und zur 
täglichen Arbeit der Organe des öffentlichen Si-

cherheitsdienstes. Auch die sonstigen verfas­
sungs- und verwaltungsrechtlichen Rahmenbe­
dingungen der Reform bedürfen noch einer ge­
naue ren Auslotung. Gespräche zwischen meinem 
Ressort und dem Bundeskanzleramt-Verfassungs­
dienst werden in dieser Richtung bereits geführt. 

Den weiteren Verlauf der nunmehr stärker in 
der Öffentlichkeit geführten Reformdiskussion 
kann ich in zeitlicher Hinsicht ebensowenig präzi­
se abschätzen wie die zur Erarbeitung der Vor­
stellungen des Bundesministeriums für Inneres 
und zur Abstimmung mit diesem erforderliche 
Zeit. Unter Berücksichtigung der bisher zutage 
getretenen Argumentationslinien und der kriti­
schen Einwände hoffe aber auch ich nach wie vor, 
daß um die Jahresmitte 1992 ein Gesetzentwurf 
zur Neugestaltung der Struktur des strafprozes­
sualen Vorverfahrens vorliegen wird. 

Eine Garantie - wie in der Anfrage angezogen 
wurde - über den Inhalt der letztlich von den 
gesetzgebenden Körperschaften zu beschließen­
den Regelungen kann ich naturgemäß nicht abge­
ben. Ich bin auch nicht in der Lage, die Motive 
und Hintergründe festzustellen, die zu öffentli­
cher Kritik an den Reformvorstellungen durch 
beziehungsweise über einzelne Medien - teilwei­
se in recht emotionalisierter und vergröberter 
Form - geführt haben. Ich glaube allerdings, daß 
Gelassenheit in diesem Bereich meinerseits von­
nöten ist. (Beifall bei der SPÖ und bei den Grü­
nen.) 

Jedenfalls arbeiten wir im Bundesministerium 
für Justiz nicht im .. Elfenbeinturm", sondern wir 
wollen gemeinsam mit allen wirklich Interessier­
ten zu zweckmäßigen, modernen und ausgewoge­
nen Lösungen kommen. (BeifaLL bei den Grünen.) 
Wir wollen die notwendige "Gratwanderung"' 
zwischen einer funktionierenden Strafrechtspfle­
ge und einer effektiven Strafverfolgung auf der 
einen Seite und den Anforderungen eines fairen 
Verfahrens nach der Europäischen Menschen­
rechtskonvention auf der anderen Seite mit Au­
genmaß und grundsatzfest begehen. 

Wir sind aber für alle konstruktiven Beiträge -
das weiß man vom Justizressort in allen anderen 
Bereichen auch - zu der im Gang befindlichen 
Sachdiskussion dankbar. 

Zum zweiten Abschnitt der Anfrage betreffend 
die Reform der Untersuchungshaft möchte ich 
die Anfrage Nummer 6 wie folgt beantworten: 

Dem Bundesministerium für Justiz ist es seit 
längerer Zeit ein besonderes Anliegen, daß die 
Untersuchungshaft nur in unvermeidlichen Fäl­
len verhängt wird und möglichst nur kurze Zeit 
dauert. Durch mehrere Gesetzesinitiativen, zu­
letzt im Rahmen des Strafrechtsänderungsge­
setzes 1987, wurden die Voraussetzungen, unter 
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denen Untersuchungshaft verhängt werden kann, 
eingeengt und der Katalog der gelinderen Mittel 
zur Vermeidung der Untersuchungshaft erwei­
tert. So wurde schon vor längerer Zeit ausdrück­
lich ins Gesetz aufgenommen, daß Fluchtgefahr 
jedenfalls nicht anzunehmen ist, wenn der Be­
schuldigte nicht eines besonders schweren Delikts 
verdächtig ist, sich in geordneten Lebensverhält­
nissen befindet und einen festen Wohnsitz im In­
land hat. 

Diese letztgenannte Voraussetzung trifft auf 
Ausländer in vielen Fällen nicht zu, sodaß auch 
darin eine Begründung gefunden werden mag, 
daß von den Gerichten über ausländische Be­
schuldigte bedauerlicherweise in überproportio­
nalem Umfang Untersuchungshaft verhängt wird. 

Aus diesem Grund hat das Bundesministerium 
für Justiz im Zusammenwirken mit dem Bundes­
ministerium für Inneres dem Gesetzgeber im 
Sommer 1990 für den Zuständigkeitsbereich der 
Bezirksgerichte ein beschleunigtes Verfahren 
vorgeschlagen, das ermöglicht, einer Straftat ver­
dächtige "Reisende" zeitlich befristet - nämlich 
höchstens für 48 Stunden - zwecks unverzügli­
cher Durchführung der Hauptverhandlung anzu­
halten. Mir ist bekannt, daß sich diese Möglich­
keit der Verfahrensbeschleunigung in der Praxis 
leider nur teilweise und regional unterschiedlich 
durchgesetzt hat. 

Außerdem bestehen zu allen Nachbarstaaten 
und zur Republik Polen vertragliche Grundlagen 
für den Rechtshilfeverkehr in Strafsachen, welche 
die Möglichkeit der Übernahme der Strafverfol­
gung der Verdächtigen durch den Heimatstaat 
vorsehen. 

Dies wurde den Gerichten und Staatsanwalt­
schaften durch einen ausführlichen Erlaß des 
Bundesministeriums für Justiz in diesem Som­
mer, der die gesetzlichen Grundlagen und die ein­
zelnen Verfahrensschritte detailliert anführt und 
zur Vereinfachung auch Formulare vorlegt, nahe­
gebracht und als Alternative zur Durchführung 
des Inlandsverfahrens nachdrücklich empfohlen. 

Darüber hinaus werden sowohl im Bundesmi­
nisterium für Inneres als auch im Bundesministe­
rium für Justiz derzeit grundsätzliche Überlegun­
gen über ein promptes, effektives und ökonomi­
sches Verfahren zur Ahndung von Ladendieb­
stählen angestellt, das auch zur weiteren Vermei­
dung der Haft, insbesondere bei Ausländern, im 
unteren Bereich der Kriminalität beitragen soll. 

Anfrage 7 beantworte ich wie folgt: 

Bei der Reform der Strafprozeßordnung soll 
der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit bei der 
Verhängung und Aufrechterhaltung der Untersu-

chungshaft stärkere Berücksichtigung finden als 
nach der geltenden Rechtslage. 

Die Entscheidung über die Verhängung der 
Untersuchungshaft im Einzelfall liegt freilich bei 
den unabhängigen Gerichten und ist damit mei­
nem unmittelbaren Einfluß entzogen. Soweit 
aber das Bundesministerium für Justiz auf eine 
stärkere Beachtung des Verhältnismäßigkeits­
grundsatzes in der Praxis hinwirken kann - etwa 
in Erlässen, bei Dienstbesprechungen mit den 
staatsanwaltschaftlichen Behörden, ja auch in 
Weisungen an diese -, ist das in den letzten Jah­
ren geschehen und wird auch weiterhin gesche­
hen. 

Punkt 8 der Anfrage: 

Der bereits erwähnte Entwurf eines Straf­
rechtsänderungsgesetzes 1992 schlägt vor, nicht 
nur die in der Strafprozeßordnung vorgesehenen 
Fälle der notwendigen Verteidigung übersichtlich 
zusammenzufassen, sondern auch die Möglich­
keiten zur Beigebung eines Verfahrenshilfevertei­
digers zu erweitern. So soll einem Beschuldigten, 
der selbst nicht über ausreichende wirtschaftliche 
Mittel verfügt, jedenfalls schon dann das Recht 
auf Unterstützung durch einen Verteidiger, des­
sen Kosten er nicht zu tragen hat, zustehen, wenn 
er sich in Untersuchungshaft befindet. 

Im Rahmen der Strafprozeßreform wird dar­
über hinaus auch ein weiterer Ausbau der Pflicht­
verteidigung überlegt werden. 

Das dem Verteidiger zustehende Recht auf Ak­
teneinsicht wird präziser zu regeln sein. Freilich 
wird dabei auch der schon heute erwähnte Ge­
sichtspunkt eines unerläßlichen Informationsvor­
sprunges nicht außer acht gelassen werden dür­
fen, der in Einzelfällen Ausnahmen von der Ak­
teneinsicht notwendig machen kann. 

Die Anfragen 9 und 10 möchte ich, wenn es 
erlaubt ist, gemeinsam, wie folgt beantworten: 

Im Rahmen der Reformarbeiten zur Neurege­
lung der Strafprozeßordnung ist auch geplant. die 
Stellung des Untersuchungsrichters aufzuwerten. 
Es soll ihm die Möglichkeit an die Hand gegeben 
werden, eigenständig über die Verhängung und 
Aufrechterhaltung der Untersuchungshaft zu ent­
scheiden. Derzeit ist dies lediglich unmittelbar 
nach Einlieferung in das gerichtliche Gefange­
nenhaus beim sogenannten Pflichtverhör mög­
lich, zu welchem Zeitpunkt der Untersuchungs­
richter sofort zu beschließen hat. ob der Beschul­
digte wieder auf freien Fuß gestellt oder ob über 
ihn die Untersuchungshaft verhängt wird. 

In allen anderen Fällen hat der Untersuchungs­
richter nach der geltenden Rechtslage ja eine Ent­
scheidung der Ratskammer herbeizuführen, wenn 
die Staatsanwaltschaft der Entlassung des festge-
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nommenen Beschuldigten entgegentritt. Überdies 
haben Rechtsmittel des Staatsanwaltes derzeit 
aufschiebende Wirkung. 

Es ist daran gedacht, künftig schon nach vier­
zehntägiger Dauer der Untersuchungshaft - der­
zeit zwei Monate - einerseits Verteidigerzwang, 
andererseits die erste von Amts wegen vorzuneh­
mende Haftprüfungsverhandlung vorzusehen. 
Eine Haftprüfung hätte entsprechend früher und 
unverzüglich stattzufinden, wenn sich der Be­
schuldigte bereits gegen die Verhängung der Un­
tersuchungshaft beschwert. 

Die Beschlüsse auf Verhängung und Fortset­
zung der Untersuchungshaft sollen schließlich 
eine Geltungsdauer längstens bis zum Zeitpunkt 
der nächsten von Amts wegen vorzunehmenden 
Haftprüfung haben. 

Alle diese Bemühungen und Bestrebungen zie­
len also darauf ab. die Qualität der Entscheidun­
gen über die Untersuchungshaft zu erhöhen, die 
Haftvoraussetzungen in kürzeren Abständen als 
bisher zu überprüfen und durch die Befristung 
der Beschlüsse die Bedeutsamkeit dieses Eingrif­
fes in die Lebensführung eines Menschen zu ver­
deutlichen. 

Einer allfälligen grundsätzlichen Überprüfung 
der Haftfrage durch ein Höchstgericht, die dort 
zwangsläufig zu einem wesentlich höheren Ge­
schäftsanfall und schon aufgrund der räumlichen 
Trennung zu den im Weste~n Österreichs gelege­
nen Gerichten auch zu höherem bürokratischen 
Aufwand und damit zu Verzögerungen im Ver­
fahren führen würde. stehe ich eher skeptisch ge­
genüber. Allenfalls könnte aber erwogen werden, 
in einem beschränkten Umfang eine nachprüfen­
de Kontrolle der Rechtmäßigkeit und Angemes­
senheit der Untersuchungshaft einzuführen, um 
vermehrt höchstgerichtliche Judikatur zu den 
Haftvoraussetzungen zu gewinnen. 

Zur Frage 11: Auch die Voraussetzungen für 
Entschädigungen nach strafgerichtlichen Anhal­
tungen werden im Zusammenhang mit der Schaf­
fung einer neuen Strafprozeßordnung überdacht 
werden. Grundsätzlich halte ich eine Erweiterung 
der Anspruchsvoraussetzungen für wünschens­
wert. Derzeit ist ein einschlägiges Verfahren bei 
der Europäischen Kommission für Menschen­
rechte anhängig, deren Ergebnis wir mit Interesse 
erwarten. 

Zur Frage 12: Die Entlassung von Untersu­
chungshäftlingen bloß aus dem Grunde überfüll­
ter Gefangenenhäuser findet internationale Bei­
spiele auch in benachbarten Staaten. Ich gehe al­
lerdings davon aus, daß eine solche Maßnahme 
auf wenig Verständnis in der Bevölkerung stoßen 
würde. 

Im Hinblick darauf, daß solche Entlassungen 
von zufälligen, außerhalb des Verfahrens liegen­
den Umständen abhängig wären, wären sie auch 
meiner Meinung nach sachlich recht problema­
tisch. Es wird deshalb notwendig sein, durch 
Maßnahmen organisatorischer, baulicher und 
sonstiger Art darauf hinzuwirken. daß eine Situa­
tion, in der nur noch auf solche "Notentlassun­
gen" zurückgegriffen werden könnte, gar nicht 
erst entstehen zu lassen. 

Zur Frage 13: Das Bundesministerium für Ju­
stiz beabsichtigt, bis Jahresende 1992 einen Ent­
wurf für ein Gesetz über die Anhaltungen in Un­
tersuchungshaft zu erstellen, der sodann im Laufe 
des Jahres 1993 eingebracht werden könnte. 

Zur Frage 14: Im Entwurf eines Strafrechts­
änderungsgesetzes 1992 ist vorgesehen, daß Beu­
gemittel und damit auch die Beugehaft zur Er­
zwingung von Zeugenaussagen sowie zur Heraus­
gabe von Urkunden nur angewendet werden dür­
fen, soweit sie nicht zum Gewicht der Strafsache, 
zur Bedeutung der Aussage des Zeugen oder zu 
dessen persönlichen Umständen außer Verhältnis 
stehen. Damit soll die Beugehaft im Sinne auch 
der Empfehlungen des sogenannten Lucona-Un­
tersuchungsausschusses weitgehend zurückge­
drängt werden. Zur Gänze wird auf solche Maß­
nahmen, die im übrigen auch im zivilgerichtli­
chen Verfahren vorgesehen sind, nicht verzichtet 
werden können. Ich trete allerdings für äußerste 
Zurückhaltung bei ihrer Anwendung ein. 

Zur Frage 15: Die Untersuchungen des Insti­
tuts für Strafrecht und Kriminologie der Univer­
sität Wien und des Instituts für Rechts- und Kri­
minalsoziologie über die unterschiedliche Praxis 
der Verhängung der Untersuchungshaft, der 
Strafzumessung und der bedingten Entlassung in 
Österreich, die durchwegs ein deutliches Ost­
West-Gefälle ergeben haben, wurden zum Teil 
vom Bundesministerium für Justiz veranlaßt und 
gefördert. 

Ihre Ergebnisse haben auch unter den Prakti­
kern zu intensiven Diskussionen geführt, die 
nicht fruchtlos verlaufen sind. So ist beispielswei­
se festzustellen, daß in jüngster Zeit in den Spren­
geln der Oberlandesgerichte Wien und Graz -
wie früher in Linz und Innsbruck - vermehrt 
bedingte Geldstrafen verhängt werden. 

Das Bundesministerium für Justiz ist bemüht. 
auf eine weitere Erörterung dieser Fragen bei 
Richterbesprechungen und Fortbildungsveran­
staltungen hinzuwirken. 

Ich muß aber auch in diesem Zusammenhang 
darauf hinweisen, daß die Praxis der unabhängi­
gen Gerichte jeder unmittelbaren Kontrolle der 
Verwaltung entzogen ist. Allenfalls kann in Ein­
zelfällen - so geschieht es ja auch - im Wege 
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der Staatsanwaltschaften und der von diesen aus­
geübten Rechtsmittelbefugnis ein Beitrag zur An­
gleichung der Praxis geleistet werden. 

Zur Frage 16: Es besteht kein Zweifel daran, 
daß eine Verbesserung der derzeit geführten Sta­
tistiken im Sinne besserer Vergleichbarkeit wün­
schenswert ist. Allerdings ist zu berücksichtigen, 
daß die einzelnen Statistiken unter unterschiedli­
chen Voraussetzungen und zu jeweils anderen 
Zwecken erstellt werden. Die polizeiliche Krimi­
nalstatistik wird im übrigen im Wirkungsbereich 
des Bundesministeriums für Inneres geführt. 

Durch die erste österreichische Rückfallstati­
stik, die seit kurzem vorliegt, wurde ein wichtiger 
Beitrag zur Verbesserung der Datengrundlagen 
der Strafrechtspflege geleistet. Wir werden be­
müht sein, auch auf eine verbesserte Koordina­
tion zwischen den einzelnen Ressorts und damit 
zu einer verbesserten Vergleichbarkeit der einzel­
nen Statistiken hinzuwirken. 

Zur Frage 17: Mit dem Jugendgerichtsge­
setz 1988 wurde die Möglichkeit des außerge­
richtlichen Tatausgleichs im Jugendstrafrecht ein­
geführt. Diese Bestimmungen haben nicht nur in­
ternationale Beachtung und Nachahmung gefun­
den, sondern auch zu außerordentlich positiven 
Erfahrungen geführt. 

Das Bundesministerium für Justiz hat daher ei­
nen Modellversuch im Erwachsenenstrafrecht 
eingerichtet, der mit Beginn des Jahres 1992 in 
vier Gerichtssprengeln anlaufen wird: Eisenstadt, 
Wien-Donaustadt, Salzburg und Innsbruck. Die 
dabei zu gewinnenden Erfahrungen werden den 
Ansatzpunkt für weitere Überlegungen und legi­
stische Vorschläge bilden. 

Zur Frage der Untersuchungshaft bei ausländi­
schen Verdächtigen verweise ich auf das vorhin 
schon zu Punkt 6 Geantwortete. 

Insgesamt möchte ich festhalten, daß die mit 
der Verhängung der Untersuchungshaft zusam­
menhängenden Fragen seit geraumer Zeit einen 
Schwerpunkt der Tätigkeit des Bundesministeri­
ums für Justiz darstellen. Vieles ist geschehen, 
manches ist in Vorbereitung. Es zeigt sich aller­
dings, daß die Reformierbarkeit eines aus den ge­
sellschaftlichen Verhältnissen des vorigen Jahr­
hunderts stammenden, teilweise von etwas ideali­
stischen Vorstellungen getragenen Gesetzeswerks 
wie unserer Strafprozeßordnung, die in der Praxis 
des Vorverfahrens niemals voll den Intentionen 
des historischen Gesetzgebers entsprechend um­
gesetzt werden konnte, an seine Grenzen gesto­
ßen ist. 

Dadurch wird die Notwendigkeit einer Gesamt­
reform der Strafprozeßordnung, die modernen 
gesellschaftlichen Auffassungen entspricht und 

neue Wege in der Verbrechensbekämpfung, aber 
auch beim Schutz der durch eine strafbare Hand­
lung Verletzten, des Verbrechensopfers, ein­
schlägt, bestätigt. 

Das Bundesministerium für Justiz ist nun daran 
gegangen, diese Reformarbeiten zu einem, wie 
man sagen muß, "Jahrhundertgesetz" im Sinne 
der Regierungserklärung von heute genau vor ei­
nem Jahr konkret in Angriff zu nehmen. Erfolg 
kann diesem Vorhaben mir durch konstruktive 
Mitarbeit aller beteiligten und interessierten Per­
sonen und Stellen beschieden sein. 

In diesem Sinne ersuche ich auch Sie, meine 
Damen und Herren, um Unterstützung. (Beifall 
bei SPÖ und ÖVP.) 

Zum Abschnitt 111, Mediengesetz-Novelle, An­
fragepunkt 18: Der Entwurf einer Mediengesetz­
Novelle 1992 forciert die zivilrechtliehe Kompo­
nente des medienrechtlichen Persönlichkeits­
schutzes, indem er Verbesserungen sowohl der 
Anspruchsgrundlagen als auch bei der Geltend­
machung und Durchsetzung der Ansprüche vor­
sieht. 

Im Arbeitsübereinkommen der Bundesregie­
rung und in der Regierungserklärung ist vorgese­
hen, daß die derzeit im Zivilrecht nur ansatzweise 
vorhandenen Möglichkeiten, ideellen Schaden er­
setzt zu bekommen, systematisch auszubauen 
sind. 

Im Justizministerium ist eine Arbeitsgruppe 
zusammengetreten, deren Aufgabe es ist, dieses 
rechtspolitische Ziel legistisch umzusetzen. Erste 
Vorentwürfe für entsprechende Änderungen im 
ABGB wurden bereits erstellt. Es ist beabsichtigt, 
die Erweiterung des ideellen Schadenersatzes im 
ABGB mit den in Nebengesetzen - unter ande­
rem im Medienrecht - bereits gegebenen Mög­
lichkeiten, derartigen Ersatz zu erhalten, abzu­
stimmen. 

Frage 19: Die seinerzeitige Regierungsvorlage 
zum Mediengesetz 1981 sah ausdrücklich vor, 
daß gerichtlich strafbar sein soll, wer einen Ver­
dächtigen, Beschuldigten oder Angeklagten als 
überführt oder schuldig hinstellt, allerdings mit 
der Einschränkung, daß dies in einer Weise ge­
schehen muß, die geeignet ist, den Ausgang des 
Verfahrens zu beeinflussen. 

Der lustizausschuß übernahm diese Formulie­
rung nicht, sondern beschränkte sich darauf, die 
Erörterung des vermutlichen Ausgangs des Straf­
verfahrens unter Strafe zu stellen, und zwar 
gleichfalls mit der Einschränkung der Beeinflus­
sungseign ung. 

Zugleich wurde im lustizausschuß der nach der 
Regierungsvorlage vorgesehene Schutzzeitraum 
dahin gehend verkürzt, daß die Strafbarkeit erst 
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nach rechtskräftiger Versetzung in den Anklage­
stand beziehungsweise nach Anordnung der 
Hauptverhandlung einsetzt. 

Mediale Verletzungen der Unschuldsvermu­
tung waren seit Inkrafttreten des Mediengesetzes 
immer wieder Gegenstand lebhafter Diskussio­
nen. 

Der Entwurf einer Mediengesetz-Novelle ver­
sucht nun, insoferne einen maßvollen Mittelweg 
einzuschlagen, als der Schutz der Unschuldsver­
mutung zwar ausgebaut werden soll, allerdings 
nur durch Schaffung eines neuen zivilrechtlichen 
Schadenersatztatbestandes. 

Es wurden jedoch im Begutachtungsverfahren 
- das möchte ich nicht verschweigen - von ver­
schiedenen Seiten Stimmen laut, die eine ver­
stärkte strafrechtliche Sanktionierung medialer 
Verletzung der Unschuldsvermutung fordern, 
insbesondere durch einen Ausbau des § 23 des 
Mediengesetzes. 

Meine Damen und Herren! Das wären die Ant­
worten zu der schriftlichen Anfrage gewesen. Re­
formen in der Rechtspflege waren und sind gera­
de im parlamentarischen Raum von einem Klima 
der Sachlichkeit, der Interessenabwägung und des 
Konsensstrebens geprägt. Gemeinsam mit meinen 
Mitarbeitern im Bundesministerium für Justiz bin 
ich bestrebt, diesen Kurs des Augenmaßes und 
des Bemühens um Überzeugung und Überein­
stimmung fortzusetzen. 

Ich habe in den Justizsprechern der vier Partei­
en dieses Hohen Hauses Gesprächspartner gefun­
den, die offenkundig diese meine GrundeinsteI­
lung teilen. Ich bin daher guten Mutes, daß es 
gelingen wird, auch die vor uns stehenden weite­
ren wichtigen Aufgaben der Rechtsreform in ei­
nem Klima der Zusammenarbeit gemeinsam be­
wältigen zu können. - Danke vielmals. (Beifall 
bei SPÖ und ÖVP.) /6.5-1 

Präsident: Ich danke dem Herrn Bundesmini­
ster Dr. Michalek für seine Ausführungen. 

Wir gehen jetzt in die Debatte ein. 

Ich mache darauf aufmerksam, daß jeder der 
nachfolgenden Rednerinnen und Redner 15 Mi­
nuten Redezeit hat. 

Als erster am Wort ist Herr Abgeordneter Vog­
genhuber. Ich erteile es ihm. 

/6.55 
Abgeordneter Voggenhuber (Grüne): Herr 

Präsident! Meine Damen und Herren Abgeordne­
ten! Herr Bundesminister! Im allgemeinen gilt 
eine dringliche Anfrage als die schärfste mögliche 
Form der Attacke einer Oppositionspartei auf ei­
nen amtierenden Minister oder ein Regierungs-

mitglied. In diesem Fall verstehen wir dieses In­
strument nicht als einen solchen Angriff, im Ge­
genteil, ich möchte Ihnen nicht verhehlen, Herr 
Bundesminister, daß wir Ihre Arbeit mit großer 
Aufmerksamkeit und wachsendem Respekt ver­
folgen. 

Sie haben in diesem Jahr Reformlinien vorge­
legt. denen wir weitgehend zustimmen können, 
die wir für notwendig und die wir angesichts der 
Mißstände auch für angemessen halten. 

Meine Damen und Herren! Was also veranlaßt 
uns zu dieser dringlichen Anfrage, was macht sie 
so dringlich? Diese dringliche Anfrage soll dazu 
dienen, soll mithelfen, zwei politische Vorgänge 
aufzuklären, die für uns ein politisch außeror­
dentlich belastendes Ausmaß angenommen ha­
ben. 

Das erste ist eine sich in den letzten Wochen 
über diese vorgesehenen Rechtsreformen entwik­
kelnde öffentliche Debatte, geprägt von Illiberali­
tät, geprägt von der Infragestellung rechtsstaatli­
cher Prinzipien, ja sogar menschenrechtlicher Be­
stimmungen, Verpflichtungen und Prinzipien, ge­
prägt durch ein um sich greifendes populäres U n­
verständnis für die Reformen, alles in allem eine 
Debatte, die wir insgesamt für höchst fragwürdig 
halten und an der sich überraschenderweise auch 
Persönlichkeiten und Politiker beteiligen, von de­
nen wir eine solche Einstellung nicht erwartet ha­
ben. 

Der zweite Vorgang, den wir hier zur Debatte 
stellen wollen, ist, daß wir glauben, daß diese zu­
nehmende Illiberalität und dieses zunehmende 
Infragestellen rechtsstaatlicher Grundsätze durch 
eine Medienkampagne bedingt sind, eine Medien­
kampagne, die versucht, das Parlament zu erpres­
sen, die versucht, dem Justizminister ein Muskel­
spiel vorzuführen, um offenkundig die Entflech­
tung der europaweit einzigartigen Medienkon­
zentration in Österreich im Keime zu ersticken. 

Wir halten das für den zweiten höchstgefährli­
chen Aspekt der Vorgänge der letzten Wochen, 
daß hier ein Presse-Mammutkonzern, wie er auf 
der Welt einzigartig ist - KroKuWAZ, Media­
print, "Kronen-Zeitung" und "Kurier" -, ver­
sucht, Druck auf Politik, Regierung und Parla­
ment auszuüben, um so zu verhindern, daß me­
dienpolitische Fehlentwicklungen korrigiert wer­
den und demokratiepolitisch groteske und uner­
trägliche Konzentrationen der Medien vom Parla­
ment, vom Gesetzgeber dieses Landes entflochten 
werden. (Beifall bei den Grünen.) 

Ich hoffe, daß Sie nach dieser Erklärung die 
Dringlichkeit dieser Anfrage akzeptieren können. 

Meine Damen und Herren! Der Erfolg eines 
Landes wird immer mehr und mehr gemessen 
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nach den Gesichtspunkten des Wirtschaftswachs­
tums, der Stärke der gesellschaftspolitischen 
Durchsetzung des Mehrheitswillens, nach Brut­
tonationalprodukten, Wachstumsziffern, Export­
quoten und so weiter. 

Der politische Erfolg, meine Damen und Her­
ren, die politische Kultur eines Landes, ja die Kul­
tur eines Landes überhaupt, wird nach unserer 
Überzeugung nach ganz anderen Kriterien be­
messen, und vielleicht gerade nach Kriterien, die 
auf jene Lebensbereiche zielen, in denen sich 
Menschen dem Erfolg widersetzen oder am Er­
folg nicht teilhaben wollen, nicht mitarbeiten 
wollen, wo sie sich der Mehrheit und den gesell­
schaftlichen Normen widersetzen oder ihnen 
nicht folgen oder ihnen nicht folgen können oder 
sich dagegen vergehen. Die politische Kultur, die 
Kultur eines Landes überhaupt, wird daran ge­
messen, wie eine Gesellschaft mit jenen Men­
schen umgeht, die nicht ihren Normen und nicht 
ihren Zielsetzungen und nicht ihren Erwartungen 
entsprechen. (Beifall bei den Grünen.) 

Und mehr und mehr wendet sich die politische 
Debatte in Österreich von diesen Kriterien politi­
scher Kultur ab. Wir haben das versucht anzu­
prangern in der Debatte über das Polizeibefugnis­
gesetz, über das Fremdenpolizeigesetz, über die 
Asylgesetze, über das Meldegesetz, über das Paß­
gesetz, über all jene Bereiche, in denen in den 
letzten Monaten Rechte eingeschränkt, Schwache 
geschwächt wurden, Solidaritäten abgebaut und 
rechtsstaatliche Prinzipien eingeschränkt wurden. 
Meine Damen und Herren, und dies auch in einer 
politischen Entwicklung Österreichs, elie gekenn­
zeichnet ist auch von Hetze, von Ausländerfeind­
lichkeit, von Verachtung der Schwachen, von ei­
ner Politik, die getragen ist von einer FPÖ, die 
zunehmend Einfluß gewinnt auf das politische 
Selbstverständnis der Großparteien. (Präsident 
Dr. Li eh a I übernimml den Vorsitz.) 

Einer jener Bereiche. in denen sich Kultur in 
der Gesellschaft zeigt, ist auch die Strafverfol­
gung. Ich habe vorher in einem Zwischenruf ge­
hört, daß auf eine Schilderung von meiner Kolle­
gin Stoisits ein FPÖ-Abgeordneter gemeint hat: 
Dann soll er halt aufhören zu stehlen! 

Meine Damen und Herren! Wenn wir alles 
rechtfertigen unter dieser Devise: Dann soll er 
halt aufhören zu stehlen!, dann verbrechen wir 
gegen rechtsstaatliehe, gegen menschenrechtliehe 
Prinzipien. Wir haben uns in der Demokratie auf 
bestimmte Grundsätze eingeschworen, die wir 
von Zeit zu Zeit einklagen sollten. 

Wenn wir uns auf einige politische Prinzipien 
in der Strafverfolgung einigen könnten, beispiels­
weise die Unschuldsvermutung, das Recht auf ein 
faires Verfahren, die Gleichheit aller Bürgerinnen 
und Bürger im Strafverfahren, die Angemessen-

heit der Zwangsmittel des ~.taates, seiner Sanktio­
nen und Strafen und die Ubereinstimmung von 
Gesetz und Praxis, und wir betrachten dann den 
Strafvollzug in Österreich, so können wir gar 
nicht anders, als der politischen und rechtlichen 
Kultur unseres eigenen Landes ein sehr schlech­
tes, bedenkliches. ja erschLitterndes Urteil auszu­
stellen. 

Die Zeitungen sind nicht gewohnt, in die Ge­
fängnisse zu gehen, sie sind nicht gewohnt, Ge­
richtsverfahren aus dem Blickwinkel des Ange­
klagten zu verfolgen, sie sind nicht gewohnt. ge­
gen eine öffentliche Stimmung eier Intoleranz an­
zugehen, sie sind gewohnt - zumindest einige 
von ihnen und die größten von ihnen -, mit die­
sen Stimmungen Geschäfte zu machen, meine 
Damen und Herren. 

Das Recht auf ein faires Verfahren wurde 1873 
im entsprechenden Gesetz vorgelegt, in einer 
Zeit, in der es keine Demokratie gab, und wir 
müssen heute feststellen, daß einige gesetzliche 
Ziel vorgaben nicht erfüllt wurden - bis heute 
nicht erfüllt wurden. Und einige haben sich in der 
letzten Zeit in der politischen Debatte so gerührt. 
als hätte sich dieser chronische Rechtsbruch im 
österreichischen Strafvollzug ganz gut bewährt, 
und man müßte daher auch nichts ändern, man 
könnte es der Polizei ruhig auch in Zukunft über­
lassen, jene Ermittlungen zu führen, die sie bisher 
rechtswidrig führt. Kein Reformbedarf! 

Die Unmittelbarkeit des Verfahrens ist in vie­
len Bereichen nicht gegeben. - Das schreckt hier 
niemanden. Es ist auch kein Thema, daß in einem 
Rechtsstaat grundsätzlich die Belehrung über die 
Rechte vor jeder staatlichen Sanktion oder jedem 
staatlichen Zugriff zu stehen hat. Die Gleichheit 
aller BürgerInnen im Strafverfahren - die Frau 
Abgeordnete Stoisits hat hier schon eine Fülle 
von Beispielen gebracht, man könnte sehr viele 
hinzufügen -, die Diskriminierung der Auslän­
der: bei Vermögensdelikten U-Haft in 70 bis 
80 Prozent der Fälle, aber nur in 45 Prozent der 
Fälle bei Österreichern. 

Meine Damen und Herren! Warum ist das kein 
Skandal für die KroKuWaz? Und warum lassen 
wir das zu, daß die Kriminalität gegen Ausländer. 
die Diskriminierung von Ausländern bis hinein in 
die Strafverfahren kein Skandal ist? Warum las­
sen wir es zu, daß diese beiden Zeitungen elie Un­
verschämtheit haben, zu schreiben - gegen alle 
Unschuldsvermutung, gegen alle Rechtsgrundsät­
ze -: "Justizreform: Mehr Rechte für Kriminel­
le", "Noch mehr Rechte für KriminellelI? - Of­
fensichtlich abgesprochene Titelzeilen. Ein wi­
derliches Machwerk in dieser ganzen Diskussion, 
und die Politik ist nicht Manns genug und nicht 
mutig genug und - entschuldigen Sie! - auch 
nicht Frau genug, sich dagegen zu verwahren und 
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sich davon nicht einschüchtern zu lassen. (Beifall 
bei den Grüne/I.) 

Bagatelldelikte führen zu wochenlangen U­
Haft-Strafen, meine Damen und Herren! Wo ist 
die Angemessenheit der Strafe, wenn ich für ei­
nen Diebstahl von ein paar hundert Schilling wo­
chenlang in U-Haft sitze, wo ein Tag 700 S ko­
stet? Das ist nicht der Bestandteil dieser öffentli­
chen Debatte. Die wahren Mißstände gegen 
Menschlichkeit, gegen Rechtsstaatlichkeit, gegen 
unsere Verfassungsprinzipien werden in dieser 
öffentlichen Debatte unter dem Druck dieser Me­
dien, dieser Teile der Medien nicht erwähnt, sind 
kein politischer Inhalt und führen zu einer völli­
gen Verzerrung der Debatte. 

Wenn ein Präsident des Jugendgerichtshofes 
meint, 50 Prozent der in U-Haft Befindlichen sei­
en dort zu Unrecht, meine Damen und Herren, 
dann reden wir doch plötzlich von ganz anderen 
Opfern, dann reden wir doch nicht von dem Spiel 
zwischen Opfer und Täter, das hier auf ge­
schmacklose Weise ausgebreitet wird, dann reden 
wir doch von Opfern, die durch den Staat ge­
macht werden, dann reden wir doch von den Op­
fern des Strafvollzuges! 

Meine Damen und Herren! Das sind die wah­
ren Mißstände, über die wir uns hier zu unterhal­
ten hätten. 

Und wenn die U-Haft als Mittel der Geständ­
niserlangung verwendet wird, wenn Verhörme­
thoden mit psychologisch höchst feinen Metho­
den der Panikmache, der Einschüchterung bis hin 
aber auch zu körperlicher Gewalttätigkeit nicht 
selten sind - von manchen wird behauptet, es sei 
Routine -, wenn die gesetzwidrige Vernehmung 
der U-Häftlinge durch die Polizei chronisch ist, 
unbeanstandet von einem Mammutkonzern, der 
in diesem Land die Gesetzgebung offensichtlich 
unter Druck setzen kann, wenn Haftbefehle nicht 
oder nur mangelhaft begründet werden, meine 
Damen und Herren, dann sind das ganz andere 
Mißstände, die hier aufgezeigt werden müßten, 
debattiert werden müßten. 

Und ich verhehle nicht meinen Respekt -
noch einmal -, Herr Justizminister, daß Sie in 
dieser nicht einfachen öffentlichen Stimmung 
Sachlichkeit bewahren, aber auch die Notwendig­
keit erkannt haben, daß es nicht um einen Abbau 
von Rechtsstaat, nicht um einen Abbau von libe­
ralität, sondern um eine Wiederherstellung und 
um eine Weiterentwicklung des Rechtsstaates 
geht. 

Meine Damen und Herren! Nun lassen Sie 
mich doch noch zu diesem zweiten Vorgang ganz 
kurz - ich habe ja nur wenige Minuten Zeit -
Stellung nehmen. 

Bei den Medien gibt es heute - bei diesen Me­
dien, von denen ich gesprochen habe, und ich 
könnte sie wohl noch um einige erweitern, aber in 
dieser skandalösen Dimension trifft das nur diese 
- welche, die glauben, Demokratie durch eine 
Abstimmung am Kiosk ersetzen zu können. 

Meine Damen und Herren, Demokratie ist kei­
ne Abstimmung am Kiosk, und das Parlament 
wird sich nicht der Abstimmung am Kiosk unter­
werfen, und die Gerichte werden sich nicht der 
Abstimmung am Kiosk unterwerfen! Aber wenn 
es schon Abstimmungen am Kiosk .gibt, dann hal­
ten wir einmal fest, worüber die Osterreicherin­
nen und Österreicher am Kiosk in Österreich ab­
stimmen können. 

In der Schweiz gibt es 96 Tageszeitungen - 96! 
-, in Frankreich 127, in Deutschland 114 und in 
Österreich 16. Und davon sind 7 wirtschaftlich 
gefährdet. 

Das ist das Ergebnis eines in Europa einzigarti­
gen medienpolitischen Versagens dieser Großpar­
teien (Beifall bei den Grünen), und das ist eine 
Situation, Herr Cap, die halbdiktatorisch genannt 
werden kann und auch so genannt wurde, wenn 
ich mich nicht irre, vom Chefredakteur Ihres in­
zwischen auch schon verstorbenen lOOjährigen 
Parteiblattes, der später unabhängigen "AZ". 

Dieser Kro-Ku-WAZ/Mediaprint-Riesenkon­
zern mit "Krone", "Kurier" und "Kärntner Ta­
geszeitung" kontrolliert 57,6 Prozent der Ge­
samtauflage der österreichischen Tageszeitungen. 
Meine Damen und Herren! Das ist europaweit 
und weltweit einzigartig! 

Ich weiß sehr wohl . . . (Präsidef1t Dr. L i -
c ha l gibt das Glockenzeichen.) Herr Präsident! 
Ich komme zum Schluß. - Ich weiß sehr wohl, 
daß dieser Gigant in der Lage ist, jeden Politiker 
in diesem Land zu ächten, unter Druck zu setzen 
und öffentlich unmöglich zu machen oder minde­
stens totzuschweigen. 

Aber das kann bei diesem Zustand der demo­
kratiepolitischen Fehlentwicklung für uns hier 
keine Entschuldigung sein, sich nicht dieser kata­
strophalen demokratiepolitischen Entwicklung 
entgegenzustellen. Daher fordere ich Sie auf, eine 
Entflechtung dieses Medienkonzerns vorzuneh­
men und für eine medienpolitisch demokratische 
Situation in Österreich einzutreten! (Beifall bei 
den Grünen.) 17.12 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gemeldet ist 
Frau Abgeordnete Dr. Elisabeth Hlavac. Ich er­
teile es ihr. 

17./2 
Abgeordnete Dr. Elisabeth Hlavac (SPÖ): Sehr 

geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bun­
desminister! Meine Damen und Herren! Wir ha-
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ben erst vor knapp zwei Wochen eine lustizde­
batte hier im Hause abgeführt. Ich habe eigentlich 
zu allen Themen Stellung genommen, die auch 
heute in der dringlichen Anfrage angesprochen 
worden sind. Ich möchte mich daher eher kurz 
fassen und nur prägnant sagen, wo ich die Proble­
me sehe. 

Kollege Voggenhuber hat die beiden Zeitungs­
artikel angesprochen. Ich erinnere mich, daß 
knapp vor der Debatte über das Justizbudget die 
Zeitungen des nächsten Tages mit der Schlagzei­
le: "Noch mehr Rechte für Kriminelle'?" erschie­
nen sind, also praktisch den gleichen Aufmacher 
gehabt haben. 

Ich glaube, das zeigt schon einen ganz gewichti­
gen Teil des Problems, nämlich daß die Un­
schuldsvermutung bei uns vielfach nicht ernst ge­
nommen wird. Es kann sich ja zum Zeitpunkt der 
U-Haft nur um Tatverdächtige handeln, sicher­
lich nicht um verurteilte Kriminelle. Es kann 
durchaus sein, daß sich die Verdächtigen dann 
tatsächlich als unschuldig erweisen. 

Die Mißachtung der Unschuldsvermutung 
zieht sich eigentlich wie ein roter Faden durch 
diese ganzen Themenbereiche, die wir hier be­
handeln, sei es das Medienrecht, sei es die Straf­
prozeßordnung oder sei es der Vollzug der U­
Haft. Die Unschuldsvermutung ist jedoch - ich 
möchte das wirklich betonen - ein Grundwert 
jeder demokratischen Gesellschaft und jeder de­
mokratischen Justiz, und man sollte sich auch 
dessen bewußt sein, was daraus entstehen kann, 
wenn jemand zu Unrecht verdächtigt wird. 

Ich möchte daher das wiederholen, was ich 
schon bei der Budgetdebatte gesagt habe, weil es 
mir wirklich sehr ernst und wichtig ist. Ich beken­
ne mich zum verbesserten Schutz der Unschulds­
vermutung durch die Schaffung zivilrechtlicher 
Entschädigungsansprüche. Das ist grundsätzlich 
der richtige Weg. Dasselbe gilt auch für die Schaf­
fung einer besonderen Identitätsschutzbestim­
mung für Opfer und Täter. 

Es wird hier eine Debatte in der Öffentlichkeit 
geführt, die mißverständlich ist. Ich kann nur be­
tonen: Es geht nicht um Zensur, es geht nicht 
darum, die Aufklärung von Skandalen zu verhin­
dern, sondern es geht darum, daß die Medien ver­
antwortungsvoll mit ihrer Macht umgehen sollen. 
Es geht darum, daß durch den leichtfertigen Ge­
brauch von Medienmacht Menschen zerstört wer­
den können. Das ist etwas, das vielfach nicht gese­
hen wird. Ich glaube, das sollte uns immer bewußt 
sein, das sollte auch verantwortungsvollen Jour­
nalisten bewußt sein, und ich weiß auch, daß es 
solche gibt. 

Die Gerichtsberichterstattung ist etwas, was bei 
vielen Menschen auf großes Interesse stößt, aber 

es kann nicht alles sein, die Sensationslust der Le­
ser zu befriedigen. Es werden da Menschen an 
den Pranger gestellt, die unschuldig sind, oder es 
werden auch Menschen an den Pranger gestellt, 
die wegen eines vergleichsweise geringfügigen 
Deliktes verurteilt werden und dann große Pro­
bleme in ihrem weiteren Leben haben. Wir reden 
immer von Resozialisierung. Wir sollten das ernst 
nehmen. Wir sollten daher die Identität von "klei­
nen" Tätern schützen. (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) 

Aber jetzt noch zurück zur StPO-Reform, die 
so hohe Wellen schlägt. Was ist bis jetzt gesche­
hen? - Im Regierungsübereinkommen ist festge­
halten, daß das sicherheitspolizeiliche Vorverfah­
ren verrechtlicht werden soll. Der zuständige Sek­
tionsleiter im lustizministerium hat ein Konzept 
erarbeitet. und dieses Konzept wurde diskutiert. 
Sowohl dieses Konzept als auch die Diskussion 
darüber sind veröffentlicht worden. Das ist der 
Stand der Dinge. 

Es ist selbstverständlich, daß verschiedenste da­
mit in irgendeiner Weise in Zusammenhang ste­
hende Gruppen darauf reagieren, daß sie Beden­
ken, Sorgen, Anregungen vorbringen. Ich glaube, 
daß das nicht nur legitim ist, es ist auch wün­
schenswert, denn wir wollen einen vernünftigen 
Gesetzentwurf zustande bringen. 

Nur ist jetzt leider ein Klima entstanden, das 
die Diskussion sehr erschwert. Ich möchte aller­
dings jetzt zusammenfassen, wo ich glaube, daß 
doch Einigkeit besteht. Ich glaube, es besteht Ei­
nigkeit darin, daß das Konzept der alten StPO 
überlebt ist, daß die Tatsachen einfach eine ande­
re Sprache sprechen und wir die Arbeit der Poli­
zei, der Sicherheitsbehörden brauchen. Die Si­
cherheitsbehörden sollen Beweise aufnehmen 
können, aber diese Beweise sollen dann in einer 
rechtsstaatlieh akzeptablen Weise im Prozeß ver­
wertbar sein. Dafür bedarf es der Verrechtlichung 
des Vorverfahrens. Ich gehe davon aus, daß -
und das ist auch ein Grundpfeiler - eine Neure­
gelung wirklich menschenrechtskonform sein 
muß. 

Es ist zum Beispiel gesagt worden, daß die Re­
form die Aufklärungsquote beeinträchtigen 
könnte. Ich bin über diese Formulierung sehr un­
glücklich. Sie ist zumindest mißverständlich, weil 
dadurch auch der Eindruck entstehen könnte, es 
gehe den Sicherheitsbehörden um die Erzielung 
von raschen Geständnissen. Ich bin aber durchaus 
bereit, einzusehen, daß es wichtig ist, Beweise 
schnell und gut zu sichern. Wir müssen uns das 
wirklich überlegen, damit eine Reform das nicht 
verhindert. 

Aber es geht nicht um das, was manche der Öf­
fentlichkeit weismachen wollen: Es geht keines­
wegs darum, Erhebungen zu behindern. Es geht 

55. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)92 von 156

www.parlament.gv.at



5696 Nationalrat XVIII. GP - 55. Sitzung - 18. Dezember 1991 

Dr. Elisabeth Hlavac 

darum, sicherzustellen, daß die Ergebnisse kor­
rekt zustande kommen und daß sie auch im Pro­
zeß verwertbar sind. Ich denke auch, daß dagegen 
niemand sein kann. 

Ein Argument, das auch immer wieder kommt 
und von dem ich durchaus meine, daß wir uns 
damit befassen müssen, ist, daß wohlhabende, ge­
sellschaftlich gewandte Verdächtige oder Ange­
hörige des organisierten Verbrechens einen leich­
teren Zugang zu einem Rechtsanwalt haben als 
zum Beispiel eingeschüchterte Jugendliche oder 
Durchschnittsbürger, die noch nie in einer sol­
chen Situation waren, Unschuldige, die in der 
Überzeugung, daß sie ja unschuldig sind, dann 
vielleicht in eine schwierige Situation geraten. 

Ich glaube aber, daß das kein Argument sein 
kann gegen die Beiziehung eines Rechtsanwaltes 
(Abg. Dr, 0 f ne r: Sehr richtig!), sondern wir 
müssen uns überlegen, ob nicht vielleicht jedem 
Tatverdächtigen ein Rechtsbeistand beigestellt 
werden sollte, wie das zum Beispiel in Skandina­
vien der Fall ist. (Abg. Dr. 0 f ne r: Ich bin sehr 
dafür. aber nicht gratis.') Nicht gratis; das hängt 
sicherlich vom Einkommen ab. (Abg. Dr. 
o f ne r: Ja.') Das kann man wohl so regeln wie 
bei der Verfahrenshilfe. 

Für mich ist jedenfalls eines klar: Ein Zurück­
gehen hinter das Sicherheitspolizeigesetz kann es 
nicht geben. Ich stehe dazu: Es muß einen 
Rechtsbeistand geben können. Das ist ein wirkli­
ches Grundrecht! (Beifall bei SPÖ, ÖVP und den 
Grünen.) 

Ich habe schon gesagt, daß die Diskussion zum 
Teil sehr unglücklich läuft, deshalb bin ich sehr 
froh. daß die österreichischen Strafrechtslehrer 
eine Resolution oder einen Aufruf an den Herrn 
Bundesminister gerichtet haben, in dem sie ihn 
dringend bitten, die Pläne zur Reform der Straf­
prozeßordnung im Dialog mit Theorie und Praxis 
weiterzuverfolgen und insbesondere am Ziel ei­
ner rechtsstaatlich einwandfreien, mit der Euro­
päischen Menschenrechtskonvention im Einklang 
stehenden Neuregelung des polizeilichen Vorver­
fahrens entgegen zuletzt lautgewordener Kritik 
festzuhalten. - Ich kann mich dieser Erklärung 
nur voll anschließen. 

Herr Minister! Ich glaube, die Reform des Vor­
verfahrens ist jedenfalls überfällig, und Sie haben 
dabei unsere volle Unterstützung. 

Jetzt noch einige Sätze zur Haft. Ich habe be­
reits an läßlich der Budgetdebatte gesagt, daß bei 
uns zuviel eingesperrt wird, deshalb trete ich auch 
für den außergerichtlichen Tatausgleich ein. Ich 
bin immer dafür eingetreten, denn ich halte es für 
eine ganz wichtige und grundsätzliche Reform. Es 
wird aber auch zu oft in U-Haft genommen. Die 
Zahlen haben sich in den letzten Jahren ver-

schlechtert, besonders im Raum von Wien ist die 
Situation unbefriedigend. 

Kollegin Stoisits hat Beispiele angeführt. Ich 
könnte Ihnen weitere nennen, etwa den Fall eines 
jungen Mannes, der in U-Haft genommen worden 
ist, weil er drei Paar Socken gestohlen hat. Ich 
kann Ihnen den Fall einer Jugoslawin nennen. die 
wegen gewerbsmäßigen Diebstahls angeklagt war, 
dann aber tatsächlich wegen einfachen Diebstahls 
verurteilt worden ist. Sie war zwei Monate in U­
Haft, drei Monate bedingt hat sie bekommen. 

Also da stimmen die Relationen nicht. Da muß 
zweifellos etwas geschehen, und ich bin froh, daß 
der Herr Bundesminister auch das bereits ange­
kündigt hat. 

Es geht aber nicht nur um den Themenkom­
plex, der im Zusammenhang mit der Strafprozeß­
ordnung zu regeln ist, sondern auch um den Voll­
zug der U-Haft. In das Arbeitsübereinkommen ist 
ausdrücklich aufgenommen, daß eine eigene Re­
gelung für den Vollzug der U-Haft geschaffen 
werden soll, die die Unschuldsvermutung gebüh­
rend beachtet. Es wäre daher nicht erforderlich, 
einen Entschließungsantrag zu beschließen, da 
wir das sowieso im Regierungsübereinkommen 
vorgesehen haben, da also der erklärte Wille so­
wohl des Herrn Ministers als auch von uns vor­
liegt. Wir werden aber dem Entschließungsantrag 
der Grünen trotzdem beitreten und zustimmen, 
weil wir uns nicht dem Verdacht aussetzen wol­
len, daß wir gegen ein U-Haftgesetz sind. Wie ge­
sagt, wir halten das für eine wichtige Sache. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte über 
die Arbeit des Ministeriums einmal grundsätzlich 
etwas sagen; ich glaube, daß das die richtige Gele­
genheit ist. Das Ministerium arbeitet schnell und 
gut, die Entwürfe haben Hand und Fuß, sie sind 
durchdacht, und sie sind eine wirkliche Basis für 
unsere parlamentarische Arbeit. Wir haben einige 
wichtige Vorhaben. Zum Teil gibt es bereits Ent­
würfe, zum Teil wird daran gearbeitet. Ich erwäh­
ne jetzt nur: Fortpflanzungsmedizingesetz, Straf­
rechtsänderungsgesetz, Mediengesetz, Kartell­
recht, Umweltschädenhaftung, natürlich StPO­
Reform. Privatinsolvenzen. Also es kann wirklich 
niemand behaupten, daß im lustizministerium 
nicht wertvolle Vorarbeit geleistet wird. Ich glau­
be, daß wir uns - alle vier Parteien gemeinsam 
- bemühen sollten, etwas Sinnvolles zustande zu 
bringen. 

Die siebziger Jahre waren ein Jahrzehnt großer 
Justizreformen. Ich erwähne nur das Strafgesetz­
buch, die Familienrechtsreform, das Medienge­
setz. Ich glaube, daß da zum Teil wirklich Jahr­
hundertgesetze geschaffen worden sind, die bahn­
brechend waren und der gesellschaftlichen Ver­
änderung Rechnung getragen haben. Das hat sich 
vor allem auf das materielle Recht bezogen. Wir 
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brauchen jetzt eine neue Reformperiode vor al­
lem für die Verfahren, sowohl für das Strafver­
fahren als auch für das außergerichtliche Verfah­
ren, aber auch in vielen anderen Bereichen wie 
eben Strafvollzugsrecht, Umweltrecht. Wohn­
recht: wir arbeiten ja auch an einem Wohnrechts­
gesetz. 

Ich sehe jedenfalls gute Ansätze für eine erfolg­
reiche Reformpolitik, und ich kann Ihnen, Herr 
Bundesminister, nur die volle Unterstützung mei­
ner Fraktion zusagen. (Beifall bei SPÖ, ÖVP und 
den Grünen.) 17.:l5 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster zu Wort ge­
meldet hat sich Herr Abgeordneter Dr. Gaigg. Ich 
erteile es ihm. 

17.;;'5 
Abgeordneter Dr. Gaigg (ÖVP): Herr Präsi­

dent! Herr Bundesminister! Meine Damen und 
Herren! Hohes Haus! Es ist eine politische parla­
mentarische Untugend, der ich nicht anhänge, all 
das, was von anderen Parteien kommt, von vorn­
herein abzulehnen und zu kritisieren. Ich stehe in 
diesem Sinne nicht an, der Frau Kollegin Stoisits 
und FreundInnen - wie das so schön heißt - zu 
bescheinigen, daß sie in ihrer dringlichen Anfrage 
ernsthaft den Versuch unternehmen, sich mit den 
aufgezeigten Problembereichen der Strafrechts­
pflege auseinanderzusetzen. Mehr noch: Ich teile 
in einigen Bereichen durchaus die in dieser An­
frage vertretenen Auffassungen, etwa beispiels­
weise was die Notwendigkeit einer möglichst ra­
schen Reform der geltenden U-Haftregelung be­
trifft. 

Ich bin aber der Meinung, meine Damen und 
Herren von der alternativen Fraktion, daß Sie mit 
dieser dringlichen Anfrage einen falschen Weg 
beziehungsweise ein untaugliches Mittel gewählt 
haben, um jene Gesetzesvorhaben, deren rasche 
Erledigung Sie urgieren, auch tatsächlich zu be­
schleunigen. Sie verweisen selbst darauf, daß seit 
etwa fünf Jahren umfangreiche Diskussionen 
über eine Neuregelung des Vorverfahrens laufen 
und konkrete Vorschläge erarbeitet wurden. Es 
gibt darüber hinaus eine von der Straflegislativ­
sektion des Bundesministeriums für Justiz ausge­
arbeitete Unterlage zum Thema "Das neue Vor­
verfahren", in der in aller Ausführlichkeit das Er­
gebnis der bisherigen Arbeiten festgehalten und 
zusammengefaßt wird und die zweifellos eine 
hervorragende Grundlage für die Strafprozeßre­
form darstellt. 

Es ist nicht zu übersehen, meine Damen und 
Herren, daß Sie, meine Kolleginnen und Kollegen 
von der alternativen Fraktion, dieses Papier ken­
nen, weil Sie Teile davon wörtlich in Ihre Anfrage 
übernommen haben. Was Sie aber unerwähnt lie­
ßen, ist die Tatsache, daß im Bundesministerium 
für Justiz am 2. April dieses Jahres ein Informa-

tionsgespräch zu Grundsatzfragen der Neugestal­
tung des strafprozessualen Vorverfahrens statt­
fand, an dem neben dem Herrn Bundesminister 
die maßgeblichen Mitarbeiter der Straflegislativ­
sektion und anderer einschlägigen Sektionen des 
Justizministeriums sowie Fachleute aus den Krei­
sen der Richter, der Rechtsanwälte und promi­
nente Strafrechtsprofessoren. unter anderem die 
Universitätsprofessoren Burgstaller und Fuchs, 
teilnahmen. 

In diesem Informationsgespräch befaßte man 
sich sehr eingehend und, wie ich meine, sehr 
kompetent mit dem Problembereich des strafpro­
zessualen Vorverfahrens, lind das Ergebnis dieses 
Informationsgespräches stellt zweifellos einen 
weiteren wichtigen Beitrag für das laufende Re­
form vorhaben dar. 

Schließlich gibt es darüber hinaus die Konzepte 
der Vereinigung der österreichischen Richter und 
des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages 
zu diesem Thema sowie die Bemerkungen des Mi­
nisteriums zu diesen beiden Konzepten. 

Weiters liegt uns noch ein Vortrag des Univer­
sitätsprofessors Dr. Helmut Fuchs zum Thema 
"Die Ergebnisse des Vorverfahrens als Grundlage 
des Strafurteils" vor sowie der von Ihnen, meine 
Damen und Herren, erwähnte rechtsvergleichen­
de Querschnitt einer Untersuchung des Max­
Planck-Institutes für ausländisches und interna­
tionales Strafrecht vön Professor Meyer. 

All das ist nachzulesen in der Publikation 
"Strafprozeßreform. Konzepte und Orientierun­
gen zum neuen Vorverfahren". das vom Bundes­
ministerium für Justiz in seiner Schriftenreihe 
herausgebracht wurde. 

Allein die in aller Kürze von mir dargestellte 
Fülle der in Vorbereitung dieses reformatori­
schen Vorhabens durchgeführten Arbeiten und 
Untersuchungen lassen den Schluß zu, daß sich 
diese Problematik nicht für die Behandlung in ei­
ner dringlichen Anfrage eignet, sondern diese 
Problematik erfordert, daß sich ein Kreis von 
kompetenten Fachleuten im Rahmen parlamen­
tarischer Ausschuß- lind Unterausschußtätigkeit 
mit diesen Fragen. und zwar nach gründlicher 
konzeptiver Vorarbeit im Ministerium, auseinan­
dersetzt. (ZI,1,'ischenruf der Abg. Mag. Terezija 
S t 0 i 5 i t 5.) 

Nun zu den in der dringlichen Anfrage ange­
schnittenen Problembereichen, Frau Kollegin. 

Punkt 1: Reform des Strafverfahrens. Es trifft 
durchaus zu. daß der Bundeskanzler bereits in 
der Regierungserklärung vom 28. Jänner 1987 
auf die Notwendigkeit verwies, die Arbeiten am 
Entwurf einer umfassenden, auf der Grundlage 
der Europäischen Menschenrechtskonvention ge-
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stalteten Strafrechtsform fortzusetzen, wobei die 
Waffengleichheit von Anklage und Verteidigung 
sichergestellt, die Unschulds vermutung zum tra­
genden Verfahrensgrundsatz ausgebaut und das 
Strafverfahren gestrafft und beschleunigt werden 
soll. Eine Neuregelung der Bestimmungen über 
die Untersuchungshaft zählt darüber hinaus zu 
den Vorhaben, die im Regierungsübereinkom­
men namentlich und ausdrücklich angeführt wer­
den. 

Den Ausführungen in der dringlichen Anfrage 
der alternativen Fraktion beziehungsweise der 
Kollegin Stoisits ist zu entnehmen, daß sich die 
Reformvorstellungen auf der Ebene des Konzepts 
der Straflegislativsektion des Ministeriums - dar­
gestellt in der schon erwähnten Arbeit - bewe­
gen. leh teile die dort vertretene Auffassung, daß 
die geltende Strafprozeßordnung - sie ist vor na­
hezu 120 Jahren wirksam. immer wieder novel­
liert und den Zeiterfordernissen angepaßt worden 
- mit ihrer auf Julius Glaser zurückgehenden 
Struktur dem Weg einer Reform mit Novellie­
rung eigentlich nicht zugänglich ist und den Re­
formbestrebungen allzu enge Grenzen setzt. 

Es ist daher grundsätzlich richtig, an eine um­
fassende Neugestaltung zu denken, die den geän­
derten gesellschaftspolitischen und kriminalpoli­
tischen Erfordernissen Rechnung trägt. Dies er­
scheint umso notwendiger, als die Absichten des 
Gesetzgebers von anno dazumal - es wurde be­
reits darauf hingewiesen - durch die geübte Pr:l­
xis in wichtigen Bereichen de facto ins Gegenteil 
verkehrt wurden. Zutreffenderweise wird in der 
Arbeit der Straflegislativsektion des Ministeriums 
darauf hingewiesen, daß entgegen dem Konzept 
Julius Glasers, der der Polizei im Vorfeld des 
Strafprozesses nur eine ganz bescheidene Rolle 
zudachte, de facto die Organe des öffentlichen Si­
cherheitsdienstes derzeit selbständig eine weitge­
hende Klärung des Sachverhaltes und eine Aufar­
beitung des Beweismaterials vornehmen und 
durchführen. 

Zu Recht wird auch bemängelt, daß mangels 
einer Regelung des Vorverfahrens der Sicher­
heitsbehörden ein fortschreitender Verlust an 
Verfahrensgarantien und an Rechtsschutz damit 
verbunden war und daß diese Problematik durch 
die Praxis der Gerichte noch verstärkt wird. die 
von den Organen der Sicherheitsbehörden aufge­
nommenen Protokolle als für die Urteilsfällung 
uneingeschränkt verwertbar zu behandeln. 

Als Reformziel wird im Konzept des Ministeri­
ums die Schließung der Kluft zwischen Theorie 
und Praxis einerseits und die gesetzliche Rege­
lung des Vorverfahrens der Sicherheitsbehörden 
andererseits ausgewiesen. Mit dieser Zielsetzung 
können wir uns durchaus einverstanden erklären. 

Meine Damen und Herren! Ohne auf Einzel­
heiten des im Grunde genommen sehr weit gedie­
henen Entwurfes einzugehen, möchte ich feststel­
len. daß wir uns mit den grundsätzlichen Ansät­
zen Irl Richtung auf Umgestaltung der bisherigen 
Vorerhebungen in ein staatsanwaltschaftliches 
Vorverfahren neben dem sicherheitsbehördlichen 
Vorverfahren und mit der Einschränkung des 
Anwendungsbereiches der Voruntersuchung 
durchaus anfreunden können. 

Es ist in diesem Konzept dem Untersuchungs­
richter im sicherheitsbehördlichen und im staats­
anwaltschaftlichen Vorverfahren eine neue Rolle 
zugedacht, indem er über die Anordnung von 
Zwangsmitteln und über die Rechtsschutzanträge 
entscheiden soll. Die Tätigkeit des Untersu­
chungsrichters soll in Zukunft mehr eine richter­
liche in dem Sinn sein, daß er nicht mehr der 
Aufsicht der Rechtskammer unterstellt ist. son­
dern eigenständig entscheidende Instanz werden 
soll. 

Diese vorgesehene Stärkung der Stellung des 
Untersuchungsrichters ermöglicht nach Auffas­
sung der Verfasser dieses Konzeptes auch eine 
längst notwendige Neugestaltung der Vorschrif­
ten über die Untersuchungshaft. Der Untersu­
chungsrichter soll in Zukunft selbst die Haftprü­
fungsverhandlungen durchführen. und es soll 
diesbezüglich auch ein verstärkter Rechtsschutz 
durch von Amts wegen durchzuführende Haft­
prüfungsverhandlungen in kürzeren Zeitabstän­
den sichergestellt werden. Beabsichtigt ist im Zu­
sammenhang mit der Neugestaltung des Vorver­
fahrens auch eine Aufwertung der Hauptver­
handlung und damit eine verstärkte Durchset­
zung des Unmittelbarkeitsgrundsatzes. 

Es ist in diesem Rahmen nicht möglich, noch 
auf weitere Einzelheiten des Konzeptes, so be­
deutungsvoll sie auch sein mögen, einzugehen. 
Lassen Sie mich aber darauf hinweisen, daß die in 
der dringlichen Anfrage geforderte Aufnahme 
der Reformvorschläge aus der rechtsvergleichen­
den Studie des Max-Planck-Institutes zwar durch­
aus überlegenswert - zum Teil finden diese 
Überlegungen bereits im Konzept des Ministeri­
ums ihren Niederschlag -, aber auch in einzel­
nen Bereichen kritisch zu hinterfragen sind. 

Im besonderen: Die Aufnahme von Elementen 
des Vorverfahrens beziehungsweise der gerichtli­
chen Untersuchung aus dem angelsächsischen J u­
stizsystem ist meines Erachtens problematisch. 
Und ich teile durchaus die Auffassung des Präsi­
denten Dr. Woratsch, der im schon erwähnten In­
formationsgespräch im Justizministerium im 
April dieses Jahres bemerkte - ich zitiere wört­
lich, ich bin da sehr vorsichtig -: "Es kann jeden­
falls nicht angehen, daß wir aus jeder Rechtsord­
nung die Rosinen herausnehmen. Man darf nicht 
aus dem anglo-amerikanischen Recht das Vorver-
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fahren abschreiben und den Rest aus einer ande­
ren Rechtsordnung, wo man alles bekämpfen 
kann." 

Meine Damen und Herren! Der langen Rede 
kurzer Sinn: Wir sind für jede vernünftige Re­
form zu haben. sie muß jedoch bei aller Berück­
sichtigung der Interessen von Tatverdächtigen. 
Beschuldigten, Angeklagten und Verurteilten 
auch dem Erfordernis Rechnung tragen, daß wir 
eine funktionierende Justiz brauchen. 

Punkt 2: Reform der U-Haft. Ich möchte mei­
nen Ausführungen zu diesem Punkt eine Feststel­
lung aus dem Sicherheitsbericht 1989 vorausstel­
len. Diese lautet: "Ziel einer ausgewogenen Kri­
minalpolitik soll auch künftig die Erreichung 
größter Sicherheit bei geringstem Freiheitsentzug 
sein." Das ist es, meine Damen und Herren! Es 
sollte eine Selbstverständlichkeit sein, daß das 
Rechtsgut "persönliche Freiheit" in einer parla­
mentarischen Demokratie in höchstmöglichem 
Maß geschützt ist. Leider scheint diese Maxime -
da gebe ich der Kollegin Stoisits recht - nicht 
immer im wünschenswerten Maß verwirklicht zu 
sein. 

Abzulehnen ist allerdings eine Darstellung in 
der Richtung, daß in Österreich generell zuviel 
und zu rasch eingesperrt wird und daß wir einen 
internationalen Vergleich zu scheuen hätten. Mit 
Nachdruck möchte ich auch einer pauschalieren­
den Verdächtigung in der Richtung widerspre­
chen, daß im Osten Österreichs die U-Häftlinge 
allesamt in menschenunwürdiger Weise unterge­
bracht sind. Richtig ist freilich - da pflichte ich 
Ihnen bei -, daß in diesem Bereich vieles verbes­
serungsfähig ist und Verbesserungen notwendig 
sind. 

Meine Damen und Herren! Zurück zum Pro­
blem. Es trifft zu, daß im Jahr 1990 die Zahl der 
U-Häftlinge erheblich gestiegen ist. Dabei dürfen 
wir aber nicht übersehen, daß nach einer Unter­
suchung des Ministeriums die Gefangenenzahl in 
Österreich in den letzten Jahren fortlaufend zu­
rückgegangen ist und Österreich nach der letzten 
veröffentlichten Erhebung des Europarates im 
europäischen Vergleich im oberen Mittelfeld 
liegt. Bei der Rate der Untersuchungshäftlinge al­
lein lag Österreich am Stichtag 1. September 
1988 im Mittelfeld der Europastaaten. (Abg. Mag. 
Terezija S [ 0 i s i I S: Seither hat sich alles geän­
den' ) 

Meine Damen und Herren! Ich kann jetzt nicht 
mehr die Zahlen im einzelnen bringen, aber es ist 
richtig, daß die Zahl der Untersuchungshäftlinge 
in der letzten Zeit im Zusammenhang natürlich 
auch mit der steigenden Ausländerkriminalität 
erheblich angestiegen ist. Und es ist auch richtig 
- und das wurde zu Recht beanstandet -, daß 
man offenbar die Ausländer schneller einsperrt 

als die Inländer, weil man befürchtet, sie könnten 
sich aus dem Staub machen, wenn man sie aus­
läßt. 

Nur zwei Sätze noch zum Problembereich Me­
diengesetznovelle. Der Entwurf wurde in der 
dringlichen Anfrage grundsätzlich begrüßt - ich 
brauche die Begründung nicht zu wiederholen -, 
und es wird gefordert - und hier wird es natür­
lich sehr sensibel und problematisch -, Maßnah­
men zur Entflechtung des De-facto-Monopols 
mit rückwirkender Kraft zu setzen. Ich glaube, 
hier müssen wir wirklich Überlegungen anstellen. 
Ich nehme fast an, daß sich Kollege Graff mit 
diesem Bereich eingehend befassen wird. - Ich 
danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der 
ÖVP und bei Abgeordnelen der SPÖ.) 17.41 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster auf der Red­
nerliste: Herr Abgeordneter Dr. Ofner. Bitte, Sie 
haben das Wort. 

17.-+1 
Abgeordneter Dr. Ofner (FPÖ): Herr Präsi­

dent! Herr Bundesminister! Meine Damen und 
Herren! Heute ist der 18. Dezember. (Abg. Dr. 
Ca p: Danke.') Ja. Kollege Cap, heute ist der Tag, 
an dem die Weihnachtsbegnadigung stattfindet. 
Wenigen im Haus wird das gegenwärtig sein. 
Heute, am 18. Dezember, erlangen einige hun­
dert - vierhundert, fünfhundert, vielleicht sechs­
hundert. der Herr Bundesminister wird es aus­
wendig wissen - Strafhäftlinge. die unter die 
Weihnachtsbegnadigung 1991 gefallen sind, die 
Freiheit. 

Ich habe heute vormittag im Grauen Haus mit 
der Justizwache auch darüber einige Wort ge­
sprochen. Dort waren es 36 Häftlinge. die den 
Weg durch das Tor hinaus gefunden haben. Es 
war miserables Wetter. Ich habe mir vorstellen 
können, wie es ist, wenn man da hinauskommt 
und kein Dach über dem Kopf hat, vielleicht auch 
keine Arbeit, nicht weiß, wo man sich hinwenden 
soll. Der Justizwachebeamte hat gesagt: In der 
Früh haben wir sie ausgelassen, ein paar werden 
wir jetzt bald wieder da haben. Ich habe der Ver­
mutung Ausdruck verliehen, daß es gerade bei 
den Weihnachtsbegnadigten mit der Rückfalls­
häufigkeit nicht so dramatisch sei. Er hat darauf 
erwidert: Na, die ersten haben wir in aller Regel 
nach sechs Stunden wieder da. 

Vielleicht hat er etwas übertrieben, aber ich 
glaube, daß der Hinweis auf diesen Umstand ein 
ganz guter Einstieg in die Strafrechtsdebatte ist, 
die ein bisserl im Abstrakten hängengeblieben ist. 
Denn ich kann nur immer wieder darauf hinwei­
sen und möchte das auch heute nicht versäumen: 
Solange wir gute Gesetze basteln und in unserem 
Hang zur Perfektionierung immer wieder bemüht 
sind, sie noch zu verbessern, solange wir trachten, 
die Gerichte mit einem hohen Maß von Einzel-
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fallgerechtigkeit arbeiten zu lassen, solange wir 
erfolgreich sind in dem Bemühen, in der Haft 
selbst die, die etwas lernen wollen, dazu zu brin­
gen, das auch zu tun - man kann ja in der Haft in 
Osterreich zwölf oder dreizehn Berufe bis zur 
Facharbeiterprüfung erlernen -, aber dann alles 
abbrechen lassen, wenn die Haft beendet ist, es 
einem Zuständigkeitschaos überlassen, sodaß ei­
nem niemand recht sagen kann, wer eigentlich 
verantwortlich ist - der Bund, die Länder, die 
Gemeinden, einer schiebt's auf den anderen -, es 
Zufälligkeiten in der Tätigkeit der Vereine und 
der Zuständigen überlassen, wer wirklich, wenn 
er den Schritt in die Freiheit hat unternehmen 
können, das berühmte Dach über dem Kopf ge­
funden haben wird, finden wird. wem es möglich 
sein wird, sich ein bisserl etwas zu verdienen, wer 
in die Lage versetzt werden wird, nicht sofort eine 
Pfändung vorzufinden, sondern seine Schulden 
geordnet abzustatten, solange wir uns nicht bereit 
finden. da wirklich entscheidende Schritte zu un­
ternehmen, werden wir uns einer Rückfallsquote, 
von 80, 85 Prozent und mehr gegenübersehen, 
wie es derzeit der Fall ist. 

Ich möchte nicht vom Thema weg~ommen. Ich 
weiß schon, daß die theoretischen Uberlegungen 
alle wichtig sind. Aber das Handfeste, was macht 
jemand, der bei der Tür rausgeht und nicht weiß. 
wohin, nicht weiß, wovon er lebt, nicht weiß, wo 
er sich am Abend Unterschlupf verschafft, und 
der keine Ahnung hat, wie es weitergehen soll, 
das ist die wahre Lücke in den Strafrechtsdingen. 
Und da müssen wir großzügig sein und erkennen, 
daß darüber hinaus jeder Schilling gut angelegt 
ist. Denn das teuerste ist der Rückfall. (Beifall bei 
der FPÖ und den Grünen sowie Beifall bei Abge­
ordneten von SPÖ lind ÖVP.) 

Und jetzt zurück zum eigentlichen Thema: Die 
Strafprozeßordnung, nach der wir arbeiten, ist alt 
- Vorredner haben es erwähnt -, sie stammt aus 
1873. Nur damit wir Vorstellungen haben, wann 
das ungefähr gewesen ist: Die Kanonen von Kö­
niggrätz sind gerade ausgekühlt gewesen, etwas 
übertrieben gezeichnet, Bismarck war in Paris 
einmarschiert. Das war alles so in dieser Zeit. 

Nach einem Gesetz von damals arbeiten wir. Es 
ist grosso modo noch tauglich. Es ist nicht so -
da möchte ich einer Vorrednerin, ich glaube, es 
war die Frau Mag. Stoisits, widersprechen -, daß 
wir uns gegenüber unseren europäischen Nach­
barn genieren müßten. Das ist sicher übertrieben. 
Es ist unsere Strafrechtspflege im europäischen 
Schnitt, im Schnitt der Welt eine akzeptable, und 
wenn es mir einmal passieren sollte, daß ich mit 
ihr näher Bekanntschaft mache, nicht nur als 
Verteidiger, dann möchte ich es lieber in Öster­
reich als überall im Ausland erleben - das sage 
ich auch dazu -, nicht nur, weil ich eben öster­
reichiseher Bürger bin. Es ist eine in der Effizienz 

weit über dem internationalen Durchschnitt lie­
gende, aber doch moderate Strafrechtspflege. 
Vielleicht ist es das österreichische Wesen, das 
dazu beiträgt, daß das so ist. 

Daß jede Reform - und es steht die Reform 
an; der Allgemeine Teil der neuen Strafprozeß­
ordnung liegt seit der Zeit der kleinen Koalition 
bis zum letzten Beistrich ausformuliert im Justiz­
ministerium im Ladei, es geht ja "nur mehr". un­
ter Anführungszeichen, um den Besonderen Teil 
- eine Gratwanderung darstellt, wissen wir, die 
wir da sitzen. Es geht darum, ein Verfahren mit 
einem hohen Maß an Liberalität, mit möglichst 
vollständiger Menschenrechtskonformität und 
gleichzeitig mit Effizienz zustande zu bringen. 
Denn niemand. und wenn er noch so sehr einer 
Reform in Richtung Liberalität das Wort redet, 
möchte ja in Wahrheit, daß Schuldige nicht doch 
in einer Art und Weise behandelt werden, daß sie 
zumindest in Zukunft davon abgehalten werden, 
ähnliche Dinge noch einmal zu vollziehen. Ob 
das im Wege der Verhängung und Verbüßung ei­
ner Strafe oder im Wege des außergerichtlichen 
Tatausgleiches oder wie immer ist, aber daß die 
Strafrechtspflege einen Zweck in dieser Richtung 
haben soll, darüber sind wir uns ja alle einig. 

Jetzt wird die Diskussion offen geführt. Nach 
den Indiskretionen, die es vor einigen Tagen, Wo­
chen mittlerweile fast schon, gegeben hat, bleibt 
uns gar nichts anderes übrig. Ich glaube, daß wir 
aus der Not eine Tugend machen sollten und mit 
einer gewissen Disziplin, aber auch mit Steher­
qualitäten und mit Mut an die Dinge herangehen 
sollten. Das ist ein Appell, den ich, wahrschein­
lich offene Türen einrennend, vor allem an den 
Herrn Justizminister richte. Es werden sich die 
Kräfte, die sich gegen eine sinnvolle Reform wen­
den, aus verschiedenen Richtungen sehr deutlich 
bemerkbar machen. Und ich glaube. daß wir uns 
gerade von diesen Bestrebungen nicht irremachen 
lassen dürfen in unserem vernünftigen Bestreben, 
etwas zusammenzubringen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Sinnvolle Kompromisse, meine Damen und Her­
ren, sind gefragt. Es werden sich nicht die durch­
setzen können, die überall alles ganz locker haben 
wollen, und es werden sich hoffentlich nicht die 
durchsetzen, die gar nichts locker machen wollen. 
Ich darf einige Beispiele herausgreifen, wie ich 
mir Kompromisse vorstellen könnte: 

Es wird viel kritisiert, daß es in Zukunft so sein 
soll, daß ein Festgenommener von der ersten Mi­
nute an sich einer Vertrauensperson, auch eines 
Anwalts bedienen können soll. Man sagt: Was soll 
der arme Gendarm machen, der im entlegenen 
Bergdorf am Freitag am Abend einen Mopeddieb 
festnimmt und der dem keinen Anwalt vor Diens­
tag stellig machen kann? Soll er jetzt mit der Ver­
nehmung warten, bis der jemanden hat? Das na­
türlich nicht. Es soll das Recht des Betroffenen 
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sein. zu versuchen. eine Vertrauensperson herbei­
zuschaffen. Das muß kein Anwalt sein. Das kann 
ein Familienangehöriger sein, das kann sonst eine 
Person seines Vertrauens sein, ein Lehrer meinet­
wegen, ein Arbeitskollege. den er eben dabeiha­
ben möchte. Das ist sein Recht. Es ist nicht die 
Pflicht der Behörden. wenn das aus irgendwel­
chen Gründen nicht funktioniert, dann Tage oder 
Wochen verstreichen zu lassen, ohne daß sie ge­
nützt werden könnten. Man räumt dem Festge­
nommenen die Möglichkeit ein, eine Vertrauens­
person für sich st;llig zu machen. Wenn er es 
nicht kann, dann hat er Pech gehabt. Ich wünsche 
es mir nicht, aber dann geht's eben ohne eine sol­
che Vertrauensperson weiter. 

Diese Vertrauensperson, Anwalt ja oder nein, 
muß nun nicht etwa. wie wir es aus amerikani­
schen Filmen gewöhnt sind, von der ersten Minu­
te an dabeisitzen und immer, wenn der jüngere, 
unerfahrene Gendarm etwas fragt, sagen: Ich er­
hebe Einspruch!, und zu dem Verdächtigten sagt 
er: Und Sie sagen gar nichts! Sie reden überhaupt 
nichts, erst in der Hauptverhandlung!, und ähnli­
ches mehr. 

Das soll ja nicht sein. Es genügt ja völlig, wenn 
in der ersten Phase - und da besteht weitgehende 
Übereinstimmung zwischen dem Innenressort 
und dem lustizressort - etwa in einem Neben­
raum, in einem anderen Raum des betreffenden 
Gebäudes, die Vertrauensperson wartet, bis dieses 
erste Verhör vorüber ist, das Verhör daher nicht 
in einem negativen Sinne stören kann. aber doch 
in der Lage ist, die Behauptung zu bestätigen und 
zu widerlegen, die immer wieder zu hören ist -
meistens wohl zu Unrecht. mitunter leider auch 
zu Recht -: Ich bin geschlagen worden. ich bin 
bedroht worden, ich bin "zufällig" über die Stie­
gen gestolpert. 

Wenn die Vertrauensperson, zwei Zimmer wei­
ter anwesend ist, wenn sie anschließend sehen 
kann, ob der ein blaues Auge oder auch zwei hat 
oder gar keines, dann wird schon allen geholfen 
sein: dem, der Angst hat. daß ihm etwas passiert, 
aber auch dem Beamten, der sich davor fürchtet, 
und auch diese Sorge gibt es, daß der eine oder 
andere Festgenommene nachträglich zu Unrecht 
behaupten könnte, er sei geohrfeigt worden oder 
was es da sonst alles gibt. 

Ich bin wie Vorrednerinnen und Vorredner der 
Meinung, daß die Untersuchungshaft zu häufig 
verhängt wird, daß sie vor allem aber zu lange 
dauert. Es ist gar nicht so dramatisch, wenn je­
mand einmal für kurze Zeit, wenn es gar nicht 
anders geht, hinter Schloß und Riegel muß, aber 
ich glaube, daß man etwas zu großzügig ist mit 
dem Drinnenlassen, daß man - unter Anfüh­
rungszeichen - "vergißt" , daß die U ntersu­
chungshaft ganz konkreten Zwecken dient, näm­
lich der Verhinderung der Verdunkelungsgefahr, 

der Verhinderung der Fluchtgefahr. der Verhin­
derung der Tatbegehungsgefahr. und daß es nicht 
ein Vorschuß auf die Strafe sein soll. von der der 
eine oder andere Verantwortliche vielleicht an­
nimmt. daß sie ohnehin nur bedingt verhängt 
werden wird oder daß vielleicht im Zweifelsfall 
sogar ein Freispruch erfolgen wird, daß der 
Mensch, den er für schuldig hält, daher gar nicht 
hinter Gitter kommen wird müssen im Wege des 
Strafvollzuges. Der denkt sich vielleicht: Jetzt 
sitzt er einmal in der U-Haft, und das nimmt ihm 
sozusagen niemand mehr weg. Und es soll auch 
nicht so sein, wie ich es vor kurzem erst wieder 
gehört habe, als mir ein Verantwortlicher gesagt 
hat: Schauen Sie. jetzt hat der so lange gut gelebt, 
jetzt soll er einmal sitzen! Das sind auch Dinge. 
die es eigentlich nicht geben soll. Und wenn ich 
mir etwas Technisches wünschen darf: Bei diver­
sen Verlängerungsmöglichkeiten der Untersu­
chungshaft ist es jetzt so, daß bei der Zweijahres­
frist etwa. aber auch bei den anderen eine auto­
matische Verlängerung stattfindet, wenn eine 
rechtskräftige Anklage vorliegt. Und wenn es 
dann eine Hauptverhandlung, die häufig eine 
Pro-forma-Hauptverhandlung ist, gegeben hat, 
dann kann der Betreffende theoretisch noch Jah­
re in Haft bleiben, ohne daß sich wirklich jemand 
darum kümmern kann. 

Ich glaube, daß man bei der langen Frist, bei 
der Zweijahresfrist, darauf abstellen wird müssen. 
daß es nicht nur eine rechtskräftige Anklage. eine 
Hauptverhandlung, sondern eine - wenn auch 
nicht rechtskräftige. natürlich - Entscheidung 
erster Instanz gibt. Wenn es die Justiz nicht zu­
stande bringt, innerhalb von zwei Jahren eine 
Entscheidung erster Instanz in die Welt zu setzen, 
dann soll der Betreffende den Rest des Verfah­
rens in Gottes Namen auf freiem Fuß abwarten 
können. 

Ich halte dafür, daß wir uns darum kümmern 
werden müssen, daß mit der Strafprozeßreform, 
die ansteht. mehr Modernität in den Gerichtsbe­
trieb kommt. Mehr Modernität heißt, daß es so 
sein soll wie in einem ganz privaten Büro, wo ja 
auch nicht mehr denkbar ist, daß man ohne Bild­
schirmgerät seine Korrespondenz oder ähnliches 
erledigt. wo ja an eine elektrische oder gar an eine 
mechanische Schreibmaschine überhaupt nicht 
mehr gedacht werden kann. 

Modernität aber etwa auch in dem Sinn. um 
nur ein Beispiel herauszugreifen, daß man damit 
aufhört, den einzigen vorhandenen Akt durch die 
Gegend zu schicken, zur Staatsanwaltschaft und 
zum Sachverständigen. und dann nimmt auch 
noch der Anwalt Einsicht beziehungsweise be­
kommt Abschriften. - Ein ungeheurer Aufwand, 
der zu Frustration und ähnlichem führt. 

Im Zeitalter des Fotokopierens, glaube ich, 
sollte man sich dazu bereitfinden, drei jeweils ak-
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tuelle Ausfertigungen des Akts zu haben. von die­
sen drei Ausfertigungen des Aktes eine bei Ge­
richt, eine beim Staatsanwalt und eine beim Ver­
teidiger zu lassen und dann eventuell noch eine 
für den Sachverständigen herzustellen. (Zwi­
schenruf bei der SPÖ.) Für die Medien hoffent­
lich nicht, wenn ich den Zwischenruf richtig ge­
deutet habe. 

Ich darf, zum Thema passend, aber doch etwas 
aus Österreich weggehend, einen Entschließungs­
antrag der Abgeordneten Ofner, Hlavac, Graff 
und Stoisits einbringen, der sich mit der Zurück­
drängung der Todesstrafe befaßt. Er lautet: 

Entschließungsantrag 

Der Nationalrat .. volle beschließen: 

"Die Bundesregierung wird aufgefordert, alles 
in ihrer Mache Stehende zu unternehmen. um dem 
Umstand entgegenzuwirken, daß die Verhängung 
und Vollstreckung der Todesstrafe in zahlreichen 
Staaten nach wie vor praktiziert wird und die Zahl 
der hingerichteten Menschen sogar tendenziell zu­
nimmt. " 

Anlaß dazu. meine Damen und Herren, ist ein 
Bericht, der auf amnesty international fußt, in 
dem unter anderem die Rede ist, daß vor allem in 
den Vereinigten Staaten von Amerika in verstärk­
tem Maße dazu übergegangen wird. sogar junge 
Menschen zwischen 15 und 17 Jahren zum Tode 
zu verurteilen und auch hinzurichten, und daß 
vor kurzem jemand in den USA hingerichtet wur­
de - 17 Jahre nach der Verurteilung! Ich lade Sie 
ein, diesem breit gestützten Antrag zuzustimmen. 
(Beifall bei FPÖ. SPÖ und den Grünen,) 17.55 

Präsident Dr. Lichal: Der soeben eingebrachte 
Entschließungsantrag der Abgeordneten Dr. Of­
ner, Dr. Hlavac, Dr. Graff, Mag. Stoisits betref­
fend Zurückdrängung der Todesstrafe ist genü­
gend unterstützt und steht daher mit in Behand­
lung. 

Als nächste zu Wort gemeldet hat sich Frau 
Abgeordnete Dr. Madeleine Petrovic. Bitte, Frau 
Abgeordnete, Sie haben das Wort. 

17.56 
Abgeordnete Dr. Madeleine Petrovic (Grüne): 

Herr Präsident! Herr Bundesminister! Meine Da­
men und Herren! Herr Dr. Gaigg hat gemeint, er 
teile viele Anliegen, die in dieser dringlichen An­
frage geäußert wurden, er halte aber das Instru­
ment einer dringlichen Anfrage in diesem Zusam­
menhang für verfehlt. 

Ich glaube, daß gerade hier dieses Instrument, 
vielleicht einmal unkonventionell angewandt, 
nützlich ist, nämlich nicht als ein Angriff gegen 
einen Minister, sondern als der Versuch - und 
ich sehe eigentlich schon jetzt. daß es ein gelunge-

ner Versuch ist -. ein Niveau des Konsenses her­
zustellen und damit auch dem \tlinister den Rük­
ken zu stärken, um Angriffe. wie sie kommen und 
wie sie für Politiker und Politikerinnen gefährlich 
sind, abzuwehren. 

Darüber hinaus ist einen Schritt weitergegan­
gen worden. Der Abgeordnete Ofner hat hier 
eine Einladung ausgesprochen zu einem gemein­
samen Vorgehen gegen die Todesstrafe. Ich kann 
jedenfalls für die grüne Fraktion sagen, daß wir 
dieser Einladung gerne Folge leisten. 

Da es aber in den Berichten, die durch die Me­
dien gegangen sind und die ja diesem Reformvor­
haben in der großen Tendenz nicht positiv gegen­
überstanden, da es auch Stimmen aus diesem 
Hause gab. die uns daran haben zweifeln lassen. 
wieweit die Politiker und Politikerinnen dieses 
Hauses das Rückgrat haben werden, zu diesen un­
erläßlichen, notwendigen Maßnahmen zu stehen, 
möchte ich einiges sagen. Ohne die Betroffenen 
jetzt namentlich anzuführen - sie wissen schon, 
wer gemeint ist -, möchte ich Ihnen einige Anre­
gungen geben und Sie einladen, hier mitzuden­
ken, um es Ihnen auch leichter zu machen, bei 
Ihrer Standfestigkeit, die hier vom Rednerpult 
aus jetzt von den Rednern aller Fraktionen de­
monstriert wurde, zu bleiben. 

Überlegungen zum Begriff Täter und Opfer 
etwa. Es sagt sich so leicht: Wir müssen zualler­
erst an die Opfer denken, wir müssen den Opfern 
helfen, unsere Solidarität hat den Opfern zu gel­
ten und nicht primär den Tätern. Ohne Zweifel 
muß unsere Solidarität den Opfern gelten, und 
ich glaube auch, daß viel zuwenig passiert. öffent­
licherseits viel zuwenig passiert, um Verbrechens­
opfer wirklich rasch, unbürokratisch und ange­
messen zu entschädigen. 

Aber ich glaube - und da wird ein großer 
Denkfehler gemacht - es ist auch die Frage auf­
zuwerfen: Was nützt den Opfern? Den Opfern 
nützt auf jeden Fall etwas, was das begangene Un­
recht in irgendeiner Form wiedergutmacht, Ver­
mögensschäden ausgleicht, Heilung ermöglicht. 
eben, soweit das überhaupt denkbar ist, eine 
Rückgängigmachung des Geschehenen. und da 
sollen auch die Täter, wenn es möchglich ist. ein­
gebunden werden. 

Aber es stellt sich doch sehr die Frage. ob der 
Schluß. wie er ja von Boulevardblättern gezogen 
wird. nämlich dem Täter möglichst viel Leid zu­
zufügen, das nütze den Opfern, ob also dieser 
Schluß haltbar ist. - Ich glaube. er ist keinesfalls 
haltbar. Wenn wir uns überlegen, welchen Sinn, 
welche Funktionen Strafen haben: Die Rache 
oder die Genugtuung ist allenfalls ein Ele­
ment, und ich glaube, es sollte nicht an erster 
Stelle genannt werden, sondern es geht doch um 
Prävention, es geht um die Spezialprävention und 
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um die Generalprävention. Es geht vor allem dar­
um, in Hinkunft keine Opfer entstehen zu lassen. 

Ich glaube, je gravierender ein Unrecht war, de­
sto bedeutungsloser ist der Gedanke der Rache 
oder der Genugtuung. Die Angehörigen von Op­
fern von Gewaltverbrechen haben es ausgespro­
chen: Nichts mehr kann mein Kind. kann meinen 
Angehörigen wieder lebendig machen! Es sind die 
Umstände zu prüfen, damit solche Situationen 
tunlichst vermieden werden. 

Da lade ich Sie ein zu einem Vergleich hinsicht­
lich des Unrechtsgehaltes verschiedener Strafta­
ten. Selbst mir. muß ich sagen, geht es manchmal 
so, daß wir da noch immer nicht die Dimensionen 
wirklich ausgelotet haben. Es ist immer noch so. 
daß die äußerlich adretten, in einer gefestigten 
Berufsposition stehenden Umweltstraftäter bes­
ser dran sind - sofern es überhaupt zu einem 
strafrechtlich relevanten Verhalten kommt, weil 
wir ja immer noch fälschlicherweise unterstellen, 
daß behördlich genehmigtes Verhalten niemals 
strafrechtlich relevant sein kann, aber es gibt sehr 
wohl Opfer durch falsche Verkehrspolitik, Opfer 
durch falsche Umwelt- und Industriepolitik. Ich 
glaube doch, daß im Rahmen dieser strafrechtli­
chen relevanten Verhaltensweisen der Unrechts­
gehalt von Taten. die beispielsweise im großen 
Stil unsere Lebensgrundlagen verschlechtern. 
durch die beispielsweise Grund und Boden und 
die Spielplätze vergiftet werden, ein weitaus grö­
ßerer ist als derjenige einer Tat, wo es um drei 
Paar gestohlene Socken oder um gestohlene Pul­
lover oder um ein gestohlenes Parfumfläschchen 
um 254 S geht. !Abg. Hai ger mo s er: Sie ~vol­
len offfensichtlich den Ladendiebstahl bagatellisie­
ren.') 

Herr Kollege Haigermoser, es geht da über­
haupt nicht um Bagatellisierung! Schauen Sie sich 
cloch einmal die Zahlen hinsichtlich U-Haft an! 
Schauen Sie sich an, wie viele Umwelttäter sitzen 
beziehungsweise wie viele Menschen, die einen 
Ladendiebstahl begangen haben! 

Ich frage Sie ehrlich, Herr Kollege Haigermo­
ser, wenn es Ihr Kind betrifft oder einen Angehö­
rigen und wenn tatsächlich eine Beeinträchtigung 
der Gesundheit zu konstatieren ist: Welches Un­
recht qualifizieren Sie höher: Wenn man Ihrem 
Kind etwas stiehlt, das 254 S wert ist, oder wenn 
Ihr Kind gesundheitlichen Schaden erleidet? -
Das steht doch in überhaupt keiner Relation. und 
so muß man das sehen! (Abg. Hai ger mo se r: 
Das war ja geradezu eine Aufforderung zum La­
dendiebstahl!) Nein, ich glaube nur, daß der Un­
rechtsgehalt dieser White-collar-Delikte immer 
noch nicht in vollem Ausmaß erkannt wird und 
daß das in der Wertigkeit. die ja auch dann von 
Boulevardblättern aufgegriffen wird, sehr wohl 
einen großen Unterschied macht. 

Denken Sie. Herr Kollege Haigermoser - blei­
ben wir beim Bereich der Täter -. an Täter, die 
aus sozialer Not handeln. In der Wahlbroschüre 
eines Präsidentschaftskandidaten heißt es - es 
wird da ein Zitat von Prälat Ungar angeführt -: 
"Wenn man vielleicht 200 S oder 300 S im Monat 
verdient und damit eine Familie mit mehreren 
Kindern zu versorgen hat. dann hat nach christli­
cher Moral so ein Mensch das Recht. zu stehlen. 
- Um wieviel mehr hat er das Recht. sich woan­
ders eine neue Existenz zu schaffen." 

Ich habe dem eigentlich nichts hinzuzufügen. 
Nur: Die Rechtsordnung, Herr Bundesminister, 
trägt diesem Aspekt nicht in geeigneter Form 
Rechnung, und, Herr Bundesminister, in diesem 
Zusammenhang war mir auch Ihre Beantwortung 
unserer Anfrage ein wenig zu dürftig, denn Sie 
wissen, daß es da dramatische Ungleichgewichte 
gibt. daß die U-Haft bei Ausländern weitaus häu­
figer verhängt wird und daß auch die Steigerungs­
raten weitaus größer sind. 

1989 bis 1990 stieg beispielsweise die U-Haft 
bei Inländern beziehungweise Inländerinnen von 
3,4 auf 4,8 Prozent, im gleichen Zeitraum hinge­
gen bei Ausländern von 9,3 auf 15,4 Prozent.Ich 
glaube nicht, daß derartige Unterschiede in ir­
gendeiner Form sachlich gerechtfertigt sind. 

Herr Bundesminister! Sie wissen auch, daß sich 
gerade im Zusammenhang mit ausländischen Tat­
verdächtigen - oder dann Beschuldigten - der 
Begriff "Gewerbsmäßigkeit" schleichend geän­
dert hat, daß man weit eher bei Tätern, die einer 
fremden Nation angehören, den Begriff .,Ge­
werbsmäßigkeit" verwendet, etwas, was früher 
nur wirklich bei Erzielung eines regelmäßigen de­
liktischen Einkommens angewendet wurde. Und 
das setzt man bei Ausländern schon wesentlich 
früher an, nämlich dann. wenn die Absicht be­
steht. Ich glaube, ein solches Gesinnungsstraf­
recht - und das nur bei einer bestimmten Perso­
nengruppe - ist sachlich nicht gerechtfertigt, das 
halte ich für eine nicht mehr verfassungs­
konforme Rechsanlehnung. (Beifall bei den Grü­
nen. - Zwischenruf des Abg. Dr. 0 f 11 e r.) Aber 
die Zahlen sprechen doch eine sehr klare Spra­
che, was die Unterschiede betrifft (Abg. Dr. 
o f ne r: Weil die Delinquenz stärker ist.'), ganz 
abgesehen von diesem Argument einer allfälligen 
rechtfertigenden, wirklich gravierenden Notlage. 
- Das wird ja auch nicht einmal geprüft. Ja mehr 
noch - und das weiß auch Herr Kollege Elmek­
ker sehr genau -: Es geht sogar so weit. daß 
Menschen, die in Österreich Asyl beantragt, die 
angegeben haben, daß sie, um überhaupt fliehen 
zu können, Dokumente ge- oder verfälscht ha­
ben, wegen Urkundsdelikten in U-Haft landen, ja 
sogar Minderjährige. - Herr Bundesminister! 
Das ist nicht korrekt, denn jemand, der Doku­
mente fälscht, um sein Leben zu retten, handelt 
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nicht rechtswidrig! Und das wissen Sie auch! Ich 
glaube, auch dieser Bereich muß vermehrt in 
Schulungen, in Aufklärungsmaßnahmen Ihres 
Ressort behandelt werden. 

Diese Überlegungen bezüglich Täter-Opfer 
müssen aber noch weiter geführt werden. Ich 
glaube auch, daß man durch umfassende Maß­
nahmen den Boden dafür möglichst gering halten 
muß. daß neue Opfer entstehen, gerade eben was 
Opfer von Gewalttätigkeiten betrifft. 

Wir wissen leider Gottes, daß es gerade im Fa­
milienverband vielfach schweigende Opfer gibt: 
Kinder, Frauen, die es erst sehr spät - vielleicht 
manchmal zu spät - wagen, um Hilfe zu rufen. 
weil derzeit ein Hilferuf von ihnen vielfach ins 
Leere geht. 

Wir brauchen viel mehr Einrichtungen - Kin­
derhäuser, Frauenhäuser -, um potentiellen Op­
fern sofort helfen zu können, und zwar noch be­
vor etwas passiert. Wir müssen auch in vielen Be­
reichen - ich erinnere in diesem Zusammenhang 
an die Vorgänge, auch an die medial schreckli­
chen Vorgänge rund um das Verfahren, in Lainz 
-, und zwar in solchen, von denen wir wissen, 
daß ganze Berufsgruppen andauernd am Rande 
einer Überlastung stehen. etwas tun. diesen Leu­
ten helfen. Ich trenne da sehr wohl den kriminel­
len Entschluß von institutionellen Ursachen, die 
so ein Verhalten erleichtern, aber ich glaube 
doch. daß diese institutionellen Ursachen, die sol­
ches Verhalten zumindest erleichtern, beseitigt 
gehören, daß man den Betroffenen in sol~h 
schwierigen Berufsgruppen umfassend unter dIe 
Arme greifen muß, daß man da eingreifen muß, 
bevor es wieder neue Opfer und neue Täter gibt. 
Erst vor diesem Hintergrund wird es ... 

Präsident Dr. Lichal (das Glockenzeichen ge­
bend): Frau Abgeordnete, wollen Sie nicht noch 
einen Entschließungsantrag einbringen? 

Abgeordnete Dr. Madeleine Petrovic (fortset­
zend): Ich darf zum allerletzten Satz kommen, 
und ich möchte im Zusammenhang mit der U­
Haft folgenden Entschließungsantrag einbringen: 

Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Mag. Terezija 5coisüs und Ge­
nossen 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Der Bundesminister für Justiz wird ersucht. 
möglichst rasch, längstens jedoch bis zum 31. De­
zember 1992 einen Gesetzentwurf zur Regelung 
des Vollzugs der Untersuchungshaft vorzulegen. 

Danke schön. (Beifall bei den Grünen.) /8.11 

Präsident Dr. Lichal: Der soeben verlesene 
Entschließungsantrag der Abgeordneten Stoisits 
und Genossen betreffend ein U-Haftgesetz ist 
ordnungsgemäß unterstützt und eingebracht und 
steht daher mit in Verhandlung. 

Als nächster gelangt zum Wort Herr Abgeord­
neter Dr. Graff. - Bitte, Herr Abgeordneter. 

18.J~ .. 
Abgeordneter Dr. Graff (OVP): Herr Präsi­

dent! Herr Minister! Meine Damen und Herren! 
Meine lieben Freundinnen und Freunde von der 
grünen Fraktion! Als ich das erste Mal von Ihrem 
Plan einer dringlichen Anfrage zu dem sehr hei­
ßen Thema Untersuchungshaft gehört habe, war 
ich sehr positiv berührt und angesprochen. Ich 
habe mich auch bereit erklärt, Ihre Initiative, das 
Verlangen nach einem U-Haftgesetz, zu unter­
stützen. Ich bin aber dann, Frau Kollegin Stoisits, 
ein wenig enttäuscht worden, weil Sie sich aus Ih­
rem reformatorischen Eifer doch herausreißen 
ließen und auf ein eher vordergründiges Taktie­
ren mit der zeitlichen Planung dieser dringlichen 
Anfrage haben hinreißen lassen. die möglicher­
weise dazu führen soll, daß noch einen Tag länger 
in diesem Parlament Sitzungen stattfinden. Au­
ßerdem ist aus der klaren Linie: Machen wir et­
was bei der Untersuchungshaft!, jetzt ein breiter 
juristischer Bauchladen und daher nicht viel mehr 
als ein Neuaufguß der Justiz-Budgetdebatte ge­
worden, weil Sie alles, was gut und teuer und auch 
weniger gut und teuer ist - von der Mediaprint 
bis zur Strafprozeßreform -, in diese dringliche 
Anfrage hineinpacken zu müssen glaubten und 
weil Sie dieser damit, so meine ich, die Schlag­
kraft genommen haben. 

Im Text Ihrer dringlichen Anfrage - mein Kol­
lege Gaigg hat schon darauf hingewiesen - ent­
decke ich vertraute Töne und Formulierungen, 
und überdies fällt auf, daß die grüne Opposition 
merkwürdigerweise viel weniger radikal und viel 
nachsichtiger ist, was die Frist anlangt, die dem 
Ministerium für die Vorlage eines Untersu­
chungshaftgesetzes eingeräumt wird, als ich, der 
ich einer Regierungspartei angehöre. Da hat man 
ja fast das Gefühl - da könnte ich ja fast eifer­
süchtig werden, Frau Kollegin Stoisits -, daß 
sich da zwischen Ihnen und dem Ministerium zar­
te Bande entwickeln und gewisse Gegengeschäfte 
unternommen werden, so etwa in der Art: Nehme 
ich deinen Text in die Anfrage auf, läßt du mir 
dafür mehr Zeit für die Ausarbeitung des U-Haft­
gesetzes! (Zwischenruf der Abg. Mag. Terezija 
SIO i si t s.) 

Ich bedaure das, Frau Kollegin, denn für mich 
ist das ein sehr ernstes Theme, ich verlange -
Halten zu Gnaden! - viel, und damit die Opposi­
tion überholend, daß ein U-Haftgesetz bis zu Mit­
te nächsten Jahres vorgelegt wird. Denn. meine 
Damen und Herren, wir haben schon im Novem-
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ber 1988 eine Enquete zum Thema Haftzahlen, 
besonders bei der U-Haft, gehabt, und wir haben 
seither unermüdlich den Herren des Ministeriums 
klargemacht, daß Parlamentarier aller Fraktionen 
nicht bereit sind, uns damit abzufinden, daß die 
U-Haft wie bisher im Strafvollzugsgesetz in der 
Weise geregelt wird, daß man ein paar Dinge her­
ausgreift und sagt: Und im übrigen, subsidiär, gilt 
das Strafvollzugsgesetz. Das führt nämlich dazu, 
daß in der Praxis die Unschuldsvermutung nicht 
beachtet wird, sondern der U-Häftling praktisch 
so behandelt wird wie ein Strafhäftling, daß er 
mitunter in derselben Zelle verwahrt wird und so 
weiter. 

All das soll nicht sein, und daher halte ich mich 
- auch wenn ich dieser Entschließung prinzipiell 
zustimme - an das darin erwähnte Datum -
31. Dezember 1992 - für die Vorlage eines Ent­
wurfes nicht gebunden. Ich kündige jetzt schon 
an, daß ich im kommenden halben Jahr noch zu 
wiederholten Gelegenheiten Ihnen, Herr Mini­
ster, und Ihren Beamten auf die Nerven gehen 
werde mit dem Verlangen nach Vorlage eines U­
Haftgesetzes, und zwar sinnvollerweise gleichzei­
tig mit der schon seit langer, langer Zeit in Aus­
sicht gestellten Regierungsvorlage zur Reform des 
Strafvollzuges. 

Zur Strafvollzugsreform liegt von meinen 
Freundinnen und Freunden von den Grünen im­
merhin ein Antrag vor. Und wenn wir vom Mini­
sterium nichts bekommen, dann werden wir halt 
diesen Antrag - notgedrungen - im Justizaus­
schuß behandeln. 

Meine Damen und Herrent Zur Untersu­
chungshaft selber. Tatsache ist, daß in Österreich 
nach wie vor viel zu viel verhaftet wird, Tatsache 
ist aber auch, daß bei der Haft. und zwar sowohl 
bei der Strafhaft als auch bei der Untersuchungs­
haft. ein krasses West-Ost/Ost-West-Gefälle, wie 
Sie wollen, herrscht. das von den Gesetzen, das 
von den Sachverhalten her nicht zu rechtfertigen 
ist. Es wird in Innsbruck viel weniger eingesperrt 
als in Wien, und trotzdem sind die Rückfallsquo­
ten dort auch nicht höher: In Innsbruck muß nur 
jeder 33. Tatverdächtige damit rechnen, in U­
Haft zu gelangen, in Wien hingegen jeder 12. Da 
stimmt etwas nicht! Besonders im grauen Haus, 
also im Wiener Landesgericht, sind die Mißstände 
sehr groß. Es funktioniert auch nicht richtig die 
Aufsicht durch die Ratskammer unter dem Vor­
sitz des Präsidenten Dr. Woratsch, von dem man 
gemeint hat, ein energischer, junger und neuer 
Besen würde besonders gut kehren. Leider muß 
man sagen: Im Bereich der Sicherung der Gesetz­
mäßigkeit im Vorverfahren: bei der Haft, bei 
Hausdurchsuchungen und dergleichen, funktio­
niert die Aufsicht der Ratskammer nicht, wie sie 
sollte. 

Daher mache ich heute einen konkreten Re­
formvorschlag. Bei der Enquete der Grünen wur­
de gesagt, man solle doch Haftfragen dem Verfas­
sungsgerichtshof unterstellen, den dafür zustän­
dig machen. - Ich glaube. daß das zu weit geht, 
daß das erstens nicht in unser System der Verfas­
sungsgerichtsbarkeit hineinpaßt. auf einmal von 
ordentlichen Gerichten einen Rechtszug zum 
Verfassungsgerichtshof zuzulassen, und daß auch 
die Struktur des Verfassungsgerichtshofes als ei­
nes Gerichtshofes von nebenberuflichen Rich­
tern, die immer im Plenum tagen, das einfach 
nicht zuläßt. 

Aber wir haben ja ein Höchstgericht, das für die 
ordentlichen Gerichte zuständig ist und das sich 
immer mehr - dankenswerterweiset - ganz 
konkret. nachdem es lange ignoriert wurde, auch 
mit der Menschenrechtskonvention, mit den 
Grundrechten auseinandersetzt. Und das ist 
ganz naheliegend - der Oberste Gerichtshof. 

Mein Reformvorschlag lautet daher: Erstens 
soll der Untersuchungsrichter ein selbständiger 
Richter werden. Derzeit kann er zuungunsten des 
Beschuldigten jederzeit allein entscheiden, will er 
aber zugunsten des Beschuldigten, etwa bei der 
Haft, entscheiden, dann muß er damit - so nennt 
man das - "in die Ratskammer gehen", und dann 
ist er plötzlich Mitglied eines Richtersenates, der 
ihn kontrollieren, ihm auf die Finger schauen 
soll. 

Bis vor noch gar nicht allzu langer Zeit mußte 
der Untersuchungsrichter sogar dann. wenn er in 
der Ratskammer überstimmt wurde, den Entwurf 
der Entscheidung der Ratskammer textlich ver­
fassen - gegen sein eigenes Votum! Eine Perver­
sität, die inzwischen, wie ich hörte, abgestellt wur­
de. 

Ich meine also, der Untersuchungsrichter hat 
als Einzelrichter eine Entscheidung mit Begrün­
dung zu verfassen. Dagegen soll es dann einen 
Rechtsmittelzug an die Ratskammer geben, der 
der Untersuchungsrichter nicht angehört. Daß 
die Ratskammer im selben Gericht sitzt, mag an­
gehen. da in Haftsachen der Aktenlauf möglichst 
nicht zu lang sein soll. Von der Ratskammer sollte 
es in Haftsachen - zumindest für einen Probe­
zeitraum von einigen Jahren - ein Rechtsmittel 
an den Obersten Gerichtshof geben, damit nicht 
in den vier Oberlandesgerichtssprengeln immer 
wieder, wie sich zeigt. eine völlig divergente Judi­
katur entsteht und in Wien grundsätzlich anders 
und schärfer - nämlich im Sinn von mehr Haft 
- entschieden wird als in Innsbruck. IAbg. Dr. 
o f ne r: Das wird heißen, daß die Judikatur in 
Zukunft dann im Westen schärfer sein wird.') Das 
hoffe ich nicht, aber das muß man sich anschau­
en. (Abg. Dr. 0 f n e r: Das kann 'nan sich doch 
ausrechnen.') Harald, du bist auf deine alten Tage 
viel zu skeptisch. (Heiterkeit.) Man muß doch po-
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sitiv eingestellt sein und daran glauben, daß Re­
formen etwas verbessern können. 

Meine Damen und Herren! Ein letztes Wort 
nur, weil die allgemeine Reformdiskussion in der 
Öffentlichkeit angesprochen worden ist. Ich bin 
sehr dankbar dafür, daß sich der Herr Minister 
klar zu dem bekannt hat, was wir alle unterneh­
men wollen, nämlich zu einer Gratwanderung 
zwischen dem unverzichbaren Erfordernis einer 
schlagkräftigen Verbrechensverfolgung einerseits 
und der Wahrung und Sicherung der Menschen­
rechte und der Verteidigungsrechte des Betroffe­
nen andererseits, der ja nicht immer ein Kriminel­
ler ist. sondern der einfach - auch durch Ver­
hängnis, durch Zufall - in ein Verfahren gezo­
gen worden sein kann und für den die Unschulds­
vermutung zu gelten hat. 

In diesem Sinne werden wir die Diskussion füh­
ren. Wir sind schon sehr gespannt, Herr Minister. 
wann an die Stelle der unverbindlichen Referen­
tenentwürfe ein verbindlicher Text, zu dem auch 
Sie sich politisch bekennen, tritt, damit wir den 
dann in Diskussion nehmen können. Ich bin da­
von überzeugt: Bei dieser Diskussion werden sich 
weder die "Softies" noch die "Rabauken" durch­
setzen, sondern es wird eine sachgerechte Lösung 
herauskommen. die der Polizei nicht die Zähne 
zieht bei der Bekämpfung von Verbrechen, die 
aber andererseits auch nicht dazu führt, daß je­
mand, der einmal mit dem Gericht oder mit der 
Polizei zu tun hat, zu einem hilflosen Objekt wird 
und zu Rechtlosigkeit verdammt ist. 

In diesem Sinn, Herr Minister. glaube ich. sind 
wir alle miteinander auf einem guten Weg. Und 
der Frau Kollegin Stoisits möchte ich abschlie­
ßend gerne anbieten: Falls Sie in Oppositions­
kunde noch irgendwelche Unterstützungen oder 
Anleitungen brauchen - ich habe gewisse Erfah­
rungen -, bin ich gc::.rne bereit, sie Ihnen zu ertei­
len. (Beifall bei der OVP.! 18.21 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gemeldet ist 
noch Herr Abgeordneter Dr. Cap. - Bitte, Herr 
Abgeordneter, Sie haben das Wort. 

/8.21 .. 
Abgeordneter Dr. Cap (SPO): Herr Präsident! 

Hohes Haus! Ich glaube, daß man ergänzend zur 
Wortmeldung der Abgeordneten Stoisits - auch 
Herr Abgeordneter Voggenhuber hat darauf Be­
zug genommen - bezQglich der Frage der Me­
dienkonzentration in Osterreich, die jetzt über 
die Thematik dieser dringlichen Anfrage fast hin­
ausgeführt hat, sagen kann, daß man diesbezüg­
lich die Diskussion durchaus aufnehmen soll und 
sich dieser auch stellen soll. Sie, Herr Klubob­
mann, haben ja gemeint, daß von seiten der bei­
den großen Koalitionsparteien in diesem Punkt 
zu wenig geschieht, und den Eindruck erweckt, 
als gäbe es Patentrezepte, daß hier, hätte man nur 

die nötige Courage. jederzeit Schritte setzbar wä­
ren. um dieser Medienkonzentration wirksam 
entgegentreten zu können. Da Sie sich wahr­
scheinlich mit dieser Frage beschäftigt haben, 
werden Sie auch die Situation in anderen euro­
päischen und überseeischen Ländern kennen, die 
diese Frage schon angegangen sind. Da gibt es 
eine ganze Liste von Ländern, wo es überall in 
Wirklichkeit nicht gelungen ist, dieser Konzentra­
tion wirklich wirksam entgegenzutreten. Nun, 
meine ich, soll man sich hier wirklich der Proble­
me bewußt sein, die sich da einem stellen, und ich 
glaube, daß wir das durchaus auch hier an diesem 
Ort diskutieren können. 

Ich glaube. daß die Debatte, wie sie im Moment 
bei der Kartellrechtsgesetznovelle läuft - und ich 
hoffe. daß wir sie möglichst bald hier im Haus 
behandeln und diskutieren können -, im Prinzip 
in eine richtige Richtung geht. Ich glaube .~ber, 
daß Sie in Ihrer Schlußfolgerung aus der Uber­
einstimmung der beiden Titelzeilen von "Kurier" 
und "Krone" anhand dieser Thematik, die wir 
heute bei der dringlichen Anfrage hier zu debat­
tieren hatten, in der Tat etwas wirklich Bedenkli­
ches angeschnitten haben. Das fordert demokra­
tiepolitisch und medienpolitisch zu Handlungen 
auf. Es wird auch von Vertretern der Mediaprint 
oft gefordert. Sie sagen oft generös. Sie hätten 
gegen Kartellbestimmungen gar nichts einzuwen­
den. quasi unter dem Motto. wenn das Bestehen­
de weiterexistiert, dann soll sich nebenbei dazu 
nichts Neues entwickeln können. Es ist in einem 
gewissen Sinn in der Tat mit einem Gleichheits­
grundsatzverständnis schwer vereinbar, daß man 
auf der einen Seite eine entwickelte Konzentra­
tion zur Kenntnis nimmt und auf der anderen 
Seite versucht, weitere Konzentrationsprozesse 
zu verhindern. 

Daher glaube ich auch, daß die Überlegungen 
in die Richtung gehen müssen, daß man, wenn es 
zu spürbaren Beeinträchtigungen der Medienviel­
falt kommt, die Klagsberechtigung erweitert, daß 
zum Beispiel auch der betroffene Unternehmer 
eine Klagsberechtigung hat. daß man sich ein 
Auflagensystem überlegt. Und da sind die Proble­
me vor allem im Bereich Druck, Vertrieb zu regi­
strieren. Wenn es also wirklich zu dieser Beein­
trächtigung kommt, muß hier wirklich ein Kar­
tellgericht die Möglichkeit haben, Auflagen zu er­
lassen, bis hin zu Auflagen, würde ich meinen, die 
einen dazu zwingen. daß man verkaufen muß, 
daß man sich eben trennen muß. Und wenn es da 
eine Weigerung gibt, müßte eventuell über einen 
Treuhänder versucht werden, zu dieser Auflö­
sung zu kommen. Und dann kann es nicht zu ei­
nem Einzementieren einer schon vorhandenen 
Konzentrationsstruktur kommen. 

Ich glaube aber, daß das auch flankiert von 
Überlegungen im Bereich der Presseförderung 
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sein muß. Da besteht natürlich ein Reformbedarf 
in die Richtung, daß man wirklich diejenigen Zei­
tungen unterstützt, die Probleme haben, weiter­
existieren zu können, daß man sich aber auch 
dem Problem der Gründungsförderung zu stellen 
hat, das heißt, daß man eine Erweiterung der Zei­
tungstitel anstrebt, denn das ist ja letztlich das In­
teressante, das diese MedienvielfaIt garantieren 
kann. 

Und in aller Kürze zum dritten Punkt - ich 
hoffe, daß wir das in diesem Haus auch noch ein­
mal diskutieren werden -, nämlich zur Frage der 
Liberalisierung im Radio- oder Rundfunkbereich 
oder im Kommerzradiobereich. Hier gibt es viele 
Details. die man sich noch überlegen muß. Und 
das geht hin bis zu der Frage. wie definiert man 
den Regionalbegriff, wenn man gedenkt, ein Re­
gionalradio zum Beispiel einzuführen, denn das 
Verständnis dieses Begriffes hängt ja jeweils mit 
der Anzahl der möglichen Frequenzen und auch 
mit den möglichen Lizenzen, die zu vergeben 
sind, zusammen. Es ist hier eine wesentliche Fra­
ge zu beantworten, nämlich wie man verhindern 
kann, daß sich die Konzentrationsstruktur des 
Printmedienbereiches im Radiobereich fortsetzt. 
Und daher, glaube ich, ist es durchaus berechtigt, 
wenn man länger darüber nachdenkt, wenn län­
ger darüber verhandelt wird, um wirklich wirksa­
me Maßnahmen zu finden. denn diejenigen, die 
diese Konzentrationsstrukturen aufgebaut, mit 
Verträgen abgesichert haben, sind ja Experten, 
die die geltende Rechtslage bis zum Exzeß ausge­
nutzt haben, die sehr viele Schlupflöcher kennen. 
Und daher glaube ich, daß es sich lohnt, sich da­
mit wirklich sehr genau zu befassen. Ich hoffe 
auch - wenn das dann im Haus ist -, mit der 
Mitarbeit Ihrer Fraktion rechnen zu können, da­
mit wir zu einem möglichst effizienten Ergebnis 
in dieser Frage gelangen können. (Beifall bei der 
SPÖ sowie bei Abgeordneten der ÖVP.) 18.27 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gemeldet hat 
sich noch Frau Abgeordnete Mag. Terezija Stoi­
sits. - Bitte, Frau Abgeordnete, Sie haben das 
Wort. 

18.27 
Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits (Grüne): 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bin 
ja sehr lernfähig, und Herr Abgeordneter Graff, 
der mir einen Kurzlehrgang in Oppositionspolitik 
angeboten hat, hat mich dazu angeregt, ihm zu 
zeigen, wie Oppositionspolitiker und -politikerin­
nen tatsächlich auf eine so wertvolle Anregung 
reagieren. 

Sehr verehrter Herr Obmann des J ustizaus­
schusses! Wenn ich jemandem Säumigkeit in sei­
ner rechtspolitischen Vorgangsweise vorwerfen 
könnte, dann sind es in erster Linie Sie. (Abg. Dr. 
Ga i g g: Das ist der Dank.' - Zwischenruf des 
Abg. Dr. G ra f f.) Denn ich habe, Herr Obmann 

des Justizausschusses. vor einem Dreivierteljahr 
hier einen Initiativantrag eingebracht, in dem es 
um die Änderung des Namensrechts ging und wo 
es darum ging, daß die weibliche und die männli­
che Identität nicht mit Eheschließung und Na­
mensverlust enden sollten. Und Sie. verehrter 
Obmann des Justizausschusses, haben es bis jetzt 
nicht der Mühe wert gefunden, diesen unseren 
Initiativantrag auf die Tagesordnung eines Justiz­
ausschusses zu setzen. (Beifall bei den Grünen.) 
Darum frage ich mich, wer hier wirklich Refor­
men in irgendeiner Hinsicht verhindert. 

Sehr verehrter Herr Dr. Graff! Es ist halt jetzt 
nur sehr bedauerlich, daß Sie mit Ihrer Meinung 
in Ihrer Österreichischen Volkspartei ziemlich 
einsam dastehen, denn der Herr Klubobmann 
Neisser hat es nicht der Mühe wert gefunden, sei­
ne Stellungnahme, die er nach diesen berühmten 
Schlagzeilen in "Krone" und "Kurier" abgegeben 
hat. am nächsten Tag in irgendeiner Form abzu­
schwächen oder zurückzunehmen. (Abg. Dr. 
Ne iss e r: Was soll ich denn bei Ihnen abschwä­
chen. meine Liebe 7) Und solange Sie das nicht 
tun, wird es wohl so sein, Herr Klubobmann, daß 
das, was Sie damals zum Reformbedarf am Straf­
prozeßsektor gesagt haben, immer noch aufrecht 
ist. (Abg. Dr. G ra f f: Das ist politische Geisel­
nahme!) Und Sie haben von Begünstigung der Tä­
ter gesprochen, die nicht sinnvoll ist, und damit 
all diese Reformbestrebungen in ein Licht ge­
stellt. das einfach nicht stimmt. Und darum kann 
ich Ihnen, verehrter Herr Obmann des Justizaus­
schusses, nicht folgen, wenn Sie hier Oppositions­
politik hineinreklamieren, wo Sie doch offen­
sichtlich in Opposition zu Ihrer eigenen Partei 
und Fraktion stehen. (Beifall bei den Grünen. -
Abg. Dr. Ne iss e r: Beschimpfen Sie nicht den 
Dr. Graff. ich bin an allem schuld!) 18.30 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s tim m u n g 
über den Entschließungsantrag der Abgeordne­
ten Dr. Ofner, Dr. Elisabeth Hlavac, Dr. Graff, 
Mag. Terezija Stoisits und Genossen betreffend 
Zurückdrängung der Todesstrafe. 

Ich bitte jene Damen lind Herren, die für den 
Entschließungsantrag sind, um ein Zeichen der 
Zustimmung. - Das ist ein s tim mi g an­
gen 0 m m e n. (E 37.) 

Wir gelangen ferner zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Abgeordneten Mag. 
Terezija Stoisits und Genossen betreffend 
ein U-Haftgesetz. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für den 
Entschließungsantrag sind, um ein Zeichen der 
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Zustimmung. - Das ist ebenfalls Ein s tim -
mi g k e i t. An gen 0 m me n. (E 38.) 

Fortsetzung der Tagesordnung 

Präsident Dr. Lichal: Ich nehme die Verhand­
lungen über die Beratungsgruppe XV des 
BV A 1992 wieder auf. 

Zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Helmuth Stocker. Ich erteile es ihm. 

18.31 
Abgeordneter Helmuth Stocker (SPÖ): Herr 

Präsident! Herr Bundesminister! Hohes Haus! 
Wir setzen also nun die Debatte zum Kapitel Ge­
sundheit fort. und ich knüpfe an die Debattenbei­
träge meiner Vorredner an. 

Der Gesundheitssprecher der Freiheitlichen 
Partei hat in seinem Debattenbeitrag unter ande­
rem den Verdacht geäußert, daß der von den So­
zialversicherungsträgern ausgewiesene Verwal­
tungsaufwand, der ihm offenbar zu gering er­
scheint, getürkt sei. Ich sage das ausdrücklich in 
Ihrer Diktion: getürkt sei. (Abg. Fis c h l: Schau­
en Sie sich die Reclznungsvorschriflen der Gebiels­
krankenkassen an!) 

Herr Abgeordneter! Sie sind uns aber jeden Ge­
genbeweis schuldig geblieben. Ich würde Ihnen 
daher dringend empfehlen, erkundigen Sie sich 
beispielsweise bei Ihren freiheitlichen Versiche­
rungsvertretern in den verschiedenen Sozialversi­
cherungsanstalten, die zum Teil in den Vorstän­
den, insbesondere aber in den Hauptversammlun­
gen der Versicherungsträger tätig sind. Die kön­
nen Ihnen sagen, daß es Rechnungsvorschriften 
für die Sozialversicherungsträger gibt (Abg. 
Fis chi: Schauen Sie sich die einrnal an!) und 
daß diese auch öffentlich kundgemacht sind. Die 
können Ihnen diese Rechnungsvorschriften zur 
Verfügung stellen, dann können Sie es sich erspa­
ren, hier nur Vorwürfe in den Raum zu stellen. 

Ich darf beispielsweise hier zur Kenntnis brin­
gen, daß im Jahr 1989 der Anteil des Verwal­
tungsaufwandes der gesamten Sozialversicherung 
an den Gesamtausgaben 2,7 Prozent ausgemacht 
hat. Das ist der Durchschnitt für alle Sozialversi­
cherungsträger, bezogen auf die gesetzliche Kran­
kenversicherung waren es damals 3,7 Prozent. 
Vergleicht man diese Zahlen mit der Bundesre­
publik Deutschland, dann zeigt sich, daß die Bun­
desrepublik Verwaltungsaufwandsziffern von 4.5 
bis 5,5 Prozent aufweist. Ich darf den Herrn Ab­
geordneten Fischi auffordern, sich das selbst an­
zusehen, bevor er solche Vorwürfe erhebt. 

Hohes Haus! Die vergangenen Tage und Wo­
chen, aber insbesondere auch der heutige Debat­
tenbeitrag des freiheitlichen Gesundheitsspre­
chers zeigen und bestätigen mir, daß sich diese 
Oppositionspartei - ich meine konkret die FPÖ 

- offenbar mangels Alternativen in der Gesund­
heitspolitik auf Tauchstation befindet. 

Dieses Geschäft hat allerdings - gewisserma­
ßen als Einspringer - zumindest im vergangenen 
Herbst in - zugegeben - professionellerem, al­
lerdings von sehr schrillen Tönen und Untergrif­
fen geprägtem Oppositionsstil der Präsident der 
Bundesärztekammer Dr. Neumann besorgt. Sie 
erinnern sich, meine Damen und Herren: Im Zu­
sammenhang mit der SO. Novelle zum ASVG und 
im Vorfeld der Beschlußfassung dieser 50. Novel­
le kam es bekanntlich zu einer in diesem Maße 
noch nie dagewesenen Medienkampagne, bei der, 
nebenbei bemerkt, Millionenbeträge aus Kam­
mermitgliedsbeiträgen der Ärzte aufgewendet 
worden sind, und das hat auch - ich sage das mit 
genugtuung - in nicht geringen Kreisen der 
Arzteschaft beträchtlichen Unmut ausgelöst. 

Auf die in diesem Fall.formulierten, sehr plaka­
tiven Alternativen des Arztekammerpräsidenten 
werde ich, Herr Abgeordneter, später noch näher 
eingehen. Dankenswert ist zumindest, daß man 
bei ihm weiß, woran man ist. 

Hohes Haus! Die beiden Bundesminister, Ing. 
Ettl und Hesoun, sind bei der Realisierung der im 
Arbeitsü.~ereink<?mmen der Koalitionsregierung 
von SPO und OVP festgeschriebenen gesund­
heitspolitischen Zielsetzungen durchaus im vor­
gegebenen Zeitplan, und ich werde Ihnen das 
auch noch anhand von Beispielen kurz darstellen. 

Ich nenne die Schwerpunkte: Das ist zum einen 
die Spitalsfinanzierung in Verbindung mit den 
vorgesehenen Strukturreformen im Krankenan­
staltenwesen sowie außerhalb der Krankenanstal­
ten, ich nenne die Ausbildungsreform in den Ge­
sundheitsberufen, ich nenne die Prävention und 
Gesundheitserziehung, und ich nenne den Kom­
plex der sozialen Krankenversicherung, die 
Strukturanalyse in der Sozialversicherung, insbe­
sondere unter Bedachtnahme auf die soziale 
Krankenversicherung. 

Meine Damen und Herren! Ich will nicht lange 
drumh~rum reden. Erster Schwerpunkt: KRA­
ZAF. Uber den neuen Staatsvertrag zwischen 
Bund und Ländern zur Weiterführung eines 
Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds haben 
wir vorgestern in diesem Haus ausführlich disku­
tiert. Ich darf daher zusammenfassend nochmals 
festhalten: Diese Vereinbarung - als KRAZAF 
inzwischen auch schon im Volksmund bekannt -
schafft die Voraussetzung, den Reformprozeß so­
wohl im stationären Bereich der Spitalsorganisa­
tion als auch im ambulanten Behandlungs- und 
Betreuungsbereich des häuslichen Umfeldes der 
Patienten gezielt voranzutreiben. Und ich stelle 
hier nochmals fest: Für die Verantwortlichen für 
das Gesundheitswesen in den Ländern gelten ab 
nun keine Ausreden mehr. Es sind alle Damen 
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und Herren dieses Hauses aufgefordert, sehr ge­
nau, auch dort, wo sie draußen in den Ländern 
wirken, zu beobachten und mit dafür zu sorgen, 
daß diese Gesundheitsreform in den Ländern 
auch umgesetzt wird. 

Dazu noch ein kurzes Stichwort: Gruppenpra­
xen. Der Herr Bundesminister lng. Eul wurde be­
kanntlich mit Entschließung vom 2. Oktober 
1991 durch den Nationalrat aufgefordert, ent­
sprechende Organisationsmodelle für die Zusam­
menarbeit der verschiedenen freiberuflich tätigen 
Gesundheitsberufsgruppen zu entwickeln, insbe­
sondere auch auf der Basis von Gruppenpraxen. 
Dieser Bericht wurde dieser Tage dem Minister­
rat zugeleitet. Kollege Leiner hat bereits darauf 
hingewiesen. Ich kann mir ersparen, näher darauf 
einzugehen, heute nur so viel: Wir werden uns in 
absehbarer Zeit mit der Verwirklichung dieser 
Zusammenarbeitsformen auf der Basis ~on Er­
werbsgesellschaften auf parlamentarischer Ebene 
zu beschäftigen haben. 

Zweiter Schwerpunkt: Ausbildungsreform. 
Hier geht es insbesondere um die Verbesserung 
der Qualität der Krankenpflegeausbildung. Ho­
hes Haus! Ziel muß es hier sein, die Integration 
der Krankenpflegeausbildung in das berufsbil­
dende Schulwesen und eine Erweiterung des Zu­
ganges zum Pflegeberuf für junge Menschen zu 
erreichen. 

Ich weiß. daß sich die Landesfinanzreferenten 
erst kürzlich entschieden gegen die Absicht aus­
gesprochen haben, die Krankenpflegeausbildung 
auf dieser schulischen Ebene zu verbessern. Man 
hat dort Sorge. es könnte zu Personalengpässen 
bei den Krankenpflegeberufen kommen. Ich mei­
ne indessen, daß es gerade Aufgabe der Länder 
als Träger der Ausbildungseinrichtungen sein 
muß. die Zahl der Ausbildungsplätze entspre­
chend zu vermehren, also dort keinen Numerus 
c1ausus, wie er derzeit de facto besteht. aufrecht­
zuerhalten, um endlich zu garantieren, daß die 
dringend gebrauchten Fachkräfte auch tatsäch­
lich hier im Lande ausgebildet werden können 
und jungen Menschen in Österreich damit auch 
echte Berufschancen eröffnet werden. (Beifall bei 
der SPÖ und bei Abgeordneten der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Entsprechende 
Vorarbeiten für derartige Schulversuche wurden 
von Bundesminister lng. Eul und von Bundesmi­
nister Dr. Scholten getroffen. Es geht nun darum, 
auch von den Ländern grünes Licht für eine ge­
meinsame Umsetzung dieser Ausbildungsreform 
bei den Krankenpflegeberufen signalisiert zu er­
halten. 

Das gleiche gilt für die medizinisch-technischen 
Berufe. Hier wird und soll dem Wunsch dieser 
sieben Berufssparten Rechnung getragen werden, 
die Ausbildungsreform in einem eigenen Gesetz 

zu regeln. Das heißt. das Ziel soll eine Verlänge­
rung der Ausbildung auf jeweils drei Jahre sein, 
um damit die EG-Konformität zu erreichen und 
vor allem die Ausbildung dem entsprechend ge­
stiegenen Wissensstand anzupassen. Ich denke 
hier beispielsweise an die Bereiche der Laborato­
riumsdienste beziehungsweise der radiologisch­
technischen Dienste. bei denen es aufgrund der 
rasanten technischen Weiterentwicklung zu er­
höhten fachlichen Anforderungen gekommen ist. 
Der diesbezügliche von Minister Eul vorgelegte 
Gesetzentwurf wurde bereits vor wenigen Tagen 
einem Unterausschuß zugewiesen und steht somit 
im Nationalrat bereits in Behandlung. 

Meine Damen und Herren! Einen weiteren 
ganz wesentlichen Aspekt erblicke ich in der 
höchst notwendigen Reform der Ärzteausbil­
dung. Der Herr Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung Dr. Busek - federführend für 
diesen Bereich - hat in Zusammenarbeit mit 
Bundesminister Ettl schon entsprechende Grund­
sätze erarbeitet. Diese Ausbildungsreform muß 
vorangetrieben werden. 

Meine Damen und Herren! Eine patienten­
orientierte Medizin erfordert eine Begegnung des 
Medizinstudenten mit dem Patienten von Beginn 
des Studiums an. Aus meiner Sicht sind daher zu 
fordern: eine Erweiterung der fachlichen Kompe­
tenzen der Jungmediziner im Hinblick auf psy­
chosoziale Fähigkeiten im Umgang mit Patienten; 
eine intensive Auseinandersetzung mit spezifi­
schen Problemen älterer Menschen. Behinderter 
und chronisch Kranker und sinnvollerweise dann 
auch eine erweiterte Praxisausbildung während 
des gesamten Studiums. 

Meine Damen und Herren! Dritter Schwer­
punkt: die Prävention. Sie muß mit der Gesund­
heitserziehung insbesondere im Schulalter sowie 
mit einer verstärkten Gesundheitsinformation bei 
Erwachsenen einhergehen. Wir wissen. daß auch 
diesbezüglich den Krankenkassen mit der 
SO. ASVG-Novelle verbesserte Kompetenzen zu­
geordnet worden sind. Es muß uns insbesondere 
auch darum gehen, bei der Gesundheitserziehung 
in den Schulen - sie gilt bekanntlich als U nter­
richtsprinzip - verstärkt die Schulärzte in den 
Unterricht miteinzubeziehen. 

Die Notwendigkeit für eine Schwerpunktbil­
dung erblicke ich aber auch in der Arbeitsmedi­
zin. Sie muß zu einem Schwerpunkt der Präven­
tion gemacht werden. Leider ist es trotz vieler so­
zialer Fortschritte in unserem Lande noch immer 
so, daß zwei Drittel der österreichischen Arbeit­
nehmer - das sind rund 1,5 Millionen Menschen 
- ohne betriebsärztliche Betreuung sind. Ich er­
achte daher - wie das auch im Arbeitsüberein­
kommen festgehalten ist - die österreichweite 
Einrichtung arbeitsmedizinischer Zentren für 
dringend geboten. 

55. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)106 von 156

www.parlament.gv.at



5710 Nationalrat XVIII. GP - 55. Sitzung - 18. Dezember 1991 

Helmuth Stocker 

Meine Damen und Herren! Vierter Schwer­
punkt: die soziale Krankenversicherung. Ich kom­
me jetzt auf jene Kampagne zurück, die von der 
Ärztekammer geführt wurde. Ich darf nicht un­
kritisch sagen, es blieb dem Ärztekammerpräsi­
denten Neumann vorbehalten, das demokratisch 
entwickelte System der international anerkannten 
österreichischen Sozialversicherung den demo­
kratiefeindlichen Herrschaftssystemen des frühe­
ren Ostblocks gleichzusetzen. Ich meine, das war 
ein sehr böser, unzutreffender Vergleich, den sich 
der Herr Ärztekammerpräsident geleistet hat! 

Reformen ja - auch in der Sozialversicherung. 
Das ist keine Frage! Meine Damen und Herren! 
Ich erinnere an den Anfang der siebziger Jahre, 
als es unter dem damaligen Sozialminister Häuser 
eine entsprechende Reform in der Sozialversiche­
rung gab. Aber das, was man in den vergangenen 
Wochen an Haß und Gehässigkeiten gegen die 
Sozialversicherung aus dem Bereich der Ärzte­
kammer zu hören bekommen hat, darf doch nicht 
dazu führen, daß dieses zutiefst soziale System 
einer Solidaritäts versicherung, wie sie in Oster­
reich über Jahrzehnte hin entwickelt und verfei­
nert worden ist, zerschlagen wird. Das würden wir 
Sozialdemokraten nie zulassen! (Beifall bei der 
SPÖ.J 

Meine Damen und Herren! Ich richte in diesem 
Zusammenhang auch eine ernste Aufforderung 
an unseren Koalitionspartner, nämlich das Kind 
nicht mit dem Bade auszugießen. Es sind in den 
vergangenen Monaten eine Reihe von Anfragen 
vom Koalitionspartner an den Sozialminister ge­
stellt worden, die man weniger aufwendig hätte 
beantwortet bekommen können. Frau Kollegin 
Tichy-Schreder! Wenn Sie Ihre eigenen Versi­
cherten-Vertreter, die von der Bundeswirtschafts­
kammer oder von den Wirtschaftskammern der 
Länder in die Sozialversicherungsanstalten ent­
sandt werden, gefragt hätten, hätten Sie von ih­
nen die gleichen Auskünfte über das sogenannte 
Milliardenvermögen der Sozialversicherung be­
kommen. Wir haben inzwischen - die Kirche ist 
Gott sei Dank im Dorf geblieben - feststellen 
müssen, daß die Rücklagen, die die gesetzliche 
Krankenversicherung gebildet hat, nur für rund 
fünf Wochen Leistungsauszahlungen reichen. Sie 
also dem Budget des Bundes zuzuführen. wäre 
sicher kontraproduktiv gewesen. Der Eindruck, 
der vielfach in der Öffentlichkeit entstanden ist. 
war falsch, und viele der Versicherten sind völlig 
unnötig verunsichert worden. 

Ich möchte aber noch eine Bermerkung ma­
chen, und zwar zu dem vom Ärztekammerchef, 
aber auch von einigen, die sich seiner Meinung 
angeschlossen haben, geprägten Schlagwort: 
., Versicherungspflicht statt Pflichtversicherung" . 
Was steckt hinter diesem Ausspruch? Was ist da 
wirklich gemeint? 

Der Salzburger Ärztekammerpräsident Dr. 
Brettenthaler hat diese Vorstellungen vor einigen 
Monaten in den .,Salzburger Nachrichten" näher 
präzisiert. Er hat gemeint. er könne sich eine 
staatliche Grundvorsorge, also eine Grundversi­
cherung, vorstellen, mit der die Spitalskosten ab­
gedeckt werden. Das würde wohl bedeuten, der 
unangenehme Finanzierungsblock "Spitalswe­
sen" soll Sorge der öffentlichen Hand bleiben. 
Die übrige Krankenversicherung für ärztliche Be­
handlungen sowie für die Leistungen der anderen 
derzeitigen Vertragspartner der Krankenkassen 
solle nach Brettenthalers Vorstellungen zwar zur 
Pflicht gemacht werden, aber es solle dem einzel­
nen überlassen werden, bei welcher Privatversi­
cherung er sich versichern lassen möchte. 

Auf die Frage, welche Lösungen er parat hätte, 
wenn sich jemand diese Privatversicherungen 
nicht leisten könnte, antwortete Brettenthaler: 
Dafür müsse halt eine gewisse staatliche Vorsorge 
getroffen werden. 

Meine Damen und Herren! Für alle, die dann 
durch das soziale Netz fallen, bliebe im Klartext 
als Rettungsanker nur mehr die Sozialhilfe übrig, 
jene Sozialhilfe, bei der ohnehin viele Menschen 
ein Hemmschwellenproblem haben, auch wenn 
sie einen Rechtsanspruch darauf haben, sich ihrer 
zu bedienen. Hohes Haus! Die Sozialversicherten 
zu Sozialhilfeempfängern zu machen, dazu wird 
es seitens der Sozialdemokratie nie und nimmer 
eine Zustimmung geben! (BeifaLL bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Welcher Personen­
kreis würde denn dann in diese unangenehme Si­
tuation kommen? - Ich kann Ihnen auch den 
nennen: Menschen, die bei einer Gesundheitsrisi­
koprüfung der Privatversicherungen durchfallen 
würden, oder Hunderttausende Pensionisten, die 
sich eine ihrem Alter entsprechende Prämie ganz 
einfach nicht mehr leisten können. Ich habe da 
einen Ausschnitt aus der "Kronen-Zeitung" bei 
mir, in dem Ombudsmann Hübl beklagt, daß ei­
nem Pensionisten, der nie Leistungen gebraucht 
hat, im Pensionsalter von seiner privaten Zusatz­
versicherung die Beiträge um mehr als 100 Pro­
zent angehoben worden sind und ihm angekün­
digt wurde, daß er in absehbarer Zeit aus dieser 
Versicherung ausgeschieden wird. So sieht die 
Realität aus! 

Zu dieser Personengruppe zählen auch noch 
elie Alleinverdiener, deren Angehörige gegenwär­
tig in der sozialen Krankenversicherung beitrags­
frei mitversichert sind, also zumeist kinderreiche 
Familien, um die Dinge ganz klar und deutlich 
beim Namen zu nennen. 

Meine Damen und Herren! Abschließend 
möchte ich noch eines deutlich machen: Die so­
ziale Krankenversicherung war bisher ein Instru­
ment des Ausgleiches zwischen den verschiede-
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nen sozialen Gruppen. Sie droht - das ist die 
große Gefahr - bei Realisierung der Vorschläge 
aus dem Bereich der Ärztekammer, mit denen 
übrigens eine Reihe nicht unwichtiger politischer 
Repräsentanten der anderen Parteien in diesem 
Hause liebäugeln, zu einer Armeleutversicherung 
zu degenerieren. Wer weniger Staat fordert und 
sich mehr Privat vorstellen kann, könnte auch da­
mit meinen, mehr Gewinn für jene, die als Ver­
tragspartner der Versicherungen Leistungen er­
bringen, und weniger Leistungen und daher mehr 
unsoziales Verhalten denen gegenüber, die Lei­
stungen in Anspruch nehmen, nämlich die Versi­
cherten. Das, glaube ich, können wir nicht wollen. 
(Beifall bei der SPÖ.J /8.5/ 

Präsident Dr. Lichal: Nächster auf der Redner­
liste: Herr Abgeordneter Mag. Haupt. Bitte, Herr 
Abgeordneter, Sie haben das Wort. 

/8.51 
Abgeordneter Mag. Haupt (FPÖ): Sehr geehr­

ter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bundesmi­
nister! Werte Damen und Herren! Ich möchte, 
nachdem wir diese Woche schon einmal Gelegen­
heit gehabt haben, über das Gesundheitssystem in 
bezug auf den Krankenanstaltenfonds zu disku­
tieren, dort fortfahren, wo Kollege Stocker geen­
det hat. 

Herr Kollege Stocker! Ihre Verteidigung des 
bestehenden Systems der 39 Anstalten und Kas­
sen in Österreich mag aus sozialistischer Sicht 
sehr schön klingen und erhebt auch den An­
spruch, sozial zu sein, de facto sind aber die Zah­
len, die für dieses System hier sprechen, eigent­
lich in jenem Bereich, wo es darum geht, die Leu­
te zu ermuntern, Zusatzversicherungen abzu­
schließen und damit nicht unwesentlich zu unse­
rem Krankenanstaltenwesen beizutragen. eher er­
schütternd. 

Wir wissen, daß in manchen Bundesländern 
noch vor einigen Jahren bis zu 24 Prozent der 
Kosten der Krankenanstalten durch Privat- und 
Zusatzversicherungen getragen worden sind. 
Heute liegt der Durchschnitt in Österreich bei 
13 Prozent. In manchen Bundesländern, wie bei 
uns in Kärnten, ist der Beitrag an den öffentli­
chen Krankenanstalten durch Zusatzversicherun­
gen auf unter 9 Prozent gesunken. 

Die Leute, die sich in Österreich Zusatzkran­
kenversicherungen leisten können, sind von 
1.6 Millionen Personen, die Beitragszahlungen 
geleistet haben, auf etwas mehr als 1, I Millionen 
abgesunken. Auf deutsch gesagt: 500 000 Öster­
reicherinnen und Österreicher haben sich aus der 
Zusatzkrankenversicherung verabschieden müs­
sen, weil die derzeitige Verrechnungspraxis, näm­
lich den Zusatzkrankenversicherungen nicht in 
entsprechender Form die Grundleistungen aus 
den ASVG-Kassen und § lI-Kassen in entspre-

chender Höhe wie beim Normalpatienten zu 
überweisen. hier einen Kostendruck im privaten 
Versicherungsbereich bewirkt hat. 

Welche Menschen betrifft das, die sich diese 
Versicherung oft für das Alter, wie auch von Ih­
nen aus der "Kronen-Zeitung" zitiert, geleistet 
haben, die oft 30, 40 Jahre bei Gruppenversiche­
rungen und bei Privatversicherungen mitgezahlt 
haben und dann aussteigen müssen. weil sie -
das sage ich jetzt zum Unterschied von Ihnen -
aufgrund des Versagens, die Finanzfragen in den 
Krankenanstalten ordnungsgemäß zu lösen und 
gleiche Leistungen auch gleich zu regeln, hier in 
die Kostenschere gekommen sind? - Das ist viel­
fach der untere Mittelstand, das sind oft jene. die 
aus dem Aktivstand vorzeitig in die Pension aus­
weichen mußten und dann die in den letzten Jah­
ren exorbitant angestiegenen Beiträge nicht mehr 
zahlen konnten. 

Ich glaube daher. daß die Aufschiebung der 
KRAZAF-Problematik und der damit verbunde­
nen Finanzierungsproblematik, nämlich Abgänge 
zu zahlen und nicht nach erbrachter tatsächlicher 
Leistung für alle gleich zu honorieren, schlußend­
lich die Mittelschicht in Österreich zu teuer 
kommt. 

Ich glaube aber auch. daß aus dem Gesagten 
hervorgeht, daß man insgesamt dem Steuerzahler 
nichts Gutes getan hat, denn der Anteil, den nun­
mehr der Steuerzahler für die öffentlichen Kran­
kenanstalten aufbringen muß, ist heute um mehr 
als 5 Prozent höher, als er es in der Relation vor 
dreieinhalb Jahren war, weil vielfach der Beitrag 
der Privatversicherer. die Krankenanstalten zu er­
halten, deutlich gesunken ist. 

Man kann von diesem Rednerpult aus aber 
auch nicht verschweigen, daß auch sehr viele Ent­
lastungsmomente, die in den letzten Jahren mög­
lich gewesen wären, nicht angegangen worden 
sind. Ich denke etwa daran, daß die rechtliche 
Neuregelung der Anstellung von Ärzten bei Ärz­
ten, die Voraussetzung zur Bildung von Gemein­
schaftspraxen, Kliniken und ambul~.nzähnlichen 
Einrichtungen durch Private hier in Osterreich -
mit einigen wenigen Ausnahmen, wie zum Bei­
spiel in Salzburg, wo sie aber wieder zurückge­
nommen worden sind - immer noch einer Erle­
digung harrt. Daher glaube ich, daß man hier in 
einer Zeit, in eler wir unter Bezahlungsdruck und 
Leistungsdruck im Krankenanstaltenwesen und 
im Gesundheitswesen insgesamt stehen, leichtfer­
tig eine gute Chance auf tatsächliche Privatisie­
rung versäumt hat. 

Ich glaube auch, daß die Entwicklung in eine 
andere Richtung gehen wird, als wir im heurigen 
Jahr vorgesehen haben. Schauen wir uns einmal 
die Grundversorgung im Gesundheitswesen an. 
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Wenn man davon ausgeht, daß, was in den heh­
ren Reden von uns Gesundheitspolitikern immer 
wieder vertreten wird. die österreichische Bevöl­
kerung das freie Alltwahlrecht hat, muß man 
auch zugeben. daß das bei uns draußen am fla­
chen Land schon lange nicht mehr der Fall ist: 
Den Anspruch haben wir. aber wählen können 
wir nicht! Wie wollen Sie in einer Gemeinde mit 
2 500 oder 3 000 Einwohnern und einem einzi­
gen praktischen Arzt und dem nächsten interni­
stischen Spezialisten 60 bis 70 Kilometer entfernt 
eine freie Arztwahl praktizieren? - Ganz klar ist, 
Herr Kollege Stocker, daß jene, die keine freie 
Arztwahl haben, die sozial schwachen Schichten 
sind. Wer kein Geld hat, kann es sich nicht lei­
sten, nach Graz, Innsbruck, Wien oder - wenn 
man noch betuchter ist - womöglich nach Ame­
rika zu einer Bypassopertion zu fahren, sondern 
der muß zum nächsten Internisten gehen, der 
muß sich von dem rund um die Uhr tätigen Prak­
tiker draußen behandeln tassen. Es ist also auch 
aus den heute schon genannten Beispielen nach­
zuvollziehen, daß das System genau für jene. die 
Sie schützen wollen, zutiefst inhuman geworden 
ist. (Beifall bei der FPÖ.) 

Das, was man den Leuten vorgaukelt. die freie 
Arztwahl, ist für etwa 40 Prozent der Österrei­
cher heute nicht mehr gegeben, entweder auf­
grund der räumlichen Gegebenheiten oder auf­
grund der sozialen Struktur. Ich glaube, es würde 
Ihnen als Gesundheitssprecher der sozialdemo­
kratischen Fraktion hier im Hohen Hause auch 
gut anstehen, nicht nur aus der Kosten-Nutzen­
Relation der Salzburger Gebietskrankenkasse 
heraus. sondern durchaus auch aus dem sozialen 
Aspekt Ihrer Mitglieder und Ihrer Beitragzahler 
heraus die Situation in Österreich zu durchleuch­
ten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich sage das wirklich einmal in aller Deutlich­
keit hier, denn ich glaube. daß es sich die Men­
schen in Österreich tatsächlich verdient haben, 
eine freie Arztwahl zu haben und nicht auf die 
Methode: Entweder nimmst du den, der verfüg­
bar ist, oder du kriegst keinen! angewiesen zu 
sein. Es ist für mich unverständlich - das sage 
ich offen, der ich auch aus einem Heilberuf kom­
me; ich bin zwar Tierarzt -, daß es in Wien mög­
lieh ist, daß hier praktische Ärzte 200,300 Patien­
ten im Quartal behandeln und es trotzdem ableh­
nen, Nachtdienste. Hausbesuche zu tätigen, außer 
Sie sind bereit, ihnen den entsprechenden 
Schmattes von einigen Hunderten Schilling auf 
die Tischbank zu legen. 

Ich komme aus einer Fremdenverkehrsregion. 
Die praktischen Ärzte bei mir daheim sagen mir 
alle, die Wiener Kunden sind sofort zu erkennen, 
wenn sie ins Krankenzimmer hineinkommen, 
wenn sie dort ihren Urlaub verbringen. Als erstes 
liegen dort von der ganzen Familie die Kranken-

scheine und daneben ein Kuvert mit dem Schmat­
tes. Da braucht er gar nicht mehr zu fragen, wo­
her der Patient kommt, dann weiß er, er kommt 
aus Wien. 

Ich glaube, diese Mißstände sind einmal abzu­
stellen. Jemand, der Beitragszahlungen leistet und 
damit das Recht erworben hat. hier in Österreich 
behandelt zu werden, hat auch das Recht, im vol­
len Umfang behandelt zu werden und nicht mit 
levantinischen Methoden abgespeist und zur Kas­
se gebeten zu werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Alles, was wir in Österreich hier versäumen 
und nicht durchführen - ich stehe nicht an. das 
von diesem Pult aus zu sagen -, ist eine Frozzelei 
unserer Beitragszahler, unserer Bürger, unserer 
Steuerzahler. 

Ich wehre mich daher so vehement immer da­
gegen, daß wir dieses teure, inhumane System 
ohne entsprechenden Idealismus am Leben erhal­
ten. (Abg. Helmuth S (0 C k er: Eitle Frage: Sind 
Sie aber bereit, diese Forderung auch dewlich an 
die Ärztekammer zu richten?) Da gibt es für mich 
keine Diskussion, Herr Kollege Stocker. Sie ha­
ben mich auch erlebt bei entsprechenden Diskus­
sionen, wo ich auch kein Hehl daraus gemacht 
habe, daß hier in entsprechender Form eine Än­
derung auch bei der Ärzteschaft in diesen Dingen 
zu erfolgen hat. (Abg. Helmuth S 1 0 C k e r: Keine 
Frage.') 

Ich sage Ihnen auch von diesem Pult aus. und 
das habe ich den Vertretern der Ärztekammern 
auch schon öfters gesagt: Für mich ist es unver­
ständlich, daß man auf der einen Seite für sich 
den Ruf eines freien Berufes in Anspruch nimmt 
und auf der anderen Seite nicht bereit ist. die 
Schattenseiten eines freien Berufes, nämlich die 
Verantwortung, die Serviceleistung und a1l diese 
Dinge, auf sich zu nehmen. Ich stehe nicht an, das 
hier und heute deutlich zu wiederholen. Wenn 
Sie mich irgendwo wieder bei einer Diskussion 
erleben, können Sie mich ruhig darauf anspre­
chen, ich habe noch nie ein Hehl daraus gemacht, 
daß ich diese Meinung habe. 

Ich glaube aber, wenn man all diese Mißstände 
analysiert, und die Diagnosen liegen vor uns auf 
dem Tisch, dann ist unsere Untätigkeit in den 
letzten fünf Jahren noch katastrophaler zu beur­
teilen! Ich nehme hier keinen aus, aber ich glaube 
schlußendlich, Herr Kollege Stocker, diese Untä­
tigkeit ist ein katastrophales Versagen dieses Par­
lamentes, der Mitglieder des Gesundheitsaus­
schusses, aber auch der Beamten und des Herrn 
Ministers. 

Denn eines muß uns klar sein: Dieses System, 
das wir aufrechterhalten, ist mit Abstand eines 
der teuersten, es ist in vielen Bereichen ein inhu­
manes, und es dient auch dazu, auf Kosten unse-
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rer Nachbarländer, denen es im Gesundheitswe­
sen noch schlechter geht. eine Scheinwahrheit 
aufrechtzuerhalten. Dagegen wehre ich mich im 
besonderen. denn wenn Sie hinüberfahren über 
die Grenze, in die Tschechoslowakei, nach Un­
garn, nach Rumänien, nach Bulgarien, nach Jugo­
slawien, dann sehen Sie dort, wie einerseits das 
qualifizierte, innovative Personal aufgrund der 
Verdienstmöglichkeiten zu uns herübergelockt 
und auf der anderen Seite die beschämende Situa­
tion der Bevölkerungsunterversorgung progressiv 
beschleunigt wird. 

Ich glaube, wir können nicht wie die Maden im 
Speck sitzen, die Augen verschließen und diesen 
Zustand weiter fortschreiben. Wir haben meiner 
Meinung nach auch die Verpflic:.htung unseren 
Nachbarn gegenüber, bei uns in Osterreich end­
lich die Reformen anzugehen. 

Ich würde mir eines wünschen, Kollege Stok­
ker: daß man unser System der Pflichtversiche­
rung und der Versicherungspflicht einmal am 
Beispiel etwa der Schweiz diskutiert. Sie wissen 
ganz genau, dort gibt es unterschiedliche öffent­
lich-rechtliche Anstalten, wo man sich pflichtver­
sichern muß, wo man aber das Leistungsangebot 
variieren kann. Stellen Sie sich einmal vor, Sie 
können sich in Österreich, wenn Sie bei der Bun­
desbahn sind, trotzdem frei entscheiden und Sie 
gehen etwa zur Bergmännischen Sozialversiche­
rungsanstalt in Ö"terreich, weil Ihnen dort das 
Leistungsangebot etwa gerade im Rehabilitations­
sektor als eines der besten erscheint und Sie dar­
auf Wert legen. Was glauben Sie, was Sie für ei­
nen innovativen Schub an unseren heute schon 
existierenden Anstalten bewirken würden, wenn 
Sie einen Konkurrenzdruck unter den Anstalten 
erzeugen würden; wenn nicht jeder Arbeiter und 
jeder Angestellte unbedingt bei den ASVG-Kas­
sen einzahlen muß, sondern er sich unter Um­
ständen den Luxus leisten könnte, bei 10 Prozent 
Selbstbehalt zur Versicherungsanstalt der Bun­
desbediensteten zu gehen und die dortigen Lei­
stungen in Anspruch zu nehmen. Es würde bei 
Ihnen in den Funktionärsstuben auf einmal Auf­
bruchsstimmung herrschen, es müßte die Kompa­
tibilität der Leistungen, der Einzahlungen über­
prüft werden, und es wäre nicht gottgegeben, daß 
jemand sein Leben lang, nur weil er den einen 
oder anderen Beruf ergriffen hat, bei dieser Kran­
kenanstalt auch bleiben muß. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Ich glaube, bei einem bestehenden System und 
einiger Transparenz und einiger Durchlässigkeit 
könnte man durchaus auch heute schon dem ei­
nen oder anderen, der im Sektor seiner selbstge­
wählten Pflichtversicherung rege ist, die eine oder 
andere Türe öffnen: mehr Selbstbehalt, dafür bes­
sere Leistungen, oder weniger Selbstbehalt, dafür 
geringeres Leistungsangebot. 

Ich glaube, wenn wir einmal einen ersten 
Schritt in diese Richtung tun könnten, Herr Kol­
lege Stocker, würden wir einiges an versteinerten 
Krusten aufweichen können. (Abg. Helmuth 
5 l 0 C k e r: Der, der weniger verdient und '.1.'eniger 
Beiträge zahlen kann, hat das geringere LeistLtngs­
angebot?) Es ist ja heute, Herr Kollege Stocker, 
durchaus so, daß ein besserverdienender Arbeiter 
oder ein gerade in 0 eingestiegener Bundesbe­
diensteter vom Gehalt her oft sehr unterschied­
lich ist. Der eine verdient, wenn er in einem Indu­
striebetrieb ist, ungefähr 25 000 bis 30 000 S, und 
der andere kommt mit 11 000 S oder 12 000 S 
nach Hause. Aber trotzdem hat der eine in seiner 
ASVG-Versicherungsanstalt das Leistungsange­
bot und der andere als Bundesbediensteter ein an­
deres. Der eine hat auf der einen Seite die 10 Pro­
zent Selbstbehalt, hat aber im Erkrankungsfall 
bessere und günstigere Leistungen bei Rehabilita­
tionsmaßnahmen, was unter Umständen für man­
che Berufsgruppen wichtiger ist, als der Umstand, 
für jeden Arztbesuch die volle Leistung refun­
diert zu bekommen. 

Ich glaube daher, wenn man vom mündigen Pa­
tienten und vom mündigen Bürger ausgeht, daß 
diese Überlegungen einmal erprobenswert wären 
und eine gewisse Leistungs- und Kostentranspa­
renz in unser erstarrtes System bringen könnten. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Ich möchte mich aber zum Abschluß, ohne die 
Redezeit meiner Fraktionskollegen zu sehr zu be­
schränken, noch mit einem Thema beschäftigen, 
und das ist die Lebensmittelkontrolle in Öster­
reich. Wir hatten in den letzten Wochen und Mo­
naten alarmierende Salmonellenerkrankungen in 
Österreich zu verzeichnen, wir haben miterleben 
müssen, wie in den letzten Jahren Lebensmittel­
erkrankungen in Österreich von knapp über 
2 000 - das war jahrelang ein stabiler Stand -
auf mehr als 8 000 im letzten Jahr angestiegen 
sind und auch die Todesrate von 1. 2, 3 schön 
langsam nunmehr in die Zehnerzahlen hinaufge­
klettert ist. Es ist das sicher im Verhältnis zu den 
Verkehrsopfern noch immer eine geringe Zahl, 
aber es sollte uns auch diese geringe Zahl doch 
nicht ganz egal sein, und ich glaube. daß wir im 
Sektor der Lebensmittelkontrolle, solange wir 
nicht in der EG und nicht im EWR sind, noch 
einiges bei uns in Österreich korrigieren können 
und korrigieren sollten. solange wir noch darüber 
frei verfügen können. 

Die Grenzen werden offen werden, und wir 
werden entsprechende Imitate hereinbekommen 
- und hereinnehmen müssen -, die in den Er­
zeugerländern nach den dortigen Lebensmittelge­
setzen zulässig sind, und daher sollten wir bis 
dorthin unseren Markt entsprechend darauf vor­
bereiten, um dem Anspruch, das Qualitätsland 

55. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)110 von 156

www.parlament.gv.at



5714 Nationalrat XVIII. GP - 55. Sitzung - 18. Dezemher 1991 

Mag. Haupt 

auf dem Lebensmittelsektor in der EG und im 
EWR zu werden, gerecht werden zu können. 

Ich hoffe daher, sehr geehrter Herr Bundesmi­
nister, daß die derzeit mit 1. Jänner in Kraft ge­
setzte Geflügelverordnung nicht das letzte und 
einzige Mittel gegen die steigende Anzahl der Sal­
monellose in Osterreich ist. weil ich glaube, daß 
auch diese Verordnung noch nicht die Ultima ra­
tio ist. Wenn man weiß. daß von den etwa 54 Sal­
monellenarten nur vier tatsächlich human patho­
gen sind, und wenn man weiters in Rechnung 
stellt, daß die österreichische Geflügel- und Trut­
hahnzucht kaum in der Lage ist. aus Eigenbestän­
den die entsprechenden Stammherden zu produ­
zieren, so sollte man sich vielleicht doch einmal 
überlegen, ob man nicht bei den bestehenden Ve­
terinärgesetzen an der Grenze für die Einfuhr 
von Tieren zur Bildung von Stamm herden bei 
uns in Österreich rigoroser vorgehen sollte. Denn 
ich halte es für falsch, wenn dann die österreichi­
schen Betriebe diese Puten oder Hühner gekauft 
haben und diese dann bei Salmonellen nachweis 
entschädigungslos zu töten sind oder mit 72 Grad 
Erwärmung in Schlachtbetrieben dann schluß­
endlich unter Vormerk in Verkehr gesetzt werden 
können. 

Ich möchte es nicht erleben, daß aufgrund die­
ser Verordnung unsere Betriebe ruiniert werden, 
und einige bedenkenlose Geschäftsleute aus dem 
Ausland sich mit der Lieferung solcher Tiere auf 
Kosten des österreichischen Steuerzahlers berei­
chern und Geschäfte machen. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Es ist mir dieser Sektor der Lebensmittelkon­
trolle ein zu wichtiger, und es liegt mir auch das 
Überleben unserer Alternativen im Geflügel­
zuchtbereich und im Putenzuchtbereich in Öster­
reich zu sehr am Herzen, um das allein mit dieser 
Verordnung geregelt zu sehen. Es ist bekannt, 
daß die Salmonellen unter 7 Grad nicht mehr 
wachsen, und daher sind entsprechende Kühlket­
ten und das Schließen dieser Kühlketten mit lük­
kenloser Kontrolle in diesem Bereiche ein durch­
aus taugliches Mittel, auch oberflächlich salmo­
nellenverseuchtes Geflügel auf den Markt brin­
gen zu können, ohne daß es beim Verzehr zu 
Schaden kommt, weil auch für die Infektionen 
entsprechende Salmonellenzahlen von 100 000 
und mehr pro verzehrter Mahlzeit notwendig 
sind, um eine entsprechende Infektion hervorzu­
rufen. (Präsidemin Dr. Heide Sc h m i d I über­
nimmt den Vorsitz.) 

Ich glaube daher, sehr geehrter Herr Bundes­
minister, daß wir diese Salmonellenverordnung 
- ich möchte sie so bezeichnen - im beginnen­
den Jahr genau überprüfen werden müssen, denn 
ich kann mir nicht vorstellen, daß das, was derzeit 
von Ihrem Ministerium ausgearbeitet wird, der 
Weisheit letzter Schluß ist. Einige Experten in 

Österreich. wie etwa Professor Kreikl vom 
Schlachthof in St. Pölten, der sicherlich ein aner­
kannter Experte auf diesem Gebiet ist und der 
ÖVP mit Sicherheit nähersteht als allen anderen 
Parteien hier im Hohen Hause, hat ja auch schon 
seine massiven Bedenken zu dieser Gesetzesmate­
rie angemeldet. Ich bitte Sie. Herr Bundesmini­
ster, überprüfen Sie den laufenden Erfolg dieser 
Verordnung genau. denn es stehen die Existenzen 
von Hunderten Bauernfamilien, aber auch die 
Weiterentwicklung eines alternativen Ernäh­
rungszweiges bei uns in Österreich auf dem Spiel! 
- Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.) /9.08 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Schuster. 
Ich erteile es ihm. 

19JJ8 

Abgeordneter Schuster (ÖVP): Frau Präsiden­
tin! Herr Bundesminister! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Mein Vorredner, der be­
stimmt nicht nur hier im Hohen Hause, sondern 
auch im Ausschuß vieles einbringt - das darf ich 
auch hier sagen -, hat in seinen Ausführungen 
zum Kapitel Gesundheit, Sport und Konsumen­
tenschutz mehr als die Hälfte über Sozialversiche­
rung, über Krankenkassen gesprochen. Meine 
Frage: Wo ist unser Bundesminister kompetent? 
Es ist ein großes Problem in der Gesundheitspoli­
tik überhaupt: Wir wissen zwar, daß wir einen 
Minister für Gesundheit haben, fragen uns aber: 
Wo liegen seine Kompetenzen? Das beginnt beim 
Gemeindearzt, setzt sich fort über das Land bis 
hin zum Sozialminister, bis zu den Krankenhäu­
sern, und gerade bei den großen Bereichen wie 
der ASVG-Novelle und auch des KRAZAF wurde 
es ganz deutlich, wo eigentlich diejenigen sind, 
die schlußendlich über große Beträge im Bereich 
der Gesundheitspolitik entscheiden. (Abg. 
Pro b s t: Kollege Schuster.' Ich gLaube. man müß­
le es umtaufen: von Sozialversicherung auf Kran­
kenversicherung umtaufen. dann wäre die Tren­
nung und Zuordnung zum richtigen Ministerium 
einfacher.') Herr Abgeordneter Probst, heute sitzt 
auf der Regierungsbank nicht der Krankheitsmi­
nister, sondern der Gesundheitsminister, und wir 
wollen über Gesundheit reden. 

Es gab eine Umfrage in Österreich, die sehr 
Interessantes zutage gebracht hat. Gefragt wurde: 
Wovor fürchten sich die Österreicher? Dabei 
wurden vier Bereiche zu Beg~nn gereiht. An er­
ster Stelle fürchten sich die Osterreicher primär 
vor einer unheilbaren, gefährlichen Krankheit, an 
zweiter Stelle vor einem Verkehrsunfall, an drit­
ter Stelle vor einem Reaktorunglück, und an vier­
ter Stelle machen sie sich Sorgen um die Zukunft 
der eigenen Kinder. Also an erster Stelle steht 
eine unheilbare, gefährliche Krankheit, das wird 
von den meisten gefürchtet. 
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Herr Bundesminister! Eines muß uns klar sein: 
Wir können uns und wir müssen uns der Gesund­
heitspolitik in Zukunft mehr annehmen, als dies 
in der Vergangenheit der Fall war. 

Die Gesundheitserziehung und die Gesund­
heitsbildung beginnen bereits beim Schulkind, 
und daher mein Ersuchen an Sie - mein Freund 
Dr. Leiner hat darauf schon hingewiesen, und das 
ist nicht unbedingt budgetwirksam -. daß es 
wirklich gute und verbindliche Gespräche geben 
soll zwischen dem Gesundheitsminister und den 
Schulärzten, den Ärzten, die bei den SteIlungs­
kommissionen beim Bundesheer tätig sind, und 
den Ärzten in den Kuranstalten, denn ich meine, 
daß viel. ja sogar sehr viel mit einer richtigen Er­
nährung, mit einer gesunden Umwelt zu tun hat. 

Wo ist Vorsorge überhaupt sinnvoll, meine 
sehr geehrten Damen und Herren? Wir kennen 
bei uns in Österreich jene Krankheiten, die am 
häufigsten dazu führen, daß man ins Kranken­
haus eingeliefert wird und schlußendlich viel­
leicht auch an dieser Krankheit sterben muß. 
Wenn wir nun wissen. daß die Zahl der Krebser­
krankungen in Österreich. gemessen an ver­
gleichbaren Ländern, sehr hoch ist, wobei der 
Lungenkrebs eine führende Position einnimmt 
und da wiederum 85 Prozent der Erkrankungen 
an Lungenkrebs auf das Rauchen zurückzuführen 
sind, so müssen wir in diesem Bereich unbedingt 
noch aktiver werden. Es gibt nämlich in unserem 
Land sehr interessante Symptome, hervorgerufen 
einerseits durch eine falsche Ernährung, anderer­
seits durch den Alkoholmißbrauch und einen 
dritten Bereich durch einen hohen Tabakkonsum, 
eben durch das Rauchen. 

Und weil eben die Kosten für das Gesundheits­
wesen so explodieren, muß in diesem gesamten 
Spektrum der Hausarzt, muß der Gemeindearzt 
einen neuen Stellenwert bekommen. (Beifall bei 
der FPÖ.) Der Gemeindearzt soll Drehscheibe 
sein zwischen der Basisversorgung und der Haus­
krankenpflege. Der Hausarzt darf nicht degra­
diert werden zum Zettelschreiber , der tätig wird, 
wenn jemand in das Spital eingewiesen wird, 
wenn jemand in das Pflegeheim eingewiesen wird, 
wenn eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung aus­
zustellen ist oder wenn ein Medikament zu ver­
schreiben ist. 

Der Hausarzt, der Gemeindearzt, soll viel mehr 
tun können. Als Voraussetzung dazu ist einerseits 
eine gediegene Ausbildung notwendig, aber zum 
zweiten wird ein richtiger Weg beschritten, wenn 
sich Gemeindeärzte zu sogenannten Gruppenpra­
xen zusammenschließen, die dann die Möglich­
keit zur Einrichtung von Labors bieten, WO sie 
auch ein EKG erstellen und in vielen anderen Be­
reichen tätig werden können. 

Ich meine daher, der Hausarzt, der Gemeinde­
arzt. muß in den nächsten Jahren einen höheren 
Stellenwert bekommen. 

Und da wissen wir, daß es wiederum das Bun­
desland Salzburg ist, wo bereits verpflichtend vor­
geschrieben ist: Wird jemand Gemeindearzt, so 
muß er sich auch zum Umweltschutzarzt ausbil­
den lassen. Die Gemeinden leisten für unsere Ge­
meindeärzte den Pensionsversicherungsbeitrag, 
und das ist gut und sinnvoll, denn die Gemeinde­
ärzte erbringen für die Gemeindebevölkerung be­
stimmt große Leistungen. 

Aber in diesem Zusammenhang ist wirklich zu 
überlegen, ob nicht die Gemeinde, wenn Sie Mit­
tel für die Pensionsversicherung aufbringt, auch 
eine gewisse Auflage erteilen kann, daß sie sagt: 
Der Gemeindearzt muß sich auch zum Umwelt­
arzt ausbilden lassen, denn wir wissen, daß auch 
der Bereich Umwelt sehr eng mit unserem großen 
Gut Gesundheit zusammenhängt. 

Was können wir selbst in diesem Bereich der 
Gesundheit einbringen? Ich meine, jeder von uns 
kann seinen Teil einbringen, und ich darf hier ei­
nen zitieren, der darüber geschrieben hat, warum 
es diese neuen Krankheiten bei uns gibt, von de­
nen ich anfangs gesprochen habe, falsche Ernäh­
rung und zum Teil vielleicht auch zuviel Alkohol. 
Ich zitiere: 

"Ein Mensch gelangt mit Müh und Not, 

vom Nichts zum ersten Stückchen Brot. 

Vom Brot zur Wurst geht's dann schon besser," 
(Abg. Pro b s t: Eugen Roth!) 

"der Mensch entwickelt sich zum Fresser 

und sitzt nun scheinbar ohne Kummer 

als reicher Mann bei Sekt und Hummer. 

Doch sieh, zu Ende ist die Leiter, 

vom Hummer aus geht's nicht mehr weiter. 

Beim Brot. so meint er. war das Glück, 

doch findet er nicht mehr zurück." 

In diesem Gedicht, das aus dem Buch "Der 
letzte Mensch" von Eugen Roth stammt, steckt 
sehr viel Sinn. 

Ich meine daher: Weil wir wissen, daß mehr als 
20 Prozent der Österreicher an Übergewicht lei­
den, gilt es auch hier, daß wir selbst einmal nach­
denken und nicht alles elen Krankenkassen, nicht 
alles den Ärzten zuschieben. 

Selbst unter den Kindern gibt es, wie wir wis­
sen, sehr viele, die übergewichtig sind. Es gibt ge­
naue Analysen darüber, und da steht das Bundes-
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land Burgenland an der Spitze. 33 Prozent aller 
untersuchten Hauptschüler leiden dort an Über­
gewicht. 

Bedenklich ist es aber, daß ein nicht unbedeu­
tender Teil der Bevölkerung an Allergien leidet 
und ein Großteil dieser Allergien mit Sicherheit 
durch Lebensmittelzusätze ausgelöst wird. Herr 
Bundesminister! Das ist zwar nicht unbedingt 
ihre ureigenste Kompetenz. Aber wenn sich 
Österreich immer mehr und mehr zum EWR hin­
bewegt, wenn Österreich zur EG kommen wird, 
so ist anzunehmen, daß auch mehr Lebensmittel 
nach Österreich kommen. 

Mein Vorredner, Mag. Haupt, hat schon davon 
gesprochen, ich möchte hier nachstoßen: Es ist 
auch Ihre Aufgabe als Gesundheitsminister, dem­
entsprechend wachsam zu sein. daß keine Nah­
rungsmittel, die gesundheitsschädigende Lebens­
mittelzusätze enthalten, nach Österreich kom­
men. 

Wir haben es selbst in der Hand, ob wir für 
oder gegen unsere Gesundheit handeln. Dabei 
geht es nicht darum, dem Leben mehr Jahre zu 
geben, sondern den Jahren mehr Leben. Und 
dazu ist eben gesunde Ernährung, gesunde Nah­
rung ganz besonders wichtig. 

Ich freue mich darüber, daß die Schulmilchak­
tion in Österreich so großen Anklang findet, und 
daß in 6000 Schulen über eine Million Schülerin­
nen und Schüler von diesem Angebot Gebrauch 
machen. (Beifall bei der Ö VP.) 

Herr Bundesminister, abschließend: Seien Sie 
Anwalt nicht nur der Kranken in Österreich. son­
dern seien Sie primär ein Anwalt der Gesunden! 
Als Gesundheitsminister werden Sie diesbezüg­
lich von uns beste Unterstützung bekommen. 
(Beifall bei ÖVP und SPÖ.J 19.19 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Schweitzer. 
Ich erteile es ihm. 

19.19 

Abgeordneter Mag. Schweitzer (FPÖ): Frau 
Präsidentin! Herr Minister! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte die ganze Debatte etwas 
sportlicher gestalten und mich an den Herrn Mi­
nister in seiner Funktion als Sportminister wen­
den. 

o : 1 gegen die Färöer-Inseln und 1 : 6 gegen 
Schweden, in der EM-Qualifikation punktegleich 
mit den Färöer-Inseln. am vorletzten Platz, weit 
entfernt von einer Qualifikation: das ist die mo­
mentane Situation im internationalen Fußball, 
die österreichische Nationalmannschaft betref­
fend. 

Die heimische Fußballszene: Der Europacup­
teilnehmer Sturm trifft zu Hause auf den Europa­
cupteilnehmer Innsbruck. Das Spitzenspiel der 
österreichischen Bundesliga wird von 700 Interes­
sierten besucht. So die momentane Situation im 
österreichischen Fußball. 

Diese besorgniserregenden Entwicklungen ha­
ben eine Live-Diskussion am 5. Dezember 1991 
zur Folge gehabt. Da hat man nach den Ursachen 
geforscht. Präsident Mauhart, seine Trainer, die 
Spieler, alle haben die Schuld für dieses Desaster 
weit von sich gewiesen. 

Man hat sich schlußendlich geemlgt: Schuld 
sind die schlechten Trainingsplätze. Und der Te­
nor war einhellig: Es muß etwas geschehen! 

Einige Tage später - oh, Wunder! - geschieht 
tatsächlich etwas. Herr Präsident Mauhart und 
unser Minister Ettl verkünden gemeinsam, daß 
sie der Misere den Kampf ansagen werden, und 
bewerben sich für die Europameisterschaft 1996. 

Österreich erkauft sich somit eine sichere EM­
Teilnahme um die Kleinigkeit von mehr als 
700 Millionen Schilling. (Abg. Hai ger m 0 S e r: 
Stimmt das, Herr Minister? Das gibt es doch 
nicht!) 700 Millionen Schilling, soviel wird näm­
lich der Ausbau der Stadien kosten, exklusive Er­
haltungskosten. 

Würdig reiht sich diese Bewerbung, Herr Mini­
ster. als neuestes Kapitel in die vielen Beispiele 
für österreichische Großmannssucht ein. (Beifall 
bei der FPÖ.J Hunderte Millionen aus Steuermit­
teln für den Bau beziehungsweise Ausbau von 
Fußballstadien, in denen sich nach der Fußball­
EM so wie heuer im Herbst wieder 700 bis 800 
Zuschauer verlieren werden! Hunderte Millionen 
für Stadien mit 30 000 und mehr Fassungsvermö­
gen und dann wieder 600, 700. 800 Zuschauer bei 
österreichischen Bundesligaspielen! Ich glaube, 
dieser Aufwand lohnt sich nicht, dieser Aufwand 
ist viel zu hoch. 

Hunderte Millionen sollen investiert werden, 
obwohl bis heute keine Pläne für eine vernünftige 
Nachnutzung vorgelegt werden können, Herr Mi­
nister. 

Die Investition allein mit der allzuoft miß­
brauchten Umwegrentabilität zu rechtfertigen, 
wie es auch Bundeskanzler Vranitzky, sein 
Freund Mauhart und Sie, Herr Minister, getan 
haben, ist zu einfach und darf nicht zugelassen 
werden. 

Wie wäre es, Herr Minister, wenn Sie sich ein­
mal die Frage nach den Ursachen für die Bedeu­
tungslosigkeit Österreichs im Lieblingssport 
Nummer eins genauer anschauen würden?! Auf 
Dauer kommen nämlich diese erkauften Teilnah­
men an internationalen Bewerben zu teuer, vor 
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Mag. Schweitzer 

allem weitaus teurer als die sportliche Qualifika­
tion. 

Herr Minister! Wissen Sie, wie viele qualifizier­
te Trainer in unseren ersten zwei Leistungsgrup­
pen tätig sind? Unser aktueller Meister beschäf­
tigt drei Trainer für die Kampfmannschaft - alle 
drei ohne Lizenz. Obwohl die Trainerausbildung 
in Österreich keine strengen Maßstäbe anlegt und 
Ex-Fußballer dort das Zeugnis häufig nachgewor­
fen bekommen, beschäftigt unser aktueller Mei­
ster lizenzlose Trainer. Herr Minister! Sie sind 
doch schlußendlich verantwortlich dafür! (Abg. 
Sc h war zen b erg e r: Sorgen hat der.') 

Die Ausbilder in Lindabrunn haben selber teil­
weise keine entsprechende Qualifikation. Diese 
Positionen werden österreichüblich mit Freun­
derln besetzt. Qualifikation ist da selten ein Krite­
rium, das zum Tragen kommt. 

Dementsprechend schaut auch die Ausbildung 
aus. Du kennst sie vielleicht als Präsident eines 
Verbandes. (Abg. Dr. H Ö c h t I: Wir haben ausge­
bildete Trainern Die Ausbildung weist sehr große 
Defizite auf, vor allem im physiologischen. im 
pädagogischen und im taktischen Bereich. 

Ein zweiter Aspekt, der vielleicht zur Sanie­
rung dieses Sportes beitragen könnte - wir müß­
ten uns da nicht die Qualifikation teuer erkaufen 
-, wäre eine entsprechend ernsthafte Jugendar­
beit. Herr Minister! Wie wäre es, wenn Sie den 
Vorschlag aufgreifen würden: Bevor ein Lizenz­
trainer die erste oder zweite Bundesliga trainieren 
darf. sollte er vielleicht ein bis zwei Jahre ver­
pflichtend in der Nachwuchsarbeit tätig sein. Hol­
land ist ein sehr, sehr gutes Beispiel dafür, und 
man sieht, wie weit Holland damit gekommen ist. 

Die Nachwuchsarbeit braucht gute Leute. Die 
Zeit von acht bis vierzehn Jahren ist das effektiv­
ste Lernalter, da kann man die Bewegungsgrund­
muster schulen, das Koordinationsvermögen 
schulen, die Technik schulen. Da gilt: Was Hän­
schen nicht lernt, lernt Hans nimmermehr! 

Eines wissen Sie wie ich: Nur aus einer breiten 
Basis kann sich eine entsprechende Spitze heraus­
entwickeln. 

Eine erkaufte Europameisterschaftsteilnahme 
bringt die Gefahr des sportlichen Schiffbruchs, 
Herr Minister, und übertüncht nur für kurze Zeit 
die traurige Realität. Qualifizierte Trainer und 
gewissenhafte Nachwuchsarbeit bringen zwar 
nicht den Augenblickserfolg, sind aber Vorausset­
zungen für die nächste sportliche Qualifikation. 

Ich möchte zu diesem Punkt noch einbringen 
einen 

Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Mag. Schweitzer, Fisch!, 
Edith Haller. Mag. Haupt und Genossen betref­
fend die Nachnlltzllllg der eventuellen Stadionneu­
bauten. 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Der Bundesminiscer für Gesundheit. Sport und 
Konsumentenschutz wird aufgefordert, vor etwai­
gen Stadionneu- und -ausbauten im Zusammen­
hang mit der FllßbaLleuropameisterschaft 1996 ei­
nen detaillierten Nachnutzungsplan vorzulegen. 

(Beifall bei der FPÖ.) 19.~7 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Der soeben 
eingebrachte Entschließungsantrag ist ausrei­
chend unterstützt und steht daher mit in Ver­
handlung. 

Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abge­
ordneter Grabner. Ich erteile es ihm. 

19.27 
Abgeordneter Grabner (SPÖ): Sehr geehrte 

Frau Präsidentin! Herr Bundesminister! Meine 
Damen und Herren! Ich darf zu meinem Vorred­
ner doch sagen, daß es mir sehr leid tut. daß er 
zum Kapitel Sport. das wir hier heute im Parla­
ment behandeln, wobei zu sagen ist, daß viele eh­
renamtliche Funktionäre draußen in den Verei­
nen für den Sport tätig sind, eigentlich nur über 
den Fußball gesprochen hat. Ich glaube nicht. daß 
die Funktionäre das akzeptieren. was Sie soeben 
hier gesagt haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Für den Sport ste­
hen auch 1992 wieder relativ hohe Budgetposten 
zur Verfügung. Das ist aber meiner Meinung 
nach auch absolut notwendig. Zu wichtig, Herr 
Kollege, wurde nämlich der Sport in den letzten 
Jahren für die Gesellschaft, als daß er auch nur 
ansatzweise vernachlässigt werden könnte. Als fi­
xer Bestandteil unserer Kultur bietet er zahlrei­
che Möglichkeiten der menschlichen Selbstentfal­
tung und ist gleichzeitig von größter Bedeutung 
für die Aufrechterhaltung und Förderung der Ge­
sundheit. Eine regelmäßige aktive - und ich be­
tone: aktive - sportliche Betätigung das ganze 
Leben hindurch ist daher vornehmes Ziel. (Hei­
terkeit bei der FPÖ.) 

Das einzige, was ihr könnt. ist lachen. denn 
ernst beschäftigen könnt ihr euch nicht mit dem 
Problem Sport. Und leider handelt es sich um ei­
nen jungen Abgeordneten und den Sportsprecher 
der Freiheitlichen. Im sportlichen Jargon würdet 
ihr die rote Karte bekommen. (Beifall bei SPÖ 
und ÖVP. - Zwischenruf des Abg. Pro b s t.) 

Herr Kollege Probst! Sie haben das ja früher 
schon bewiesen, und Sie beweisen es jetzt wieder, 
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Grabner 

denn Sie haben für den Sport in Österreich noch 
nichts geleistet. 

Eine entsprechende finanzielle Dotierung ist 
folgerichtig und u\l:lbdingbar für die Verwirkli­
chung der Vorhaben. Deshalb wird auch für 1992 
wieder ein Sportbudget erstellt, das wenig zu 
wünschen übrig läßt, obwohl es - klarerweise -
immer etwas mehr sein könnte. 

Es ist festzuhalten. daß wieder ein großer An­
teil auf die besondere Sportförderung entfällt, 
nämlich mehr als 368 Millionen Schilling. Dazu 
darf ich sagen: Das ist einzigartig in ganz Europa! 

Natürlich gibt es auch im kommenden Jahr 
wieder eine Reihe von Großveranstaltungen in 
unserem Land. Sie dienen dazu, den österreich i­
sehen Spitzensportlern einen gewissen Heimvor­
teil zu verschaffen, haben aber auch Wirkung für 
den Breitensport und sind Botschafter für unser 
Land. Ich glaube, man kann gar nicht zu viel Geld 
ausgeben für die Werbung unseres Landes, wenn 
man in Betracht zieht, was unsere Sportler lei­
sten. 

Konkret werden 1992 viele sportliche Veran­
staltungen durchgeführt, zum Beispiel die Fall­
schirmspringerweltmeisterschaft, die Eishockey­
weltmeisterschaft ... (Abg. 5 ce i n ball e r. eine 
rosa Karte vorzeigend: Wegen der Länge.') Herr 
Kollege Steinbauer, ich habe Ihnen schon sehr oft 
gesagt, von Sport haben Sie sehr, sehr wenig Ah­
nung, wie überhaupt in verschiedenen anderen 
Belangen auch. - die Handballmeisterschaft, die 
Judomannschaftseuropameisterschaft, Orientie­
rungslauf, in Bad Goisern die Naturbahnweltmei­
sterschaft und viele andere große Veranstaltun­
gen. Alle, die hier im Hohen Hause anwesend 
sind, können darauf stolz sein, daß so viele sport­
liche Großveranstaltungen in Österreich durch­
geführt werden. Immerhin werden dafür 4,5 Mil­
lionen Schilling zur Verfügung gestellt. 

Wo liegen aber nun die Schwerpunkte der 
Sportförderung . .. (Zwischenrufe des Abg. 
Pro b s t.) Außer schreien können Sie überhaupt 
nichts, Herr Probst! - Wo liegen aber nun die 
Schwerpunkte der Sportförderung 1992, die eine 
äußerst positive Steigerung um 5,8 Prozent auf 
fast 116 Millionen Schilling erfahren? 7 Millio­
nen Schilling werden zur Förderung von Projek­
ten des Spitzensportes zur Verfügung gestellt, 
und 5 Millionen Schilling zur Förderung des Be­
hindertensports. Dies geschieht nicht unberech­
tigt, zeigen doch die tollen Leistungen der öster­
reichischen VersehrtensportIer in den vergange­
nen Jahren, was diese Sportler leisten. Nicht we­
niger als 15 Athleten waren es, die bei WeIt- und 
Europameisterschaften sowie bei Behinderten­
veranstaltungen Medaillen erringen konnten. 

Um wieder auf die Schwerpunkte der Sportför­
derung zurückzukommen: Es muß erwähnt wer­
den, daß es auch zu einer Erhöhung der allgemei­
nen Sportförderungsmittel gekommen ist. Diese 
Mittel. die benutzt werden, um österreichische 
Sportler zu Meisterschaften zu entsenden, werden 
von 17 Millionen Schilling auf 19 Millionen 
Schilling erhöht. 

Für die Weiterführung der Trainerförderung 
wurden nicht weniger als 11 Millionen Schilling 
vorgesehen. Damit bin ich bei einem weiteren 
wichtigen Thema angelangt, bei der modernen 
und umfassenden Trainerfortbildung, die absolut 
notwendig ist, wollen wir im internationalen Ver­
gleich bestehen. 

Daß die Bereitschaft der in Österreich tätigen 
Trainer. sich über ihre Tätigkeit hinaus an Fort­
bildungsveranstaltungen zu beteiligen, sehr groß 
ist, ist ein erfreulicher Umstand. Erstmals wurde 
1991 eine Verbandstrainertagung durchgeführt, 
an der nahezu alle Verbandstrainer und Sportko­
ordinatoren teilgenommen haben. 

Darüber hinaus hat es aber eine Reihe von wei­
teren Veranstaltungen im Hinblick auf die Vorbe­
reitung für die Olympischen Spiele 1992 gegeben. 
Federführend ist sicherlich das Institut für medi­
zinische und sportwissenschaftliche Beratung. 

Beispielhaft darf ich in diesem Zusammenhang 
die Kurse für Trainingsplanung, Antidoping und 
Talentefindung anführen. Insgesamt wurden 1991 
140 haupt- und nebenamtlich tätige Trainer mit 
über 10 Millionen Schilling subventioniert. Das 
bedeutet besonders im Hinblick auf cbs Olympia­
jahr eine gute Voraussetzung für die Entsendung 
unserer Sportlerinnen und Sportler zu den Win­
ter- und Sommerspielen. 

Ein wichtiges Beispiel möchte ich aber in die­
sem Kontext noch bringen, nämlich das Sportlei­
stungszentrum Südstadt. Bisher litt dort die Zu­
sammenarbeit Trainer-Athlet-Schule darunter, 
daß der jeweilige Trainer ausschließlich dem zu­
ständigen Fachverband weisungsgebunden war. 
Das Bundesministerium für Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz konnte dort insoferne 
eine Verbesserung schaffen, als ab dem Schul­
jahr 1991/92 zusätzliche Mittel für die Anstellung 
von Trainern zur Verfügung gestellt wurden. 

Der Trainer wird nunmehr im Einvernehmen 
mit dem jeweiligen Fachverband im Verein 
"Sportleistungsmodell" angestellt und auch von 
diesen Organen dort ständig beraten und auch 
kontrolliert. Daß die Leistungszentren und deren 
Unterstützung aber ihre Berechtigung haben, be­
weisen einige bekannte Sportler, die aus diesen 
Leistungszentren hervorgegangen sind. 
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Meine Damen und Herren! Ich darf einige Bei­
spiele nennen. Aus dem nordischen Ausbildungs­
zentrum Eisenerz kommen die Springer Huber. 
Horngacher. aus dem Tischtennisleistungszen­
trum Stockerau kommt Petra Fichtinger, die 
nicht nur österreichische Staatsmeisterin wurde. 
sondern die auch Gold und Silber bei den Jugend­
europameisterschaften erringen konnte. 

Ich könnte viele andere Namen nennen, ob 
Mayerhofer, Tritscher, Kronberger, Wirnsberger, 
sie alle sind in Leistungszentren oder in Schulen 
bei uns tätig. Diese Fakten unterstreichen eindeu­
tig die Wichtigkeit dieser Ausbildungszentren. Ich 
möchte nochmals erwähnen, daß die auch in Zu­
kunft getätigten Investitionen mehr als gerecht­
fertigt sind und sein werden. (Beifall bei Abgeord­
neten der ÖVP und Beifall der Abgeordneten 
Anna Elisabeth Aumayr.i Schön langsam beweist 
unser Freund Steinbauer, daß er ein bißchen 
lernfähig ist. (Heiterkeit.) 

Im abgelaufenen Jahr hat Österreich die Anti­
dopingkonvention für den Europarat hier be­
schlossen. In diesem Zusammenhang ist auch die 
Sportmedizin sehr. sehr wichtig und, wie ich glau­
be, gerade beim Budgetkapitel Gesundheit sehr 
passend. Die Verbesserung dieser Einrichtung ist 
eine Hauptaufgabe für 1992. 

Meine Damen und Herren! Neben der Unter­
stützung des Spitzensportes ist aber natürlich und 
nicht zuletzt die Förderung des Breitensportes 
wichtig. Knapp zwei Drittel der Österreicherin­
nen und Österreicher betreiben regelmäßig aktiv 
Sport, und die Tendenz ist steigend. (Abg. 
Sc h e ibn e r: Gehören Sie auch dazu. Herr Kol­
lege.') Teilweise, Herr Kollege. Ich will die Brei­
tensportler nennen. Diese sind in 74 offiziellen 
Verbänden organisiert, die sich folgendermaßen 
aufgliedern: Es gibt 3 Dachverbände, 49 Fachver­
bände, 2 Anwärterverbände, drei vorgemerkte 
Verbände und 17 außerordentliche Mitglieder. 
Außerdem gibt es 14 000 Sportvereine, die eben­
falls finanziert werden müssen, was eine nicht un­
erhebliche Budgetpost ausmacht. 

Meine Damen und Herren! Nicht mIteInge­
rechnet sind natürlich die 250 000 ehrenamtli­
chen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Wenn 
man berechnet, was diese Funktionäre leisten, so 
wären das bei einem Stundenlohn von 100 S 
35 Milliarden Schilling pro Jahr. Dazu kann der 
Herr Steinhauser - wo ist er? - applaudieren, 
was diese Funktionäre alles leisten. Nicht zu Un­
recht kann man deshalb von einer unbezahlbaren 
Tätigkeit unserer Funktionäre sprechen, über die 
immer und überall, Herr Kollege Schweitzer, ge­
lästert wird. (Abg. Pro b s t: Jawohl, Herr Gru­
ber!) Ich muß hier einmal ein offenes Danke­
schön aussprechen. 

Was wird 1992 noch alles für den Breitensport 
gemacht? Da gibt es einmal die Aktion Bewe­
gung. (Heiterkeit.) Bewegung für die Gesundheit. 

Meine Damen und Herren! Abschließend 
möchte ich den Beamten ... (Weilere Zwischen­
rufe des Abgeordneten Pro b s t.) Herr Kollege 
Probst. immer wieder fallen Sie durch Lächerlich­
keit auf. Ich würde das den 250 000 Funktionären 
draußen sagen. IAbg. Pro b s t: Sie haben heUle 
noch nicht einmal zum Thema Schwimmen gespro­
ehen.') - Ein Dankeschön den Beamten der 
Sportabteilung, aber auch ein Dankeschön dem 
zuständigen Minister dafür, daß er sich für den 
Sport so vehement eingesetzt hat. (Beifall bei 
SPÖ und Ö VP. - Abg. S ehe i b fl e r: Zur Strafe 
zehn Kniebeugen!) 

Es gibt ein Forderungsprogramm der Bundes­
sportorganisation, und Sie alle haben dieses For­
derungsprogramm bekommen. Helfen Sie mit. 
daß dieses Forderungsprogramm auch eingelöst 
wird! (Abg. Sc h e ibn er: Zehn Kniebeugen!) 
Wir haben aber auch einige Probleme, wie etwa 
Sport in der EWG. Auch mit diesem Problem 
werden wir uns in Zukunft beschäftigen müssen. 

Hohes Haus! Ich glaube, angesichts all dieser 
Zahlen und Fakten darf man wohl auch für 1992 
wieder mit tollen Erfolgen unserer Spitzensport­
ler rechnen, aber auch mit dem unumgänglichen 
Ansteigen des Gesundheitsbewu ßtseins der 
Österreicherinnen und Österreicher. Ich darf Ih­
nen herzlichst danke schön sagen, und hoffe, daß 
alle, die hier anwesend sind, in Zukunft die Ange­
legenheit Sport ernster nehmen. (Beifall bei SPÖ 
und ÖVP und bei einigen Abgeordneten der FPÖ.) 
/9 . .J.O 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Zu einer tat­
sächlichen Berichtigung hat sich Herr Abgeord­
neter Arthold gemeldet. Bitte. 

19 . .J.O 
Abgeordneter Arthold (ÖVP): Sehr geehrte 

Frau Präsidentin! Herr Minister! Ich darf den 
Kollegen Schweitzer berichtigen. Er hat hier fest­
gestellt, daß der regierende österreichische Fuß­
ball meister drei Trainer angestellt hätte, die keine 
Lizenz haben. 

Kollege Schweitzer! Sie hätten sich besser in­
formieren können. Es sitzen zwei Vorstandsmit­
glieder der Wiener Austria hier in diesem Saal. 

Die Wiener Austria hat einen Chef trainer, ei­
nen der anerkanntesten Männer (Abg. Mag. 
Sc h we i t zer: Für die Jugend!), das ist der Herr 
Professor Elsner. Ihm unterstehen zwei Cotrai­
ner. die noch keine Prüfung haben, das stimmt. 
Trainer ist Elsner. Außerdem untersteht im ein 
Unter-21-Trainer, ein geprüfter Trainer, und au­
ßerdem unterstehen Herrn Elsner 18 Nachwuchs­
trainer. 
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Kollege Schweitzer! Sie sind ahnungslos, was 
sich in diesem Verein abspielt. Dort werden täg­
lich 180 Jugendliche trainiert, und zwar von ge­
prüften Trainern. Der, den Sie meinen, der Herr 
Prohaska, ist Sportdirektor der Wiener Austria. 
(Be!tall bei der ÖVP lmd bei Abgeordneten der 
SPO.) 19...tl 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächste zu 
Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete Praxmarer. 
Ich erteile es ihr. 

19.41 

Abgeordnete Mag. Karin Praxmarer (FPÖ): 
Frau Präsidentin! Herr Minister! Die rasante Ent­
wicklung des Sports hat auch die Anforderungen 
an die für den Sport Verantwortlichen enorm ver­
ändert. Ein Funktionär, der früher kein guter Ak­
tiver war, wurde nicht akzeptiert. Er wurde als 
inkompetent hingestellt. Der moderne Sport hin­
gegen verlangt heute Fachleute, Fachleute für 
Management, für Finanzen und für Medienarbeit. 
Der Sport hat dies zwar zur Kenntnis genommen, 
ich frage mich aber, ob er es auch richtig verar­
beitet hat und ob er danach handelt? 

Folgende Wünsche habe ich an die für den 
österreich ischen Sport Verantwortlichen: Im Be­
reich des Spitzensportes sollte dafür gesorgt wer­
den, daß nur noch Athleten und Athletinnen zu 
Großveranstaltungen geschickt werden, die auch 
entsprechend gut gerüstet sind, zu deren Vorbe­
reitung wirklich die besten Trainer, die besten 
Ärzte und Wissenschafter eingesetzt wurden. Er­
arbeitete Grundkonzepte sollten nicht nur ent­
worfen, sondern auch eingehalten werden. Akti­
vitäten der großen Masse, so wie der ganze Brei­
tensport, sollte nicht leiden unter dem hohen 
Stellenwert des Spitzensports. Und viele Sportar­
ten, wie zum Beispiel Behindertensport, Senio­
rensport, Kinder- und Frauensport, sollten auch 
besser oder zumindest als gleichwertig behandelt 
werden. (Beifall bei der FPO.) 

Besonders der Kinder- und Jugendsport wird 
heute recht stiefmütterlich behandelt. Ich wün­
sche mir eine bessere Aufklärung über die Gefah­
ren des Kindersports. Dazu gehört, daß mehr Au­
genmerk auf die körperliche Grundausbildung 
und auf die Psyche der Kinder gelegt wird. 

Seit Jahren werden bei jeder Reform im Schul­
wesen immer wieder die Turnstunden gekürzt, 
trotz des immer schlechter werdenden Gesund­
heitszustandes unserer Kinder. Turnstunden sind 
die ersten, die zusammengelegt werden. "Kultur­
minister" Scholten gab ja auch deshalb die Agen­
den des Sports an Sie, Herr Minister, weiter. 
Trotzdem werden Stunden weiter gekürzt und 
zusammengelegt. (Abg. Dr. G u ger b a Cl e r: 
Noch immer überforden') 

Ich wünsche mir auch, daß Wettkampfregeln 
und -bewerbe überprüft und die Anforderungen 
an Kinder angepaßt werden. Die Kinder müssen 
auch von den Schulärzten besser betreut werden. 
Dazu gehört Gesundheitserziehung. Es fehlen 
auch Ärzte in den Kindergärten. Fachverbände 
sollten eigene Kinder- und Jugendsportleiter aus­
bilden. Mit dieser speziellen Ausbildung sollten 
auch jene Sportlehrer betraut werden, die in Lei­
stungszentren und an den Sportschulen eingesetzt 
sind. 

Ich meine, daß es wichtig wäre, Freizeitpädago­
gik und Psychologie verpflichtend in die Ausbil­
dung miteinzubeziehen. Trainer sollten sich spe­
ziell bei Leistungskursen mit Jugendlichen auch 
ihrer Erziehungsaufgabe bewußt werden! Dafür 
sollten Kursmodelle für sinnvolle Freizeitgestal­
tung erarbeitet werden, die für Jugendliche pas­
send sind und dann weitergegeben werden an 
Verein und Schule. In solchen Vereinen, die Lei­
stungssport fördern, sollte der Übungsbetrieb für 
Kinder kreativer und weniger reglementiert ge­
staltet werden, dafür mehr Eigenverantwortung 
und Alternativprogramme umfassen. 

Oberstes Ziel beim Kinder- und Jugendsport 
muß sein, daß wir die jungen Menschen zur le­
benslangen Sportausübung und nicht zum Ge­
genteil, nämlich zur Enthaltung, erziehen. 

"Mir war so fad!", ist oft die Entschuldigung 
jugendlicher Gewalttäter vor Gericht. Ein Satz, 
den alle, die hier vorbauen können, nicht verges­
sen sollten. Sport als Spiel, zur Erhaltung der Ge­
sundheit und Umwelt, Sport, welcher Fairneß im 
Wettkampf und im Training lehrt, daher: Sport, 
die richtige Alternative zum Fadsein! (Beifall bei 
der FPÖ.) /9.46 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster 
Redner gelangt Herr Abgeordneter Höchtl zu 
Wort. Bitte. (Abg. 5 t ei fl bau e r: Grabner, paß 
auf' - Abg. G ra b fl e r: Du mußt aufpassen.' Du 
hase keine Ahnung!) 

19.46 
Abgeordneter Dr. Höchtl (ÖVP): Frau Präsi­

dentin! Herr Bundesminister! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Verehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Es ist erfreulich. daß wir eine so 
geballte Diskussion über verschiedene Fragen des 
Sportes heute im Rahmen des Gesundheitskapi­
tels führen können. Es sind natürlich sehr, sehr 
viele Beziehungen gerade zwischen dem Phäno­
men Sport, der Bewegung, und zwar der regelmä­
ßigen und alle Altersschichten umfassenden, und 
dem Gesundheitsbereich vorhanden. 

Wir haben einmal eine Diskussion in der Öf­
fentlichkeit geführt unter dem Titel: "Mehr 
Sportstätten können möglicherweise weniger 
Krankenhäuser bedeuten." Das heißt, die Frage, 
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wie stark wir sämtliche Formen des sportlichen 
Tätigseins forcieren, um dann nicht zu stark das 
Kranksein kurieren zu müssen, ist die zentrale 
Frage, die wir auch in der Sportpolitik. was den 
Breitensport anbelangt. zu beantworten haben 
und uns als Zielvorstellung und als eine zu errei­
chende Zielgröße zu setzen haben. 

Deshalb, Herr Bundesminister. glaube ich, ist 
eine wichtige Forderung, die wir gerade in den 
nächsten Monaten verwirklichen sollten, daß wir 
im Rahmen des nun entstehenden Fonds zum ge­
sunden Österreich die Frage der rechtzeitigen In­
tegration aller vorhandenen Sportorganisationen 
überlegen, denn ich glaube, daß gerade durch die 
regelmäßige sportliche Aktivität und das Hinfüh­
ren zu dieser Aktivität Wesentliches der Zielvor­
stellungen eines gesunden Österreichs erreicht 
werden kann. Ich glaube, eine derartige Gelegen­
heit sollten wir nicht versäumen, und ich ersuche 
Sie, in Ihrer Antwort auf diese Idee, die in Sport­
kreisen gerade jetzt sehr häufig diskutiert wird, 
auch einzugehen. 

Zum zweiten, meine sehr verehrten Damen 
und Herren: Es ist ausgeführt worden, daß der 
Sport ja ein Phänomen ist, das sich natürlich 
leicht in alle möglichen Sektoren zergliedern und 
gegenseitig konfliktmäßig aufschaukeln läßt. Na­
türlich kann man vom Breitensport, vom Spitzen­
sport, von allen möglichen Formen eies Sports re­
den. 

Nur, Kollegin Praxmarer, ich glaube, insgesamt 
ist das ein Bereich, dem wir alle positiv gegen­
überstehen sollen. Es ist ein Bedürfnis nicht nur 
von einigen Zehntausenelen, von einigen Hun­
derttausenelen, sondern von Millionen Österrei­
chern, und wenn wir die Untersuchungen im so­
zialwissenschaftlichen Bereich hernehmen, kön­
nen wir erkennen, daß Gott sei Dank eine zwar 
geringe, aber doch zunehmende Tendenz zum 
Sportbetreiben vorhanden ist. 

Laut der letzten diesbezüglichen Untersuchung 
bekennen sich derzeit 29 Prozent aller Österrei­
cher zur regelmäßigen Sportausübung, 33 Pro­
zent sagen, daß sie ab und zu einer sportlichen 
Tätigkeit nachgehen, und nur 38 Prozent tun es 
nie. Wenn wir das mit einer Untersuchung, die 
vor zwei Jahren durchgeführt worden ist, verglei­
chen, können wir eine leichte, aber doch signifi­
kante Steigerung erkennen. 

Daß wir als diejenigen, die sportpolitisch inter­
essiert und auch in verschiedenen Funktionen im 
Sportgeschehen tätig sind, ein großes Interesse 
daran haben müssen, daß elie Gesellschaft jene 
Voraussetzungen schafft, die vielen Hunderttau­
senden Menschen die Möglichkeit gibt, eine 
sportliche Tätigkeit unter halbwegs gut organi­
sierten Bedingungen auszuüben, ist, glaube ich, 
Anlaß genug, daß wir bei jeder Budgetdebatte uns 

diesem Kapitel mit Vorschlägen, mit Kritik, aber 
vor allem auch mit positivem Interesse zuwenden. 
Wir von der Österreichischen Volkspartei wollen 
hier ganz eindeutig nicht nur unser Interesse, son­
dern auch unsere Unterstützung für ein forciertes 
Agieren im sportlichen Bereich zum Ausdruck 
bringen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Einige Vorschläge möchte ich sehr wohl ma­
chen. Herr Bundesminister! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Eine Diskussion über Sport­
fragen soll ja auch eine Art Darlegung von Ver­
besserungsvorschlägen sein, über die man disku­
tieren kann. 

Zunächst einmal ist zweifellos im Bereich des 
Spitzensports auch die Frage zu überlegen, wie 
wir ein Gleichgewicht herstellen können zwischen 
dem, was Gott sei Dank den männlichen Spitzen­
sportlern duch die Einrichtungen der Heeres­
sport- und Nahkampfschule zur Verfügung steht, 
und dem, was auf der weiblichen Seite aber leider 
fehlt. Ich glaube, dieser Gedanke einer Art Chan­
cengleichheit bei der Förderung im Spitzensport 
ist etwas, was wir mit zunehmender Aufmerksam­
keit und natürlich auch Realisierungsmöglichkei­
ten verfolgen sollten. 

Zum zweiten: Ich glaube, es ist wichtig, daß wir 
- da ist Ihre Zusammenarbeit mit dem Bereich 
des Unterrichtsministers, aber auch des Wissen­
schaftsministers gefordert - im Bereich der 
Schulen danach trachten, daß keine Volksschule 
ohne Turnsaal mehr zu sein hat, denn das ist die 
Grundvoraussetzung, daß die jungen Menschen 
rechtzeitig in der sportlichen Tätigkeit erzogen 
werden können, und im universitären Bereich 
vermehrt Akzente setzen. Wenn wir Vergleiche 
anstellen mit anderen Ländern, können wir gera­
de in Österreich feststellen, daß vieles im Univer­
sitätssport noch ausbaubar wäre. Ich nenne nur 
das Beispiel der Vereinigten Staaten. wo sich etli­
ches an Spitzenleistungen überhaupt nur mehr im 
universitären Sektor abspielt. Ich glaube, auch in 
der Kooperation der verschiedenen Ministerien 
könnten wir noch einiges an derartigen Initiativen 
setzen. 

Ich weiß. meine sehr verehrten Damen und 
Herren, daß die Bundessportorganisation vor we­
nigen Monaten ein umfangreiches Forderungs­
programm der Öffentlichkeit vorgestellt hat, das 
diese den Sportsprechern, aber auch vielen ande­
ren interessierten Stellen zugeleitet hat. Ich glau­
be, wenn man sich mit den Tendenzen in der Ent­
wicklung der sportlichen Aktivitäten der österrei­
chischen Gesellschaft auseinandersetzt, dann 
muß man vieles von dem, was in diesem Papier 
der Bundessportorganisation enthalten ist, sehr 
positiv aufnehmen. 

Ich möchte nur die wesentlichen Tendenzen 
nennen. Es gibt ganz einfach immer mehr Sport-
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treibende in immer mehr Sportarten. Wir wissen 
um die wachsende Bedeutung und die Aufgaben­
steIlung des Sports im Gesundheitsbereich. Wir 
wissen, daß eine zunehmende Bedeutung des Se­
niorensportes, aber auch des Behindertensportes 
vorhanden ist. Wir wissen die Nachwuchsarbeit in 
den verschiedenen Leistungsbereichen zu würdi­
gen. Kostenintensive Aspekte im Spitzensport 
werden immer stärker zu beachten sein. Wir wis­
sen, Kollege Schweitzer, daß die Aus- und Wei­
terbildung der Trainer, aber natürlich auch der 
freiwilligen Mitarbeiter, der Funktionäre, ein 
ganz zentraler Punkt ist. Und wir wissen natür­
lich, daß Großveranstaltungen des Sports nicht 
nur vom sportlichen, sondern auch vom touristi­
schen Aspekt her notwendig sind. 

Ich glaube, wir sollen zweifellos betonen, daß 
die mehr als 100 000 freiwilligen Mitarbeiter, eh­
renamtlichen Funktionäre in den Sportverbän­
den, in den mehr als 14 000 österreichischen 
Sportvereinen eine Leistung für alle Sportinteres­
sierten in Österreich erbringen, die wir staatli­
cherseits von keiner Gebietskörperschaft hono­
rieren könnten. Ich glaube, diese Sportdebatte ist 
Anlaß dazu, Hunderttausenden Menschen, die 
ihre Freizeit verwenden, anderen Möglichkeiten 
und Voraussetzungen zur Sportausübung zu 
schaffen, ein herzliches Dankeschön zu sagen. 
(Beifall bei ÖVP und 5PÖ.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die­
se zunehmenden Tendenzen einer sportinteres­
sierten und sportaktiven Welt in Österreich erfor­
dern natürlich mehr Finanzmittel. Das gilt für 
den Bund, das gilt für die Bundesländer, die ja die 
eigene Sportkompetenz im Verfassungsrecht zu­
gebilligt haben, das gilt für die Gemeinden. Das 
gilt auch für die vielen Sponsoren, die sich dem 
Sportbereich widmen. 

Gerade weil ich weiß, wie viele Millionen an 
Mitteln die Wirtschaft für den Sportbereich zur 
Verfügung stellt, möchte ich heute all den Spon­
soren, die ihre .großes Interesse an der Förderung 
des Sports in Osterreich zum Ausdruck bringen, 
auch hier ein herzliches Danke sagen. (Beifall bei 
der ÖVP wut bei Abgeordneten der SPÖ,) 

Zum Schluß: Kollege Schweitzer, ich habe mir 
natürlich den Entschließungsantrag angesehen. 
Eigentlich ist das, was Sie darin fordern, etwas, 
was ich "mit offene Türen einrennen" bezeichnen 
möchte. (Ruf bei der FPÖ: Warum?) Warum? -
Weil jeder Betreiber einer Sportanlage, bevor er 
eine Sportanlage errichtet, ja selbstverständlich 
daran interessiert ist, die Nachnutzung vorher zu 
konzipieren. Ich weiß von verschiedensten derar­
tigen Betreibern, daß sie nicht nur im Leichtath­
letikbereich, sondern bei vielen anderen Sportar­
ten auch derartige Konzeptionen überlegen. Ich 
glaube, es ist Aufgabe des Ministers für Gesund­
heit und Sport, in seiner Beantwortung auf derar-

tige Vorbereitungen und auf derartige Gespräche 
hinzuweisen. 

Jedenfalls ist es nicht etwas, was wir mit einem 
Entschließungsantrag der Freiheitlichen erst ge­
bären müssen, sondern das ist eine Selbstver­
ständlichkeit. In diesem Sinne wollen wir uns 
nicht nur den Selbstverständlichkeiten im sportli­
chen Geschehen widmen, sondern daran interes­
siert sein, nicht nur während der Budgetdebatte, 
sondern während des gesamten Jahres mit unse­
rer Verantwortung, die wir als Abgeordnete ha­
ben, jenen, die im Sportbereich aktiv sind - in 
allen Bereichen, nicht nur beim Fußball -, unse­
re Hilfe angedeihen zu lassen, denn der Sport 
braucht es. die Sportinteressierten brauchen es. 
Wir wollen daher gerne diesem Sportbudget un­
sere Zustimmung geben. (Beifall bei ÖVP und 
SPÖ. - Abg. Pro b s t: Du stimmst also dem An­
trag zu?) /9.58 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächste hat 
sich Frau Abgeordnete Haller zu Wort gemeldet. 
Ich erteile es ihr. 

19.58 

Abgeordnete Edith Haller (FPÖ): Frau Präsi­
dentin! Herr Bundesminister! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Ich bin die letzte Redne­
rin meiner Partei zum Budgetkapitel 17, und un­
sere Zeit ist beschränkt. Daher werde ich versu­
chen, mich möglichst kurz zu fassen und zusam­
menzufassen. 

Es gibt ein Sprichwort, das heißt: "Gesundheit 
ist des Menschen höchstes Gut!" (Abg. Dr. 
G u ger bau e r: 50 ist es.') Oder ein anderes. das 
sagt: "Gesundheit ist alles, und ohne Gesundheit 
ist alles nichts!" Diese beiden Sprichwörter for­
mulieren ganz präzise den Stellenwert, den die 
Bevölkerung dem Thema Gesundheit zugesteht. 
Diesem Stellenwert entsprechend gerecht zu wer­
den, sollte natürlich auch die österreichische Ge­
sundheitspolitik verpflichtet sein. 

Ich habe mich im Gesundheitsausschuß immer 
als Vertreterin der österreichischen Bevölkerung, 
des österreichischen Steuerzahlers verstanden. 
Ich bin keine Vertreterin irgendeiner Interessen­
gruppe. 

Deshalb möchte ich aus meiner Position heraus 
erklären: Die Freiheitliche Partei billigt der Ge­
sundheit einen entsprechenden Stellenwert zu. 
Gerade deshalb können wir aber dem Gesund­
heitsbudget unsere Zustimmung nicht geben. Es 
ist ja nicht so, daß im Bereich Gesundheit nichts 
gemacht wird, Herr Bundesminister. Aber Sie 
agieren zu kleinmütig, Sie setzen die noch verfüg­
baren Mittel in diesem Bereich falsch, schlecht 
ein, und ein echter Reformwille ist aus meiner 
Sicht nicht erkennbar. 
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Ein gutes Beispiel oder eines der besten Bei­
spiele überhaupt ist die vorgestern erfolgte Ver­
längerung des Trauerspiels KRAZAF bis Ende 
des Jahres 1994 mit nur ganz geringfügigen Kor­
rekturen. (Abg. Dr. 5 t i pp e l: Wieso ist das ein 
Trauerspiel?) Es ist deshalb ein Trauerspiel. weil 
es einfach ein Weiterschieben der grundlegenden 
Probleme im Gesundheitsbereich um weitere drei 
Jahre bedeutet und die im Gesundheitsbereich 
schon oft versprochenen Reformen nicht in An­
griff genommen werden. (Abg. Dr. 5 l i P P e l: 
Was 'rväre die Alternative?) 

Es wird neuerlich folgende versprochene Maß­
nahmen nicht geben: Es wird keine grundlegen­
den Veränderungen des Verrechnungssystems der 
Krankenanstalten geben, weg von der Verweil­
dauer zur leistungsbezogenen Verrechnung. Nur 
Aufzeichnungen darüber wird es geben. Es wird 
keinen Abbau der Zahl von Akutbetten geben, es 
wird keine Auslagerung der teuren Spitalsleistun­
gen zu kostengünstigeren Ambulanzen oder Mög­
lichkeiten geben. Meine Vorredner zum Thema 
Gesundheit haben das ja schon sehr kräftig doku­
mentiert. 

Zur Finanzierung dieser wirklich miserablen 
Kompromißlösung sind noch dazu die Beiträge 
erhöht worden. Statt der versprochenen Einspa­
rungen wird der Steuerzahler jetzt noch verstärkt 
zur Kasse gebeten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Eine Liste der Versäumnisse aus meiner Sicht 
in Kürze. Es war die Rede von Neuorganisation 
der Spitäler. Es war die Rede von qualitativer und 
quantitativer Aufwertung des Personals, von 
großzügigen Neuanstellungen, die man aufgrund 
von Versäumnissen im Bereich der Ausbildung 
jetzt durch Fachkräfte aus den osteuropäischen 
Ländern abzudecken versucht. Es war die Rede 
von einer durchgehenden Förderung der extra­
muralen Medizin. Man hat sich hier auf vier Wo­
chen beschränkt. Und es war die Rede von einer 
Stärkung der niedergelassenen Ärzteschaft, die 
auch sehr wohl im Interesse der Patienten wäre. 

Die guten Vorsätze von Ihrer Seite, Herr Bun­
desminister. und Ihr äußerst beredter Erneue­
rungsschwung sind in zaghaften Ansätzen stek­
kengeblieben. Das Gesundheitsbewußtsein der 
österreichischen Bevölkerung ist allerdings gestie­
gen, und auch die Lebenserwartung steigt ständig. 
Diese beiden Faktoren führten in den letzten Jah­
ren zu einem starken Kostenanstieg im gesamten 
Gesundheitsbereich. Diese knappen finanziellen 
Mittel stehen jetzt deutlich den geänderten ge­
sundheitspolitischen Ansprüchen gegenüber. 

Die Zeit für Reformen ist reif, Herr Bundesmi­
nister! Ein Geldverteilungsinstitut, wie es mein 
Kollege Fischi genannt hat, wie der KRAZAF, 
auf weitere drei Jahre fixiert, kann nicht die Lö­
sung sein. Es wäre richtig, anstatt dessen den Ein-

satz der bestehenden finanziellen Ressourcen neu 
zu überdenken. 

Wir Freiheitlichen haben schon seit längerem 
verschiedene Eckpunkte der Gesundheitspolitik 
herausgearbeitet, die wir nach wie vor fordern. 
Erstens: Ausgliederung der Altenpflege aus Spitä­
lern und Förderung der Heimpflege. Herr Mini­
ster, vier Wochen Hauskrankenpflege ist viel­
leicht etwas für in kurzer Zeit rehabilitierbare Pa­
tienten, aber nicht für die alten Menschen. Wie 
stellen Sie sich das in der Praxis vor? Ich weiß aus 
meinem Sprengel, daß es in Zukunft bei der Ver­
rechnung beträchtliche Schwierigkeiten geben 
wird. 

Die Realisierung dieser Forderung würde 
gleichzeitig zu einem Abbau der Zahl der Akut­
betten führen. Wir wissen ja, daß in den östen'ei­
chischen Spitälern ein weit überhöhter Bettenbe­
stand gegeben ist, und zwar kommen in Öster­
reich 10,8 Akutbetten auf 1 000 Einwohner. Im 
Bereich der Weltgesundheitsorganisation werden 
nur fünf bis sieben Akutbetten empfohlen. Der 
österreichische Steuerzahler muß jetzt noch mehr 
Geld ausgeben, er muß Geld ausgeben, obwohl es 
eine sinnvollere, eine kostengünstigere und eine 
menschenwürdigere Lösung des Problems durch 
eine ausgeweitete Hauskrankenpflege und auch 
durch eine Ausweitung der möglichen ärztlichen 
Hausbesuche geben würde. 

Wir Freiheitlichen haben immer die Schaffung 
von neuen Organisationsformen gefordert, wie 
zum Beispiel medizinische Dienstleistungszen­
tren. Ich habe heute mit Freude vernommen, daß 
unser freiheitlicher Antrag jetzt vielleicht doch 
dazu führt, daß sich in diesem Bereich etwas be­
wegen wird. Wir fordern weiters ein Überdenken 
der Versicherungspflicht und eine Alternative zur 
Pflichtversicherung, wie das mein Kollge Haupt 
schon angeführt hat, wir fordern aber auch eine 
Zusammenlegung der 28 Sozialversicherungsan­
stalten, um Einsparungen zu erzielen. Und das 
.,Argument", das ich schon ein paarmal gehört 
habe, daß das nichts oder so gut wie gar nichts 
bringt, das will ich in diesem Fall einfach nicht 
akzeptieren. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir Freiheitlichen fordern darüber hinaus ver­
stärkte Maßnahmen in der primären Prävention, 
das heißt im Bereich der Krankheitsverhütung 
und der Gesundheitserziehung, vor allem bei den 
Kindern und bei den Jugendlichen. Für mich 
wäre zum Beispiel eine gezielte Informations­
kampagne über die Vorteile einer gesunden Le­
bensführung denkbar oder auch Ernährungsbera­
tungsstellen zur Vermeidung von Volkskrankhei­
ten. Aber es ist dafür kein Geld vorhanden. 

Aber auch Maßnahmen im Bereich der sekun­
dären Prävention wären zu verbessern und könn­
ten noch ausgebaut werden. Die Vorsorgeunter-
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suchungen werden in Österreich sehr schlecht 
angenommen. Man müßte Maßnahmen in Rich­
tung verstärkter Inanspruchnahme dieser Vorsor­
geuntersuchungen treffen. Vielleicht könnte man 
das mit einem Bonus oder mit einer Dienstfrei­
steIlung erreichen. Ideen sind hier keine Grenzen 
gesetzt, Herr Bundesminister. 

Der Ausbau der ambulanten Dienste in Form 
von Gesundheits- und Sozialsprengeln, wie Sie sie 
immer propagieren, Herr Minister, wäre eine Lö­
sung für bestimmte Problembereiche, und zwar 
im Bereich der Hauskrankenpflege, aber auch im 
Bereich der Prävention. Man muß diese Gesund­
heits- und Sozialsprengel jedoch auf eine gesi­
cherte finanzielle Basis stellen, denn es kann nicht 
so gehen - ich spreche hier aus Erfahrung, und 
man hat es ja auch beim Roten Kreuz bereits ge­
sehen -, daß man sich in Zukunft nur auf frei­
willige Helfer verläßt. So wird dieses System nicht 
funktionieren. 

Es gibt aber einen weiteren Bereich im Ge­
sundheitssystem, dem eine immer größere Bedeu­
tung zukommt, und zwar den Selbsthilfegruppen. 
Das ist ein Thema, das heute noch keiner meiner 
Vorredner angeschnitten hat. (Abg. Sc h ~v a r -
zen b erg er: Leiner hat darüber gesprochen.') 
Ich habe in meinem Sprengel bereits drei solcher 
Selbsthilfegruppen installiert, und ich habe d~bei 
bemerkt, daß es sehr schwer ist, qualifizierte Arz­
te zur Mitarbeit in diesen Selbsthilfegruppen zu 
bewegen. 

Herr Bundesminister! Es hat anfangs dieser 
Woche in Innsbruck eine Podiumsdiskussion zu 
diesem Thema stattgefunden. Ein Ausschnitt in 
der "Tiroler Tageszeitung" vom 17. 12. hat fol­
gendes zutage gebracht: 

Die Ärzte tun anscheinend wenig dazu, den Be­
kanntheitsgrad dieser Gruppen zu erhöhen. Der 
Wert dieser Selbsthilfegruppen als Ergänzung des 
österreichischen Gesundheitssystems blieb unbe­
stritten. Diese Gruppen sind jedoch der Bevölke­
rung, vor allem in den Bundesländern, zu wenig 
bekannt. 

Als mitverantwortlich wurden einwandfrei die 
Ärzte betrachtet. Es wird ihnen vorgeworfen, daß 
sie Informationsblätter nicht verteilen, nicht wei­
tergeben. Es ist hier zu bemerken - das wurde 
zumindest in den Raum gestellt -, daß es sich um 
ein Konkurrenzdenken der Schulmedizin zu den 
Selbsthilfegruppen handeln könnte. 

Herr Bundesminister! Ich möchte Sie auffor­
dern, sich hier Maßnahmen zu überlegen, damit 
es in diesem Bereich nicht auch wieder zu einer 
Polarisierung kommt, wie wir das schon in ande­
ren Bereichen gehabt haben. 

Ich komme aber jetzt schon zum Ende meiner 
Ausführungen. Eine logische Konsequenz meiner 
einjährigen Arbeit im Gesundheitsausschuß ist 
folgender Entschließungsantrag, den ich einbrin­
gen möchte zu diesem Thema, das ja nicht zum 
erstenmal in diesem Hohen Haus durch einen 
Antrag behandelt wurde und das zumindest an­
satzweise auch von meinen sämtlichen Vorred­
nern behandelt wurde, und zwar zum Thema Pa­
tientenrechte. 

Es gibt eine Broschüre des Bundesministeriums 
für Gesundheit, in der dem Patienten das Recht 
auf Information, das Recht auf Selbstbestim­
mung, das Recht auf Würde und Integrität und 
das Recht auf gleichen Zugang zu Behandlung 
und Pflege zugesichert werden. Mir scheint das -
meine Vorredner haben das bestätigt - in Öster­
reich nicht genügend gegeben zu sein. 

El1lschl ießungsal1lrag 

der Abgeordneten Edith Haller, Fischt, Mag. 
Haupt, Klara MOller und Genossen betreffend Pa­
tiel1lenanwalt zum Bundesfinanzgesetz 1992, 
Beratungsgruppe XV, Kapitel 17: Gesundheit, 
Sport und KonsumentenschUlz einschließlich Kon­
junkturausgfeichsvoranschfag 

Österreich ist von internationaLen Standards und 
Trends in der Schaffung und Verwirklichung von 
Patientenrechten noch meilenJ.t'eit entfernt. Zum 
Beispiel verfügt in den USA jeder einzelne Bundes­
staat über explizit famulierte Patiemenrechte. 

In einigen Bundesländern Österreichs sind in­
zwischen Patientenanwälte tätig, um der Bevölke­
rung als Anfaufstelle für Beschwerden und zur 
Hilfestellung bei akuten Problemen zu dienen. 
Viele dieser Patientenamvälte sind aber nicht wei­
sungsfrei gestellt oder betrachten sich von ihrem 
Selbstverständnis als Teil des Gesundheitssystems. 

Daher stellen die unterzeichneten Abgeordneten 
in diesem Zusammenhang den nachstehenden 

Entschließungsantrag: 

Der NationaLrat woLLe beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, dem Natio­
nalrat im kommenden Jahr den Entwurf eines 
Bundesrahmengesetzes über die Patientenanwatt­
schaft zuzuleiten. Darin sollte die Ernennung wei­
sungsfreier Patientenanwälte bei allen Gebietskör­
perschaften zur Wahrnehmung der Patientenrechte 
gegenüber allen Bereichen des Gesundheitswesens 
geregelt werden. 

Wenn ich mir jetzt nochmals die Wortmeldun­
gen meiner Vorredner durch den Kopf gehen las­
se, dann sehe ich eigentlich keinen plausiblen 
Grund dafür, daß man diesem Entschließungsan-
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trag der Freiheitlichen Partei nicht die Zustim­
mung gibt. (Beifall bei der FPÖ.) :20.14 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Der soeben 
eingebrachte Entschließungsantrag ist ausrei­
chend unterstützt und steht daher mit in Ver­
handlung. 

Herr Bundesminister Ettl hat sich zu Wort ge­
meldet. Ich erteile es ihm. 

'211.1-+ 
Bundesminister für Gesundheit, Sport und 

Konsumentenschutz Ing. Ettl: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Vielleicht fangen wir, 
um ein bißchen lockerer zu beginnen, mit dem 
Sport an. 

Dazu folgendes: Was den Stadion-Neubau im 
Zusammenhang mit Europameisterschaften be­
trifft, möchte ich nur anmerken, daß es von vorn­
herein eine besondere Anregung von mir an die 
interessierten Sportstättenbetreiber, an die Län­
der war. sich über die Nachnutzung im Falle eines 
EM-Zuschlages Gedanken zu machen und Kon­
zepte auszuarbeiten. (Beifall des Abg. Mag. 
5 c h ~v e i t zer.) Einer Aufforderung besonderer 
Art - das ist wohl logisch - bedarf es in diesem 
Zusammenhang nicht, an diese Konsequenzen 
hat man natürlich zu denken. 

Was die Stadien betrifft, ist es so, daß das Lie­
benauer Stadion in jedem Fall hergerichtet wer­
den muß. und zwar mit oder ohne EM. (Abg. 
Pro b s t: 260 Millionen.') Die Kosten sind eine 
andere Frage. Darüber hinaus ist es so, daß das 
Liebenauer Stadion noch im Besitz des Bundes 
ist, vom Bund als Betreiber aber ausgegliedert 
wird. Jetzt soll noch einmal mitgeholfen werden, 
das Ganze zu adaptieren, und dann wird die Eis­
halle mit dem Stadion ausgegliedert. IAbg. Dr. 
S t i p pe I: Sprichst du gegen die Interessen deiner 
Stadt?) Das ist ein Vorhaben, das unabhängig von 
EM-Bestrebungen läuft, ein Projekt, das wir zur­
zeit bearbeiten, das in diesem Jahr abgeschlossen 
wird, und 1993/94 soll das fertiggestellt werden. 

Dazu braucht man noch, wenn man schon in 
Richtung EM denkt, zwei weitere Stadien. Tivoli 
war überfällig, und Salzburg hat sich angemeldet 
und sein besonderes Interesse bekundet. 

Alle Überlegungen, miteingeschlossen natür­
lich die Nachnutzung nicht nur für den Fußball, 
sondern auch für die Leichtathletik - das ist sehr 
~.ntscheidend -, haben dazu geführt, daß man in 
Osterreich mit Stadien für zirka 20 000 Leute, 
wenn das angenommen wird, das Auslangen fin­
det und daß das auch von den Betriebsgesellschaf­
ten für die Zukunft bewältigbar ist. Das heißt, mit 
einer EM kann man natürlich auch mehrere Pro­
bleme auf einmal lösen. Das war der Gedanke, 
den wir dabei gehabt haben. Dieser hat sich nicht 

nur auf den Fußball konzentriert. sondern auch 
auf andere Sportarten. 

Darüber hinaus ist es so, daß sich der Bund nur 
kostenmäßig beteiligt hätte, daß sich Länder und 
Gemeinden beteiligt hätten und wir mit einem 
Fixangebot hineingegangen wären. Das heißt, es 
ist sehr wohl genau kalkuliert, wirtschaftlich 
überlegt worden, ob das geht. Ob wir als Bewer­
ber der EM angenommen werden oder nicht, ist 
eine andere Frage, genauso ist es eine andere Fra­
ge, wie es mit dem Davor ausschaut: Trainer, Ju­
gendaufbau und einiges mehr. - Das zum Sport. 

Ich möchte bei noch einem Punkt anknüpfen. 
Da in diesem Ressort die Bereiche Sport und Ge­
sundheit zusammengeführt worden sind und es 
mir wirklich darum geht, Synergieeffekte, die da 
drinnen stecken. auszunutzen, und wir vom Kapi­
tel Gesundheit ausgehend Themen wie Bewe­
gung, Ernährung, Lebensstilthemen sozusagen, 
forcieren, ist es sehr wichtig und sinnvoll, Sport in 
alle Überlegungen des Fonds "Gesundes Öster­
reich" zu integrieren und dort miteinander zu ar­
beiten, um dieses Thema mit Sportvereinen, mit 
Sportorganisationen. auch für den nichtorgani­
sierten Freizeitsport, für die Zukunft richtig be­
wältigen zu können. Diese Überlegungen gibt es. 
Das heißt, wir werden auf diesem Sektor ab März 
nächsten Jahres verstärkt aktiv werden und das 
gemeinsam aus dem Kapitel Sport und Gesund­
heit heraus tun. - Das zum einen Bereich. 

Damit komme ich zum zweiten Entschlie­
ßungsantrag der Freiheitlichen Partei, zu jenem 
bezüglich der Patientenrechte. Auch dazu einige 
Anmerkungen von mir. Das Thema Patienten­
rechte und deren Umsetzung ist für uns in der 
Gesundheitspolitik sicher nicht neu. Das im prä­
sentierten Entschließungsantrag verlangte Bun­
desrahmengesetz wäre aber - Kenner der Mate­
rie wissen das - eher eine Maßnahme, elie zu 
Rechtzersplitterung und Verwirrung führen wür­
de, weil wir in der Folge natürlich mit verschiede­
nen Ausführungsgesetzen zu rechnen hätten. 

Unsere Überlegungen auf diesem Sektor gehen 
in eine andere Richtung, und zwar in die, daß wir 
eine Patientenrechtscharta als Vereinbarung ge­
mäß Artikel ISa Bundes-Verfassungsgesetz 
schaffen wollen. Diese würde einen aktuellen Ka­
talog der Patientenrechte einschließen. wobei es 
in der Folge natürlich Sache des Bundes und der 
Länder wäre, in ihrem jeweiligen Zuständigkeits­
bereich für die Umsetzung der Patientenrechte zu 
sorgen. Und da sind dann auch Maßnahmen ent­
halten, wie Sie sie teilweise im Entschließungs­
antrag haben. Das heißt, von der Bearbeitung her 
läuft das in eine Richtung, die es, wie wir glauben, 
ermöglicht, das Thema Patientenrechte in Zu­
kunft wirklich umfassender und vor allem im Sin­
ne der Transparenz abzuhandeln. 
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Zum Thema Gesundheit noch einige Anmer­
kungen: Man kann in der Gesundheitspolitik 
nicht von einem Entweder-Oder ausgehen, sozu­
sagen entweder Spital oder Versorgungseinrich­
tungen außerhalb des Spitals, man braucht für 
eine flächendeckende vernünftige Weiterentwick­
lung der Gesundheitspolitik ein Sowohl-Als-auch. 
Und wenn ich mir heute diesen Forderungskata­
log, auch den Forderungskatalog von Kollegin 
Haller angehört habe, dann, muß ich sagen, liegt 
da ein gewisser Widerspruch in den Ausführun­
gen. Auf der einen Seite habe ich es mit einem 
gigantischen Forderungskatalog zu tun, dem ich 
sicher da und dort sehr viel abgewinnen kann -
das möchte ich überhaupt nicht beiseite schieben 
-, aber auf der anderen Seite wird darin gefor­
dert, daß der ganze Komplex auch nicht mehr ko­
sten soll. 

Wir verlangen und brauchen auf der einen Sei­
te mehr Oualität in den Spitälern, bei den Akut­
behandlungseinrichtungen, weil sich da sehr viel 
weiterentwickelt. Und das kostet auch mehr Geld. 
und das muß auch irgend jemand bezahlen. Auf 
der anderen Seite brauchen wir zum Aufbau der 
Einrichtungen außerhalb des Spitals auch mehr 
Geld, und das muß auch jemand bezahlen. (Abg. 
Edilh Ha Li er: Wenn es etwas bietet, kann es 
auch etwas kosten.') Da und dort gelingt es uns, 
den Hebel an der richtigen Stelle anzusetzen. 

Wenn Sie von vornherein behaupten, diese 
Vereinbarung zur Krankenanstaltenfinanzierung 
sei nichts anderes als eine Verlängerung und so 
weiter - diese KRAZAF-Regelung wird ja leicht 
als ungeliebtes Kind abgetan -, muß ich Ihnen 
aber schon sagen, meine Damen und Herren: So­
lange es auf diesem Sektor nichts Besseres, nichts 
Koordinierbareres gibt, ist das wirklich ein gutes, 
adäquates Instrumentarium, das es uns ermög­
licht, Versorgungszustände zu verhindern, wie es 
sie in den Vereinigten Staaten teilweise bereits 
gibt. Zum Beispiel ist New York mittlerweile eine 
gesundheitspolitisch total unterversorgte Stadt 
geworden. Das will ich nicht haben! 

Solange wir nur diese Regelungsmöglichkeiten 
haben, solange wir nur diese Koordinierungsmög­
lichkeiten zwischen Bund, Ländern, Gemeinden, 
Städtebund und allen Bereichen der Gesundheits­
politik haben, müssen wir uns dazu bekennen. 
Und das Positive an dieser KRAZAF-Regelung -
noch einmal - ist doch, daß wir den Heben am 
richtigen Fleck ansetzen können, nämlich daß wir 
das Honorierungssystem für Leistungen der 
Krankenanstalten umstellen können. Das schafft 
uns mehr Transparenz, auch im Sinne der Patien­
tenrechte, damit wir Leistungen besser nachvoll­
ziehen können, aber auch im betriebswirtschaftli­
chen Sinn, nämlich daß Kosten wirklich genau 
analysiert und Leistungen richtig bezahlt werden 
können. 

Auf diesem Weg befinden wir uns, und diese 
Umstellung können wir jetzt in diesem Zeitraum, 
nämlich bis Ende 1991, vornehmen. Das ist das 
entscheidende dabei, und das ist nicht wenig, mei­
ne Damen und Herren. Davon ist sehr lange und 
sehr oft geredet worden. Durch diesen Vertrag 
gibt es jetzt Mittel und Möglichkeiten, das auch 
durchzusetzen, nämlich mit Sanktionsmöglich­
keiten. 

Darüber hinaus haben wir ein wirklich mieses 
Problem in der Gesundheitspolitik, nämlich das 
Gast- oder Fremdpatientenproblem, gelöst. Nicht 
nur das, es ist uns auch gelungen - und ich 
möchte das noch einmal hier sagen -, eine un­
gleich teurere Variante. nämlich das Salzburger 
Modell, für die Versicherten abzuwenden. Und 
das ist immerhin etwas, denn wenn die Versicher­
ten in Österreich tatsächlich bei Nichtzustande­
kommen einer KRAZAF-Vereinbarung zig Milli­
arden mehr - genauer gesagt, zu den 4 Milli­
arden Schilling, die jetzt an Mehrkosten für die 
Spitäler anfallen, können noch 6 bis 9 Milliarden 
Schilling dazu - an Kosten zu tragen gehabt hät­
ten, also in Summe 13 Milliarden Schilling Mehr­
kosten, dann könnten sie sich schön bei diesem 
Parlament, bei uns, bei mir als zuständigem Mini­
ster bedanken. 

Das war es, was wir geschaffen haben. Geben 
wir daher nicht allclem, was mit Ihrer Hilfe in die­
sem Haus an Positivem geschaffen worden ist, ei­
nen zu geringen Stellenwert! (Beifall bei der SPÖ 
sowie Beifall der Abg. Ingrid Ti c h y - 5 ehr e -
der.) 

Ein kleines bisserl Engagement gehört beim 
KRAZAF auch dazu, denn wenn man schon 
14 Monate verhandeln "darf", dann darf man sich 
nachher auch eine kleine Emotion leisten, Kolle­
gin Haller! Darüber hinaus haben Sie aber sehr 
wesentliche Dinge gesagt, die mir natürlich auch 
am Herzen liegen. Sie haben den Bereich der Ver­
sorgung der alten Menschen angesprochen. Ja, es 
ist ganz klar, daß das eines der Hauptthemen der 
nächsten Zeit sein wird. Und ich gehe auch davon 
aus, daß wir ältere pflegebedürftige Menschen 
nicht in der teuersten Einrichtung, nämlich im 
Spital, betreuen wollen - das ist auch gar nicht 
immer die beste Pflegeeinrichtung -, sondern 
wir brauchen adäquate Pflegeeinrichtungen in 
Österreich, in denen alte Menschen rehabilitiert 
werden können. Zurzeit läuft es so in der Ge­
sundheitspolitik beziehungsweise in der Spitals­
politik. daß man ältere Menschen in Ermange­
lung anderer Einrichtungen eben ins Spital legt. 
Und das kann nicht der Sinn sein! 

Aber das kommt noch einiges auf uns zu, denn 
das ist nur ein Teilpunkt dieser KRAZAF-Verein­
barung. Es steht nämlich in dem 22-Punkte-Pro­
gramm auch, daß es in dieser Legislaturperiode 
zur Pflegesicherung - fixiert mit dem Jahr -
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kommen soll. Diese Pflegesicherung deckt mate­
riel1 auch die teure Pflege ab. und das ist eine der 
flankierenden Maßnahmen zum Gesamtkomplex 
KRAZAF, die natürlich sehr viel mehr an Quali­
tät bringen kann. 

Weil Sie auch das Thema Bettenreduzierung in 
den Spitälern angeschnitten haben, auch ein Wort 
dazu: Es gibt in der KRAZAF-Vereinbarung eine 
Regelung, die so ausschaut, daß es dem Fonds 
selbst - in Gestaltung mit den Ländern - vorbe­
halten bleibt, wo die Zahl der Betten, wo Abtei­
lungen reduziert werden können. Man hat näm­
lich au~ der letzten Vereinbarung schon eines ge­
lernt: Alter zu werden beziehungsweise steigen­
des Durchschnittsalter bedeuten in der Regel 
auch mehr Krankenaufenthaltstage. Es kann aber 
nicht so funktionieren, daß wir analog dazu die 
Zahl der Betten erhöhen - diese Rechnung geht 
nicht auf! Wir sind ja genaugenommen dafür 
konzipiert, meine Damen und Herren, 100 Jahre 
alt zu werden (Abg. 5 lei nb aue r: Aber nicht 
100 Jahre reden!). würden wir nicht all das tun, 
was unsere liebsten Gewohnheiten sind, nämlich 
viel essen, viel trinken, uns nicht bewegen und 
dazu noch rauchen. 

Ich weiß schon, daß der Prophylaxe in der Ge­
sundheitspolitik eine besondere Bedeutung zu­
kommt, aber dazu brauchen wir sehr viele Ver­
bündete. Die könnten auch da herinnen vermehrt 
sitzen. Bewegung, Ernährung, und einiges mehr, 
das sind Themen. die wir hinaustragen können. 
Leben Sie als Abgeordnete, meine Damen und 
Herren, Gesundheitspolitik draußen einmal vor, 
dann dienen Sie der Gesundheitspolitik im pro­
gressiven, im kreativen Sinne am besten! (Abg. 
Dr. H ö c h cl: Der Minister aber auch.') Und das 
will ich von Ihnen haben! Und das fordere ich als 
Gesundheitsminister von Ihnen ein - neben all 
den Maßnahmen und Anregungen, die ich von 
Ihnen heute bekommen habe und die sicher sehr, 
seh~. gescheit waren. - Danke. (Bf!Jtall bei der 
SPC!. sowie bei Abgeordnelen der OVP wut der 
FPO.) 2IJ.29 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächste zu 
Wort gemeldet hat sich Frau Abgeordnete Kris­
man ich. Ich erteile es ihr. 

20.3rJ 
Abgeordnete Mag. Elfriede Krismanich (SPÖ): 

Frau Präsidentin! Herr Bundesminister! Meine 
Damen und Herren! Konsumentenschutz ist ein 
wesentliches Anliegen unserer Zeit. Der Konsu­
ment - und das sind wir alle rund um die Uhr -
ist der schwächere Partner im Wirtschaftsleben, 
und er bedarf natürlich der Hilfe des Staates, da­
mit er seiner Rolle gerecht werden kann. Markt 
kann eigentlich überhaupt nur richtig funktionie­
ren, wenn er von den Verbrauchern angenommen 
wird. Diese Bundesregierung ist sich dessen be­
wußt und hat den Konsumentenschutz als 

Schwerpunkt der Regierungspolitik festgeschrie­
ben. 

Im Hinblick auf EG und EWR äußern viele 
Verbraucher - es ist auch hier im Haus schon 
gesagt worden - immer wieder Bedenken, ob die 
hohen österreichischen Standards auch aufrecht­
erhalten werden können. 

Dazu eines: Erstens eimal glaube ich nicht, daß 
die EG ihre Bewohner mutwillig gefährden wird 
und in den Urlaub nach Griechenland, Italien, 
Spanien oder wo auch immer nehmen wir auch 
nicht unsere hochwertigen Lebensmitteln mit, 
sondern genießen das, was uns dort an Spezialitä­
ten geboten wird. Natürlich bekennt sich aber 
auch die EG zum Verbraucherschutz und zur 
Einhaltung bestimmter Qualitätsstandards. Dazu 
gehören eben der Schutz der Gesundheit, der 
Schutz vor unfairen Marktpraktiken und vor 
nachteiligen Verträgen. 

1990 hat die EG-Kommission einen dreijähri­
gen verbraucherpolitischen Aktionsplan be­
schlossen, dessen Ziel der mündige Konsument 
ist. Der Schwerpunkt der Verbraucherpolitik 
bleibt bei den Mitgliedstaaten. Richtlinien werden 
nur so weit gegeben, als sie für das Funktionieren 
des Gemeinsamen Marktes notwendig sind. 

Im übrigen hat Österreich durch den VKI 
schon in einem sehr frühen Stadium des euro­
päischen Meinungsbildungsprozesses die Mög­
lichkeit, mitzuwirken, noch lange bevor offizielle 
Entwürfe der EG-Kommission vorliegen; ganz so, 
~.'s wären wir schon EG-Mitglied. Der VKI, der 
Osterreichische Verein für Konsumenteninfor­
mation, wurde nämlich als erste Organisation ei­
nes Nicht-EG-Landes in die Dachorganisation 
der europäischen Konsumentenorganisationen 
aufgenommen. 

Diese ganz bedeutende Aktivität des VKI und 
die damit verbundenen Aufwendungen wären 
ohne besondere Förderung des Vereins aus Bud­
getmitteln natürlich nicht finanzierbar. An dieser 
Stelle der Wermutstropfen im Budget für den 
Konsumentenschutz: Die Mittel für den VKI sind 
im heurigen Jahr wieder deutlich niedriger. In 
Anbetracht der wertvollen Arbeit des VKI für die 
Konsumenten und damit für die Volkswirtschaft 
müßte natürlich alles getan werden, den VKI in 
vollem Umfang zu erhalten. Die Aufgaben wer­
den schließlich immer mehr oder nicht weniger. 

Abgesehen davon ist der Schwerpunkt Konsu­
mentenschutz des Regierungsprogramms erfreu­
licherweise weit über das Stadium der Absichtser­
klärungen gediehen. Erst vorgestern erhielten wir 
einige Gesetzentwürfe, die auch dem Bereich des 
Konsumentenschutzes zuzuordnen sind. Da ist 
zum einen der Gesetzentwurf gegen den unlaute­
ren Wettbewerb, und auch die Entwürfe eines 
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neuen Preisgesetzes und Preisauszeichnungsge­
setzes hat der Herr Wirtschaftsminister vorgelegt. 
Wenn es allerdings stimmt. daß diese Entwürfe 
mit dem ebenfalls davon betroffenen Minister für 
Konsumentenschutz vorher nicht abgesprochen 
waren, dann kann es sich dabei sicherlich nur ein 
Versehen gehandelt haben. 

Die Verhandlungen über zwei weitere wichtige 
Materien sind bereits voll im Gang. Es sind dies 
die umfassende Novelle des Konsumentenschutz­
gesetzes und vor allem auch das Problem der 
Kleininsolvenzen und der Privatverschuldungen, 
die einer Regelung zugeführt werden sollen, da­
mit nach Möglichkeit verhindert wird, daß Men­
schen aus einer Notlage heraus, aus Unwissen 
oder vielleicht auch aus Leichtsinn in eine hoff­
nungslose Situation geraten; so hoffnungslos und 
ausweglos manchmal, daß der eine oder andere in 
seiner Verzweiflung sogar in den Tod flüchtet, 
wie es heuer ein dreifacher Familienvater in mei­
nem Bezirk getan hat. 

Eine mir ganz wichtige Sache möchte ich an 
dieser Stelle wieder einfordern, wie es auch der 
Abgeordnete Leiner schon getan hat, das sind die 
Maßnahmen zur Unfallerfassung und dadurch 
zur besseren Verhütung von Freizeit- und Haus­
haltsunfällen, weil davon diejenigen betroffen 
sind, die am wenigsten geschützt sind: die Haus­
frauen. die Pensionisten. die Kinder. Eine Mög­
lichkeit dazu, die Benachteiligung Österreichs am 
europäischen EHLASS-Programm zur Erfassung 
und Erforschung der Unfälle und der Unfallursa­
chen, darf eigentlich nicht an der Finanzierung 
scheitern. Vielleicht müßte es doch möglich ge­
macht werden, daß sich an der Finanzierung da­
für die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt 
oder eben auch die Krankenkassen beteiligen. 

Die Vielfalt der Aufgaben und die Zuständig­
keit verschiedener Ministerien für Angelegenhei­
ten des Konsumentenschutzes lassen die Gesetz­
werdung natürlich oftmals langsamer erscheinen, 
als wir es gerne hätten. Aber Minister Ettl agiert 
bei seinem Amtskollegen erfolgreich als Initiator 
und Motor im Interesse der Konsumenten. Dafür, 
Herr Minister, herzlichen Dank. (Beifall bei der 
SPÖ.) 20.36 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächste ge­
langt Frau Abgeordnete Tichy-Schreder zum 
Wort. Bitte. 

~0.36 

Abgeordnete Ingrid Tichy-Schreder (ÖVP): 
Frau Präsidentin! Herr Bundesminister! Meine 
Damen und Herren! Ich möche gerne wieder zur 
Gesundheitsdebatte zurückkehren und mich kon­
kret auf den Herrn Abgeordneten Stocker bezie­
hen, der mir einen Vorwurf gemacht hat, daß ich 
an den Sozialminister bezüglich der Sozialversi­
cherungsanstalten eine Anfrage gestellt habe in 

bezug auf die Einkünfte beziehungsweise Reser­
ven der SozialversicherungsanstaIten, inwieweit 
hier Grund, Boden, Häuser vorhanden sind. 

Ich glaube, daß war sehr notwendig und richtig, 
denn wir müssen uns, so gut wir das System ur­
sprünglich auch aufgebaut haben, doch überle­
gen, welche Änderungen wir vornehmen können, 
wie wir es moderner, zeitgemäßer gestalten und 
nicht immer nur fortschreiben. Eine Möglichkeit 
dazu ist das Aufzeigen der Tatsachen. Wenn man 
diese einmal vor Gesicht sieht, kann man viel­
leicht leichter darauf reagieren, und es wird ei­
nem einiges besser bewußt, als wenn man einfach 
immer wo weiterarbeitet. 

Aus diesem Grund haben mir die Ausführun­
gen des Herrn Mag. Haupt besonders gefallen. Es 
tut mir leid, daß er nicht mehr Gesundheitsspre­
cher der Freiheitlichen Partei ist, denn seine Aus­
führungen zeigen Ansätze für Lösungen und Vor­
schläge, über die man diskutieren kann. Das zeigt 
sich auch im Ausschuß immer wieder. während 
der Herr Abgeordnete Fischi eigentlich bei Wort­
hülsen bleibt. Ich bedaure, daß die Freiheitliche 
Partei Mag. Haupt diesbezüglich nicht weiter 
nach vor stellt, weil er wirklich etwas zu sagen hat 
und Anmerkungen bringt, über die man diskutie­
ren muß und soll. 

Herr Bundesminister! Im Zusammenhang mit 
Sozialversicherungen, Krankenanstalten geht es 
auch - das hat auch Herr Kollege Schuster schon 
gesagt - um die Angst der Menschen vor Krank­
heiten. Das ist ein wichtiger Punkt. Der Großteil 
der Menschen hat diese Angst, so auch Politiker. 
die mit Ärzten über Spitalsfinanzierung et cetera 
verhandeln. Jeder sagt, er möchte mit dem Arzt, 
der ihn vielleicht einmal behandelt, ein gutes Ein­
vernehmen haben. 

Trotzdem glaube ich, daß wir uns hier wirklich 
einiges überlegen sollten. Wir haben jetzt auf­
grund der Beschlußfassung des KRAZAF die 
Möglichkeit, neue Kostenrechnungen vorzuneh­
men, neue Verrechnungsmodi anzuwenden, so­
daß wir tatsächlich zur Kostenwahrheit gelangen 
und alles besser einteilen könnten. 

Aus diesem Grund, Herr Bundesminister, 
möchte ich auf etwas hinweisen: Ich habe schon 
im Budgetausschuß gefragt, wie hoch eigentlich 
die Kosten für die Ausbildung des Krankenhaus­
personals, der Krankenschwestern et cetera sind. 
Wir sind dann draufgekommen - Sie haben es ja 
selbst gesagt -. daß sehr viele aus dem Beruf ge­
hen, und das hat ja Gründe, warum diese Kran­
kenschwestern und Krankenpfleger aus dem Be­
ruf gehen. 

Es herrscht aber nicht nur in Österreich ein 
Mangel an Schwestern, das gibt es auch in ande­
ren Ländern, speziell im städtischen Bereich. Und 
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da gibt es jetzt ein Modell in der Bundesrepublik 
Deutschland, und zwar das städtische Kranken­
haus in Frankfurt Höchst. Dort ist in der Kinder­
klinik, in der Chirurgie, in der Neurologie und in 
der inneren Medizin eine Fünftagewoche mit fe­
sten Schichten eingeführt worden, und zwar fe­
sten Schichten von 7.30 Uhr bis 16 Uhr. von 
15 Uhr bis 13.30 Uhr und die Nachtschicht von 
23 Uhr bis 7.30 Uhr. 

Auf einmal hat es aufgrund dieses neuen 
Schichtdienstes, weil auch für den Nachtdienst et­
was mehr bezahlt wird, enorm viel Bewerbungen 
gegeben, und es gibt keinen Mangel mehr an Pfle­
gepersonal in diesem Spital. Dieses Modell hat 
sich gut bewährt, es läuft bereits seit einem hal­
ben Jahr. Die Patienten werden nicht mehr im 
Morgengrauen aufgeweckt, um Morgentoilette zu 
machen, sondern sie werden ganz normal um 
7 Uhr in der Früh geweckt. Aus Mangel an finan­
ziellen Möglichkeiten und aus Mangel an Kran­
kenschwesetern hat man sich etwas überlegt, hat 
gehandelt und ein System gefunden. das wesent­
lich humaner ist für den Patienten. Es hat auch 
dazu beigetragen, daß sich mehr Schwestern ge­
meldet haben. 

Herr Bundesminister! Es ist an der Zeit, daß 
wir diesen berühmten "Radldienst" , den die 
Krankenschwestern haben, einmal ändern und 
neue Möglichkeiten suchen. Vielleicht findet sich 
in Österreich ein Krankenhaus, das einmal mit 
einem Modell beginnt, das für Österreich bei­
spielgebend wird. Vielleicht können wir auch die 
Krankenschwestern, die aus dem Beruf ausge­
schieden sind. wieder als Pflegeschwestern für die 
Spitäler anwerben. Ich glaube, es wäre notwendig. 
rasch umzudenken. Die Menschen erwarten sich 
nämlich möglichst rasche Entscheidungen. 

Ich weiß, daß das nicht leicht ist. Demokratie 
ist mühsam. Aber wir müssen die Schwesternor­
ganisationen, die Krankenpflegeorganistionen 
und natürlich die Ärzte miteinbeziehen. Man 
muß damit beginnen und darf nicht lockerlassen. 
Man darf nicht. wenn die ersten Widerstände auf­
tauchen, klein beigeben, dann kann man einiges 
erreichen. 

Darüber hinaus kann man durch die Kosten­
steIlenrechnung eines erreichen: Die Gesund­
heitskosten explodieren; es werden verschiedene 
Ausgaben am Patienten getätigt, die absolut nicht 
notwendig sind. Bevor ein Patient ins Spital geht. 
muß er zunächst einmal untersucht werden: Blut­
bild und so weiter. eben was der Arzt verlangt. 
Kaum ist er im Spital, verbringt er den ersten Tag 
damit, sich den gleichen Untersuchungen noch 
einmal zu unterziehen. Und das alles bezahlen 
wir! Ich glaube, das ist nicht notwendig, nur weil 
sich einer nicht auf den anderen verlassen will. 

Meine Damen und Herren! Es sind genügend 
Mittel zur Verfügung. wenn man an diesem Ko­
stenpunkt ansetzt. Auch für den Patienten ist es 
nicht angenehm. Jeder Patient hat eine gewisse 
Scheu, zum Arzt zu gehen. Diese Scheu dem Arzt 
oder dem Krankenhaus gegenüber muß man dem 
Patienten nehmen. und man muß mehr Zeit für 
den Patienten verwenden. aber das erreicht man 
nicht, indem man die Patienten von einer Station 
in die andere schickt und sie als dritter, vierter, 
fünfter oder sechster in einer Schlange auf Zettel 
warten läßt. Wir können uns Kosten sparen, wenn 
man die Untersuchung nur einmal vornimmt, 
und es ist noch dazu wesentlich wirtschaftlicher. 
- Das wäre ein Punkt. 

Ich glaube aber, etwas werden wir nicht ganz 
wegbringen können, und zwar ist das teilweise in 
unserem Gesellschaftssystem, in unserem gesell­
schaftlichen Leben. das wir führen. verankert, 
nämlich den Egoismus, der immer mehr steigt. 
Wir alle sprechen davon, daß wir für ältere Men­
schen Pflegestationen brauchen. Wir bemühen 
uns jetzt auch, Pflegepersonal für die Hauskran­
kenpflege zu bekommen. Im familiären Bereich, 
wenn Familienmitglieder die Pflegebedürftigen 
zu Haus pflegen wollen - manchmal geht es oh­
nehin nicht -, sollen wir es ihnen ermöglichen 
und erleichtern. Wir sind in der Beziehung ohne­
hin sehr egoistisch geworden, da wir immer weni­
ger auf unsere eigenen Verwandten Rücksicht 
nehmen. Ich will niemanden ausnehmen. Jeder 
von uns hat zu tun, jeder weiß es. Aber wir sollten 
uns auch einige Modelle in bezug auf die Haus­
krankenpflege überlegen. Wir müssen an uns 
selbst appellieren, uns etwas menschlicher zu ver­
halten gegenüber unseren älteren Mitbürgern. 

Herr Bundesminister! Maßnahmen im Gesund­
heitssektor werden immer stärker gefordert, weil 
gerade Gesundheit jenes Gut ist. das den Men­
schen am wichtigsten ist. Daher werden auch wir 
immer stärker gefordert. Lösungen zu bringen, 
die die Menschen zufriedenstelIen, mit denen wir 
menschlicher. aber auch wirtschaftlicher agieren 
können. Indem wir für den Menschen mehr Zeit 
verwenden und weniger für Apparate et cetera 
und Schicken von einem Arzt zum anderen Arzt 
aufwenden, können wir mehr erreichen, auch 
menschlicher mit den Patienten umgehen und 
Kosten sparen. Ich glaube, wir sind alle aufgefor­
dert, im Gesundheitsausschuß darüber mehr zu 
diskutieren und Modelle zu entwickeln, damit die 
Gesundheitspolitik, die wir anstreben, auch von 
den Menschen angenommen wird. (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ.) ~().45 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Kollmann. 
Ich erteile es ihm. 
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Abgeordneter Kollmann (SPÖ): Sehr verehrte 
Frau Präsidentin! Herr Bundesminister! Sehr ver­
ehrte Damen und Herren! In den vielen Diskus­
sionsbeiträgen, die in den letzten Tagen hier im 
Hohen Haus gehalten wurden, wurde von allen 
Rednern ausnahmslos die Gesundheit der Bevöl­
kerung als das höchste Gut, das wir pflegen und 
erhalten müssen, unterstrichen. Es ist daher eine 
der wichtigsten Aufgaben jeder verantwortungs­
bewußten Bundesregierung, gerade in diesem Be­
reich alles zu tun, um die Gesundheit unserer Be­
völkerung zu erhalten beziehungsweise noch 
mehr als bisher zu fördern. 

Frau Abgeordnete Tichy-Schreder hat bereits 
angeschnitten, über die flexible Arbeitszeit in den 
Krankenanstalten zu diskutieren. Ich glaube aber, 
daß der Bundesminister, was diesen Bereich an­
belangt, die falsche Ansprechperson ist, weil für 
die Arbeitszeit die Krankenhauserhalter, also die 
Länder und Gemeinden, zuständig sind, die jetzt 
schon versuchen, diplomiertes Krankenpflegeper­
sonal dadurch zu erhalten, daß es sich seine Ar­
beitszeit zum Teil aussuchen kann. Aber gerade 
das Problem der familienfeindlichen Arbeitszei­
ten in den Krankenanstalten mit Samstag- und 
Sonntagdiensten ist wahrscheinlich ausschlagge­
bend dafür, daß diplomierte Krankenschwestern 
oder Pfleger nach einer Ausbildungszeit von vier 
Jahren im Durchschnitt nur 5,6 Jahre auch in 
dem Beruf tätig sind. Ich glaube, daß das wirklich 
diskutiert gehört und hier auch Ansätze gefunden 
werden müssen, um diesen familienfeindlichen 
Dienst in den Krankenanstalten speziell für die 
Frauen zu erleichtern. 

Aber meine Wortmeldung betrifft den Bundes­
voranschlag 1992. Hier hat der Bundesminister 
eine Erhöhung im psychosozialen Bereich von 
14 Millionen auf 17 Millionen durchsetzen kön­
nen. Herr Bundesminister! Ich möchte für diese 
Erhöhung in diesem Bereich und für diese Perso­
nengruppe sehr herzlich danke sagen. 

Wir wissen, daß es in Österreich rund 
300 000 Frauen und Männer gibt, die alkohol­
krank sind. Wir wissen, daß es rund 
100 000 medikamentenabhängige Frauen und 
Männer gibt. Wir wissen aber auch, daß es rund 
10 000 Männer Frauen und Männer gibt, die dro­
genkrank sind. Viele Fragen ergeben sich daraus: 
Warum wird ein junger Mensch drogenabhängig? 
Warum ist ein Familienvater alkoholkrank? War­
um ist meine Nachbarin medikamentensüchtig? 
Warum magert meine Tochter auf ein lebensbe­
drohendes Gewicht ab? - Viele Fragen könnte 
man hier noch aufwerfen und besprechen; viele 
Fragen sind noch offen. 

Deshalb muß auch das Parlament die Arbeit 
des Bundesministers unterstützen auf dem Gebiet 

der Aufklärung, auf dem Gebiet der Vorbeugung 
und auf dem Gebiet der Früherkennung. Es sol­
len für alle Zielgruppen Informationsprogramme 
erstellt und zur Verteilung gebracht werden. In 
der weiteren Folge, meine sehr verehrten Damen 
und Herren. ist es auch notwendig, den Ausbau 
der helfenden Angebote in den Ländern zu for­
cieren und die Nachbetreuung im Rahmen der 
Sozial- und Gesundheitszentren sicherzustellen. 

Durch die Abhängigkeit haben viele Süchtige 
den Arbeitsplatz verloren. Aus Statistiken wissen 
wir, daß Drogen- beziehungsweise Alkoholab­
hängige - davon ist ein hoher Prozentsatz entwe­
der Schul- beziehungsweise Studien- oder Berufs­
abbrecher - längere Zeit keine Arbeit verrichtet 
haben und Arbeit nicht gewohnt sind. Deshalb ist 
es unbedingt notwendig, daß für Süchtige, die 
sich einer Entwöhnung unterziehen, die Einglie­
derung in den Arbeitsprozeß durch die Errich­
tung von Arbeitstrainingszentren in allen Bun­
desländern erleichtert wird. 

Die Finanzierung dieser Arbeitserprobung soll 
durch die Sozialversicherungsträger, durch die 
Sozialhilfe der Länder beziehungsweise der Ar­
beitsmarktverwaltung erfolgen. Damit würden 
auch Folgekosten durch Gewährung von Berufs­
unfähigkeitspensionen beziehungsweise durch 
Gewährung von Sozialhilfe vermindert werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! In 
den letzten 15 Jahren konnten auch in vielen Be­
reichen der sozialpsychiatrischen Behandlung 
und Betreuung eine positive Entwicklung festge­
stellt werden. Das Behandlungsangebot ist stark 
ausgeweitet worden, und die Behandlungsdauer 
von psychisch Kranken konnte deutlich reduziert 
werden. Die Behandlungs- und Betreuungsange­
bote haben sich an den Betreuungsnotwendigkei­
ten und unterschiedlichen Bedürfnissen der psy­
chisch Kranken orientiert. 

Trotzdem stellen wir fest, daß das Leben der 
außerhalb des Krankenhauses lebenden Patienten 
noch mit zahlreichen Mißständen und Mängeln 
verbunden ist. Diese Mängel lassen sich auf einen 
kurzen gemeinsamen Nenner bringen: Außer in 
einzelnen Modellen wird die sozialpsychiatrische 
Versorgung heute weder den Bedürfnissen der 
Patienten noch ihrer Familien gerecht. Die Fi­
nanzstruktur für Angehörigenarbeit fehlt, und 
die mobilen Einrichtungen in den Ländern sind 
auch nicht vorhanden. Deshalb, glaube ich, tritt 
mit der 50. ASVG-Novelle, in der die psychologi­
schen und psychotherapeutischen Dienste mit 
ärztlicher Hilfe gleichgestellt wurden, eine we­
sentliche Verbesserung der Situation für psy­
chisch Kranke und Behinderte ein. 

Mit dem Aufbau der Sozial- und Gesundheits­
sprengel, über die heute und auch bei den vergan­
genen Diskussionen im Zuge der KRAZAF-Ver-
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längerung diskutiert wurde, und mit den dazuge­
hörenden Beratungsdiensten ist auch eine bedürf­
nisgerechte sozialpsychiatrische Betreuung der 
Bevölkerung sichergestellt. 

Die sozialpsychiatrische Versorgung ist ein Teil 
der allgemeinen Gesundheitsversorgung. Sie be­
darf jedoch mehr als die meisten anderen Berei­
che einer besonders engen Verzahnung mit den 
sozialen Diensten, weil psychiatrische Hilfe für 
die Bevölkerung möglichst leicht erreichbar sein 
soll. Das bedeutet, daß sie möglichst nahe am 
Wohnort beziehungsweise am Arbeitsplatz des 
Betroffenen angesiedelt werden soll, damit sie 
auch zeitlich leicht erreichbar ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mei­
ne Bitte ist, in den Ländern darauf hinzuwirken, 
daß durch die Schaffung leistungsfähiger Sozial­
und Gesundheitssprengel auf das ambulante so­
zialpsychiatrische Versorgungsangebot nicht ver­
gessen wird, sondern im Sinne einer bedürfnisge­
rechten Versorgung der Bevölkerung eine Ver­
besserung erfolgt. 

Ich habe auch noch folgenden Abänderungsan­
trag einzubringen: 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Helmcuh Swcker, Dr. Leiner 
und Genossen zur Regierungsvorlage betreffend 
das Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1992 samt 
Anlagen in der Fassung des Ausschußberichtes 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung be­
schließen: 

In der Anlage I der im Titel bezeichneten Regie­
rungsvorlage ist foLgende Anmerkung zu VA-An­
satz 2117294 anzubringen: 

,,2117294 Übenveisung vom VA-Ansatz 2152805 
(I 088,190 Millionen Schilling)." 

Begriindllng: 

Herstellung des Zusammenhanges mit der Über­
weisung von Kapitel 52. 

Ich bitte, diesem Abänderungsantrag die Zu­
stimmung zu geben. - Danke. (Beifall bei der 
SPÖ.) o2().53 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Der soeben 
eingebrachte Antrag ist ausreichend unterstützt 
und steht daher mit in Verhandlung. 

Als nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abge­
ordnete Buder. Ich erteile es ihr. 

020.53 
Abgeordnete Hannelore Buder (SPÖ): Frau 

Präsidentin! Herr Bundesminister! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Unter dem Titel "Strahlen-

schutz" sind im Budget 1992 105 355 000 S vor­
gesehen, das sind um 26 948 000 S weniger als im 
Jahr 1991. Ich nehme an, daß dies auch ein Bei­
trag zur Budgetkonsolidierung ist. 

Allerdings kann ich darauf verweisen, daß gera­
de beim Strahlenschutz durch das Strahlenschutz­
gesetz in den letzten Jahren uns allen mehr Si­
cherheit gegeben wurde. Ich kann mich noch dar­
an erinnern, wie groß die Verunsicherung nach 
dem Reaktorunfall in Tschernobyl gewesen ist, 
obwohl schon ein Strahlenwarnsystem bestand, 
das auch damals zufriedenstellend funktionierte, 
und es der Bundesregierung durch die permanen­
te und flächendeckende Datenerfassung möglich 
war, prompt mit entsprechenden Gegenmaßnah­
men zu reagieren. 

Die zwei Überwachungssysteme für die Mes­
sung der Umweltradioaktivität bestehen aus ei­
nem Netz von automatisch registrierenden und 
übertragenden Gammastrahlen-Meßgeräten und 
Aerosol-Warngeräten. Beide Überwachungsnetze 
ergänzen einander, denn das erste Netz lokalisiert 
den erhöhten Strahlenpegel, mit Hilfe des zwei­
ten wird die Art der Verunreinigung hervorrufen­
den Radionukleide bestimmt. 

Das bestehende System wurde in den letzten 
Jahren einer Überprüfung auf Zweckmäßigkeit. 
Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit unterzogen. 
Sie ergab, daß für 1992 insbesondere Verbesse­
rungen der Geräteaufstellungen erfolgen sollen. 
Außerdem sind Verbesserungen der Datenver­
fügbarkeit in Einsatzzentralen und die Aufrecht­
erhaltung des technischen Standards der Anlagen 
notwendig. Beide Maßnahmen sind im Budgetka­
pitel berücksichtigt. 

Seit mehreren Jahren besteht nun auch das 
Projekt "TA WES" - das ist die teilautomatisierte 
Wetterstation -, das aktuelle meteorologische 
Meßdaten in das Datenleitungsnetz des Strahlen­
frühwarnsystems einbindet. Dieser Einbindung 
von derzeit mehr als 50 bestehenden Stationen, 
von denen an fünf Stationen ein Probebetrieb er­
folgte, kommt besondere Bedeutung zu. 

Erwähnen möchte ich auch, daß die österrei­
chische Bevölkerung über Selbstschutzmaßnah­
men durch eine Broschüre informiert wurde und 
die Versorgung der Bevölkerung mit Kaliumjo­
didtabletten gegeben ist. Diesen vorbeugenden 
Maßnahmen ist eine besondere Wichtigkeit bei­
zumessen, solange ein atomfreies Europa nur 
Wunschdenken ist (Beifall bei der SPO) und 
Atomkraftwerke wie Krsko, Bohunice und Kozlo­
duj mit ihren schlechten technischen Standards 
eine ernstliche Bedrohung darstellen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Hohes Haus! 
Im Bereich der Forschung über den Strahlen­
schutz sind auch Projekte enthalten, die die opti-
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male Endlagerung von radioaktiven Abfällen vor­
sehen. Derzeit werden im Forschungszentrum 
Seibersdorf radioaktive Abfälle aus Medizin, For­
schung und Industrie gesammelt, konditioniert 
und zwischengelagert. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich verstehe 
sehr wohl die Sorge des Gesundheitsministers we­
gen der begrenzten Lagerkapazität in Seibersdorf 
und sein Bemühen, zum Schutz der Bevölkerung 
vor Schäden durch ionisierte Strahlen eine lük­
kenlose und ordnungsgemäße Entsorgung und 
Möglichkeit der Endlagerung zu suchen. Nur leh­
ne nicht nur ich, sondern einstimmig auch die 
Steiermärkische Landesregierung und die ganze 
Bevölkerung des Bezirkes Liezen, aus dem ich 
komme, und des angrenzenden oberösterreichi­
schen Bezirkes Kirchdorf an der Krems einen 
Standort Bosruck entschieden ab. 

Herr Bundesminister! Sie wissen, wie massiv 
die Ablehnung dieses Standortes durch die Bevöl­
kerung ist. Bei Demonstrationen - die letzte gro­
ße war am 27. Oktober, die 6 000 Menschen eine 
Menschenkette über den Ardningsattel bilden 
ließ - zeigt sich, wie groß der Widerstand inner­
halb der Bevölkerung ist. Und nicht nur Sie, son­
dern auch der Herr Bundeskanzler versicherten, 
daß keine Entscheidung gegen den Willen der Be­
völkerung erfolgen wird. 

Probebohrungen am Standort Bosruck, Herr 
Bundesminister, werden in keinem Fall akzep­
tiert. Ich bin zwar keine Militaristin, aber ich be­
fürchte, ich muß Ihnen sagen, in diesem Fall 
stünde der ganze Bezirk "Gewehr bei Fuß". 

Man wird mir jetzt das sogenannte Floriani­
Prinzip vorwerfen, aber für meine Ablehnung ist 
ausschlaggebend, daß inzwischen namhafte Geo­
logen dieses Gebiet mit der Begründung als nicht 
geeignet bezeichnet haben, daß es erdbebenge­
fährdet und von Wasseradern durchzogen ist. Au­
ßerdem ist gerade dieses Gebiet, das Ennstal, we­
gen seiner Schönheit als Erholungsgebiet beliebt, 
denn dort gibt es ihn noch, den sanften Touris­
mus, den wir uns wünschen. Des weiteren soll in 
diesem Gebiet der Naturpark "Kalkalpen" entste­
hen, und natürlich ist ein Endlager von radioakti­
vem Abfall in einem Naturpark nicht möglich. 

Daher ersuche ich Sie, sehr geehrter Herr Bun­
desminister, den Standort Bosruck Süd bei der 
Endlagersuche auszuschließen. (Beifall bei der 
SPÖ.) 2/.IJO 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächste ge­
langt Frau Abgeordnete Bauer zu Wort. Bitte. 

21.00 .. 
Abgeordnete Sophie Bauer (SPO): Sehr geehr-

te Frau Präsidentin! Herr Bundesminister! Sehr 
geehrte Damen und Herren des Hohen Hauses! 
Als 1982 in den Weltnachrichten die ersten Mel-

dungen über die tödliche Immunschwächekrank­
heit Aids zu hören waren, hat sich eigentlich noch 
niemand Vorstellungen darüber gemacht, daß mit 
dieser Seuche eine neue Geißel auf die Mensch­
heit zukommt, die wir Ende 1991 noch nicht bes­
ser im Griff haben als in den Anfängen. 

Es ist zwar einigermaßen beruhigend, daß das 
Gesundheitsbudget für Beratung und Betreuung 
sowie für Forschung und Aufklärung Mittel vor­
sieht. Für die Hämophilien wurde per Gesetz ent­
sprechend vorgesorgt, wenn auch die Tragik, daß 
es hier zu Infektionen gekommen ist, darin ihre 
Begründung hat, daß diese Krankheit von Anfang 
an unterschätzt wurde. Man ging davon aus, daß 
diese Krankheit nur bei Homosexuellen und Dro­
genabhängigen auftreten wird, und mit dem Ur­
teil "selbst schuld, wen es trifft", ging man zur 
Tagesordnung über, denn mit dem Ausgrenzen ist 
man immer schnell zur Hand. 

Inzwischen weiß man längst, daß diese Krank­
heit häufig im heterosexuellen Bereich auftritt. 
Bei der 6. Internationalen Aids-Konferenz in Da­
kar wurden Horrorziffern bekannt. Allein in 
Afrika wird es bis zum Jahr 2000 14 Millionen 
Infizierte geben. Afrika ist zwar hauptbetroffen, 
doch durch die Mobilität der Menschen wird auch 
auf den anderen Kontinenten die Zahl der HIV­
Positiven und der Aids-Kranken rapide ansteigen. 
- Es ist also Aufklärung und Vorbeugung mehr 
denn je gefragt! 

Dies, obwohl sich auch das Wissen sogenannter 
Experten von Tag zu Tag zu verändern scheint. 
Denn anders ist nicht erklärbar, daß Luc Montag­
nier vom Institut Pasteur in Paris den Verdacht 
äußerte, es könnte in Einzelfällen auch eine 
Übertragung durch Insektenstiche erfolgen. In 
den vergangenen Jahren wurde das nämlich noch 
verneint. 

Daß Aufklärungsdefizite gegeben sind, beweist 
die Tatsache, daß die meisten Menschen der An­
sicht sind, daß bereits unmittelbar nach verdäch­
tigen Kontakten das HIV-Virus nachweisbar 
wäre. Gerade die Tatsache, daß zwischen einer 
Ansteckung und der Möglichkeit des Nachweises, 
ob jemand HIV-positiv ist, eine relativ lange Zeit 
verstreicht, ist mit ein Faktor für die rasante Ver­
breitung. 

Auch in der Fortpflanzungsmedizin wird man 
sich in bezug auf fremde Samenspenden sehr 
gründlich damit auseinandersetzen müssen. Es 
wird Sache des Gesetzgebers sein, hier dem For­
scherdrang und dem Profitdenken entsprechend 
entgegenzuwirken, denn sonst könnte es zu eben­
solchen Konsequenzen kommen, mit denen sich 
Frankreich und die Bundesrepublik derzeit aus­
einanderzusetzen haben. In diesen Ländern wur­
den noch bis Ende der achtziger Jahre Bluter mit 
verseuchten Gerinnungspräparaten behandelt. 
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Sophie Bauer 

Und was stand dahinter? - Profitdenken ! (Der 
Prä si den t iibemimmt den Vorsitz.) 

Jetzt setzt man sich in diesen Staaten damit aus­
einander, wie hoch der seelische Schaden zu be­
ziffern ist und was denn ein Menschenleben wert 
ist. 

Meine Damen und Herren! Seien wir froh, daß 
hier in Österreich doch sorgfältiger vorgegangen 
wurde, weil diese Präparate wesentlich früher aus 
dem Verkehr gezogen wurden, und riskieren ~ir 
nicht eine neue Gefahr! (Beifall bei der SPO.) 
::'1.05 

Präsident: Als nächste gelangt Frau Abgeord­
nete Hilde Seiler zu Wort. Ich erteile es ihr. 

::'1.05 
Abgeordnete Hilde Seiler (SPÖ): Herr Präsi­

dent! Herr Bundesminister! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Unter Berücksichtigung der 
Zeitprobleme möchte ich mich kurz fassen und 
nur ein Thema ansprechen, und zwar Gesundheit 
am Arbeitsplatz. 

Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir 
aber trotzdem eine Vorbemerkung zu einem The­
ma, welches heute bei der Gesundheitspolitik 
überhaupt nicht zur Sprache gekommen ist. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, alle sind 
sich darüber einig: Arbeit darf nicht krankma­
chen. Dennoch sind täglich Hunderttausende Ar­
beitnehmer gesundheitsgefährdenden oder zu­
mindest stark belastenden Arbeitsbedingungen 
ausgesetzt. Jedes Jahr ereignen sich in beängsti­
gender Regelmäßigkeit mehr als 170 000 Arbeits­
unfälle. Die beruflich bedingten Krankheiten 
werden nur zu einem Teil als Berufskrankheiten 
anerkannt. 

Während der Gesundheitsdebatte hat Kollege 
Leiner eine Unfallstatistik verlesen. Es hätte mich 
sehr gefreut, wenn er mit einem Satz auch Ar­
beitsunfälle erwähnt hätte. Er hat sie nicht er­
wähnt, und deshalb möchte ich sie noch einmal 
betonen. 

Meine Damen und Herren! Zu viele Arbeitneh­
mer müssen nämlich wegen Berufsunfähigkeit 
frühpensioniert werden. Veränderte Produktions­
technologien, Arbeitsmittel und Arbeitsstoffe 
führen dazu, daß verschiedenste Erkrankungen 
auftreten, die zwar eindeutig auf die Belastung 
am Arbeitsplatz zurückzuführen sind, jedoch 
trotzdem nicht als Berufskrankheit anerkannt 
werden. 

Dies deshalb, weil zum einen die im Gesetz auf­
gelisteten 44 Berufskrankheiten nicht mehr aus­
reichen, um den neu auftretenden gesundheitli­
chen Schäden gerecht zu werden, und zum ande­
ren, weil ein Verfahren zur Anerkennung einer 

Krankheit als konkrete Berufskrankheit im Ein­
zelfall nur unter bestimmten Voraussetzungen 
möglich ist, und zwar unter Vorliegen einer min­
destens 50prozentigen Erwerbsminderung sowie 
einer Erkrankung, deren Ursprung nicht in der 
Verwendung schädigender Stoffe oder Strahlen 
liegt. 

Meine Damen und Herren! Es müßte daher so­
wohl die arbeitsmedizinische, die arbeitspsycho­
logische und sicherheitstechnische Forschung 
ausgebaut als auch das Verfahren der Anerken­
nung von Berufskrankheiten vereinfa~ht und be­
schleunigt werden. (Beifall bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Die Gefährdung 
der Gesundheit der Arbeitnehmer darf nicht 
mehr länger als normaler Bestandteil des betrieb­
lichen Geschehens angesehen werden. Es ist 
höchste Zeit, daß die Arbeitsbedingungen an den 
Menschen angepaßt werden und nicht umge­
kehrt, denn eine gesunde Umwelt beginnt am Ar­
beitsplatz und trägt entscheidend zur Lebensqua­
lität bei. 

Meine Damen und Herren! Im Bundesvoran­
schlag 1992 sind 1,760 Millionen Schilling für 
"gesundheitliche Aufklärung" vorgesehen. Die 
am Montag hier im Hohen Haus beschlossene 
KRAZAF-Vereinbarung weist neue Wege in der 
Sozial- und Gesundheitspolitik. 

Der Grundsatz, daß auch bei der Gesundheit 
Vorbeugen vor Reparatur zu kommen hat, muß 
nun auch verstärkt für den gesamten Bereich der 
Arbeitsmedizin, der Gesundheit am Arbeitsplatz 
Geltung haben. - Danke schön. (Beifall bei der 
SPÖ.) 21.1J9 

Präsident: Zu Wort ist niemand mehr gemel­
det. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin wünscht kein 
Schlußwort. 

Damit können wir sogleich über die Beratungs­
gruppe XV des Bundesvoranschlages für 1992 
ab s tim me n. 

Diese Beratungsgruppe umfaßt das Kapitel 17 
in 250 der Beilagen in der Fassung des Spezial be­
richtes in 300 der Beilagen; also die Kapitel Ge­
sundheit, Sport und Konsumentenschutz. 

Es liegt ein Zusatzantrag der Abgeordneten 
Helmuth Stocker, Dr. Leiner und Genossen vor, 
eier sich auf elie Einfügung einer Anmerkung zum 
Voranschlagsansatz 2/17294 bezieht. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die sich 
für Kapitel 17 in der Fassung des Spezialberichtes 
in 300 der Beilagen unter Berücksichtigung des 
Zusatzantrages der Abgeordneten Helmuth Stok­
ker, Dr. Leiner und Genossen aussprechen, um 
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Präsident 

ein entsprechendes Zeichen. - Das ist mit 
M ehr h e i t b e s chI 0 s sen. 

Ich schlage gemäß § 55 der Geschäftsordnung 
vor, daß wir über die beiden in der eben abge­
führten Debatte eingebrachten Entschließungs­
anträge sogleich abstimmen. - Einwendungen 
dagegen werden nicht erhoben. 

Wir kommen daher zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Abgeordneten Mag. 
Schweitzer und Genossen betreffend Nachnut­
zung der Stadion-Neubauten. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für die­
sen Entschließungsantrag eintreten, um ein Zei­
chen. - Das ist die M i nd e r h e i t. Ab ge -
I e h n t. 

Wir gelangen als zweites zur Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Edith Haller und Genossen betreffend Patienten­
anwalt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für die­
sen Entschließungsantrag eintreten, um ein Zei­
chen der Zustimmung. - Das ist die M i n der -
he i t. Daher ist auch dieser Antrag ab g e -
I eh n t. 

Beratungsgruppe XI 

Kapitel 50: Finanzverwaltung 

Kapitel 51: Kassenverwaltung 

Kapitel 52: Öffentliche Abgaben 

Kapitel 53: Finanzausgleich 

Kapitel 54: Bundesvermögen 

Kapitel 55: Pensionen (Hoheitsverwaltung) 

Kapitel 59: Finanzschuld, Währungstausch­
verträge 

Kapitel 75: Branntwein (Monopol) 

Bundesfinanzgesetz, Stellenplan, Fahrzeugplan 
und Plan für Datenverarbeitungsanlagen 

Präsident: Damit gelangen wir zum dritten Teil 
der heutigen Beratungen, nämlich zur Verhand­
lung über die Beratungsgruppe XI des Bundes­
voranschlages 1992, Finanzen, sowie über den 
Text des Bundesfinanzgesetzes und alle Anlagen, 
soweit sie noch nicht in Verhandlung gestanden 
sind. 

Spezialberichterstatter zur Beratungsgruppe XI 
ist Herr Abgeordneter Brennsteiner. Er hat das 
Wort. 

Spezial berichterstatter Brennsteiner: Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Ich erstatte den Spezialbe­
richt zur Beratungsgruppe XI. 

Im allgemeinen Haushalt sind in dieser Bera­
tungsgruppe insgesamt an Ausgaben im Bundes­
voranschlag 1992 190 722 Millionen Schilling 
vorgesehen. Dem stehen Einnahmen in der Höhe 
von 379 720 Millionen Schilling gegenüber. 

Im Ausgleichshaushalt sind 93 538 Millionen 
Schilling an Ausgaben und 155 577 Millionen 
Schilling an Einnahmen vorgesehen. 

Die übrigen Detailbereiche der einzelnen Kapi­
tel liegen schriftlich vor. 

Bei der Abstimmung wurden die finanzgesetzli­
chen Ansätze der zur Beratungsgruppe XI gehö­
renden Teile des Bundesvoranschlages für das 
Jahr 1992 in der von den Abgeordneten Mag. Bri­
gitte Ederer und Bayr vorgeschlagenen Fassung 
einstimmig angenommen. 

Der Budgetausschuß stellt somit den An­
t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 50: Finanzverwaltung, 

dem Kapitel 51: Kassenverwaltung (allgemeiner 
Haushalt und Ausgleichshaushalt), 

dem Kapitel 52: Öffentliche Abgaben, 

dem Kapitel 53: Finanzausgleich, 

dem Kapitel 54: Bundesvermögen, 

dem Kapitel 55: Pensionen (Hoheitsverwal­
tung), 

dem Kapitel 59: Finanzschuld, Währungs­
tauschverträge (allgemeiner Haushalt und Aus­
gleichshaushalt), 

dem Kapitel 75: Branntwein (Monopol) 

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1992 
(250 der Beilagen) mit den dem schriftlichen 
Aussch u ßbericht angeschlossenen Abänderungen 
wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Herr Präsident! Für den Fall. daß Wortmel­
dungen vorliegen, bitte ich, die Debatte fortzuset­
zen! 

Präsident: Danke dem Herrn Spezialberichter­
statter. Ich ersuche nunmehr die Frau Generalbe­
richterstatterin. Frau Abgeordnete Anna Huber, 
um ihren Bericht. 

Generalberichterstatterin Anna Huber: Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Ich erstatte den Bericht des Budgetausschus­
ses über die Regierungsvorlage 250 und Zu 250 
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Generalberichterstatterin Anna Huber 

der Beilagen. Bundesfinanzgesetz für das 
Jahr 1992 samt Anlagen. 

Die gegenständliche Regierungsvorlage, die 
von der Bundesregierung am 21. Oktober 1991 
dem Nationalrat vorgelegt wurde, besteht aus 
dem eigentlichen Bundesfinanzgesetz sowie den 
einen Bestandteil desselben bildenden Anlagen. 
Es sind dies der Bundesvoranschlag - Anlage I 
samt den Gesamtübersichten Anlage LA bis I.C 
-, der Konjunkturausgleich-Voranschlag - An­
lage II samt dessen summarischer Aufgliederung 
Anlage II.A -, der Stellenplan - Anlage III -. 
der Fahrzeugplan - Anlage IV - und der Plan 
für Datenverarbeitungsanlagen - Anlage V. 

Hinsichtlich der näheren Angaben über den 
Text des Bundesfinanzgesetzes, den Stellenplan, 
den Fahrzeugplan und den Plan für Datenverar­
beitungsanlagen erlaube ich mir, Sie, sehr geehrte 
Damen und Herren, auf meine Ausführungen bei 
der Einleitung der Beratungen über das Bundesfi­
nanzgesetz für das Jahr 1992 am Donnerstag, den 
5. Dezember 1991, sowie auf den gedruckten 
Ausschußbericht zu verweisen. 

Das Bundesfinanzgesetz wurde unter Berück­
sichtigung eines Abänderungsantrages der Abge­
ordneten Mag. Brigitte Ederer und Bayr mit 
Stimmeneinhelligkeit angenommen. 

Dem Stellenplan wurde unter Berücksichtigung 
der Abänderungsanträge der Abgeordneten Mag. 
Brigitte Ederer und Bayr mit Stimmeneinhellig­
keit die Zustimmung erteilt. 

Weiters wurde der Fahrzeugplan in der Verfas­
sung eines Abänderungsantrages der Abgeordne­
ten Mag. Brigitte Ederer und Bayr mit Stimmen­
einhelligkeit angenommen. 

Schließlich wurde dem Plan für Datenverarbei­
tungsanlagen mit Stimmeneinhelligkeit die Zu­
stimmung erteilt. 

Namens des Budgetausschusses stelle ich den 
A n t I' a g, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Entwurf des Bundesfinanzgesetzes für das 
Jahr 1992 in der vom Ausschuß beschlossenen 
Fassung samt den nachstehend genannten Anla­
gen - ausgenommen die Anlagen I und II, die 
bereits Gegenstand der Anträge des Ausschusses 
in den Spezialberichten waren -, und zwar An­
lage LA bis LC, Gesamtübersichten, sowie An­
lage ILA, summarische Aufgliederung des Kon­
junkturausgleich-Voranschlages, unter Berück­
sichtigung der sich aus den Spezialberichten erge­
benden Abänderungen, Anlage UI, Stellenplan, 
unter Berücksichtigung der sich aus dem Gene­
ralbericht ergebenden Abänderungen, Anlage IV, 
Fahrzeugplan, unter Berücksichtigung der sich 
aus dem Generalbericht ergebenden Änderungen, 

und Anlage V. Plan für Datenverarbeitungsanla­
gen, wird im Sinne der Ausschußanträge in 300 
der Beilagen die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilt. 

Herr Präsident! Ich ersuche, die Debatte fort­
zusetzen. 

Präsident: Danke der Frau Generalberichter­
statterin, die das Hohe Haus nunmehr darüber in 
Kenntnis gesetzt hat, welche Anlagen neben den 
Hauptkapiteln zur Verhandlung stehen und wie 
die Anträge des Finanzausschusses, die wir nun­
mehr beraten. im einzelnen lauten. 

Als erster zu Wort gelangt Herr Abgeordneter 
Mag. Schreiner. 

::1.17 .. 
Abgeordneter Mag. Schreiner (FPO): Sehr ge-

ehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bun­
desminister! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Dankenswerterweise, Herr 
Bundesminister, haben Sie gemeinsam mit dem 
Präsidium des Hohen Hauses den letzten Tag der 
Ausschußberatungen dazu benützt, vier Exper­
ten, die von den vier Parlamentsklubs namhaft 
gemacht worden sind. einzuladen. Mit diesen 
konnten wir in einem ausgiebigen Expertenhea­
ring den Voranschlag 1992 durchdiskutieren. Es 
war sehr interessant, nicht nur Ihre Sicht der Din­
ge zum Budget des Jahres 1992 zu hören, sondern 
Ihre Sicht von unabhängigen Experten auch "ab­
klopfen" zu lassen. Was dabei herausgekommen 
ist, war sehr interessant. 

Herr Bundesminister! Herr Professor van der 
Belen hat gemeint, daß eine Absenkung des Bud­
getdefizits nach der jetzigen Konjunkturlage ei­
gentlich ein mystisches Ziel sei und daß Sie mit 
Ihrer außerbudgetären Finanzierung und der 
Auflösung von Rücklagen gerade das machten, 
damit dieses Ziel in Zukunft real nicht erreicht 
werden kann. Das ist eine Kritik. die wir Freiheit­
lichen. im besonderen unser Budgetsprecher Hol­
ger Bauer, seit langem an Sie richten und die im­
mer ungehört von Ihnen zurückgewiesen worden 
ist. 

Herr Dozent Holzmann hat gemeint, daß sich 
der Verschuldungsgrad im Bundeshaushalt sehr 
gefährlich entwickelt, daß der Kapitalbedarf im 
Osten steige, daß Zinserhöhungen auf uns zu­
kommen, daß Strukturreformen bei Ausgaben­
kürzungen gleichzeitig notwendig seien und daß 
Sie, Herr Bundesfinanzminister, endlich dazu 
übergehen müßten, eine längere Finanzplanung 
einzuleiten, und eine Änderung des Haushalts­
rechtes vornehmen sollten. 

Herr Experte Dr. Lehner, der eher der Koali­
tion nähersteht, hat auch einige starke Worte ver­
wendet. Er hat gemeint, der Zinsaufwand steige 
stärker als das Bruttoinlandsprodukt. Wir haben 

55. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)132 von 156

www.parlament.gv.at



5736 Nationalrat XVIII. GP - 55. Sitzung - 18. Dezember 1991 

Mag. Schreiner 

eine fallende Investitionsquote, und wir haben bis 
jetzt keine Möglichkeit gefunden, aufgrund Ihrer 
Finanzpolitik die Konsolidierung auch ausgaben­
seitig durchzuführen. Das ist eine Kritik, die wir 
Freiheitlichen Ihnen auch immer von diesem Pult 
"entgegengeschleudert" haben. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Herr Dr. Walterskirchen, auch ein Experte in 
dieser Runde, hat gemeint, daß der Zinsaufwand 
das Hauptproblem in diesem Budget sei und das 
Hauptproblem in vielen künftigen Budgets sein 
werde. Auch dieser Experte hat am Bundesvoran­
schlag des Jahres 1992 und an der Entwicklung 
der Jahre danach kein gutes Haar gelassen. 

Alle Fachleute stellten gemeinsam fest, daß für 
die nächste Etappe der Steuerreform - hier 
möchte ich mich ein bißchen aufhalten - absolut 
kein Spielraum im Budget sei. Diese zweite Etap­
pe der Steuerreform, ich habe das vergangenen 
Freitag schon gesagt. wird also von Ihnen quasi 
"scheibchenweise" angegangen. 

Herr Bundesfinanzminister! Uns ist eine zweite 
Etappe der Steuerreform in drei, vier oder fünf 
Teilschritten wirklich zuwenig. Wir Freiheitli­
chen werden mit Ihnen eine zweite Etappe der 
Steuerreform tragen, wenn sie wirklich aus 
ein e m Guß gemacht ist und nicht in drei, vier 
oder fünf Teiletappen stückchenweise das Haus 
passiert und stückchenweise auch quasi auf den 
Steuerzahler losgelassen wird. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Das ist keine Reform, die die große Koalition in 
der vergangenen Legislaturperiode angekündigt 
hat, als sie gemeint hat, sie mache eine erste Etap­
pe der Steuerreform, sehr rasch eine zweite und 
eine abschließende letzte Etappe für eine gerau­
me Zeit. 

Herr Bundesfinanzminister! Sie und Abgeord­
nete der Koalitionspartei kritisieren sehr oft, daß 
wir Freiheitliche immer eher starke Kritik übten 
und Ihnen keine Lösungsvorschläge unterbreiten 
würden. Ich muß Ihnen grundsätzlich eines sa­
gen: Sie werden in vielen Bereichen unserer poli­
tischen Arbeit Lösungsvorschläge erkennen kön­
nen. Es wird Lösungsvorschläge und das Ge­
spräch mit uns dann nicht geben können, wenn 
Sie uns im Budgetausschuß und im Finanzaus­
schuß an dem Tag, an dieser Budgetausschuß und 
Finanzausschuß zu tagen beginnt, eineinhalb 
Stunden nach Beginn der Sitzung 25 Ab­
änderungsanträge mit über 100 Seiten auf den 
Tisch knallen. Das ist keine Gesprächsbasis zwi­
schen Regierung und Opposition. (Beifall bei der 
FPÖ.) SO werden Sie in uns keinen Partner fin­
den, mit dem Sie in Zukunft eine wirklich ver­
nünftige Finanzpolitik machen können. 

Wir haben Ihnen schon einige Reformvorschlä­
ge vorgestellt. Wir meinen, daß zum Beispiel in 
einer zweiten Etappe der Steuerreform die Un­
ternehmensbesteuerung angegangen werden 
muß, damit wir endlich zu einer Entlastung der 
Lohnsteuer kommen. Diese Überstundenbesteue­
rung drängt die Einkommen der unselbständig 
Erwerbstätigen wirklich in Progressionen, in die 
sie eigentlich gar nicht hingehören würden. 

Wir haben weitere Bereiche in Diskussion ge­
bracht: Verwaltungsvereinfachung im Bereich der 
Lohnverrechnung, Abschaffung oder Reduzie­
rung oder Umgruppierung von Bagatellsteuern. 

Herr Bundesfinanzminister! Eines muß ich Ih­
nen auch sagen: Letzten Freitag, als es um das 
Abgabenänderungsgesetz 1992 ging, sind Sie 
nicht nur von der Opposition, sondern auch von 
vielen kritischen Fachleuten als derjenige ertappt 
worden, im Bereich dieser "Ökoschwindelsteu­
er" , der Sie wirklich sind. Sie sagen, hier werde 
eine Steuerreform unter ökologischen Gesichts­
punkten eingeleitet. In Wirklichkeit ist es aber 
nicht so. Diese Steuerreform betreffend Ökosteu­
er, Normverbrauchsabgabe, war eine Steuerre­
form. die Sie machen mußten, weil Sie ganz ein­
fach vergessen hatten, daß die Beamten 8,3 Mil­
liarden Schilling brauchen würden. Und auf ein­
mal im Husch-Pfusch-Yerfahren mußten Sie nun 
eine Belastungswelle auf die Österreicher loslas­
sen. 

Herr Bundesfinanzminister! Auch das ist eine 
Art, Politik zu machen, die wir Freiheitlichen 
nicht unterstützen können! (Beifall bei der FPÖ.) 

Sie vergessen ganz einfach, budgetäre Vorsor­
gen zu treffen, verhandeln angeblich und so wich­
tig bis zur letzten Minute und wollen dann die 
Opposition dazu einladen, mitzugehen, ohne daß 
wir ausreichend Gelegenheit gehabt haben, uns 
das im Detail anzuschauen. Wie gesagt, wir haben 
diese Unterlagen praktisch eineinhalb Stunden 
nach Beginn der Beratungen bekommen. Das ist 
ein Weg, den Sie mit einer freiheitlichen Opposi­
tion nicht gehen können. 

Grundsätzlich muß ich Ihnen sagen, daß dieses 
Expertenhearing für uns sehr aufschlußreich war. 
Es war deswegen aufschlußreich, weil wir gesehen 
haben, daß nicht nur die Oppositionsabgeordne­
ten und nicht nur die Medien in Fachzeitschriften 
Sie wegen Ihrer Budgetpolitik und Ihrer Abga­
ben- und Steuerpolitik kritisieren, sondern auch 
unabhängige Fachleute unserer Meinung sind. 
Deswegen wird die freiheitliche Fraktion dieses 
letzte Budgetkapitel, das heute verhandelt wird, 
ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 21.25 

Präsident: Der nächste Redner ist Herr Abge­
ordneter Dr. Stummvoll. Er hat das Wort. 
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Dr. Stummvoll 

:'1.26 

Abgeordneter Dr. Stummvoll (ÖVP): Herr 
Präsident! Herr Bundesminister! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Mit dem Kapitel Fi­
nanzen haben wir nach fünf intensiven Tagen der 
Budgetdebatte das letzte Kapitel dieses Budgets 
zu diskutieren. Wenn wir diese Budgetdebatte der 
letzten fünf Tage kurz Revue passieren lassen und 
ein Zwischenresumee ziehen, dann ist mir eine 
ganz eigenartige Diskrepanz besonders aufgefal­
len, eine Diskrepanz in der Richtung, daß wir er­
stens ein Budget beschließen, das man trotz aller 
Kritik der Opposition durchaus herzeigen kann, 
ein Budget auf Konsolidierungskurs, ein Budget 
mit Zukunftsinvestitionen, ein Budget mit wichti­
gen Reformimpulsen - siehe Getränkesteuer, 
siehe Ausgliederung der Arbeitsmarktverwaltung 
-, wir aber zweitens im Rahmen dieser Budget­
beratungen auch die Nachricht erhalten haben, 
daß der Budgetvollzug 1991 wieder sehr straff er­
folgt, daß das voraussichtliche Ergebnis des 
Bundesrechnungsabschlusses 1991 um 500 Mil­
lionen Schilling besser sein wird als budgetiert. 
(Beifall bei Ö VP lind SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Drittens haben wir 
in den letzten Tagen - das war vielleicht ein zu­
fälliges Zusammentreffen mit unserer Budgetde­
batte - gesehen, daß wir eigentlich, man braucht 
sich nur unsere Daten anzuschauen, hervorragen­
de Stabilitätsdaten haben. Es ist heute bei der 
Wirtschaftsdebatte am Morgen schon einmal zi­
tiert worden, daß wir all jene Voraussetzungen 
heute schon erfüllen würden, die die EG für ihre 
Mitgliedsstaaten im Hinblick auf die Stabilitätser­
fordernisse festgelegt hat. 

Hohes Haus! Wir haben heute schon eine Infla­
tionsrate, die nicht höher als 1,5 Prozent über der 
der drei besten EG-Länder liegt. Wir haben heute 
schon eine Nettoverschuldung, die 3 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts nicht übersteigt. Wir ha­
ben heute, Hohes Haus, schon eine Gesamtver­
schuldung, die unter 60 Prozent des Bruttoin­
landsproduktes bleibt. 

Das sind also genau jene Werte, die in der EG 
selbst derzeit nur von drei Ländern erfüllt wer­
den, nämlich von Frankreich, Luxemburg und 
Dänemark. Wir haben somit hervorragende Sta­
bilitätsdaten, ein Budget, das man herzeigen 
kann. einen straffen Budgetvollzug. Das ist die 
eine Seite. 

Auf der anderen Seite - ich glaube, auch das 
müssen wir ernst nehmen - gibt es doch eine 
gewaltige Unzufriedenheit und ein nicht nur von 
den Sprechern der Oppositon geäußertes Unbe­
hagen über das Procedere, über den Ablauf dieser 
B udgetbera tunge n. 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Ich 
glaube, wir sollten wirklich versuchen, bei der Art 
des Ablaufes, bei der Art der Verhandlungen, 
beim Procedere nicht jenen negativen Eindruck 
bei einem an sich guten Budget entstehen zu tas­
sen, der in den letzten Tagen hervorgetreten ist. 
Ich glaube, wir sollten tatsächlich, meine Damen 
und Herren, gerade weil wir uns einem Jahresen­
de nähern und weil wir gute Vorsätze für das 
nächste Jahr haben, überlegen, welche Kurskor­
rekturen und Modifikationen wir für das nächste 
Jahr für die Budgetberatungen 1993 vornehmen 
sollten. 

Ich möchte ganz kurz vier Schwerpunkte aus 
meiner Sicht nennen. Meine Damen und Herren! 
Glauben Sie mir, ich habe vier Budgets aus der 
Sicht des Finanzministeriums erlebt, aus der Sicht 
der Regierung, dieses vierte Budget habe ich wie­
der aus der Sicht eines Parlamentariers erlebt. 

Ich möchte wenige Tage vor Weihnachten fol­
gende fünf Punkte als Anregung oder als meinen 
Wunsch für den Ablauf der Budgetver­
handlungen 1993 hier deponieren. 

Erster Punkt: Ich glaube, es sollte das Parla­
ment früher als derzeit in die Budgetverhandlun­
gen eingebunden sein. Ich könnte mir durchaus 
vorstellen, daß die Verabschiedung der Budget­
richtlinien im Ministerrat, das ist in der Regel 
Ende April. Anfang Mai, der erste Zeitpunkt ist, 
zu dem wir bereits eine parlamentarische Grund­
satzdiskussion über die Budgetpolitik führen, zu 
dem wir bereits über grundsätzliche Weichenstel­
lungen im Parlament diskutieren. 

Meine erste Anregung also: frühzeitige Einbin­
dung des Parlaments in den Ablauf der Budget­
verhandlungen, sobald die Budgetrichtlinien im 
Ministerrat beschlossen sind. (Beifall bei ÖVP 
und SPÖ.) 

Der zweite Schwerpunkt, meine Damen und 
Herren: Wir müssen davon wegkommen - ich 
sage das als Mitglied einer Regierungspartei -, 
daß wir uns von einem Budget zum anderen wei­
terhanteln. Wir brauchen eine längerfristige Bud­
getplanung. Wir müssen weg von der Budgetpro­
gnose nach dem Motto: Was wäre, wenn wir 
nichts tun? wir müssen hin zu einer mehrjähri­
gen Budgetplanung, die die Weichen für die Zu­
kunft stellt. Die künftige Budgetkonsolidierung 
ist nur möglich mit einer längerfristigen Planung. 
Ich deponiere das Ersuchen oder die Forderung 
oder den Wunsch nach mehr längerfristiger Pla­
nung und weniger Krisenmanagement im letzten 
Augenblick. 

Dritter Schwerpunkt: Meine Damen und Her­
ren! Wir haben beim Budget 1992 in der 
Schlußphase erlebt - glauben Sie mir, beim Bud­
get 1993 wird es genauso sein, weil ja dann auch 
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der nächste Finanzausgleich zu verhandeln sein 
wird -, wie sehr dieser Staatshaushalt vernetzt ist 
mit den Budgets der Länder und mit den Budgets 
der Gemeinden. Es war ja ein Teil des Unbeha­
gens, daß in der Schlußphase, gleichsam im letz­
ten Augenblick, ein riesiges Gesamtpaket ge­
schnürt wurde mit den Finanzausgleichspartnern, 
also mit den Landesfinanzreferenten, mit Städte­
bund, mit Gemeindebund, und daß das Parlament 
in diese Verhandlungen eigentlich nicht einge­
bunden war. 

Da das gleiche Thema im nächsten Jahr auf­
grund der Neuverhandlung des Finanzausgleiches 
wieder anstehen wird, sollte man bereits heute 
überlegen, ob in solche Finanzausgleichsverhand­
lungen - Verhandlungen zwischen Bund, Län­
dern und Gemeinden - nicht auch die Parla­
mentsklubs einzubinden wären. Das wäre gründ­
lich zu überlegen. 

Vierter Punkt: Meine Damen und Herren, wir 
sollten den Budgetausschuß des Hohen Hauses -
hier decke ich mich mit dem, was mein Kollege 
Professor Nowotny schon vor einiger Zeit publi­
ziert hat - aufwerten. Ich könnte mir durchaus 
vorstellen, daß wir eine ähnliche Konzeption er­
reichen, wie sie der Haushaltsausschuß im Deut­
schen Bundestag hat. (Beifall bei ÖVP wut SPÖ.J 

Wir müssen uns aber dessen bewußt sein, mei­
ne Damen und Herren, daß das natürlich für jene 
Abgeordnete, die in diesem Budgetausschuß tätig 
sind, erhöhte Anforderungen, ein Vielfaches der 
heutigen Anforderungen, zur Folge hat. Ich mei­
ne, so ehrlich müssen wir sein, daß wir sagen: 
Okay, wenn wir das wollen, müssen wir in Kauf 
nehmen, daß unsere zeitliche Inanspruchnahme 
vier-, fünf- oder sechsmal so stark wird wie jetzt, 
aber ich glaube, es würde sich rentieren, das in 
Kauf zu nehmen. weil, so gLaube ich, das Parla­
ment, der Parlamentarismus im Zuge dieser Sud­
getverhandlungen wirklich gestärkt werden muß, 
wenn wir die Funktion dieses Hohen Hauses 
wirklich ernst nehmen. (Beifall bei ÖVP und 
SPÖ.) 

Fünfter und letzter Punkt, meine Damen und 
Herren, auch das mit Blickrichtung Hohes Haus. 
Meine Damen und Herren! Glauben Sie mir, 
Budgetverhandlungen werden nicht in jenen we­
nigen Wochen vorgenommen, die üblicherweise 
als die Wochen für Budgetverhandlungen ge­
nannt werden. Budgetverhandlungen finden das 
ganze Jahr statt. 

Hier auch wieder ein Appell an dieses Hohe 
Haus. Dieses Hohe Haus beklagt sich und hat sich 
nicht zu Unrecht beklagt, es wird gleichsam über­
fahren, im letzten Augenblick kommen Unterla­
gen, Ergänzungen, Abänderungsanträge, Milliar­
den werden im letzten Augenblick noch umge­
schichtet. Du hast recht. 

Aber bitte, ich habe vier Jahre lang auch die 
Sicht des Finanzressorts erlebt. Worüber klagt 
man im Finanzressort? - Darüber, daß das Par­
lament das ganze Jahr über, von Jänner bis De­
zember, so tut, als gäbe es keine Budgetkonsoli­
dierung, und jeder Fachausschuß glaubt, er müsse 
die Welt verbessern, er müsse Reformen beschlie­
ßen, die nachher viel mehr kosten als vorher. Und 
dann wird erwartet, daß in wenigen Wochen der 
Finanzminister, sein Staatssekretär und ihre Mit­
helfer die Budgetkonsolidierung durchführen. Na 
bitte, so geht es natürlich auch nicht. 

Das heißt, ich könnte mir sogar vorstellen, daß 
man so weit geht und sagt: Wichtige Gesetzent­
würfe, die hier im Hohen Haus diskutiert werden, 
die offensichtlich Folgekosten nach sich ziehen, 
haben auch durch den Budgetausschuß dieses 
Hohen Hauses zu gehen. 

Wir müssen uns bewußt sein, meine Damen 
und Herren, daß wir in jedem Ausschuß, in dem 
wir neue Gesetze beschließen, auch einen Teil 
von Budgetpolitik machen. 

Wenn ich diese fünf Schwerpunkte, diese fünf 
Forderungen, diese fünf Vorschläge für die Bud­
geterstellung 1993 hier vorgelegt habe, so aus die­
ser doppelten Sicht, die ich in den letzten Jahren 
erlebt habe, einige Jahre aus der Sicht des Finanz­
ressorts und jetzt wieder aus der Sicht des Parla­
ments. Ich glaube, es wäre für beide Seiten gut, 
sowohl für die Regierung und für den Finanzmi­
nister als auch für dieses Hohe Haus, wenn die 
Kooperation zwischen Regierung, Finanzressort 
und Parlament verbessert wird. 

Zusammenfassend bedeutet das ein Ja zum 
Bundeshaushalt 1992, aber auch zu einem geän­
derten Procedere fü~ die Budg~tverhandlun­
gen 1993. (Beifall bei OVP emd SPO.i 21.35 

Präsident: Nächste Rednerin ist Frau Abgeord­
nete Dr. Petrovic. Sie hat das Wort. 

2/.35 
Abgeordnete Dr. Madeleine Petrovic (Grüne): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bundesmini­
ster! Der grundsätzlichen Kritik des Herrn Dr. 
Stummvoll an der Praxis der Budgeterstellung 
kann ich mich im wesentlichen anschließen, ich 
hoffe aber, daß sich die Forderungen oder Wün­
sche, die er da geäußert hat, jetzt nicht auf die 
Vorweihnachtszeit beschränken. sondern daß 
auch während des Jahres eine Erinnerung daran 
herrschen wird und daß wir vielleicht diese wirk­
lich sehr, sehr unangenehmen und eigentLich 
nicht mehr sachlichen Verhandlungen, bedingt 
durch die völlige Überlastung der Ausschüsse, im 
nächsten Jahr nicht mehr erleben werden. 

Herr Bundesminister! Ich glaube, dieses Haus 
und alle Fraktionen sind gerne bereit, mit den 
Verhandlungen früher zu beginnen, sich in wel-
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cher Form auch immer früher in die verschiede­
nen Ressortverhandlungen einzubinden, aber so 
darf es nie wieder passieren, nicht zuletzt auch im 
Interesse der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Parlaments, denn sie haben genausoviel wie 
wir oder vielleicht sogar noch me~hr unter diesen 
Umständen zu leiden gehabt. 

Nun aber zu meinem heutigen Hauptanliegen. 
Ich habe. vielleicht auch weil die Gesetze in der 
letzten Zeit derart massiert auf uns zugekommen 
sind, weil ein Entwurf dem anderen gefolgt ist, 
sehr stark den Eindruck, daß Sie, Herr Bundesmi­
nister, nicht mehr eine wirklich eigenständige, vor 
allem den Interessen der Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahler Rechnung tragende Budget- und Fi­
nanzpolitik betreiben. 

Ich bemerke immer häufiger, daß für mich in 
einer sehr einseitigen Weise die Handschrift des 
Bankenapparates und dort ganz bestimmter Insti­
tute dominiert. Das war zum einen schon der Fall 
bei den Diskussionen über das Kapitalmarktge­
setz, wo meiner Meinung nach der Anlegerschutz 
zu kurz gekommen ist und die Interessen der 
emittierenden Institute sehr großzügig berück­
sichtigt wurden, das ist jetzt bei der aktuellen Dis­
kussion rund um die Anonymität der Sparbücher 
der Fall. Da ersuche ich Sie, Herr Bundesmini­
ster, vielleicht um eine kurze KlarsteIlung bezüg­
lich dieser, wie ich meine, bewußt verschleierten 
Diskussion. 

Ich frage Sie: Wie stehen Sie zum Schicksal der 
Anonymität der Sparbücher im Lichte der EG­
Ratsrichtlinie gegen die Geldwäscherei? Ich ersu­
che Sie hier nicht um eine Antwort zum Bankge­
heimnis. sondern konkret zur Anonymität. 

Ich kann von seiten des Grünen Klubs sagen: 
Wir stehen auf dem Standpunkt, wenn Vermögen 
den Gesetzen entsprechend erworben wurde, 
dann besteht kein Grund, warum im Rahmen des 
Bankgeheimnisses nicht zumindest den Instituten 
die Konteninhaber namentlich bekannt sein sol­
len, und wenn das Geld unrechtmäßig erworben 
wurde, dann besteht noch weniger ein Grund da­
für, daß die dafür verantwortlichen Herrschaften 
anonym bleiben. (Beifall bei den Grünen.) 

Aber, Herr Bundesminister, diese Handschrift 
des Bankenapparates zieht sich ja weiter durch 
die Gesetzesvorhaben der letzten Zeit. Über das 
Budgetüberschreitungsgesetz - auch darauf habe 
ich Sie schon wiederholt angesprochen - sind 
meiner Meinung nach zu Unrecht und entgegen 
den haushaltsrechtlichen Sparsamkeitsgeboten 
136 Millionen Schilling an die Österreich ische 
Länderbank AG respektive die Bank Austria zur 
Auszahlung gelangt, und zwar für einen Zeit­
raum, in dem es die Länderbank AG rechtlich 
nicht mehr gab. Die Länderbank AG hat recht­
lich per Ende 1990 zu existieren aufgehört, Sie 

geben aber aus dem Sanierungstitel noch für den 
Zeitraum bis 30. September 1991 Zinsen. 

Das Institut war weder notleidend, wie die ent­
sprechende Rechtsgrundlage es vorausgesetzt hät­
te, noch hat es überhaupt existiert. Welche Moti­
ve Sie dazu veranlaßt haben, Herr Bundesmini­
ster, kann ich nur mutmaßen. Hier scheint mir 
schon die Person des Bundeskanzlers, der ehema­
liger Länderbanker und zukünftiger Länderbank­
Pensionsempfänger ist, eine gewisse Rolle zu 
spielen. (Abg. 5 c h m i d t me i e r: Geh, bitte.') 

Ich kann mir das nur mit einem Lobbyismus 
erklären, der vielleicht schon als Vorausgriff auf 
die EG-Epoche Platz greift. (Beifall bei den Grü­
nen.) Es ist mir jedenfalls diese Vergeudung von 
Steuergeld nicht aufgeklärt worden. 

Herr Bundesminister, das geht aber weiter. 
Auch mit dem Kreditwesengesetz wurde letztend­
lich wieder eine Lex Länderbank geschaffen, 
denn hinsichtlich der Liquiditätshaltungsvor­
schriften wird hier ganz eindeutig gesagt, daß sich 
eben nach der Fusion zur Bank Austria nunmehr 
die Liquiditätshaltung der größten österreichi­
schen Bank dynamisch soll anpassen können, das 
heißt, man geht hier schon wieder einen Schritt in 
Richtung der Wünsche des Bankenapparates. und 
ich frage mich, wie es denn in Hinkunft um eine 
autonome österreichische Finanz- und Budgetpo­
litik bestellt sein soll, wenn allein in diesem kur­
zen Zeitraum, in dieser Vor-EWR-, Vor-EG-Pha­
se, eine derart massive Zahl an Länderbank-Ge­
setzen präsentiert wird. 

Weiter geht es, Herr Bundesminister, mit dem 
Devisengesetz, und da wird es für mich auch im 
Lichte der allerjüngsten Ereignisse wirklich be­
denklich, nämlich auch was das Ansehen Öster­
reichs betrifft. 

Im Devisengesetz wird jetzt eine Bestimmung 
verankert, die ich an sich vom Inhalt her sehr be­
grüße, daß es nämlich der Nationalbank möglich 
sein soll, wenn das friedliche Zusammenleben der 
Völker gestört erscheint oder ein bewaffneter 
Konflikt oder schwere Menschenrechtsverletzun­
gen in einem Staat Platz greifen, per Verordnung 
finanzielle Sanktionen zu verhängen. Bei dieser 
Nationalbank handelt es sich aber um ein Gebil­
de, das zur Hälfte, zu 50 Prozent, im Eigentum 
institutioneller Großanleger privater Art steht. 
Ich gehe mit Sicherheit davon aus - es war mir in 
telefonischen Rückfragen nicht möglich, dies zu 
klären -, daß auch hier wieder der Bankenappa­
rat die wesentliche Rolle spielt, und das scheint 
mir schon gefährlich. Gerade zum Beispiel im 
Zusammenhang mit dem schrecklichen Krieg im 
Gebiet des ehemaligen Jugoslawiens darf das In­
teresse der Republik Österreich nur lauten: Dort 
ist Frieden herzustellen!, und wenn zur Errei­
chung dieses Zieles die schärfsten finanziellen 
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Sanktionen getroffen werden müssen, dann sollen 
sie getroffen werden, und zwar bald, dann sollen 
diese Guthaben eingefroren werden. Ich zweifle 
aber, ob die 50 Prozent der privaten Anleger 
~..uch dasselbe Interesse haben wie die Republik 
Osten'eich, insbesondere wenn, wie gesagt, gerade 
aufgrund der Situation des Herrn Bundeskanzlers 
hier möglicherweise ein Interessenkonflikt be­
steht. (Abg. Dr. No wal n y: Also bitte.' - Abg. 
5 c h m i d l m eie r: Das ist an den Haaren her­
beigezogen.') 

Herr Kollege Schmidtmeier, Sie brauchen das 
nicht so zu bagatellisieren, (Abg. Sc h m i d (­
me i e r: Was hat das mit der Länderbank zutun?) 
Was gerade jetzt wieder über APA gelaufen ist, 
das ist ja mittlerweile schon ein blanker, staatspo­
litischer Skandal. (Abg. Dr. No wo t n y: Das ist 
aber jetzt wirklich . .. .') Wenn die Auseinander­
setzung zwischen Regierungsmitgliedern jetzt nur 
mehr via APA stattfindet und wenn der Herr 
Bundeskanzler gestern nicht einmal erschienen 
ist ... (Abg. 5 c h m i d t In eie r: Frau KoLLegin.' 
Das isc an den Haaren herbeigezogen.' - Weiterer 
Zwischenruf.) Das habe ich Ihnen schon gesagt: 
Weil hier eine Interessenkollision besteht und 
weil private Banken hier möglicherweise mitbe­
teiligt sind an einer Entscheidung über finanzielle 
Sanktionen, die ich verlange, und zwar unabhän­
gig von den Interessen privater Banken. Ich ver­
lange eine österreichische staatspolitische Ent­
scheidung in diesem Punkt! (Beifall bei den Grü­
nen.; 

Und nunmehr wird uns noch die Auseinander­
setzung zwischen dem Herrn Bundeskanzler und 
dem Herrn Bundesminister Mock live ins Haus 
geliefert. Mock erklärt mittlerweile, er habe aner­
kannt, dies war gestern die Anerkennungserklä­
rung, der Herr Bundeskanzler aber dementiert 
diese Äu ßerung. 

Glauben Sie allen Ernstes, Herr Abgeordneter 
Schmidtmeier, daß dieser Bundeskanzler, der mit 
diesem Bankenapparat noch immer verwoben ist 
und der ganz eindeutig als Lobbyist auftritt, daß 
dieser Bundeskanzler derartige Verordnungen im 
Bereich der Nationalbank, die dringend notwen­
dig sind, dem Gesetz entsprechend in dringenden 
Situationen genehmigen wird? Ich bezweifle das 
(Abg. Sc h m i d t m eie r.' Das ist eine Unterstel­
lung.' Sie wissen. daß das eine Unterstellung ist!). 
ich lasse mich gerne eines Besseren belehren, und 
ich glaube, daß es angesichts solcher APA-Mel­
dungen, die auch die finanziellen Belange Öster­
reichs tangieren (Abg. Sc h 111 i d t m eie r: Das 
ist eine Umerscellung.') , dringend angesagt wäre, 
daß der Herr Bundeskanzler hier endlich er­
scheint und ein Wort zur KlarsteIlung spricht. -
Danke schön. (Beifall bei den Grünen.) ~1.46 

Präsident: Der nächste in der Rednerliste ist 
Kollege Dr. Nowotny. Er hat das Wort. 

21..J6 

Abgeordneter Dr. Nowotny (SPÖ): Frau Kolle­
gin Petrovic! Ich habe bei vielen Gelegenheiten 
Ihr, glaube ich, ehrliches Engagement durchaus 
geschätzt, auch wenn ich Ihre Meinung nicht tei­
le, aber es ist Ihrer einfach nicht würdig, daß Sie 
persönliche Unterstellungen an den Haaren her­
beiziehen, obwohl es keinen sachlichen Zusam­
menhang gibt. 

Wenn Sie sich über Außenpolitik unterhalten 
wollen, tadellos, nur setzen Sie jetzt nicht irgend­
welche Zusammenhänge, die mit der früheren be­
ruflichen Tätigkeit des Bundeskanzlers etwas zu 
tun haben! Es kann nicht jeder ein pragmatisier­
ter Beamter des Sozialministeriums sein, es gibt 
auch Personen, die in a!.lderen Bereichen tätig 
sind (Beifall bei der SPOJ, und ich glaube, das 
eine ist wie das andere entsprechend hoch zu 
schätzen. Das muß hier einmal sehr deutlich ge­
sagt werden. (Abg. Mag. Terezija S l 0 i si 1 s: Das 
ist Ihrer auch flicht würdig, Herr Professor, hier so 
zu sprechen.') Sie wissen ganz genau, es ist nicht 
mein Stil, auf persönliche Dinge einzugehen, aber 
wenn hier Dinge verwoben werden, die über­
haupt nichts damit zu tun haben, dann muß man 
das auch einmal sagen. (Abg. Mag. Terezija 
5 to i si l s: Ihre Würden Wie man in den Wald 
hineinruft, so schallt es zurück. Tut mir leid. (Bei­
fall bei der SPÖ. - Abg. Mag. Terezija 5 l 0 i -
s i t s: Die Frau Kollegin Petrovic bezieht keinen 
Groschen als Pragmatisierte.' Also bleiben Sie bei 
der Sache.') Frau Kollegin, können wir jetzt wie­
der zur Sache übergehen? rAbg. Mag. Terezija 
5 ( 0 i s i t s: Das wäre gescheiter!) Ich würde gerne 
doch noch einige Bemerkungen zum Bankenbe­
reich machen. Kollegin Petrovic ist mir bis jetzt 
... (Zwischenrufe bei den Grünen.) 

Präsident: Ich schlage jetzt vor, daß Kollege 
Nowotny, nachdem er ohnehin schon angekün­
digt hat, daß dieses Kapitel abgeschlossen ist, jetzt 
ungestört mit den Finanzen fortsetzt. 

Abgeordneter Dr. Nowotny (fortsetzend).' Ich 
unterhalte mich auch in jeder Lautstärke gerne 
mit der Kollegin Petrovic. 

Vielleicht doch noch ein paar Bemerkungen 
zum Bankenbereich. Also ich muß ganz ehrlich 
sagen, Frau Kollegin Petrovic, Sie sind sicher eine 
gute Expertin für Sozialfragen (Ruf: Ach sO?I. 
aber für den Bankenbereich würde ich Ihnen 
empfehlen, sich bessere Mitarbeiter zu suchen, 
denn Sie haben heute hier wirklich eine ganze 
Reihe von Dingen vermengt, wo ich eigentlich 
den Zusammenhang nur sehr schwer sehe. 

Bereich Devisengesetz. Gerade das Devisenge­
setz, das wir beschlossen haben, ist genau eine 
Möglichkeit, Sanktionen zu setzen. Wie Sie wis­
sen, hatten wir bisher diese Möglichkeit über-
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haupt nicht. Also was da im Interesse der Banken 
sein soll, ist mir überhaupt unverständlich. 

Ich glaube, es ist überhaupt so, daß es eine ganz 
eigenartige Vorstellung ist, irgend jemand hier 
oder speziell von meiner Fraktion wäre in irgend­
einer Weise ein Advokat des österreichischen 
Bankenapparates. 

Aber eines, glaube ich, muß man schon deut­
lich sagen: Wir alle gemeinsam, und zwar alle ge­
meinsam in diesem Haus, müssen doch Interesse 
an einem soliden, gesunden Kreditwesen in 
Österreich haben. Das ist die Basis unserer Wirt­
schaft, und auf dieser gemeinsamen Basis sollten 
wir doch aufbauen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Was die Frage der Anonymität betrifft - ich 
möchte einer allfälligen Wortmeldung des Fi­
nanzministers nicht vorgreifen -, sind doch eini­
ge Dinge sehr deutlich auseinanderzuhalten. 
(Abg. Dr. Ren 0 I d 11 e r: Die hat Sie hart getrof­
fen.') 

Es geht zunächst einmal um eine EG-Richtli­
nie. Wie Sie sicher wissen, sind Richtlinien im Ge­
gensatz zu EG-Verordnungen nicht zwingendes 
Recht, sondern bedürfen der Umsetzung in eige­
nes nationales Recht. Das heißt, es ist nicht so, 
daß hier etwas zwingend vorgegeben ist, sondern 
hier ist ein eigener österreichischer Spielraum, 
den wir sicherlich im Interesse Österreichs nutzen 
werden. 

Zweiter Punkt: Niemand in diesem Haus hat 
ein Interesse daran, Drogengelder, Schwarzgeld 
oder was immer in irgendeiner Weise in Öster­
reich zu begünstigen. Das ist übrigens eine Sache, 
die überhaupt nicht mit der EG unmittelbar zu­
sammenhängt. Österreich ist hier durch die Inter­
nationale Drogenkonvention gebunden, es gibt 
hier entsprechende Gespräche mit der amerikani­
schen Regierung, das heißt, das ist ein allgemeines 
Problem. Auf dieses Problem werden wir natür­
lich auch reagieren. Wir werden darauf reagieren, 
indem erstens Drogengeldbesitz ein strafrechtli­
cher Tatbestand wird, und wir haben schon dar­
auf reagiert, indem wir die entsprechenden Richt­
linien bei den Banken geändert haben, ausländi­
sche Geldzahlungen sind nunmehr ab 210 000 S 
legitimationspflichtig, und ich glaube, das ist ein 
vernünftiger Weg, mit dem wir erreichen können, 
daß Österreich den guten Ruf. den es hat - das 
muß man sehr deutlich betonen -, diesen guten 
Ruf, den es hat, weiterhin aufrechterhalten kann. 
Das ist der zentrale Punkt. 

Was die Frage von Sparbüchern und ähnliches 
betrifft, werden wir uns sicherlich um Lösungen 
bemühen, die für den einfachen österreichischen 
Sparer keine Änderungen seines konkreten ge­
genwärtigen Zustandes bringen, weil wir alle ge­
meinsam wissen, daß das ein sehr sensibler Be-

reich ist, in dem man mit großer volkswirtschaft­
licher Verantwortung vorgehen muß. Sie können 
sicher sein: Wir sind bereit, diese volkswirtschaft­
liche Verantwortung zu tragen! (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Vielleicht doch noch ein Wort auch zum Herrn 
Kollegen Schreiner, den ich ja persönlich sehr 
schätze. Wenn er gesagt hat, das Expertenhearing 
sei die Grundlage für die Ablehnung seitens der 
FPÖ, dann muß ich sagen, das ist eine eigenartige 
Begründung, oder vielleicht waren die Kollegen 
von der FPÖ bei einem anderen Hearing, denn 
die Argumentation der Experten, die dort einge­
laden waren, war äußerst differenziert. Es wurde 
sehr wohl darauf hingewiesen, daß Österreich er­
hebliche Fortschritte erzielt hat am Weg der Bud­
getkonsolidierung, es wurde auf die positiven 
Entwicklungen Osterreichs im internationalen 
Vergleich eingegangen, und es wUEde insbesonde­
re auch darauf hingewiesen, daß Osterreich eines 
der wenigen Länder ist, das die Kriterien, die die 
EG aufstellt, für die Europäische Wirtschafts­
und Währungsunion bereits erfüllt, und zwar so­
wohl in bezug auf die Budgetdaten und die Defi­
zitquote, also des Anteils des Nettodefizits am 
Bruttoinlandsprodukt, wo wir besser liegen, als 
die EG es verlangt, als auch in bezug auf die Ver­
schuldungsquote. 

Ich möchte noch einen zweiten Punkt nennen: 
Gerade dieses Hearing - da gehe ich mit Ihnen 
durchaus konform - war eine interessante Ver­
anstaltung, die aber auch gezeigt hat, daß die Re­
gierungsparteien, mit deren Stimmenmehrheit 
dieses Hearing auch mitbeschlossen wurde und 
ohne die es nicht zustande gekommen wäre, 
durchaus bereit sind, auch im Rahmen der Bud­
getverhandlungen neue Wege zu gehen und einen 
objektiven, konstruktiven Dialog mit den Opposi­
tionsparteien zu führen. Wir haben heute viel­
fach, nicht ganz ohne Grund, kritisch zum Bud­
geterstellungsprozeß Stellung genommen, das 
sollte doch auch erwähnt werden. Hier ist es zu 
einer Innovation gekommen, die zweifellos im In­
teresse des gesamten Hauses ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte zu einzelnen Aspekten des Budgets hier 
nur sehr kursorisch Stellung nehmen. Es werden 
Kollegen von mir zu einzelnen Bereichen noch 
sprechen. 

Ich möchte es aber nicht versäumen, vorher 
sehr deutlich auch noch den Kolleginnen und 
Kollegen im Finanzministerium und in den nach­
geordneten Dienststellen, also all jenen, denen die 
schwierige Aufgabe obliegt, das Geld hereinzu­
bringen, das dann im Haus mit großer Liebe und 
Lust oft verteilt wird, sehr herzlich für ihren Ein­
satz zu danken. (Beifall bei der SPÖ.) 
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Die Finanzbeamten kommen ja schon seit der 
Bibel - die Zöllner waren ja damals die Finanz­
beamten - nicht allzugut weg, und das Finanz­
ressort ist ein Bereich. der sich nicht immer gro­
ßer Popularität erfreut. Aber man muß sehr deut­
lich sagen, es werden wichtige Leistungen für die 
Allgemeinheit auf diese Weise erbracht, und gera­
de das Finanzministerium ist zweifellos ein Res­
sort, das Beamtentum im besten Sinn des Wortes 
verkörpert, und ich glaube, die Budgetdebatte ist 
ein Ort, um das festzustellen. (Abg. Pro b s t: Ob 
das die Leute auch so sehen?) Wenn Sie anderer 
Meinung sind, dann sagen Sie es bitte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Was 
das Budget betrifft, so ist zur allgemeinen Ein­
nahmenentwicklung festzustellen, daß die Ein­
nahmenquote 1992 mit 27,7 Prozent am Brut­
toinlandsprodukt etwas niedriger sein wird als im 
Vorjahr und deutlich niedriger als etwa 1987. 
Noch stärker zurückgegangen ist die Ausgaben­
quote, der Anteil der Bundesausgaben am Sozial­
produkt, nämlich von 34 Prozent im Jahr 1987 
auf 30,8 Prozent, und das ist ein Punkt, auf den 
Dr. Lehner im speziellen hingewiesen hat, und als 
Ergebnis dieser leicht sinkenden Einnahmenquo­
te und der stark sinkenden Ausgabenquote ist es 
eben zu einem deutlichen Absinken der Defizit­
quote auf nunmehr 3 Prozent gekommen. 

Es ist wichtig, darauf hinzuweisen, daß wir hier 
Konsolidierungsfortschritte erzielt haben, wobei 
wir zweifellos auch sagen müssen, daß diese Kon­
solidierungsfortschritte im Zusammenhang mit 
der Aufgabenerfüllung durch den öffentlichen 
Sektor zu sehen sind. Es ist sicher richtig, zu sa­
gen - das ist ja auch die Politik dieser Regierung 
-: Budgetkonsolidierung allein kann noch nicht 
die ganze Finanzpolitik sein. Finanzpolitik und 
Regierungspolitik bedeuten sehr viel mehr. Das 
heißt Einsatz des Budgets für Maßnahmen der 
Beschäftigungspolitik, Einsatz des Budgets im 
Bereich der Umweltpolitik, Einsatz des Budgets 
im Bereich der Sozialpolitik. Wir müssen also bei­
de zusammen sehen: den Bereich des aktiven Ein­
satzes des Budgets und den Bereich der Global­
zahlen im Rahmen einer Konsolidierungspolitik, 
wie wir sie hier mit Erfolg durchgeführt haben. 

Das hat sich insbesondere auch in einem Be­
reich gezeigt, der meines Erachtens bis jetzt in 
der öffentlichen Diskussion eher untergegangen 
ist. nämlich im Bereich der öffentlichen Ver­
schuldung. Wir haben mit dem Voranschlag 1992 
im Bereich der öffentlichen Verschuldung eine 
Trendumkehr erreicht, da das erste Mal seit vie­
len Jahren der Anteil der öffentlichen Verschul­
dung am Bruttoinlandsprodukt wieder gesunken 
ist, nämlich von 48,7 auf 48,5 Prozent, und auch 
die Zinssteuerquote, also der Anteil der Steuern, 
der für Zinszahlungen verwendet wird, ist in die­
sem kommenden Budget niedriger, als es im lau-

fenden Jahr war. (Präsidentin Dr. Heide 
Sc h m i d l übernimmt den Vorsitz.) 

Natürlich sind das noch keine dramatischen 
Änderungen, aber immerhin. hier ist ein Beweis 
dafür erbracht worden, daß die Konsolidierungs­
politik greift, daß tatsächlich ein Wendepunkt 
eingesetzt hat und daß wir eine Budgetstruktur­
verbesserung erreicht haben, die zweifellos ein 
Erfolg einer konsequenten Politik ist, für die ins­
besondere der Name unseres Finanzministers 
steht, der, glaube ich (Abg. Dr. G u ger ball e r: 
Keine Polemik, Kollegen, gerade unter diesem 
Aspekt, besonders im Hinblick auf die Schwierig­
keiten, mit denen er das durchgekämpft hat, be­
sonders hervorzuheben ist (Beifall bei der SPÖ), 
wobei ich nicht anstehe, neben dem Finanzmini­
ster auch die Staatssekretäre - es sind ja zwei in 
dieser Zeit -, die tätig waren, zu nennen. Die 
Koalition als Team in diesem Bereich zeigt, daß 
sie handlungsfähig ist (Abg. Dr. G u ger ball e r: 
Bauern, daß sie Erfolge erzielen kann, Erfolge, 
die sich nicht zuletzt in diesen Zahlen sehr, sehr 
deutlich zeigen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Insgesamt, meine sehr geehrten Damen und 
Herren: Wir haben mit diesem Budget ein gutes 
Fundament für unsere Wirtschaft aufgebaut. Die 
harte Arbeit der Österreicher, aber auch die harte 
Arbeit der Regierung hat sich gelohnt, und man 
kann daher am letzten Tag dieser Budgetdebatte 
folgendes Resümee ziehen: 

Erstens: Dieses vorliegende Budget ist wirt­
schaftspolitisch und finanzpolitisch solide aufge­
baut, seriös konzipiert, und der Konsolidierungs­
kurs wird damit weitergeführt. 

Zweitens: Wir haben zwar von den Opposi­
tionsparteien vielfach Kritik gehört, was ihr gutes 
Recht ist, aber leider kamen sehr wenig konstruk­
tive Vorschläge, für den Bereich der Budgetpoli­
tik eigentlich überhaupt keine. Es waren überwie­
gend Vorschläge, die zu einer Vergrößerung des 
Defizits geführt hätten, und die Ausführungen 
meines Vorredners waren ja ein Beispiel dafür. 
(Beifall bei der SPÖ. - Abg. Dr. G Li ger­
bau e r: Was haben Sie gegen den Bauer ge­
macht?) 

Drittens: Es ist in international schwierigen 
Zeiten durchaus gelungen, Konsolidierungspoli­
tik im Budget mit strukturellen Verbesserungen 
zu verbinden, und beides ist wichtig. (Abg. Dkfm. 
Mall t n e r M a r k hof: Was verstehen Sie unter 
"Konsolidierung"? Sagen Sie uns das einmal.') 

Konsolidierung heißt - ich glaube, das ist ein 
ganz eindeutiger Begriff -, daß das Nettodefizit 
als Anteil am Sozialprodukt von Jahr zu Jahr ge­
senkt wird. Das ist das Konsolidierungsziel, das 
sich diese Regierung gesetzt hat, und das ist das 
Konsolidierungsziel, das sie auch erreicht hat. Ich 
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glaube, das ist der entscheidende Punkt. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Ich glaube, beides ist wichtig, sowohl die Fort­
führung der Konsolidierung als auch die entspre­
chenden strukturellen Reformen. Für beides wer­
den wir als Regierung sorgen. (Beifall bei der 
SPÖ.J ~2.()2 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster 
gelangt Herr Abgeordneter Böhacker zu Wort. 
Bitte sehr. 

~~.()2 

Abgeordneter Böhacker (FPÖ): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin! Herr Bundesminister! Herr 
Staatssekretär! Verehrter Herr Professor Nowot­
ny! Trotz dieses Lobes für Kollegen Schreiner 
muß ich noch einmal kurz auf das Procedere im 
Budgetausschuß zurückkommen. 

Es ist mir schon klar, daß auch knapp vor Ab­
schluß von Verhandlungen immer wieder kurzfri­
stig Änderungen herbeigeführt werden müssen, 
aber was hier passiert ist, geht nicht einmal mehr 
auf die sogenannte berühmte Kuhhaut. 

18 Milliarden Schilling an Einnahmen und 
Ausgaben wurden einfach herumjongliert, wobei 
diese Milliarden sehr wohl in 25 Abänderungs­
anträgen verpackt waren, die in einer Art "Friß, 
Vogel, oder stirb!" den Oppositionsparteien auf 
den Tisch geknallt wurden. Höhepunkt dieser 
chaotischen Vorgangsweise aber war, daß die hie­
für notwendigen Abgabenänderungsgesetze und 
das Normverbrauchsabgabegesetz erst im zustän­
digen Finanzausschuß behandelt werden mußten, 
das heißt, daß ein Budgetansatz bei den Einnah­
men angesetzt wurde, der überhaupt noch nicht 
beschlossen war. 

Ich darf daher eines sagen: Diese Vorgangswei­
se ist für mich demokratiepolitisch wirklich be­
denklich. (Abg. Mag. Hau p t: Mehr als bedenk­
lich.') 

Ich sage Ihnen eines: Der Auszug der FPÖ­
Fraktion aus dem Budgetausschuß war sicherlich 
kein billiger Aktionstrick, kein Aktionismus, son­
dern war Ausdruck tiefer Sorge um die Entwick­
lung dieser Budgetpolitik. (Beifall bei der FPÖ.) 

Hohes Haus! 586 Milliarden Schilling betragen 
die Einnahmen im allgemeinen Haushalt, davon 
sind etwa 325 Milliarden Schilling öffentliche Ab­
gaben. 325 Milliarden Schilling, die der österrei­
chische Steuerzahler aufzubringen hat, wobei im­
mer mehr die Frage gestellt wird, wie lange der 
Bürger noch bereit ist, diese enorme Steuerlast zu 
tragen. Die mangelnde Spargesinnung dieser 
Bundesregierung trägt wesentlich dazu bei, daß 
die Steuerverdrossenheit immer mehr zunimmt. 

Aber auch die mangelnde Bereitschaft, eine 
große zweite Etappe der Steuerreform zu ma­
chen, fördert nicht die Lust des Bürgers zum 
Steuerzahlen - wobei Steuerzahlen sehr selten 
lustig ist -, insbesondere vor allem dann nicht, 
wenn der Steuerzahler Zweifel an der Steuerge­
rechtigkeit hegt. Steuergerechtigkeit bedeutet für 
mich Gleichheit oder zumindest Gleichbehand­
lung in der Besteuerung, wobei ich in der Pro­
gressivität des Einkommensteuertarifes keinen 
Widerspruch dazu sehe. 

Nicht verwirklicht hingegen ist im österreichi­
schen Steuerrecht die sogenannte horizontale 
Steuergerechtigkeit, das heißt gleiche Steuern für 
gleich hohes Einkommen. 

Ausgelöst wird diese Situation sehr oft durch 
einen historisch gewachsenen steuerlichen Grup­
penvorteil, der sowohl objektiv als auch subjektiv 
eine Steuerungerechtigkeit in sich birgt. Es ist aus 
meiner Sicht sachlich nicht gerechtfertigt, daß es 
hinsichtlich der Besteuerung einen Unterschied 
macht. ob jemand ein Einkommen als Arbeitneh­
mer oder Arbeitgeber, als Bauer oder Freiberuf­
ler, als Selbständiger oder als Unselbständiger hat 
oder ob die Besteuerung ausschließlich auf der 
Rechtsform des Unternehmens beruht. 

Ich möchte gar nicht verschweigen, daß bei der 
Steuerreform 1988 erste Schritte in die richtige 
Richtung gemacht wurden. (Abg. Dr. 0 f n e r: 
Das muß ein Irrtum sein.') Das war kein Irrtum. 
Herr Kollege Ofner, das war kein Irrtum. Es sind 
teilweise gruppenspezifische Privilegien abgebaut 
und durch eine allgemeine Tarifsenkung korri­
giert worden. (Abg. Dr. No wo {n y: Hören Sie 
doch auf die Experten.'} Aber ich habe sehr wenig 
Zeit. 

Die freiheitliche Fraktion sieht daher neben ei­
ner ökologischen Ausrichtung der Steuergesetze 
folgende Ziele für eine zweite große Etappe der 
Steuerreform: mehr horizontale Steuergerechtig­
keit, eine wesentliche Steuervereinfachung und 
eine Erhöhung der Weubewerbsfähigkeit unserer 
Wirtschaft. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich kann aus zeitökonomischen Gründen auf 
Details nicht näher eingehen, aber ich bin gerne 
bereit, meine Meinung darüber im Rahmen eines 
Finanzausschuß-Hearings kundzutun. 

Zusammenfassend kann ich aber feststellen: 
Am Ende dieser Reise steht die Forderung, die 
Besteuerung nicht nach Einkunftsarten, sondern 
nach Wirtschaftssphären und damit gleichmäßig 
vorzunehmen. Die Besteuerung darf nicht danach 
differenzieren, wer etwas verdient, sondern wie­
viel er verdient. 

Dieses Dogma muß Ziel jedes weiteren Re­
formschrittes sein, soll die steigende Steuerlast 
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von den Steuerzahlern auch weiterhin akzeptiert 
werden, denn wenn das Steuersystem nicht ak­
zeptiert wird, führt das zu einer Flucht aus der 
Besteuerung, und ohne ordentliche Besteuerung 
gibt es auch keine ordentliche Budgetpolitik. 

Meine Damen und Herren von der sozialisti­
schen Koalitionsregierung! Beginnen wir morgen 
mit der Arbeit an einer großen Steuerreform 
(Abg. Res c h: Wir arbeiten schon seit vorge­
stern.'), denn, Herr Professor Nowotny, mehr 
Steuermoral setzt zunächst mehr Besteuerungs­
moral voraus. - Danke. (Beifall bei der FPO.) 
22.07 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster 
gelangt Herr Abgeordneter Auer zu Wort. Bitte 
schön. 

::::Ji7 .. 
Abgeordneter Auer (OVP): Frau Präsidentin! 

Herr Bundesminister! Herr Staatssekretär! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es wurde 
heute von einigen Kollegen darauf hingewiesen, 
daß dieses Budget 1992 durchaus einige bemer­
kenswerte Impulse aufzeigt. 

Dem kann man sich sicher anschließen, wobei 
ich mir - das sage ich sehr deutlich - wünschen 
würde, daß die Budgetgestaltung und -erstellung 
auch so professionell vor sich gegangen wäre. Wie 
hätte das Budget dann ausgeschaut? 

Meine Damen und Herren! Ausgezeichnet 
habe ich das sogenannte Expertenhearing gefun­
den. Hier waren tatsächlich, so glaube ich, erst­
mals neue Dinge erkennbar, die für uns Abgeord­
nete sicherlich von Vorteil sind. Einige Aussagen 
dieser Experten waren bemerkenswert, zum Bei­
spiel jene, daß man den Budgetvollzug, also den 
Rechnungsabschluß, ungleich stärker beachten 
sollte als bisher. Bisher findet die Budgeterstel­
lung sozusagen mit viel Aufwand statt, und dem 
Rechnungsabschluß, dem Budgetvollzug, wird 
nur eine knappe Zeit angemessen. Es wurde auch 
erwähnt, daß man die Folgeausgaben stärker be­
achten soll. 

Die Aufgabenerfüllung und die damit zusam­
menhängenden Einnahmen und Ausgaben sind 
ein weiteres Stichwort, und einer der Experten 
sagte auch, eine Strukturreform des Finanzaus­
gleiches sei dringend notwendig, da dieser noch 
dazu im kommenden Jahr neu zu verhandeln ist. 
(Der Prä s i den ( iibernimnu den Vorsitz.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wie 
ist heuer diese Budgeterstellung vor sich gegan­
gen? (Abg. Dr. G II ger ball e r: Ja wie denn?) Es 
wurde mit medialem Getöse, Ministerwünschen, 
die sich in Milliardenhöhe über den Vorstellun­
gen des Finanzministers beziehungsweise des Fi­
nanzministeriums befunden haben, begonnen, 
dann gab es verschiedenste Drohungen von Mini-

stern, und im Finish wurde das Budget mittels 
einer Gewaltaktion erstellt. Wir sollten durchaus 
den Mut haben, das auch hier zuzugeben. (Abg. 
Dr. G II ger ball e r: Bravo, Jakob.') 

Meine Damen und Herren! Es wird wichtig sein 
- es wurde darauf hingewiesen -, daß derartige 
Dinge nicht sehr oft passieren. 

Ein Punkt. auf den ich in der Einleitung bereits 
hingewiesen habe, der auch aus diesem Experten­
hearing stammt, ist, die Folgeausgaben stärker zu 
beachten. 

Meine Damen und Herren! Herr Bundesmini­
ster! Ich wundere mich schon sehr, daß ich heute 
in den "Salzburger Nachrichten" lesen mußte, 
daß die Abgeordneten, das Parlament, die Folge­
kosten der Gesetze, die sie beschließen, wesent­
lich stärker beachten sollten. Dem kann ich mich 
zwar durchaus anschließen, aber bisher war es 
schon so, daß 70 Prozent der Gesetze in Form 
von Regierungsvorlagen das Parlament passiert 
haben. Hier wäre durchaus auch auf Ministerebe­
ne die Möglichkeit gewesen, das eine oder andere 
Mal zu sagen: So nicht, meine sehr verehrten Kol­
legen! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
Folgeausgaben sind stärker zu beachten. Wir ha­
ben hier ein Wasserrechtsgesetz beschlossen, das 
zum Schutz des Trinkwassers notwendig ist. -
Durchaus notwendig! Aber als die Kosten be­
kannt wurden - für die nächsten zehn Jahre 
250 Milliarden Schilling -, wußte dann plötzlich 
niemand mehr, wie das finanziert werden soll. 

Hier sind durchaus auch die gesetzten Fristen 
zu hinterfragen, ob es etwa notwendig ist, inner­
halb von zwei Jahren die Projekte vorzulegen, um 
dann in zehn Jahren diese Vorhaben abschließen 
zu können. 

Eine Verländerung des Wasserwirtschaftsfonds 
ist ein sehr frommer Wunsch. Jetzt geht es da­
rum, im ländlichen Bereich, vor allem in jenen 
Gebieten, in denen bereits die Staatsbürger oder 
besser gesagt die Gemeindebürger das Doppelte, 
wenn nicht sogar das Dreifache an Abwasserge­
bühren zu zahlen haben, die Abwasserversorgung 
sicherzustellen. Trotz dieser höheren Abwasser­
gebühren sind die Budgets der Gemeinden blok­
kiert, weil diese kostendeckenden Gebühren und 
kostendeckenden Einnahmen immer noch nicht 
ausreichen. So kann es nicht weitergehen, und Sie 
wissen ja selbst am besten - auch Ihr Kollege, 
Herr Landeshauptmannstellvertreter Dr. Grün­
ner aus Oberösterreich, hat deutlich darauf hin­
gewiesen -, daß es ohne Kürzung des Bundeszu­
schusses nur eine Yerländerung geben kann. (Bei­
faLL bei der ÖVP.) 
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Meine Damen und Herren! Nun zum Finanz­
ausgleich und zur Strukturreform. Derzeit kann 
von einem Ausgleich keine Rede sein, das ist de 
facto eine staatlich verordnete und von uns ge­
deckte Wettbewerbsverzerrung und nichts ande­
res. Vielleicht ist es tatsächlich notwendig, den so­
genannten zweistufigen Finanzausgleich einzu­
führen, weil die Länder doch besser wissen, wel­
che Probleme die Gemeinden haben. 

Ich habe mit Interesse vernommen, daß anläß­
lich der letzten Finanzausgleichsgesetze ein Kol­
lege meinte, man müsse als erstes auch die 
Landesumlage abschaffen. Die Landesumlage ab­
zuschaffen klingt momentan sehr populär. Ich er­
innere aber daran, daß wiederum nur die finanz­
schwachen Gemeinden draufzahlen werden und 
sonst niemand. 

Vielleicht ein paar Kuriositäten. Ich danke der 
Verbindungsstelle der Bundesländer, die in her­
vorragender Weise die Steuereinnahmen und Da­
ten der Gemeinden - das letzte Nachschlagewerk 
stammt aus dem Jahre 1988, es gibt nichts Neue­
res - aufgelistet hat. Die Gemeinde Wattens mit 
6 300 Einwohnern und einer Steuerquote an ei­
genen Einnahmen von 23 981 S pro Kopf - die 
eigenen Steuereinnahmen machen rund 126 Mil­
lionen Schilling aus - erhält noch zirka 24,5 Mil­
lionen Schilling an Ertragsanteilen. 

Kollege Mühlbachler ist Bürgermeister der Ge­
meinde Freistadt, die 6 251 Einwohner hat. Eige­
ne Einnahmen: 22 102 000 S. Diese Gemeinde 
erhält - man müßte meinen als Ausgleich un­
gleich mehr - weniger Ertragsanteile, nämlich 
nur 22 661 000 S. 

Mir geht es nicht darum, daß hier ein Bürger­
meister zu jammern beginnt, daß hier Gemeinde­
räte jammern können, um sozusagen dem ande­
ren oder der anderen Gemeinde Vor- und Nach­
teile vorwerfen zu können, sondern es geht da­
rum, daß es dieser Finanzausgleich zuläßt, daß 
Gemeindebürger in Österreich unterschiedlich 
behandelt und daher benachteiligt werden, meine 
Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein zweites Beispiel. Unser Bezirk Wels-Land 
mit rund 54 000 Einwohnern, und Wels-Land ge­
hört sicher nicht zu den ärmeren Bezirken in 
Österreich, weil hier eine Wirtschaftskraft vor­
handen ist, erzielt - 24 Gemeinden insgesamt -
rund 142 Millionen Schilling an eigener Gemein­
desteuer. Diese Gemeinden erhalten knapp 
200 Millionen Schilling an Ertragsanteilen pro 
Jahr. 

Der Bezirk Bludenz - damit man einmal von 
der Diskussion Gemeinde gegen Gemeinde weg­
kommt - hat 53 000 Einwohner, also um knapp 
1 000 Einwohner weniger, und hat Einnahmen 
an eigener Gemeindesteuer in der Höhe von 

320 Millionen Schilling, also mehr als das Dop­
pelte. Die Ertragsanteile - so möchte man mei­
nen - wären in diesem Bezirk daher geringer. Im 
Gegenteil: Dieser Bezirk erhält Ertragsanteile in 
der Höhe von 240 Millionen Schilling, also knapp 
55 Millionen Schilling mehr als der vorhin ge­
nannte Bezirk. 

So kann es nicht funktionieren, und das alles ist 
dadurch bedingt, weil Einnahmen aus der Ge­
tränkesteuer nicht in die Finanzkraft miteinge­
rechnet werden. Das ist kein Finanzausgleich! 
Das ist eine Wettbewerbsverzerrung und sonst 
nichts. Und dazu kommt noch, daß aufgrund § 21 
Finanzausgleichsgesetz, nach dem ein separater 
Ausgleich für schwache Gemeinden geschaffen 
werden sollte oder könnte. jener Bezirk. der mehr 
als die doppelten eigenen Steuereinnahmen hat 
und um 55 Millionen Schilling mehr Ertragsan­
teile erhält. noch um einige Millionen Schilling 
mehr erhält. 

Eines ist noch als Kuriosität zu erwähnen. Die 
Gemeinde Lech am Arlberg mit I 270 Ein­
wohnern nimmt mehr Getränkesteuer ein als der 
gesamte Bezirk Eferding mit 27 000 Ein­
wohnern. So kann es nicht funktionieren. (Abg. 
Hof er: Wir trinken au.ch etwas!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der­
artige Einnahmen werden nicht in die Finanz­
kraft miteingerechnet. So kann es nicht funktio­
nieren. (Abg. G ra b fl e r: Die Lechner .. verden 
immer [eurer.') 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr 
Bundesminister! Wie ist es derzeit? Die Industrie­
gemeinden haben Einnahmen aus der Gewerbe­
steuer, Einnahmen aus der Lohnsummensteuer in 
beträchtlicher Höhe, von der Getränkesteuer will 
ich bei diesem Beispiel gar nicht reden. Ländliche 
Gemeinden "haben" dafür etwas anderes, sie be­
kommen die Schutz- und Schonwassergebiete für 
Trinkwasser verordnet. Ihre Nachteile sind: Na­
tionalparks, Naturschutzgebiete. denn der geplag­
te Städter möchte ja in diesen Gemeinden die Na­
tur erleben und sich erholen. Dafür kann in die­
sen Gemeinden keine Industrie entstehen, weil 
aufgrund der Schutz- und Schongebiete wid­
mungsmäßige Beschränkungen vorhanden sind, 
und als Ausgleich bekommen diese Gemeinden 
nichts. Das ist kein Finanzausgleich! 

Ein weiterer Punkt. Es kann auch nicht so sein, 
daß bei einem Kraftwerksbau riesige Rückstau­
räume sozusagen als Lagerplatz für das Kraftwerk 
installiert werden, gebaut werden oder notwendig 
sind. Die Steuereinnahmen erhält jene Gemeinde, 
in der sich das Kraftwerk befindet, es sei denn, 
eine Straße durch eine andere Gemeinde führt zu 
diesem Kraftwerk, dann kann auch diese Gemein­
de partizipieren. Das ist auch im höchsten Maße 
ungerecht und kann so nicht bleiben. 
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Meine Damen und Herren! Ich bitte Sie daher 
dingendst - ich weiß schon, Sie alleine verhan­
deln nicht diesen Finanzausgleich -, bei einem 
zukünftigen Finanzausgleich auch auf diese 
Punkte Rücksicht zu nehmen. (Abg. M i I te re r: 
Kollege! Werden Sie dagegenstimmen?) 

Meine Damen und Herren! Wir reden so viel 
von der EG-Reife. Herr Bundesminister. auch 
hier wäre es notwendig, einige Dinge zu ändern. 

Es ist den heutigen Zeitungen zu entnehmen, 
daß wahrscheinlich mit Beginn des Jahres 1992 
Kredite teurer werden. Ich frage mich, warum es 
in Österreich noch die beiden Relikte Kreditge­
bühr und Bankensonderabgabe gibt. In keinem 
anderen Land sind derartige Geschichten vorzu­
finden. 

Lombardkredite sind gebührenpflichtig, hinge­
gen sind Lombarddarlehen gebührenfrei. 

Schillingkredite sind gebührenpflichtig, hinge­
gen sind Wechselkredite gebührenfrei. 

Kredite an Inländer sind gebührenpflichtig, 
hingegen an Ausländer gebührenfrei. 

Meine Damen und Herren! Kredite nach dem 
Wasserwirtschaftsfonds sind gebührenpflichtig, 
hingegen sind Kredite nach dem Umweltfonds ge­
bührenfrei. 

Wohnbaukredite für Wohnungen bis 
150 Quadratmeter sind gebührenfrei. 

Bei der Grundbucheintragung jedoch besteht 
die Gebührenbefreiung nur Hir Wohnungen bis 
120 Quadratmeter. 

Haftungskredite können gebührenfrei besichert 
werden, Wechselkredite hingegen nicht. 

Eine Besicherung eines nicht beurkundeten 
Kredites mittels Hypothek ist kostenpfHchtig, 
hingegen ist die Besicherung des gleichen Kredi­
tes mittels Pfandrecht an einem Gebäude gebüh­
renfrei. 

Das sind Widersprüche, die dringendst beho­
ben gehören. (Beifall bei ÖVP und FPÖ.J 

Herr Bundesminister! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Grundsätzlich ist dieses 
Budget für die Zukunft ein Budget in die richtige 
Richtung. Ich darf zum Schluß kommend noch 
einen Abänderungsantrag einbringen. 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Auer, Dr. Nowomy zur Regie­
rungsvorlage betreffend das Bundesfinanzgeselz 
für das Jahr 1992 samt Anlagen (250 und Zu 250 
der Beilagen) in der Fassung des Ausschußberich­
tes (300 der Beilagen) 

Der Nationalrat \volle in zweiter Lesung be­
schließen: 

Die im Titel bezeichnete Regierllngsvorlage ist 
wie folgt zu ändern: 

1. Im Artikel I lauten die Schlußsummen: Allge­
meiner Haushalt: Ausgaben 648 759 616 S, Ein­
nahmen 585 698 695 S, Abgang 63 060 92/ S. 

2. Im Artikel V Abs. / wird der Punkt nach 
Z 24 durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende 
Bestimmung angefügt: 

.. 25. beim Voranschlagsansatz 1/6-1408 bis zu ei­
nem Betrag von 130 Millionen Schilling für Auf­
träge an die Österreichische Donau-Betriebs-Ak­
liengesellschaft, wenn die Bedeckung durch Ausga­
beneinsparungen und/oder Mehreinnahmen beim 
§ 6440 sichergestellt werden kann . . , 

3. Artikel VII Z 2 lautet: 

.. 2. beim Voranschlagsansatz 1111506 bis zu ei­
nem Betrag von 6 Millionen Schilling und beim 
Voranschlagsansalz 1111508 bis zu einem Betrag 
von 700 Millionen Schilling für Maßnahmen der 
Flüchllingsbetreuung; " 

4. Im Art. II Abs. 2 Z 3 fit. b wird die Zitierung 
.. § 64 Abs. 11" durch die Zitierung .. § 65 
Abs. 10", itn Art. V Abs. 2 Z 5 die Wortfolge 
,,§ 64 Abs. 5 AlVG für die Überweisung an den 
Reservefonds nach dem AlVG" durch die Wortfol­
ge .. § 65 Abs. 5 AlVG für die Überweisung an den 
Fonds der Arbeitsmarktverwalumg" und in Art. V 
Abs. 1 Z 7 und Art. VI die Wendung "Reserve­
fonds nach dem ALVG" durch die Wendung 
"Fonds der Arbeicsmarktverwaltung" ersetzt. 

(Beifall bei der ÖVP.) 22.23 

Präsident: Der Abänderungsantrag, den Kolle­
ge Auer soeben verlesen und den er gemeinsam 
mit Dr. Nowotny eingebracht hat, ist genügend 
unterstützt und steht daher mit in Verhandlung. 

Nächster Redner ist Herr Abgeordneter Rosen­
stingl. Er hat das Wort. 

22.23 .. 
Abgeordneter Rosenstingl (FPO): Sehr geehr-

ter Herr Bundesminister! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Gestern gab es im Rundfunk 
folgende Meldung - ich zitiere -: Der ÖGB kri­
tisierte die neuen Autosteuern. Die höhere Mine­
ralölsteuer für Benzin und Ofen heizöl wird die 
Österreicher nächstes Jahr inklusive Mehrwert­
steuer rund 4 Milliarden Schilling kosten. 

Positive Umwelteffekte sieht der ÖGB nicht, 
der Verbrauch werde nicht zurückgehen. Beson­
ders kritisiert der ÖGB die Steuererhöhung für 
Ofenheizöl, da sie besonders die ärmeren Men­
schen treffe. 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diese 
Meldung des OGB ist nichts anderes als die frei­
heitliche Kritik zur Erhöhung der Mineralölsteu­
er, und ich freue mich, daß der ÖGB den Stand­
punkt der Freiheitlichen Partei übernommen hat. 
(Beifall bei der FPÖ. - Ironische Heiterkeit bei 
der SPÖ.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von 
den Sozialdemokraten! An Ihrer Stelle würde ich 
jetzt nicht lachen, denn: Wo waren die Gewerk­
schaftsvertreter bei den Verhandlungen im Aus­
schuß und hier im Plenum über die Mineralöl­
steuererhöhung? Wo hat jemand Kritik geäußert? 
Es hat weder im Finanzausschuß noch hier im 
Plenum irgendein Gewerkschaftsvertreter Kritik 
geäußert (Abg. Res c h: Das li'ißt ihr nicht.' Ihr 
seid heimgegangen!), und das ist Wählertäuschung 
ohnegleichen: Offentlich in den Medien zu ver­
breiten, es sei schlecht, was die Regierung mache, 
daher sei man dagegen, und dann nicht den Mut 
zu haben, hier im Hohen Haus zu dieser Meinung 
zu stehen! (Beifall bei der FPÖ,) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wo 
sind die Arbeitnehmervertreter, die gegen die 
großen Belastungen der Löhne und Gehälter auf­
treten? Sie schweigen dazu und lassen die Arbeit­
nehmer dafür bezahlen. Der Nettolohn bezie­
hungsweise das Neuogehalt wird eindeutig gerin­
ger. Bereits rückwirkend mit 1. November wurde 
die Erhöhung der Arbeitslosenversicherungsbei­
träge beschlossen, aber noch mehr werden die 
Löhne und Gehälter und natürlich auch die Pen­
sionen durch die Erhöhung der Krankenversiche­
rungsbeiträge belastet. 

Unter Berücksichtigung der durch diese Bun­
desregierung durchgeführten Belastungen und 
der voraussichtlichen Verbraucherpreisindexstei­
gerung für 1992 wird für Arbeitnehmer und Pen­
sionisten eine tatsächliche Einkommensminde­
rung im Jahr 1992 eintreten. Wahrscheinlich ha­
ben Sie sich das auch schon ausgerechnet, das ist 
nämlich ein ganz einfaches Rechenbeispiel. Und 
wie reagieren Sie? - Die Arbeitnehmerve~treter 
der Sozialisten schweigen, aber auch der OAAB 
schweigt! 

Herr Bundesminister! Sie haben mit Ihren fi­
nanzpolitischen Maßnahmen keine konsequenten 
Reformschritte gesetzt. Es fehlt ein durchdachtes 
Konzept. Herr Bundesminister! Sie können die 
Auswirkungen Ihrer finanzpolitischen Maßnah­
men nur für das Stopfen von Budgetlöchern ver­
wenden. 

Die Finanzpolitik und die Budgetpolitik sind 
meiner Meinung nach gescheitert, obwohl in den 
nächsten Jahren noch einige Veränderungen auf 
uns zukommen werden. In den nächsten Jahren 
müssen wir unsere Mehrwertsteuersätze an die 

niedrigeren der EG angleichen. Der Spielraum 
dafür ist aber nicht mehr vorhanden. 

Herr Bundesminister! Die Angleichung der 
Mehrwertsteuersätze funktioniert nicht nach dem 
Prinzip: Ich reduziere und schaffe zugleich ir­
gendwelche anderen Steuerbelastungen, damit es 
aufkommensneutral bleibt. Die Angleichung der 
Mehrwertsteuersätze ist im Hinblick auf die EG 
ein wichtiger Punkt, damit die Wettbewerbsver­
hältnisse für Österreich gut sind. Hier müssen Sie 
wirklich reduzieren, doch der Spielraum dafür 
fehlt Ihnen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Noch 
immer gibt es Abgaben, die hohe Verwaltungsko­
sten verursachen. Noch immer gibt es Steuern, 
die überholt sind. Ich möchte hier zum Beispiel 
die Gewerbesteuer. aber auch andere Gebühren 
nennen. Es freut mich. daß Herr Kollege Auer 
ebenfalls diese Gebühren kritisiert hat. 

Verwaltungsvereinfachungen haben Sie nur in 
beschränktem Umfang vorgenommen. Es gibt 
aber noch keine Vereinfachungen bei der Lohn­
verrechnung, bei der steuerlichen Abwicklung 
der Touristenexporte und bei der Verrechnung 
der Einfuhrumsatzsteuer. Das sind nur einige we­
nige Beispiele, die leicht zu lösen gewesen wären, 
die Sie aber trotzdem nicht gelöst haben. 

Herr Bundesminister! Sie und Ihre Regierungs­
kollegen müssen Ihre ganze Energie und Ihren 
ganzen Einfallsreichtum für das Erfinden von Be­
lastungspaketen aufwenden. Ich muß zugeben, 
Sie können das sehr gut. Sie haben eine Menge 
Belastungspakete erfunden, die - wie ich schon 
erwähnt habe - besonders die Arbeitnehmer und 
die Pensionisten betreffen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Die beiden letzten Wochen der Budgetver­
handlungen haben gezeigt, daß Sie in der Budget­
politik ratlos sind. Herr Professor Nowotny! Sie 
haben jetzt die Budgetpolitik gelobt und haben 
gesagt, es habe sich in diesen beiden Wochen ge­
zeigt, wie gut diese Budgetpolitik sei. (Abg. Dr. 
No wo t n y: Fakten genannt!) Ich glaube nicht, 
daß die Medien der Freiheitlichen Partei sehr 
nahe stehen. ich kann mich aber an keinen Arti­
kel erinnern. wobei ich zugebe. daß ich nicht alle 
Zeitungen in Österreich lese, aber doch zumin­
dest drei bis vier täglich, in dem Ihre Budgetpoli­
tik gelobt wurde. Ihre Budgetpolitik wurde nur 
kritisiert, und das einzige Lob, das kommt, 
stammt von Ihnen und teilweise von der ÖVP, die 
ja gar nicht mehr mitlobt, weil sie auch schon kri­
tisiert. (Abg. Dr. No wo t n y: Ganz einfache Fak­
ten.') 

Herr Professor! (Abg. Dr. No wo ln y: Mit de­
nen müssen Sie sich auseinandersetzen.') Sie kön­
nen noch so beschönigen. Setzen Sie sich damit 
auseinander. daß Sie die Pensionisten und die Ar-

55. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)144 von 156

www.parlament.gv.at



5748 Nationalrat XVIII. GP - 55. Sitzung - 18. Dezember 1991 

Rosenstingl 

beitnehmer belasten, daß Sie selbst die Vertre­
tung der Arbeitnehmer aufgegeben haben und 
daß Sie öffentlich kritisieren und im Hohen Haus 
und auch im Finanzausschuß nicht bereit sind, 
über diese Kritik zu diskutieren. (Abg. Dr. No -
H/O t n y: Das einzige. was Sie konkret verLangt ha­
ben, war die Senkung der Gewerbesteuer.') Sie 
können es ja dann trotzdem beschließen. aber sei­
en Sie so ehrlich und diskutieren Sie diese Kritik 
und sagen Sie es nicht nur in der Öffentlichkeit, 
damit es einen schönen Erfolg gibt. weil die So­
zialdemokraten den Vorteil haben. daß sie mit je­
der Meldung im Rundfunk sind. (Beifall bei der 
FPÖ. - Abg. Dr. No wo l f1 y.' Ich gebe gerne 
Nachhilfeunterricht.' ) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 
haben leider nicht mehr viel Zeit. Ich hätte noch 
einige Punkte, die ich Ihnen vorwerfen könnte. 
Tatsache ist, Ihre Budgetpolitik ist gescheitert 
und Ihre Steuerpolitik ist ohne jeden Einfall. 
Danke. (Beifall bei der FPÖ.J 22.311 

Präsident: Als nächster gelangt Herr Abgeord­
neter Resch zum Wort. Bitte. 

22.30 

Abgeordneter Resch (SPÖ): Herr Präsident! 
Herr Bundesminister! Meine Damen und Herren! 
Die Parlamentsregie will es. daß ich in den letzten 
Tagen immer nach dem Wirtschaftssprecher und 
ÖBB-Verwaltungsrat a.D. Rosenstingl ans Pult 
gehen muß. (Abg. Dr. Ne iss er: Hättest dir auch 
etwas anderes verdient.') 

Sie haben in Ihren letzten Sätzen festgestellt, 
Sie können nicht alles lesen. Herr Kollege Rosen­
stingi! Das weiß ich, das geht mir auch so. Ich 
weiß, Sie haben zwar andere Lektüren als ich, Sie 
lesen eher den "Bärentaler Grenzlandboten" oder 
so irgend etwas, aber wenn Sie als Wirtschafts ... 
(Rufe: Ha.' Ha! - Abg. Hai ger mo s er: Neuer 
Wahltermin!) Lesen Sie den wirklich? (Weitere 
Zwischenrufe bei der FPÖ.) Das muß die Lektüre 
sein, meine Damen und Herren! 

Aber gerade Sie als Wirtschaftstreibender hät­
ten heute doch unter Umständen zum Beispiel 
die "Börsennachrichten" lesen können. In den 
"Börsennachrichten" vom 18. Dezember steht in 
der großen Headline, daß die Wirtschaftspolitik, 
die Sie in den letzten Tagen und Monaten so ver­
teufeln, besser ist. als wir alle eigentlich erwartet 
haben. Die Prognosen wurden bei weitem über­
schritten. Wir haben geringere Inflation, besseres 
Wirtschaftswachstum. Noch etwas, Herr Kollege 
Rosensting1: Vielleicht haben Sie zufällig die neue 
Zeitschrift "Business" gelesen. Da steht zum Bei­
spiel: Steuern auf Europakurs. Also es wird wie­
der etwas, was Sie verteufeln, in dieser Zeitschrift 
als richtig empfunden. (BeifaLL bei der SPÖ.) 

Zweiter Punkt, ebenfalls aus dieser Zeitschrift: 
Sie haben heute die hohen Ansätze in einzelnen 
Bereichen kritisiert, aber auch hier liegen wir 
richtig, meine sehr verehrten Damen und Herren. 
(Abg. Dr. G u ger b a Cl e r: Was kostet eine lnse­
ralenseite?J Ich habe kein Inserat in dieser Zei­
tung, aber ich habe bemerkt. Sie auch nicht. (Abg. 
Mag. Hau p t: Zeitungsstarthilfe.' ) Bitte? (Abg. 
Mag. Hall p t: Zeitllngsstarthilfe bekommen.') Ist 
in Ordnung, ja. Die Zeit ist schon fortgeschritten. 
meine Damen und Herren, es ist ja sinnlos. 

Sie versuchen Tag für Tag dieses Budget, diese 
Wirtschaft krankzujammern. Und das Gott sei 
Dank nicht mit dem Erfolg, den Sie sich wün­
schen, und das ist erfreulich. 

Wir haben am 13. 12. ausführlich in einer lan­
gen Diskussion das Maßnahmen paket bespro­
chen. diskutiert und haben Ihnen schon damals 
gesagt, daß der Finanzminister in seiner Budget­
rede am 22. 10. dieses Maßnahmenpaket, dieses 
Ökomaßnahmenpaket vorstellte (Abg. Hai ger -
mo s e r: Belastllf1gspaket.'J, das wir auch gerade 
im Bereich der Normverbrauchsabgabe mit Ihren 
Experten besprochen und beraten und dann auch 
so umgesetzt haben. Das haben wir Ihnen alles 
gesagt, Sie wollen es einfach nicht zur Kenntnis 
nehmen. (Abg. Hai ger mo se r: Schwere Ruck­
säcke für die Österreicher.') Die gibt es nicht 
mehr. (Abg. Hai ger m 0 s e r: Hast du die auch 
schon umgebracht?) Wir sind keine brutalen Leu­
te, das läßt sich bei uns aus der Geschichte sehr 
leicht feststellen, Kollege Haigermoser. 

Lassen Sie mich noch einige Bemerkungen ma­
chen. In den letzten Wochen haben wir eine Rei­
he von Briefen, von der freiheitlichen Fraktion 
initiiert, mit dem Inhalt bekommen, wir sollten 
sicherstellen, daß auch 1992 der Wasserwirt­
schaftsfonds in gleichem Ausmaß dotiert werde. 
Wir haben das sichergestellt. (Abg. Anna Elisa­
bech A u m a y r.· Aber wie?) Wir haben das sicher­
gestellt, Frau Kollegin. Der Wasserwirtschafts­
fonds wird auch 1992 in gleichem Ausmaß (Abg. 
Anna ELisabeth A um a y r: Schulden erstellen.') 
für Förderungsansuchen Geld zur Verfügung ha­
ben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Der nächste Punkt, Frau Kollegin Aumayr. 
(Abg. Allna Elisabeth A u m a y r: Fahrlässige Kri­
da!) Wirklich? Seien Sie ein bißehen vorsichtiger 
mit diesen Ausdrücken, erkundigen Sie sich. was 
drauf steht, wenn Sie solche Ausdrücke verwen­
den. 

Wir haben sichergestellt, daß der Wasserwirt­
schaftsfonds wieder entsprechend dotiert wird. 
Ich stimme mit Kollegen Auer überein, daß das 
Verländern allein nicht das Allheilmittel ist. Es 
wird aber immer wieder darauf hingewiesen, daß 
das Wasserrechtsgesetz Maßnahmen bedingt, die 
wir uns nicht leisten können, und dazu muß ich 
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sagen, nicht nur in den Bundesländern, sondern 
auch hier im Hohen Haus werden Gesetze und 
Verordnungen verwechselt. 

Alle Maßnahmen, die im Wasserrechtsgesetz 
festgeschrieben sind, sind finanzierbar, aber in 
Verordnungen wurden Grenzwerte gesetzt, die 
mit uns überhaupt nicht abgesprochen sind und 
die bedingen, daß wir im Jänner mit dem Bundes­
minister für Land- und Forstwirtschaft ein Ge­
spräch mit dem Ziel führen werden, daß er diese 
Verordnungen überlegt und überdenkt, damit wir 
nicht in die Situation kommen, daß unter Um­
ständen Baubehörden beziehungsweise Bürger­
meister in Schwierigkeiten geraten. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Aber noch etwas, ich sehe jetzt Kollegen Rieder 
nicht, aber Kollege Rieder - er hat das sicherlich 
gut gemeint (Abg. Hai ger m 0 s e r: Jetzt legt er 
sich mit einem Pinzgauer auch noch an.') - hat 
vorige Woche die Leistungen des früheren Wirt­
schaftssprechers der ÖVP, Taus, gewürdigt und 
hat das Beispiel KTM genannt. 

Meine Damen und Herren! Jede Medaille hat 
zwei Seiten. Die eine Seite ist: Ich akzeptiere und 
anerkenne das unternehmerische Risiko, das Taus 
bei KTM eingegangen ist. Die zweite Seite aber 
ist. daß eine Reihe von Fehlern - wirklich eine 
Reihe von Fehlern! - bei der Übernahme pas­
siert sind, die schon damals ahnen ließen, daß das 
nicht gutgehen kann. (Abg. Anna Elisabech A u -
In a y r: Es wird viel geschrieben, was nicht 
slimmt.') Ich glaube nicht, daß die "Industrie" et­
was schreibt, das nicht stimmt, sie weist auch dar­
auf hin. Ein fast vierfacher Preis für das Ersatz­
teillager! Frau Kollegin Haller! Sind Sie anderer 
Meinung? (Abg. Edith Hall e r: Ja.') Bitte. (Zwi­
schenruf der Abg. Edilh Hall er.) Ja, ja, da ha­
ben Sie recht, aber in diesem Fall stimmt es sogar, 
was die "Industrie" schreibt. 

Die finanzielle Bereinigung der Altlasten ist 
nicht erfolgt, Taus gibt das auch zu. Es hat keine 
Trennung vom früheren Eigentümer und auch 
keinerlei Berücksichtigung von Behördenaufla­
gen gegeben. Man hat halt dort wahrscheinlich 
nach dem Motto "Der Taus wird es schon rich­
ten!" gelebt, alles andere interessiert uns nicht. 

Aber wenn man beide Seiten vergleicht, und 
ich habe in meinem Bezirk einige Problemfälle, 
AMAG, KTM, SAKOG, dann darf ich Ihnen ei­
nes sagen: Das Ergebnis, daß 200 bis 400 Arbeits­
plätze in dieser Region abgebaut werden, ist abzu­
lesen, und was das für diese Region bedeutet, 
kann man sich vorstellen. Wenn man sieht, was 
sich in der AMAG abspielt, wenn man weiß, daß 
ein Bergbau zu schließen ist, dann kann man sich 
vorstellen, daß man die Lobeshymne, die Kollege 
Rieder ausgesprochen hat, nicht unbegrenzt tei­
len kann. 

Aber erlauben Sie mir noch einige Bemerkun­
gen zu einem ganz anderen Thema, nämlich zur 
Wirtschaftsförderung in Österreich. Wir müssen 
zur Kenntnis nehmen - das erscheint mir wirk­
lich problematisch -, daß wir uns in den achtzi­
ger Jahren schrittweise in Richtung Hochsubven­
tionsland entwickelt haben. Der Barwert der Di­
rektförderung hat sich vervierfacht. das heißt, er 
entspricht einem jährlichen Zuwachs von über 
22 Prozent. Und das ist etwas, was wir uns an­
schauen müssen, was wir zu korrigieren haben, 
denn der Anstieg geht in erster Linie auf die Aus­
weitung der reaktiven Direktförderung zurück. 
Diese Förderung wird gewährt, um Unternehmen 
zeitweise oder dauerhaft von den Einflüssen des 
Marktes abzuschotten. Davon leben einige Unter­
n.ehmen ganz gut. Auch in Ihren Reihen, meine 
sehr verehrten Damen und Herren von der Frei­
heitlichen Partei, sind solche Unternehmer ange­
siedelt. 

Aber nicht nur das Volumen der Direktförde­
rung, auch die Strukturen erscheinen problema­
tisch, denn die Förderungen materieller Investi­
tionen bilden nach wie vor das Schwergewicht. 
Angesichts der zunehmenden Bedeutung von 
Forschungs- und Entwicklungsausgaben halte ich 
eine schrittweise Umstellung der Förderung auf 
immaterielle Investitionen für unbedingt erfor­
derlich. Das heißt, im Zusammenhang mit einem 
bevorstehenden EG-Beitritt müssen wir diese Di­
rektförderung einer Reform unterziehen. 

Herr Bundesminister! Der jährlich vorzulegen­
de Förderungsbericht zeigt uns - anders geht es 
ja auch nicht -, daß nicht das Optimum an 
Transparenz erreicht ist, denn geschickte Förde­
rungswerber, die von verschiedenen Ministerien 
oder von anderen öffentlichen Einrichtungen, 
etwa von den Ländern, Förderungen erhalten, 
scheinen in diesem Bericht mehrfach auf. 

Wenn man sich die Mühe macht und nachlesen 
möchte, wie viele Subventionen eine Hilfsorgani­
sation in einem Jahr erhalten hat, dann ist dazu 
fast eine komplizierte Forschungsarbeit notwen­
dig. 

Aus diesem Grund darf ich noch einmal die 
Anregung stellen, Herr Bundesminister: Wir soll­
ten in Zukunft alle österreichischen Förderungs­
werber, egal bei welchem Ressort oder bei wel­
cher Gebietskörperschaft auch immer sie sich be­
werben, zentral erfassen, und wir sollten jedem 
Förderungsbewerber eine Kennzahl zuordnen, 
die auf allen Förderungsansuchen anzuführen ist. 

Damit wäre erstmals die Möglichkeit geschaf­
fen, Transparenz in den Dschungel der Förderun­
gen zu bringen. Hinsichtlich des Förderungsbe­
richtes würde ich mir wünschen, daß er nicht 
mehr institutionell, sondern nach Wirtschaftssek-
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toren, Vereinen beziehungsweise Personen ge­
gliedert wird. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Auch ein Punkt, den wir vielleicht in der Zukunft 
im Zusammenhang mit mehr Mitbestimmung, 
mehr Mitwirkung im Parlament überlegen soll­
ten. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 22.-11 

Präsident: Die nächste Rednerin ist Frau Abge­
ordnete Eleonora Hostasch. Sie hat das Wort. 

22.4/ 
Abgeordnete Eleonora Hostasch (SPÖ): Sehr 

geehrter Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! (Abg. 
Hai ger m 0 S er: Schon Ladenschluß heute?) 
Herr Kollege Haigermoser! Ich glaube, Sie ken­
nen genauso gut wie ich die Bestimmungen des 
Öffnungszeitengesetzes und wissen somit, daß 
wir diesem nicht unterliegen, weil wir nicht Be­
schäftigte des Handels sind, und daher leider die­
se Regelungen auf uns nicht zutreffen. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Aber wenn Sie meinen, daß die Unternehmer 
im Handel diesen Bestimmungen nicht unterlie­
gen und somit rund um die Uhr in ihren Geschäf­
ten stehen könnten, ohne den Kunden zu bedie­
nen, dann ist es natürlich Ihre freie Entscheidung, 
davon Gebrauch zu machen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
gestehe, daß ich über die Aussagen des Herrn Ab­
geordneten Rosenstingl schon einigermaßen ver­
wundert gewesen bin. Üblicherweise ist es so, daß 
Wünsche. Forderungen und Erfolge der österrei­
chischen Gewerkschaften und des Österreichi­
schen Gewerkschaftsbundes von Ihnen nur sehr 
kritisch kommentiert werden, und daß alles, was 
wir aus Arbeitnehmersicht verlangen und auch 
durchsetzen, von Ihnen in der Öffentlichkeit ne­
gativ dargestellt wird. Aber daß Sie hier beklagen, 
daß wir uns im Sinne der Arbeitnehmer nicht 
ausreichend durchsetzen, kann ich nur als Kroko­
dilsträne in Ihren Augen interpretieren. (Beifall 
bei der SPÖ.J Ich glaube nicht, daß Sie es tatsäch­
lich ernst meinen. 

Ich glaube, Herr Abgeordneter, man sollte 
trotzdem erkennen und auch dazu stehen - ich 
bin neugierig, ob Sie das in der Öffentlichkeit 
auch irgendwo sagen werden -, daß die Erhö­
hung der Pendlerpauschale um 30 Prozent tat­
sächlich ein Ergebnis der Verhandlungen war, bei 
denen sich die Arbeitnehmerinteressenvertretun­
gen, bei denen sich der ÖGB (Abg. R 0 sen­
s l i n g I: Aber kein Ausgleich.') jetzt entscheidend 
durchsetzten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Herr Kollege! Sie wissen, daß das Budget, das 
wir hier verhandeln und heute noch beschließen 
werden, ein Kompromiß ist. der von verschiede­
nen Standpunkten und verschiedenen Überlegun-

gen, aber auch von Interessengegensätzen getra­
gen ist. Ich bekenne mich dazu, daß aus Arbeit­
nehmersicht in diesem Budget sicherlich nur ein 
Teil der Wünsche realisiert ist, aber wir leben in 
einer pluralistischen Gesellschaft und haben da­
her auch mit unterschiedlichen Standpunkten zu 
politischen Einigungen zu kommen. Und zu die­
sen Einigungen bekennen wir uns, deponieren 
aber gleichzeitig unsere Wünsche an die zukünfti­
ge Steuerpolitik, und genau darauf wollte ich 
auch heute in meinem Debauenbeitrag eingehen. 

Meine Damen und Herren der Freiheitlichen 
Partei! Wenn Sie sich Populismus und Schlagzei­
len als Ziel Ihrer Politik setzen und das heute wie­
der bewiesen haben. dann ist es nicht möglich, 
daß wir mit Ihnen eine sachliche Diskussion über 
Sachfragen haben. (BeifaLL bei der SPÖ.) 

Lassen Sie mich zu dem Bereich kommen. den 
auch Sie schon angesprochen haben, zum Bereich 
der Steuern. 

Die weitaus wichtigste Finanzierungsquelle aus 
den Gesamteinnahmen sind die Steuern, und 
zwar mit einem Prozentsatz von 56 Prozent. Im 
Sinne einer gerechten Steuerpolitik ist es erfor­
derlich. regelmäßig die Entwicklung der einzel­
nen Steuern zu überprüfen und ihre Verteilungs­
wirkung zu hinterfragen. 

Ich möchte daher kurz, prägnant und daher si­
cher unbefriedigend auf die Entwicklung der 
wichtigsten Steuern verweisen. 

Der Anteil der Umsatzsteuer am Gesamtsteu­
eraufkommen beträgt 1991 36,8 Prozent, jener 
der Lohnsteuer 26,2 Prozent mit einer stark stei­
genden Tendenz seit 1989, seit jenem Jahr, in 
dem wir die Steuerreform machten. Der Anteil 
der Gewinnsteuern - Sie wissen, welche Steuern 
unter diesem Titel resultieren - beträgt etwa 
14,6 Prozent mit sinkender Tendenz seit 1989. 
Ich bin neugierig, ob Sie sich im Sinne einer Um­
verteilung, einer richtigen Bewertung der Ein­
kommensentwicklung und der Steuerentwicklung 
auch engagieren werden bezüglich unserer Forde­
rung: stärkere Einnahmenentwicklung bei den 
Gewinnsteuern! Dann wird es sich erweisen, ob 
sich das, was Sie im Sinne einer Arbeitnehmerpo­
litik vertreten wollen, auch tatsächlich in den rea­
len Entwicklungen. in den realen Forderungen 
niederschlägt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Der Anteil der Vermögensteuer beträgt 
1,6 Prozent, das ist etwa das gleiche Niveau wie 
1989, ist aber letztlich insgesamt sehr wenig ergie­
big. 

Erlauben Sie mir noch eine kurze Bemerkung 
zur Situation in der Land- und Forstwirtschaft. 
Für 1991 waren im Budget Ausgaben in der Höhe 
von 18,3 Milliarden Schilling und Einnahmen in 
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der Höhe von 5 Milliarden Schilling vorgesehen; 
eine sehr deutlich auseinanderklaffende Diffe­
renz. Für 1992 wird die Situation in etwa gleich 
sein. 

Wenn man diese Entwicklungen betrachtet -
es liegt mir jetzt fern. vielleicht im Vergleich zu 
anderen, hier gesellschaftliche Gruppen ausein­
anderzudividieren und gegeneinander auszuspie­
len -, so kann man doch aus diesen Zahlen und 
auch aus den Daten des Bundesministeriums eine 
sehr deutliche Tendenz erkennen: Die Lohnsteu­
ereinnahmen steigen überproportional, während 
die Gewinnsteuern stagnieren. Nach den Progno­
sen wird das Lohnsteueraufkommen von rund 
105 Milliarden Schilling auf 160 Milliarden Schil­
ling bis zum Jahr 1994 steigen. (Abg. Ing. 
Sc h w ä r z I er: Ganz sicherlich nicht!) Der An­
teil der Vermögensteuer ist äußerst gering. Die 
Bedeutung der Umsatzsteuer sinkt, die Steuerlei­
stung der Land- und Forstwirtschaft ist unergie­
big. Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer wei­
sen nur geringe Steigerungsraten auf. Darüber 
hinaus ermöglicht die voranschreitende Interna­
tionalisierung der Wirtschaft zusätzlich Steuer­
umgehungsmöglichkeiten, ich denke zum Bei­
spiel an die internen Konzernverrechnungsme­
thoden und Gestaltungsmethoden, die sich daraus 
ergeben. 

Auf den Punkt gebracht möchte ich feststellen, 
daß sich in Summe eine zunehmende Belastung 
für die Arbeitnehmer, insbesondere für die ein­
kommensschwachen Bevölkerungsgruppen er­
gibt. Und sofern es nicht zu einer grundlegenden 
Umstrukturierung des Steuersystems kommt, 
entwickelt sich Österreich zu einem Lohnsteuer­
staat, dessen zweite wichtige Einnahmequelle die 
verteilungspolitisch relativ negativ wirkende Um­
satzsteuer ist. 

Aus Arbeitnehmersicht ergeben sich daher an 
die zukünftige Steuerpolitik folgende konkrete 
Forderungen - und ich habe heute hoffnungs­
froh vernehmen können. daß wir erwarten kön­
nen, daß uns bei diesen Forderungen auch die 
Freiheitliche Partei unterstützen wird -: 

Bei der nächsten Steuerreformetappe ist eine 
Senkung der Steuerbelastung im Bereich der Ein­
künfte aus nichtselbständiger Tätigkeit unabding­
bare Notwendigkeit. 

Die positiven Auswirkungen der Steuerreform 
1989 müssen zumindest gewahrt bleiben. 

Die Tarifkorrektur soll durch eine Anhebung 
der Absetzbeträge erfolgen. 

Eine weitere Forderung ist die Erhöhung der 
Überstundenzuschläge, wobei es nicht das Ziel 
sein soll, eine stärkere steuerliche Attraktivität 
der Überstunden zu erreichen, da die Attraktivi-

tät von Überstunden für die Arbeitgeber verrin­
gert werden soll. Wir haben uns in diesem Haus 
schon sehr oft über die negativen - insbesondere 
gesundheitlichen - Auswirkungen von regelmä­
ßig zu leistenden Überstunden unterhalten, und 
ich glaube, daß hier wirksame Maßnahmen zu 
setzen sind. 

Das steuerliche Existenzminimum von derzeit 
rund 8 500 S soll auf 10 000 S angehoben wer­
den. Meine sehr geeehrten Damen und Herren! 
Es ist meiner Meinung nach auch unbedingt not­
wendig, eine Überprüfung der unrealistisch nied­
rigen Einheitswerte vorzunehmen, um hier einer 
Steuergerechtigkeit Folge zu leisten. (Abg. lng. 
Sc h w ä r z I e r: Bei wem?) 

Aber auch in der Frage der Steuerhinterzie­
hung sind wirksame Maßnahmen zu setzen, Steu­
errückstände sind entsprechend einzutreiben, um 
auch hier eine Gleichbehandlung zwischen un­
selbständig Erwerbstätigen und Selbständigen si­
cherzustellen. 

Wenn Sie sich ansehen, wie hoch die Steuer­
rückstände sind, dann werden Sie mir recht ge­
ben, daß hier im Volkseinkommen und vor allem 
in der Umverteilung ein großes Mißverhältnis ge­
geben ist und vieles der Allgemeinheit vorenthal­
ten wird. (Zwischenruf der Abg. Regina He i ß.) 
Nein, aber ich verlange Gerechtigkeit für alle. Die 
unselbständig Erwerbstätigen haben die Lohn­
steuer sofort abzuliefern, die Beiträge werden so­
fort abgezogen und an das Finanzamt weitergelie­
fen, wogegen die Gestaltungsmöglichkeiten (Abg. 
Ing. K 0 wal d: Bei diesen Allszahlungen ... !) 
und die Möglichkeiten der Steuerhinterziehung 
auf Arbeitgeberseite, bei den Unternehmern, we­
sentlich ausgeprägter sind. Und hier sehe ich kei­
ne Gerechtigkeit in unserem Steuersystem. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Erlauben Sie mir 
noch eine Feststellung hinsichtlich der Steuerpo­
litik. Wir erteilen all jenen eine klare Absage, wei­
che die Absicht haben, Sonderzahlungen oder die 
Abfertigung stärker zu besteuern, als es die ~~r­
zeitige Rechtslage vorsieht. (Beifall bei der SPO.) 

Aus Gründen der Aktualität, meine sehr geehr­
ten Damen und Herren, nur ganz kurz noch eine 
Bemerkung zur Diskussion Bankgeheimnis und 
Anonymität. Ich würde wirklich alle bitten, die 
mit dieser Frage befaßt sind, in der öffentlichen 
Diskussion klarzustellen, daß es sich hier um zwei 
grundSätzlich verschiedene Themen, um zwei 
grundsätzlich verschiedene Begriffe mit entspre­
chenden Auswirkungen handelt. 

Das Bankgeheimnis betrifft das Rechtsverhält­
nis zwischen Kunde und Bank, beinhaltet die Ge­
heimhaltungspflicht gegenüber Dritten und ist 
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rechtlich in sehr klarer und ausreichender Form 
geregelt. 

Bei der Anonymität eines Kontos handelt es 
sich darum, daß dieses nicht legitimiert ist, auf 
keinen Namen lautet und somit auch für die Bank 
- sofern es nicht unter die Sonderbestimmungen 
und unter die Sorgfaltserklärung fällt, zu der sich 
die Geldinstitute bekennen - nicht nachvollzieh­
bar ist, welche Person hinter diesem nicht legiti­
mierten Konto steht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
glaube, wir wissen alle, daß die Frage der Anony­
mität des Sparbuches eine sehr sensible - es ist 
heute schon einmal gesagt worden -, auch eine 
sehr emotionale und, ich würde fast sagen, eine 
etwas irrationale ist. 

Ich glaube daher, daß es sehr wichtig ist, daß 
wir in der Frage der Anonymität der Spareinlagen 
mit einer sehr großen Behutsamkeit vorgehen 
und zu keiner Verunsicherung in der Bevölke­
rung beitragen. Es muß all jenen ein Anliegen 
sein, hier mit großem Verantwortungsbewußtsein 
vorzugehen . . . (Abg. Dr. 0 f n e r: Die Vermö­
gensteuer nicht zahlen wollen.') Herr Dr. Ofner! 
Jetzt sehe ich bei Ihnen die Krokodilsträne im an­
deren Auge rinnen. (Abg. Dr. 0 f ne r: Lohnsteu­
er, Erbschaftssteuer, Vermögensteuer!) Sie spre­
chen wider besseres Wissen, Herr Kollege Dr. Of­
ner, wenn Sie diese Behauptungen machen. 

Ich glaube, wir sollten alle sehr verantwor­
tungsbewußt mit dieser Frage in der Diskussion 
umgehen, wenn es uns darum geht, eine positive 
Grundhaltung der österreichischen Bevölkerung 
für unsere Betrittsabsicht zur Europäischen Ge­
meinschaft zu erzeugen. (Beifall bei der SPÖ.I 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
komme schon zum Schluß meiner Ausführungen. 
Ein Steuersystem wird dann als einigermaßen ge­
recht empfunden werden, wenn sich auch das 
Aufkommen auf die verschiedenen gesellschaftli­
chen Gruppen gerecht verteilt. 

Die aktuelle Entwicklung läßt erkennen, daß 
wir auf dem Weg zu einem Lohnsteuerstaat sind. 
Daher muß die nächste Steuerreform den berech­
tigten Forderungen der Arbeitnehmer Rechnung 
tragen und unter anderem den Weg in die kalte 
Progression stoppen sowie ein steuerfreies Min­
c1esteinkommen von 10 000 S mit sich bringen. 
(Beifall bei der SPÖ.) ::'::'51 

Präsident: Der nächste in der Rednerliste ist 
Herr Abgeordneter Dr. Antoni. Er hat das Wort. 

2::'.54 
Abgeordneter Dr. Antoni (SPÖ): Herr Präsi­

dent! Herr Bundesminister! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Angesichts der vorgeschrittenen 
Stunde sowie aufgrund der Tatsache, daß ich ei-

nen recht umfangreichen Abänderungsantrag 
verlesen werde, vorweg nur einige kurze Bemer­
kLmgen. 

Meine Damen und Herren! Da Länder und Ge­
meinden ständig neue Wünsche und Forderungen 
an den Bund herantragen, ist das Finanzaus­
gleichsgesetz laufend wechselnden Anforderun­
gen ausgesetzt. Immer lauter und immer deutli­
cher werden auch die Forderungen der Finanzpo­
litiker der Länder nach einer Veränderung des 
Gesetzes in Richtung mehr Aufteilungswahrheit. 

Die Aufteilungswahrheit ist zwar im Vertei­
lungsschlüssel begründet, der ja für jede Steuer 
existiert, jedoch sind die Detailregelungen nicht 
theoretisch konsistent, sondern an der Praxis 
orientiert und daher immer wieder auch politisch 
und historisch gegeben. 

Meine Damen und Herren! Anhand einiger 
Zahlen möchte ich aber nachweisen, daß nicht 
nur die Forderungen der Länder und Gemeinden 
an den Bund, sondern sehr wohl auch die Zahlun­
gen des Bundes an die Gebietskörperschaften von 
Jahr zu Jahr erheblich steigen. 

Die Summen dieser Zahlungen an die Länder 
beliefen sich im Jahre 1990 auf über 113 Mil­
liarden Schilling, im Jahre 1991 auf über 126 Mil­
liarden Schilling, und für 1992 sind über 131 Mil­
liarden Schilling budgetiert. Ähnlich positiv sieht 
auch die Gemeindebilanz aus. 

Das Wachsen der Ausgaben im Interesse der 
Gemeinden erreicht, relativ gesehen, sogar eine 
noch höhere Progression. Betrug sie 1990 nahezu 
56 Milliarden Schilling, so beträgt sie heuer 
63 Milliarden Schilling und wird im nächsten 
Jahr 66,8 Milliarden Schilling ausmachen. (Präsi­
dent Dr. Li eh a I übernimmt den Vorsitz.) Nun 
aber zum Abänderungsantrag. 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Nowomy. Bayr und Ge­
nossen zur Regierungsvorlage betreffend das Bun­
desfinallzgesetz für das Jahr 1992 samt Anlagen 
(250 und Zu 250 der Beilagen) in der Fassung des 
Ausschußberichtes (JOO der Beilagen) 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung be­
schließen: 

1. In der Anlage I der im Titel bezeichneten Re­
gierungsvorlage sind die nachfolgenden Voran­
schlagsansätze wie folgt zu ändern beziehwzgs'.i'ei­
se vorzusehen: 

VA-Ansatz 1/512../.9. Aufgabenbereich ../.3, Zu­
führung an zweckgebundene Einnahmen-Rückla­
ge, abzuändern von 72,781 Millionen Schilling um 
-11,../.50 Milliollen Schilling auf 61.331 Millionen 
Schilling, 
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VA-Ansatz 21520[../., Lohnsteuer, abzLländern 
von 134 000.000 Millionen Schilling um 
-500,000 Millionen Schilling auf 133 500.000 
Millionen Schilling, 

Aufgabenbereich 22, Lohnsteuer, abzuändern 
von 10 030.438 Millionen Schilling wn 
-11.450 Millionen Schilling auf 10 018,988 Mil­
liollen Schilling. 

Aufgabenbereich 37, Lohnsteuer. abzuändern 
von 506.231 Millionen Schilling um -1.995 Mil­
liollen Schilling auf 504.236 Millionen Schilling, 

Aufgabenbereich 43. Lohnsteuer, abzuändern 
von 123 463.331 Millionen Schilling um 
-486,555 Millionen Schilling auf 
122 976,776 MiLLionen Schilling, 

VA-Ansatz 2/52804. Ertragsanteile der Länder 
und Gemeinden. abzuändern von 
-130 357.350 Millionen Schilling um 
-173,735 Millionen Schilling auf 
-130 183.615 Millionen Schilling, 

Aufgabenbereich 22. Ertragsanteile der Länder 
und Gemeinden. abzuändern von 
-130 322.790 Millionen Schilling um 
-173.735 Millionen Schilling auf 
-130 149,055 Millionen Schilling, 

VA-Ansatz 2/52860, Aufgabenbereich 37, An 
Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds, abzuändern 
von -1 310,205 Millionen Schilling um 
-1,995 Millionen Schilling auf -1 308.210 Mil­
lionen Schilling, 

VA-Ansatz 2/52870, Aufgabenbereich 22, An 
Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen. abzuän­
dern von -4 170,090 Millionen Schilling um 
- JI,450 Millionen Schilling auf - 4 158.640 Mil­
lionen Schilling, 

VA-Ansatz 2/52890, Aufgabenbereich 43, An 
den Kacastrophenfonds, abzuändern von 
-4 170.090 Millionen Schilling um -11.450 Mil­
lionen Schilling auf - 4 158,640 Millionen Schil­
ling, 

VA-Ansatz 1/53017, Allfgabenbereich 43, Fi­
nanzkraftstärkung der Gemeinden, abzuändern 
von 778,542 Millionen Schilling wn + 2, 792 Mil­
[ionen Schilling auf 781,334 Millionen Schilling. 

VA-Ansatz 1/53247. Aufgabenbereich 43. Zu­
schüsse /lach § 1 und § 5 WBF-ZG. abzuändern 
von 21 748,908 Millionen Schilling um 
-2,792 Millionen Schilling auf 21 746,116 Mil­
lionen Schilling, 

VA-Ansatz 2/53400, Aufgabenbereich 43. Dotie­
rung des Katastrophenfonds, abzuändern von 
4 200.090 Millionen Schilling um -11,450 Mil­
lionen Schilling auf 4 188,640 Millionen Schilling. 

VA-Ansatz 2/55006, Aufgabenbereich 43. Bei­
träge von Umernehmungen mit Bundesbedienste­
ten. abzuändern von 0 Schilling um +0,001 Mil­
lionen Schilling auf 0.001 Millionen Schilling, 

VA-Ansatz 8/59849, Aufgabenbereich 43. 
Schu/daufnahmen gern. Art. 1I in Verbindung mit 
Art. VII[ BFG. abzuändern von 112 333.' 85 Mil­
lionen Schilling um + 385. 704 Millionen Schilling 
auf 1I 2 718,889 Millionen Schilling. 

Weiters lautet die Bezeicluzung des VA-Ansat­
zes 2/52624 .• Normverbrauchsabgabe'· und bei der 
Annzerkung zu VA-Ansatz 7/59199 ist der Betrag 
des VA-Ansatzes 2154070 von ,,0,00'" auf 
,,750,001" abzuändern. Alle übrigen Änderungen 
in den Anmerkungen, die sich aufgrund des Abän­
derungsantrages ergeben, sind dementsprechend 
vorzunehmen. 

2. Die durch die Änderung bedingten Betragsän­
derungen sind auch in den in der Anlage I sowie 
Ta, 1b und lc enthaltenen Summenbeträgen efllspre­
chend zu berücksichtigen. - Danke schön. (Bei­
fall bei der SPÖ.) ~3J).f. 

Präsident Dr. Lichal: Der soeben eingebrachte 
Abänderungsantrag der Abgeordneten 01'. No­
wotny, Bayr ist genügend unterstützt und steht 
daher mit in Behandlung. 

Zu Wort gemeldet hat sich noch Herr Abgeord­
neter Elmecker. Ich erteile es ihm. 

~3.04 .. 
Abgeordneter Elmecker (SPO): Herr Präsi-

dent! Meine Damen und Herren! Die Geschäfts­
ordnung zwingt mich, auch noch einen Abände­
rungsantrag vorzutragen und einzubringen. 

Im Zusammenhang mit dem vom Nationalrat 
beschlossenen Asylgesetz geht es um eine Abän­
derung des Stellenplanes. Wir haben ja im Rah­
men der Debatte über das Asylgesetz schon aus­
geführt, daß wir auf diesem Gebiet zusätzlich 
qualifiziertes Personal brauchen werden. 

Ich bringen daher folgenden Abänderungsan­
trag ein: 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Elm.ecker. Dr. Pirker betref­
fend die Abänderung des Slellenplanes für das 
Jahr 1992 (in 250 und Zu 250 der Beilagen) in der 
Fassung des Ausschllßberichtes 1300 der Beilagen) 

Der NationaLrat wolle in zweiter Lesung be­
schließen: 

Der Teil ll. PLanstellen für Bundesbedienstete, 
Abschnitt A Planstellenverzeichnis erhält für das 
Kapitel 11, für die nachstehend genanfllen Plan­
steLlenbereiche die aus der beigeschlossenen Anla­
ge ersichtliche detaillierte Fassung, und zwar: 
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1. Planslellenbereich ,,1100 ZemralleiulI1g" 

In diesem Planstellenbereich triu eine Vermeh­
rung urn insgesamt 25 Planstellen ein. Davon ent­
fallen 8 Planstellen auf die Venvendungs­
gruppe A, übrige Beamte, 1 Planstelle für Ver­
tragsbedienstete der Kategorie A, EIllLohnungs­
schema I. Enllohnungsgruppe a, 6 Planstellen auf 
die Verwendungsgruppe B. übrige Beamte. 2 Plan­
stellen auf die Vent'elutllngsgruppe C, übrige Be­
amte. 2 Planstellen für Vertragsbedienstete der 
Kategorie A. EntLohnllngsschema I, Emlohnungs­
gruppe C ulld 6 Planstellen für Vertragsbedienstete 
der Kategorie A, Emlohnullgsschema I, Eill­
lohnungsgruppe d. 

Dadurch ändert sich die Summe für übrige Be­
amte auf 710. die Summe der Beamten auf 745, die 
Summe der Vertrags bediensteten der Kategorie A 
auf 317, die Summe der Vertragsbedienstelen auf 
319 und die Gesamtsumme auf 1 06./ Planstellen. 
Die Summenzeüe 1100 wird analog hiezu geän­
dert. 

2. Planstellenbereich ,,1130 BundespoLizei" 

In dieseln PLanstellenbereich tritt eine Vermeh­
rung um insgesamt 59 Planstellen ein. Davon ent­
fallen 5 Planstellen auf die Verwendungs­
gruppe A. übrige Beamte, 17 Planstellen auf die 
Verwendungsgruppe W 1 (SicherheitswachdiensO, 
übrige Beamte, 16 Planstellen auf die Ver­
wendungsgruppe W 3 (Sicherheitswachdiensl) , 
übrige Beatme, 2 Planstellen auf die Ver­
wendungsgruppe W 1 (KriminaldienstJ, übrige Be­
amte, und 19 Planstellen auf die Verwendungs­
gruppe W 2 (Kriminaldienst), Dienststufe 1. 

Dadurch ändert sich bei den Planstellen der All­
gemeinen Venvaltung und handwerklichen Ver­
wendung die Summe für übrige Beamte auf 1 962, 
die Summe der Beamten auf 2 039 und die Ge­
samtsumme auf 3 380 Planstellen; bei den Plan­
stellen für Wachebeamte ISicherheitswachdienst! 
die Summe der übrigen Wachebeamten auf 7 903. 
die Summe der Beamten auf 10 830 und die Ge­
samtsumme auf 10 830; bei den PlansteLLen für 
Wachebebear;ue (KriminaldiensO die Summe der 
übrigen Wachebeamten auf 21, die Summe der 
übrigen Beamten auf 2 531 und die Gesamtsumme 
auf 2 531. in der Zeile Summe 1130 die Summe 
Beamte auf 15 ./00 und die Gesamtsumme auf 
16 741. 

Bei der Darstellung der Planstellen für Wache­
beamte (SicherheitswaehdiensO werden die Fußno­
ten wie folge geänden: Für die Verwendungs­
gruppe W 1 wird folgende Fußnote eingefügt: .. Auf 
Rechnung freier Planstellen der Verwendungs­
gruppe Wl, übrige Beamte. können bis zu 
20 VB A(b) bZlrv. Beamte der Allgemeinen Ver­
waltung (V Gr. B) aufgenommen werden." 

Die Fllßnore für die Planstellen der Ver­
wendungsgruppe W3 erhält folgende Fassung: 

"Allf Rechnung freier Planstellen der Ver­
wendungsgruppe W3 können bis zu 240 VB A(d) 
und 150 VB Aill aufgenommen werden." 

3. Planstellenbereich .. 1140 BUlldesgendarme­
rie" 

In diesem Planslellenbereich tritt eine Vermeh­
rung um insgesarnt 16 Planstellen ein. Davon ef1l­
fallen 1 Planstelle auf die Verwendungsgmppe 
WIrGendarmeriedienst), übrige Beamte. und 
15 Planstellen auf die Verwendungsgruppe W 2 
(Gendarmeriedienst), übrige Beamte. 

Dadurch änden sich bei den Planstellen für Wa­
ehe beamte (GendarmeriedienstJ die Summe der 
übrigen Wache beamten auf 5 366, die Summe der 
Beamten auf 12 134 und die Gesamtsumme auf 
12 13./; in der Zeile Summe 1140 die Summe Be­
amle auf 12 230 und die Gesamtsumme auf 
13./14. 

./. Die Zeile Gesamtsumme 11 ändert sich wie 
folgt: 

Summe Beamte 28 450. Summe Vertragsbedien­
stete VB A 2 ./23. Summe VB 2 974 und Gesamt­
summe 31 ./24. 

Ich bitte Sie. meine Damen und Herren. diesem 
Abänderungsa~.trag I~.re Zustimmung zu erteilen. 
(Beifall bei SPO und OVP.) ~3.{)9 

Präsident Dr. Lichal: Der soeben eingebrachte 
Abänderungsantrag der Abgeordnete Elmecker, 
Dr. Pirker ist genügend unterstützt und steht da­
her mit in Behandlung. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordneter 
Dr. Gugerbauer. Ich erteile es ihm. 

23JJ9 
Abgeordneter Dr. Gugerbauer eFPÖ): Herr 

Präsident! Herr Bundesminister! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Ich wollte vor der 
Schlußabstimmung des Haushaltsentwurfes für 
das Jahr 1992 die Gelegenheit beim Schopf pak­
ken, um im Namen der freiheitlichen Opposition 
noch Dank auszusprechen. 

Ich möchte mich wirklich dafür bedanken, daß 
wir im Rahmen der Budgetberatungen erstmals 
die Möglichkeit eingeräumt bekommen haben, 
ein Expertenhearing durchzuführen. Ich glaube, 
daß alle Abgeordneten, die im Budgetausschuß 
mitgearbeitet haben, den Eindruck teilen, daß 
dieses Hearing ein Gewinn gewesen ist. Ich weiß, 
daß das eine Konzession der Mehrheitsfraktion 
an die Opposition dargestellt hat, daß das nicht 
selbstverständlich war und daß Sie mit sich selbst 
gerungen haben. Sie haben es dann zugelassen, 
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und ich möchte mich dafür durchaus bedanken. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Ich möchte mich auch bei jenen Kollegen be­
danken, die sich in den letzten Wochen ein biß­
ehen besorgt über den Stil geäußert haben, mit 
dem die Bundesregierung dem Parlament gegen­
übertritt. Ich beginne beim Nationalratspräsiden­
ten, kann alle Klubobmänner einschließen, Fuhr­
mann, Neisser, Voggenhuber, aber auch promi­
nente Abgeordnete, Prof. Nowotny, Frau Frieser, 
die alle gemeint haben, diesmal wäre es besonders 
"dick". (Abg. Dr. No wo t 11 y: Das machen ~ .. /ir 
selber.') 

Sie haben sich kritisch zur Art und Weise, wie 
die Bundesregierung kurzfristig mit dem Parla­
ment umgegangen ist, geäußert: Falls Sie es jetzt 
wieder zurücknehmen wollen, ist es Ihr gutes 
Recht. (Abg. Dr. No wo t n y: Wir brauchen Sie 
nichl.') leh möchte Ihnen das gar nicht streitig ma­
chen. 

Aber ich finde es positiv, daß über Fraktions­
grenzen hinweg kritisch nachgedacht wird, wie 
wir als Volksvertreter unsere Rechte wahrneh­
men können, wie wir darauf drängen können, daß 
wir das Budget ernsthaft vorberaten. Ich meine, 
daß diese Gemeinsamkeit eine gute Vorausset­
zung für die nächste Budgetberatung darstellt. 

Ich möchte aber auch, meine sehr geehrten Da­
men und Herren, noch einmal einen Gedanken 
aufgreifen, den ich schon in der Generaldebatte 
in den Mittelpunkt gestellt habe, ein Gedanke, 
der auch von verschiedenen Abgeordneten venti­
liert wurde. Ich meine, daß wir uns jetzt am Ende 
der Budgetberatungen noch einmal darüber klar­
werden müssen, was wir denn überhaupt beschlie­
ßen. 

Kollege Elmecker hat einen ellenlangen Abän­
derungsantrag vorgelesen. Kaum jemand von Ih­
nen kennt diesen Antrag, kaum jemand hat mit­
bekommen, was denn noch geändert werden soll. 

Ich meine, das ist auch ein Ausdruck dessen, 
was uns in diesen Tagen und Wochen zugemutet 
worden ist. Ich glaube, daß wir vor allen Dingen 
herausarbeiten sollten, daß das Budget für das 
Jahr 1992 nicht jenen Erwartungen gerecht wer­
den kann, die manche Abgeordnete der beiden 
Regierungsfraktionen in diesen Entwurf immer 
noch setzen. Das ist ein Entwuf, der viele, viele 
Hoffnungen enttäuschen wird, und ich bin davon 
überzeugt, daß nicht nur Kollege Stummvoll, 
sondern auch Kollege Nowotny in einem halben 
Jahr sagen werden, die Kritik der Freiheitlichen 
Partei war völlig zu Recht und in Ordnung. (Bei­
fall bei der FPÖ. - Abg. Dr. No wo t n y: Bis 
jetzt haben immer wir recht behaLten.') 

Ich habe auf die Wirtschaftsentwickung hinge­
wiesen, Herr Kollege Nowotny. Sie hätten noch 
ein bißchen im Saal bleiben sollen, denn Sie ha­
ben aufgrund des Interesses an Ihrem Debatten­
beitrag geschlossen, daß die Debatte heute über­
haupt uninteressant ist. Aber ein Fraktionskolle­
ge von Ihnen, Kollege Resch. hat an seinem Bei­
spiel, am Beispiel des Bezirkes Braunau in Ober­
österreich, herausgearbeitet, was gegenwärtig in 
der Wirtschaft passiert. 

Braunau ist insofern durchaus typisch, weil 
dort eine Reihe großer Unternehmen in Schwie­
rigkeiten kommt. (Heflige Zwischenrufe bei der 
SPÖ.) Sie sind ein bißchen befangen, Sie können 
an nichts anderes denken. Aber ich denke an 
nichts Schlimmes, wenn ich Kollegen Resch sehe. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

In seinem Bezirk - er hat es hier vom Redner­
pult aus dargelegt - gibt es erhebliche Probleme 
am Arbeitsmarkt, weil große Unternehmungen, 
nicht nur das Unternehmen des ehemaligen 
ÖVP-Wirtschaftssprechers Taus KTM, sondern 
auch die Aluminiumwerke AMAG, die Kohlen­
werke SAKOG und auch andere Unternehmen in 
letzter Zeit angekündigt haben, daß sie im kom­
menden Jahr hunderte Mitarbeiter freisetzen 
werden. 

Das ist etwas - da wende ich mich jetzt nicht 
nur an die Gewerkschafter, sondern an die Ver­
treter der sozialdemokratischen Fraktion insge­
samt -, was Sie budgetpolitisch wahrnehmen 
sollten, meine sehr geehrten Damen und Herren. 
Es ist immer eine gute Tradition der Sozialdemo­
kratie gewesen, mit den Mitteln des Budgets auch 
dafür Sorge zu tragen, daß die Probleme des Ar­
beitsmarktes bewältigt werden können. Ich frage 
mich, ob das mit dem Budget, das Finanzminister 
Lacina heute beschließen lassen möchte, möglich 
sein wird. Ich sage Ihnen, mit diesem Budget wer­
den Sie nichts erreichen. Mit diesem Budget wird 
es eine Bauchlandung geben. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Wir haben oft beim Expertenhearing über ver­
schiedene Rahmenbedingungen gestritten. Es hat 
Begriffsverwirrung gegeben. Die einen haben von 
der "volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung" ge­
sprochen, die anderen von der "Finanzstatistik" 
und vielfach hat man aneinander vorbeigeredet, 
was ja überhaupt ein Problem in diesem Haus und 
in den Ausschüssen dieses Hauses darstellt. 

Aber in einem sind wir doch mit Herrn Bun­
desminister Dkfm. Lacina. seinem Staatssekretär, 
Herrn Dr. Ditz, seinem Vorgänger, Herrn 
Stummvoll, und Professor Nowotny einer Auffas­
sung: Wir haben in Österreich das Problem, daß 
durch die hohe Staatsverschuldung die Zinsenbe­
lastung des Staatshaushaltes immer stärker steigt 
und daß die Zinsen für die Staatsschulden einen 
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immer größeren Teil des Bruttoinlandsproduktes 
ausmachen und damit einen immer größeren Teil 
der staatlichen Mittel auffressen. Der Spielraum 
für den Finanzminister wird knapp, verdammt 
knapp, er wird zu knapp. Das ist eine der Folge­
rungen aus' diesem Budgetentwurf. (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Herr Bundesminister! Jetzt müssen Sie erklä­
ren, wie Sie mit diesem engeren Handlungsspiel­
raum die Probleme des kommenden Jahres be­
wältigen wollen. 

Als Sie, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, den Haushaltsentwurf für das Jahr 1992 vor­
gelegt haben, sind Sie noch von der Konjunktur­
prognose vom September 1991 ausgegangen. Die­
se Konjunkturprognose, Herr Finanzminister 
Lacina, war eine rosarote. In der Zwischenzeit 
gibt es eine revidierte Konjunkturprognose des 
sozialpartnerschaftlichen Wirtschaftsforschungs­
institutes. Diese Konjunkturprognose sagt klar 
und deutlich, daß das Wirtschaftswachstum im 
Jahr 1992 stark zurückgehen werde, daß es auf 
2,5 Prozent des Bruttoinlandsproduktes fallen 
werde, daß daher die Steuereinnahmen für den 
Finanzminister dieser Republik deutlich zurück­
gehen werden. (Abg. Dr. No w 0 t n y: Nominell 
betrachtet! ) 

Sie müßten also, Herr Professor Nowotny, mit 
geringeren Steuereinnahmen Ihr Defizit bewälti­
gen. Das heißt, das Defizit wird noch stärker stei­
gen; die Neuverschuldung wird stärker zuneh­
men. Die Budgetkonsolidier.~.Ing ist endgültig ge­
scheitert. (Beifall bei der FPO.) 

Die Sozialdemokratische Partei hat sich immer 
besonders hervorgetan. daß Sie sich für die Ar­
beitnehmer in diesem Land einsetzt. (Abg. Dr. 
Pr eiß: Wer sonst?) Sie, Herr Kollege Preiß, ha­
ben es zugelassen, daß uns allen in der Sitzung 
des Budgetausschusses, und zwar in der letzten 
Sitzung des Budgetausschusses. eineinhalb Stun­
den nach Beginn dieses Ausschusses 25 Abände­
rungsanträge des Finanzministers auf den Tisch 
geknallt worden sind. 

Mit diesen 25 Abänderungsanträgen sind enor­
me zusätzliche Belastungen gerade auf die klei­
nen Leute zugekommen, auf jene Wähler, die Sie 
als Abgeordneter vertreten sollten. Ich rate Ihnen, 
Herr Kollege Preiß, lesen Sie die Prognose des 
Wirtschaftsforschungsinstitutes. Lesen Sie, was 
dieses Belastungspaket für die Arbeitnehmer in 
diesem Land bringt. Dieses Belastungspaket ist 
mit Ihren Stimmen beschlossen worden. 

Sie muten den österreichischen Arbeitnehmern 
zu, daß die Lohnnebenkosten drastisch steigen. 
Sie muten den Arbeitern, den Angestellten dieses 
Landes zu, daß die Krankenkassenbeiträge deut­
lich steigen, daß die Beiträge zur Arbeitslosenver-

sicherung drastisch steigen. (Abg. Dr. Pr eiß: 
Auch die Leistungen.') Und das bedeutet, Herr 
Kollege Preiß, daß erstmals seit vielen, vielen Jah­
ren in dieser Republik 1992 das Realeinkommen 
der Arbeitnehmer - netto betrachtet - zurück­
gehen wird. Das ist der traurige Höhepunkt der 
falschen Budgetpolitik dieser Bundesregierung. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Der Sozialdemokratischen Partei ist die Sozial­
kompetenz abhanden gekommen. Siehe da, die 
Österreichische Volkspartei sucht ihre Wirt­
schaftskompetenz. Das zeigt sich ja nicht nur dar­
in, daß man auf einmal keinen Wirtschaftsspre­
cher mehr vorfindet - der Verlust im Rahmen 
dieser BlIdgetdebatte hat sich übrigens in Gren­
zen gehalten -, aber es zeigt sich vor allem darin, 
meine Damen und Herren von der Österreichi­
schen Volkspartei, daß offensichtlich die letzten 
g.ewichtigen Stimmen der Wirtschaft, die es in der 
Osterreichischen Volkspartei noch gibt, von Ih­
nen allen nicht ernstgenommen werden. 

Ein prominentes Mitglied der Österreichischen 
Volkspartei wurde zur Präsidentin der Oesterrei­
chischen Nationalbank bestellt. Maria Schaumay­
er, vor der ich meinen Hut ziehe, macht ihre Sa­
che ordentlich und hat in letzter Zeit warnend 
ihre Stimme erhoben, daß in Österreich vor allen 
Dingen eines beachtet werden muß: daß mit allen 
Mitteln gegen das Ansteigen der Inflationsrate ge­
kämpft wird. 

Und da beschließen Sie, Herr Staatssekretär 
a. D. Stummvoll, gemeinsam mit den Kollegen 
der Österreichischen Volkspartei ein Belastllngs­
paket, das erhebliche Steuererhöhungen nach 
sich zieht, das zusätzliche Steuern bringt und das 
die ohnedies schon über dem Durchschnitt der 
Europäischen Gemeinschaft liegende Steuerquo­
te Österreichs nochmals anheben wird. Das Wirt­
schaftsforschungsinstitut schreibt in seinem revi­
dierten Bericht, dieses Belastungspaket werde die 
Inflation in Österreich anheizen, die Geldentwer­
tung werde zunehmen. Wir müssen damit rech­
nen, daß wir durch die falsche Steuerpolitik von 
Rot und Schwarz eine zusätzliche, hausgemachte 
Inflation bekommen. Das ist das traurige Ende 
der früheren Wirtschaftskompetenz der Osterrei­
chischen Volkspartei! (Beifall bei der FPÖ. -
Abg. Sc Iz war zen b erg e r: Die SPÖ hat stall 
dessen die Schulden erhöht!) 

In dieser Situation darf man sich nicht wun­
dern, Herr Präsident Schwarzenberger. daß der 
Österreichischen Volkspartei die Wähler in Scha­
ren davonlaufen. (Abg. Ing. Sc h w ä r z l e r: 
Stimmt absolut nicht.') In den Vereinigten Staaten 
von Amerika haben verschiedene Kommentato­
ren festgehalten, daß mit den wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten die Popularität des Kriegssiegers 
George Bush in das Bodenlose gefallen ist. Und 
eine vergleichbare Situation finden wir in Öster-
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reich vor. Ich rede jetzt nicht von den Wahlen, ich 
werde das nicht auflisten, Herr Kollege! (Zwi­
schenruf des Abg. Dr. N 0 w 0 I n y.) 

Herr Kollege Nowotny! Ich werde es nicht auf­
listen. Ich werde Sie nicht damit in eine peinliche 
Situation bringen, daß ich aufzähle, was allein 
Ihre Landesgruppe Oberösterreich in diesem Jahr 
an Mandaten verloren hat. Das wäre beschämend 
für Sie, schweigen wir darüber, lassen wir die Ver­
luste der Sozialdemokratischen Partei im abge­
laufenen Jahr. (Beifall bei der FPÖ. - Abg. 
Sc h war zen b erg er: Wo nehmen die Blauen 
die Stimmen ~i'ohl her?) 

Die Verluste haben sich summiert, und die Ver­
luste bewirken gegenwärtig, meine lieben Freun­
de der sozialdemokratischen Fraktion (Abg. Dr. 
Sc h ra n z: Freunde sind wir nicht.'), daß dann, 
wenn gegenwärtig eine Nationalratswahl stattfin­
den würde, nicht nur Kollege Schranz damit rech­
nen müßte, daß er neuerlich ganz massiv verlie­
ren würde, nicht nur Kollege Schranz, sondern 
auch viele, viele andere Kollegen müßten damit 
rechnen, daß sie aus diesem Parlament hinausge­
wählt werden würden. (Beifall bei der FPÖ. -
Abg. Helmuth 5 t 0 c k e r: Hochmut ist immer 
zum Fall gekommen.') 

Das Linzer Meinungsforschungsinstitut IMAS 
hat im November, und zwar genau vom 11. bis 
27. November - schreibe das mit, Kollege Stok­
ker, du wirst es bei deinen Versammlungen erzäh­
len können - eine Meinungsumfrage durchge­
führt. Es wurden 1 500 Österreicher befragt - es 
waren auch einige Salzburger dabei, ich merke es 
zumindest an hand der schlechten Daten für die 
Sozialdemokratie. Aus dieser Meinungsumfrage 
ergibt sich, wenn jetzt Nationalrat~.wahlen durch­
geführt würden, dann würde die Osterreichische 
Volkspartei auf 28,8 Prozent der Stimmen kom­
men, und dann würde - das ist das Bemerkens­
werte, meine Herren vom sozialistischen Zentral­
sekretariat - die SPÖ auf 39,7 Prozent absinken. 
(Oh-Rufe bei der SPÖ.) Das ist ein Verlust von 
zirka 3 Prozent gegenüber den letzten National­
ratswahlen, bei denen die Sozialdemokratie noch 
bei 42,8 Prozent gelegen ist. Schwarz schaut es 
aus für die Roten in diesem Land. Das ist das 
Ergebnis der falschen Budgetpolitik. (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Ich fürche, daß Sie die falschen Rezepte anwen­
den, meine sehr geehrten Damen und Herren von 
der Regierungskoalition! 

Eine große Delegation der sozialdemokrati­
schen Fraktion besucht in den Weihnachtsferien 
den fünften Kontinent. Das ist wahrscheinlich 
eine Studienreise, bei der Sie insbesondere das 
Verhalten des Känguruhs beobachten werden: 
Wie kann man mit einem leeren Beutel besonders 
große Sprünge machen, Herr Kollege? (Heiterkeit 

wul Beifall bei der FPÖ.) Das wird, Kollege Resch 
... (Abg. Res c h: Kollege Gugerbauer.' Indem 
man sich ein Seil an den Fuß bindet und von der 
Brücke springt.') Kollege Resch! Sie sind ein alter 
Australienfahrer, Ihnen kann ich ja nichts vorma­
chen, Sie sind ja viel unterwegs. Ich möchte nur 
darauf hinweisen, Kollege Resch, es hat keinen 
Sinn, wenn wir zwei miteinander streiten, es gibt 
doch weit interessantere Streitpaare. (Abg. Mag. 
Pos c h: Das finde ich auch, Herr Gugerbauer.') 
Wenn ich denke, was gestern am Abend hier in 
diesem Haus los war. wie sich der Herr Bundes­
kanzler und der Herr Außenminister in die Haare 
geraten sind, dann war das ja wirklich für jeden 
Demokraten aufbauend. Daß in dieser Koalition 
überhaupt nichts mehr läuft, das war doch wirk­
lich erleuchtend und klar für j~den, der das beob­
achtet hat. (Beifall bei der FPO.) 

Und der nächste Außenminister der Österrei­
chischen Volkspartei hat auch getan, was in sei­
nem Rahmen möglich war, damit er sich profi­
liert. 

Ich höre, Herr Kollege Khol, der "runde Tisch" 
im TV war heute ganz ordentlich, Sie haben dem 
Kollegen Jankowitsch nichts geschenkt und er Ih­
nen nichts. Das zeigt halt, daß diese große Koali­
tion wirklich keine Zukunft hat, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren. Merken Sie sich das 
für das kommende Jahr. 

Sie haben jetzt, Herr Dkfm. Lacina, im Rah­
men Ihrer Möglichkeiten und durchaus mit vie­
len, vielen Schwierigkeiten, die Ihnen auch von 
der anderen Seite aufgetürmt worden sind, einen 
Haushaltsentwurf zusammengebastelt. Aber mit 
diesem Budgetentwurf werden Sie nicht durch­
kommen, Sie werden schon gar nicht die Mög­
lichkeit haben, daß Sie im kommenden Jahr einen 
haltbaren Budgetentwurf für das Jahr 1993 be­
schließen können. 

Es hat einen großen Wirtschaftsphilosophen 
gegeben ... (Abg. Par ni gon i-eine Karika­
tur in die Höhe haltend -: So schaut ihr aus.') Ja, 
ja! Das ist dein Vorbild, Kollege! Ich weiß schon! 
Das sind die alten Assoziationen mancher Rot­
brauner, das ist ja nichts Neues, Kollege Parnigo­
ni. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Ich darf Sie, Herr 
Kollege ... (Heftige Z'Yvischenrufe bei der SPÖ.) 

Kollege Parnigoni hat etwas zuviel vom Weih­
nachtsbock zu sich genommen, das passiert halt! 
(Heiterkeit und Beifall bei der FPÖ. - Abg. Par­
fl i gon i: Sie sind ein Krüppel! - Abg. Dr. 
F uhr man n: KoLLege Gugerbauer.' Jetzt wird es 
billig.' Jetzt wird es sehr billig.'> 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In 
der sozialdemokratischen Fraktion hat es eine 
Phase gegeben, in der man sich noch mit Wirt­
schaftsphilosophen auseinandergesetzt hat. In der 
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Sozialdemokratischen Partei hat man zu einem 
frühen Zeitpunkt auch nachgeschlagen, was John 
Maynard Keynes niedergeschrieben hat. Man soll­
te nicht alles glauben, man sollte nicht alles um­
setzen, was er zu Papier gebracht hat. aber einen 
Satz darf ich Ihnen, meine sehr geehrten Damen 
und Herren von der großen Koalition, in die 
Weihnachtsferien mit zum Überlegen geben. 

Ich zitiere John Maynard Keynes: 

"Das klassische Gegenmittel gegen klassische 
Inflation sind Sparmaßnahmen. Maßhalten! 
Haushälterisch denkende Politiker setzen die ver­
schwenderischen von der Macht ab." 

Nächstes..1ahr werden wir weitersehen. (Beifall 
bei der FPO. - Abg. Lei kam: Pfui.') 23.:'9 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort ist niemand 
mehr gemeldet. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Generalberichterstatterin hat das 
Wort. Bitte schön. 

Generalberichterstatterin Anna Huber (Schluß­
wort): Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 
Herren! So. wie jedes Jahr üblich, möchte ich Ih­
nen als Generalberichterstatterin am Schluß die­
ser Budgetberatungen einige statistische Daten 
mitteilen, die zeigen, wie intensiv die Debatte 
zum diesjährigen Budget geführt wurde. 

Der Budgetausschuß hat vom 19. bis 29. No­
vember 1991 an acht Verhandlungstagen die Ver­
handlungen über das Bundesfinanzgesetz 1992 
durchgeführt und abgeschlossen. Die Dauer der 
diesmaligen Budgetdebatte im Ausschuß liegt mit 
63 Stunden und 15 Minuten im Durchschnitt der 
letzten zehn Jahre. 

In der Aussprache im Ausschuß über die 
15 Beratungsgruppen gab es Wortmeldungen von 
316 Abgeordneten und 23 Wortmeldungen von 
Regierungsmitgliedern, Staatssekretären, des 
Rechnungshofpräsidenten und der Volksanwälte. 
Die Zahl der Debattenredner einschließlich 
Zweitmeldungen teilte sich nach den Fraktionen 
wie folgt auf: SPÖ: 120; ÖVP: 98; FPÖ: 71; Grü­
ne Fraktion: 27. 

Nach den Schlußabstimmungen im Budgetaus­
schuß am 29. November 1991 wurden die Bera­
tungen am 5. Dezember 1991 im Plenum aufge­
nommen und fortgesetzt. An fünf Tagen wurde 
der Entwurf zum Budget 1992 hier im Hohen 
Haus beraten. 

Im Zuge der Debatte, die insgesamt 68 Stunden 
und 54 Minuten dauerte, wurden 267 Wortmel­
dungen abgegeben. Davon entfielen: auf die SPÖ­
Fraktion 104; auf die ÖVP 60; auf die FPÖ 65; 

auf die Grünen 38. Die Regierungsmitglieder und 
Staatssekretäre ergriffen insgesamt 30mal das 
Wort. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident Dr. Lichal: Ich danke der Frau Gene­
ralberichterstatterin für diese Statistik. die sie uns 
gegeben hat. 

Wir kommen jetzt zur A b s tim m u n g über 
die Beratungsgruppe XI des Bundesvoran­
schlages 1992. 

Diese umfaßt die Kapitel 50 bis einschließlich 
55, 59 und 75 in 250 der Beilagen in der Fassung 
des Spezial berichtes in 300 der Beilagen. 

Hiezu liegen Abänderungsanträge der Abge­
ordneten 01'. Nowotny, Bayr und Genossen vor, 
die sich auf die VA-Ansätze 1/51249, 1/53017, 
1/53247, 2/52014, 2/52804, 2/52860, 2/52870, 
2/52890, 2/53400, 2/55006 und 8/59849 beziehen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die den Ka­
piteln 50 bis einschließlich 55, 59 und 75 in der 
Fassung des Spezialberichtes in 300 der Beilagen 
unter Berücksichtigung der Abänderungsanträge 
der Abgeordneten Dr. Nowotny. Bayr und Ge­
nossen ihre Zustimmung erteilen. um ein diesbe­
zügliches Zeichen. - Das ist die M ehr h e i t. 
A n gen 0 m m e n. 

Nunmehr gelangen wir zur Abstimmung über 
den Text des Bundesfinanzgesetzes samt Titel 
und Eingang in 250 der Beilagen in der Fassung 
des Ausschußberichtes in 300 der Beilagen. 

Hiezu haben die Abgeordneten Auer, Dr. No­
wotny und Genossen Abänderungsanträge hin­
sichtlich der Schlußsummen in Artikel I, Arti­
kel II Abs. 2 Z. 3 lit. b, Artikel V Abs. 1 Z. 7. Ar­
tikel V Abs. 2 Z. 5, Artikel VI und Artikel VII 
Z. 2 sowie einen Zusatzantrag betreffend die Ein­
fügung einer neuen Ziffer 25 in Artikel V Abs. 1 
eingebracht. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die für 
den Text des Bundesfinanzgesetzes samt Titel 
und Eingang in der Fassung des Ausschußberich­
tes unter Berücksichtigung der Abänderungsan­
träge sowie des Zusatzantrages der Abgeordneten 
Auer, Dr. Nowotny und Genossen eintreten, um 
ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist die 
Mehrheit. Angenommen. 

Schließlich gelangen wir zur Abstimmung über 
die zum Bundesfinanzgesetz gehörenden Anla­
gen, soweit über diese noch nicht abgestimmt 
wurde. 

Es sind dies: 

die Anlagen LA bis LC - Gesamtübersichten 
und 
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die Anlage 11.A - summarische Aufgliederung 
des Konjunkturausgleich-Voranschlages in 250 
der Beilagen, unter Berücksichtigung der sich aus 
den Spezialberichten in 300 der Beilagen sowie 
den im Plenum angenommenen Anträgen erge­
benden Änderungen, ferner 

die Anlage 111 - Stellenplan. Zu 250 der Beila­
gen, in der Fassung des Ausschußberichtes 300 
der Beilagen, 

die Anlage IV - Fahrzeugplan, Zu 250 der 
Beilagen. in der Fassung des Ausschußberichtes 
300 der Beilagen, sowie 

Anlage V - Plan für Datenverarbeitungsanla­
gen. Zu 250 der Beilagen. 

Hinsichtlich der Anlage III - Stellenplan -
haben die Abgeordneten Elmecker, Dr. Pirker 
und Genossen einen Abänderungsantrag bezüg­
lich der Planstellenbereiche 1100 "Zentrallei­
tung" . 1130 "Bundespolizei", 1140 "Bundesgen­
darmerie" sowie der dadurch bedingten Summen­
änderungen eingebracht. 

Da nur dieser eine Antrag eingebracht wurde, 
bringe ich die Anlage BI - Stellenplan - in der 
Fassung des Ausschußberichtes in 300 der Beila­
gen unter Berücksichtigung des Abänderungsan­
trages der Abgeordneten Elmecker. Dr. Pirker 
und Genossen zur Abstimmung, und ich bitte 
jene Damen und Herren, die hiezu ihre Zustim­
mung erteilen, um ein diesbezügliches Zeichen. 
- Das ist die Mehrheit. Angenommen. 

Wir gelangen schließlich zur Abstimmung über 
die restlichen, noch nicht abgestimmten Anlagen 
zum Bundesfinanzgesetz, und ich ersuche jene 
Mitglieder des Hohen Hauses, die auch hiefür 
eintreten, um ein Zeichen der Bejahung. - Das 
ist mit Mehrheit angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung über das Bundes­
finanzgesetz 1992 samt Anlagen beendet. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die auch in 
dritter Lesung für den vorliegenden Gesetzent­
wurf sind, um ein Zeichen der Zustimmung. 
Das ist die M ehr h e i t. 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter Le­
sung a n gen 0 m m e n. 

Damit ist das Budget für das Jahr 1992 verab­
schiedet. (Allgemeiner Beifall.) 

2. Punkt: Wahl zweier Vertreter Österreichs in 
die Parlamentarische Versammlung des Europa­
rates 

Präsident Dr. Lichal: Wir gelangen nunmehr 
zum 2. Pu~kt der Tagesordnung: Wahl zweier 
Vertreter Osterreichs in die Parlamentarische 
Versammlung des Europarates. 

Durch das Ausscheiden des Mitgliedes der Par­
lamentarischen Versammlung des Europarates 
Dr. Rainer Pawkowicz sowie des Ersatzmitgliedes 
Dipl.-Ing. Michael Schmid ist es notwendig ge­
worden, eine Nachwahl vorzunehmen. 

Vorgeschlagen ist als Mitglied Herr Abgeordne­
ter Dkfm. Holger Bauer und als Ersatzmitglied 
Herr Abgeordneter Friedrich Probst. 

Da nur dieser eine Wahlvorschlag vorliegt, wer­
de ich hierüber gemäß § 66 Absatz 1 der Ge­
schäftsordnung, also nicht mit Stimmzetteln, 
a b s tim m e n lassen. 

Wird dagegen eine Einwendung erhoben? -
Das ist nicht der Fall. 

Ich ersuche daher jene Damen und Herren, die 
für die Annahme des von mir bekanntgegebenen 
Wahlvorschlages sind, um ein Zeichen der Zu­
stimmung. - Das ist mit Me h r he i t an g e -
no m men. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe bekannt, daß in der heutigen Sitzung 
die Selbständigen Anträge 271/A bis 276/A einge­
bracht worden sind. 

Ferner sind die Anfragen 2163/J bis 2188/J ein­
gelangt. 

Die n ä eh s te Sitzung des Nationalrates, die 
geschäftsmäßigen Mitteilungen und Zuweisungen 
dient, berufe ich für 23.39 Uhr, das ist also gleich 
im Anschluß an diese Sitzung, ein. 

Die jetzige Sitzung ist ge sc h los sen. 

Schluß der Sitzung: 23 Uhr 38 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 91 1133 
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